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Beginn der Sitzung: 10 Uhr 

V o r  s i t z e n  d e: Präsident Benya, Zweiter 
Präsident Dr. Maleta, Dritter Präsident Probst. 

Präsident: Die Sitzung ist e r ö f f n e t. 

Die amtlichen Protokolle der 1. Sitzung vom 
4. November und der 2. Sitzung vom 5. Novem­
ber 1971 sind in der Kanzlei aufgelegen, unbe­
anständet geblieben und gelten daher als 
genehmigt. 

K r a n k gemeldet sind die Abgeordneten 
Frau Dr. Johanna Bayer, Karl Glaser und 
Dipl.-Ing. Dr. Alois Leitner. 

Fragestunde 

Präsident: Wir gelangen zur Fragestunde. 
Wir beginnen j etzt - um 10 Uhr 2 Minuten � 

mit dem Aufruf der Anfragen. 

Bundeskanzleramt 

Präsident: Wir kommen zur 1. Anfrage, der 
Anfrage des Herrn Abgeordneten Tödling 
(OVP) ,an den Herrn Bundesk:anzler. 

11M 

Sind Sie bereit, die gesetzlichen Bestim­
mungen der Heeresgesetznovelle hinsichtlich der 
Waffenübungen zu beachten? 

Präsident: Ich erteile dem Herrn Bundes­
kanzler das Wort zur Beantwortung. 

Bundesk:aIllzler Dr. Kreisky: Herr Abgeord­
neterl Selbstverstänidlich ibin ich bereit, die 
gesetzlichen ,BestimmUJllgen der Heeresg'esetz­
novelle hinsichtlich der WaffenÜJbuiligen zu 
beachten. 

Präsident: Zusatzfrage. 

Abgeordneter Tödlin g: Herr Bundeskanzlerl 
Aus der Wehr'gesetznovelle geht eindeutig der 
Wille des Ges:et�gebers - nämlich der Wille 
Ihrer FIiaktion und der der FPO - hervor, und 
Sie haben diese Bestimmun'9 hi'rusichtlieh der 
Truppenübungen in Frag,e ·gestellt. Ich möchte 
Si'e �ragen, Herr Bundeskanzler: Hat Ihre Frak­
Non die FPO - ich darf den Ausdruck ge'hr,au­
ehen - ·absichtlich hine'inge'legt? 

Präsident: Herr Bundeskanzler. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Dazu habe ich 
in dreifacher Weise Stellung zu nehmen. 

Erstens einmal habe ich in der in Frage 
stehenden Diskussion lediglich meiner Auf­
fassung auf Grund von Besprechungen Aus­
druck gegeben, an denen auch Sie, Herr Abge­
ordneter Tödling, teilgenommen haben, in 
denen uns seitens hoher Offiziere gesagt 

wurde, daß man nicht der Meinung ist, daß 
derartige Anforderungen an das Bundesheer 
technisch zu bewältigen wären. Das habe ich 
gesagt. Ich habe mich in dieser in Betracht 
kommenden Diskussion mit dem Herrn Abge­
ordneten Dr. Schleinzer eigentlich, wenn ieh 
mich richtig erinnere, überhaupt nicht mit dem 
Gesetz so sehr beschäftigt. (Abg. F a c h  1 e u t­
n e  r: Am Schmäh führen! - Heiterkeit bei 
der OVP.) 

Ich möchte aber sagen, daß für mich der 
gesetzliche Wortlaut nicht so klar ist; damit 
das klargestellt ist. Diese Auffassung teilen 
hervorragende Juristen gleichfalls, während es 
auch für den anderen Standpunkt natürlich 
j uristische Interpretationen gibt. Das aber nur 
am Rande. Das ist die zweite Sache. 

Und die dritte Sache ist die, daß Verhand­
lungen, die zwischen zwei Parteien des Hauses 
geführt werden, nicht Akte der Vollziehung 
sind und ich daher von diesem Platz aus nicht 
in der Lage bin zu antworten. 

Präsident: Eine zweite Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Tödling: Herr Bundeskanzler! 
Ich 'gl'�l1'be, daß es nicht r:eleV1ant :sein kann, 
was Fachleute oder, wile Sie meinen, mHitäri­
.sche F.achleute meinen. Ich 'glCl'Ube, daß Sie 
den Auftm,g :halben, das Gesetz .zu erfüllen. 
Sie waren es, der dieses Gesetz in Flrage 
stellt - im habe das schon ausgeführt, im 
habe 'Selber Ihre Aussage im Fernsehen 
gehört -, der gemeint hat: Das ist nicht klar, 
hier wird man sehen, hemuskommen werden 
30 Tag·e. So Ihre Aussagle, Herr Bundesk,arnz­
ter. 

Ich glaube, daß es hier von sekundärer 
Bedeutu.ng ist, was F1achJleute sa,gen, Isorudern 
Sie haben dafür zu soI1gen, daß das Ge,setz 
vollzogen ,wird. 

Aber nun zu mei:ner Zusatrzfr.a.,ge. Herr Bun­
deskanzle,rl Sie hahen zweimal ein Ge'löbnis 
abgelegt, einmal als Regierungsmitglied und 
e'inmal als Abgeorone·ter .h-ier im Haus, :in .dem 
Sie .gelobt haben, die VeTfassung und ,alle 
Gesetze der Republik Ig,etr,eulidl zu 'beobachten 
und Ihre Pflichten nach bestem Wissen uIlid 
Gewissen zu erlüllen. Herr BundeskanzLer I 
Wenn DJUn für den einfachsten Staatsbürger 
Recht und Gesetz zu gelten hat, dann, glaube 
ich, umsomehr für einen Regierungschef bzw. 
für uns alle. Herr Bundeskanzler r Für mich 
haben Sie diese beiden Gelöhniss:e Igröblich 
v,erletzt, wenn Sie eiill Gesetz nunme:hr in 
Fr.age stellen. Ich möchte Sie fr·agen: Sirud 
Sie ' "  (Zwischenrufe bei der SPO. - Abg. 
S e k a n  i n a: Das ist Ihre deplacierte Mei­
nung! - Abg. Josel M o  s e  r: Das ist eine 
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Tödling 

ausgesprochene Gemeinheitf) Herr Bundes­
kanzler, 'ich möchte S1e fra'gen, ob Sie in der 
Lag.€ sind, meine AuUassung �u entkräften. 

Präsident: Ich bitte den Herrn Bundeskanz� 
ler um die Beantwortung. 

,.2/M 

Wie hoch ist der Finanzbedarf der verstaat­
lichten Industrie? 

Präsident: Ich erteile dem Herrn Bundes­
kanzler das Wort. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Hohes Haus!  
Bundeskanzler Dr. Kreisky: Zuerst einmal Zunächst möchte ich der Klar:stelilung we'gen 

möchte ich feststellen, daß es für die Frage, armehmen, daß es Isich .bei der Frag,e iIlach 
ob ich ein Gelöbnis verletzt habe und was dem Finanzlbetdarf der verstaatlichten Industrie 
dann zu geschehen hat, eindeutige Feststel- offenbar ,nicht nur um den Flirtanzibedarf für 
lungen in der Verfassung gibt. Ich lade den ein J.ahr, Isondern um den für jetzt vor,auss,eIh­
Herrn Abgeordneten Tödling ein, sich dieser baren FinaßlZbedarf handelt. 
verfassungsmäßigen Bestimmungen zu bedie­
nen (lebhafter Beifall bei der SPO), die d.ann 
in Kr,aft treten, wenn 'e1in solcher Verdacht 
vorliegt oder be,grun.det ist. Es Igibt ' ja  Ig,anz 
genaue FesUegungen hierüber, wenn derart 
gravier,ende Beschuldigung,en 'gegen ,ein Mit­
glied der Bundesregierung erhoben werden. 

Zweitens möchte ich ausdrücklich sagen, daß 
ich nur meiner Auffassung Ausdruck Igegeben 
habe, daß der Auftl'lag, den der Gesetzge'ber 
erteBt, der ist, daß die ZaM der W,affenübun­
gen 60 Tage nicht übeIiSte'ig,en darf, und daß 
ich der Meinung bin, daß das ,ein lJimi;t ist, 
das der Gesetzgeber f,estg,elego1 hat. Das k,ann 
eine :irrtümlicbe Auff.aSisuflig sein. Ich ,leite 
dar,aus den Schluß ab. (Zwischenrufe bei der 
OVP.) Auch hier gibt es, wenn ,es  Meinungs­
verschiedenheiten geben ,sollte, :entsprechende 
Möglichkeiten. 

Auf der ander,en Seite möchte ich dar,auf 
v'erwetsen - das habe 'ich damals Ischon 
geban -, daß der Gesetz,g,eber ;auch bezüglich 
der Scbu1gesetze g,ewiss,e AJufträge ,erteilt hat, 
dlie sich im Laufe der J,ahre ,aLs technisch nicht 
so leicht 'zu bewerkst,eliligen helr,aussteLlten. S o  
hat das Reichsvolksschu1lgesetz seinerzeit 
schon vor lang,ern verlangt, daß e,s Ülbierall die 
entspr,ecbenden Tu.rnsäl,e zu ,geben hat, eine 
Forderung .des Gesetzes, die b1s heluie noch 
nicht überall dUI'chgefühI1t w,erden konnte. 
(Abg. Dr. H a i  d e r: Schöne Aussichten!) 

Ich habe mich lediJglich ,auf die technischen 
Schwierigkeiten g,estützt, ha:be .a:ber erklärt, 
dlaß es Sache des Res'sortmin1sters ist, sich 
um die VerwirkJichung der en:tspr,echenden 
Bestimmung'en zu kümmern. Bringt ,er es 
zustande, dann ,j,s.t es ,gut; :bringt ,er es nicht 
zustand,e, wird IDan sich darüber unterhalten 
müss!en. (Ironische Heiterkeit bei der OVP.) 

Präsident: Ich danke dem Herrn Bundes­
kanzler. 

Wir gelangen nunmehr zur 2. Anfrage. Es ist 
dies die Anfrage des Herrn Abgeordneten 
Staudinger (OVP) ,an den Herrn Bunde.skanz­
ler. 

Nach den BeI'echnungen - ich kann mich j ,a 
nur auf Informationen stützen, die mir g.ege­
ben werden; ich bin ja :nicht in der Lage, 
mich ,in diese Frag,en direkt einzumischen, ich 
kann ,a1so nur Fr,agein stellen und FI1iligen Wlei­
tergeben - werden für den Zeitr,aum 1 97 1  

bis 1 975 ungefähr 28 Milliarden SchilliIllg 
gebraucht werden. 

Präsident: Eine 
Abgeordneten. 

Zusatzfrage des Herrn 

Abgeordneter Staudinger: Sehr geehrter 
Herr Bundeskanzlerl Hinsichtlich dieser 28 Mil­
liarden Schilling Investitionen in das Anl,age­
v:ermögen liesen wir in den Zeitungen, ,daß 
etwa 1 7,5 Milliarden aus dem IsogeIl!annten 
c ash-flow auf,gebracht werden können. Hin­
sichtlich der r,estlichen 1 0,5 Milliarden sind ,s;eii­
telllS der OIAG noch unter der Zeit de:s Herrn 
Gene.raldirektoI<s Kot'hJbauer etliche Aktionen 
erfolgt. So hat Gen:eraLdirektor KotJhbauer am 
14. Oktober 1 910 dem Herrn Finanzminister 
wegen einer Dotierung im Budget geschrieben. 
Die OIAG hat am 23. Juni 1 97 1  an Sie, Herr 
BundeskanzLer, ein Schrerben gerichtet und 
erwähnt, es müßten iIliSbe.sonde!1e ,im Hinblick 
auf die Tatsache, 'daß im Budget 1971, von der 
Bergbauförderung aibges,ehen, keine Mittel für 
die OIAG vorgesehen gewesen seien, für die 
Strukturverlbessemng im Budget 1972 645 MH­
Honen SchiUing :enthalten sein. 

Nun hören wir, Herr BundeskanzLer, daß 
im Budg.et 1912 für die OIAG unter dem Titel 
der St:rukturv,erbesserung keine Mittel im 
Hiaushalt vorg,esehen sind. Ist dies richfli!g, 
Herr Bundeskanzler? 

Präsident: Ich erteile dem Herrn Bundes­
kanzler das Wort. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Herr Abgeord­
neter! Ich hin ,nicht in der Lag,e, heute genaue 
Budgetziffern für das Budget}ahr 1 972 anzu­
geben, ,aber es wird das ja in .ganz kurzer 
Zeit möglich sein. Ich kann jedoch so Vliel 
sagen, daß für idas Jahr 1911  ,auf die Dividen­
dIenausschüttung durch die OIAG ,an dien 
Bgentümer Bund vernichtet wurde und dlaß für 
das Jahr 1 972 ein anderer Weg beschritten 
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Bundeskanzler Dr. Kreisky 

werden wird . .  Es wird zur 'DiviJdendenausschüt­
tU!ng kommen, weil das sichtbar.er ist, aber es 
ist beahsichtigt, den ,gesamten Bettag der 
OIAG wieder für Zwecke der Ka'pitalaufstok­
lmng zur \T.erfügunJg 'zu stellen. 

Im übrigen habe ich ;zusammen mit dem 
Herrn Finanzm1nister, weil wir hier weg·en 
der Ubernahme von G ar:antien eine gewisse 
Verantwortung haben, der OIAG emlge 
Grundsätze zur FinanzieIUIlg übermittelt, von 
denen 'ich g1aube, daß sie dem kommerzieillen 
Ohar,akter der Betriebe eher entsprechen a-1s 
andere Lösung,en, di'e ,er:st aLs allerl'etzte in 
Betnacht kämen. 

Präsident: Eine zweite Zusatzfrage des 
Herrn Abgeordneten. Bitte. 

Abgeordneter Staudinger: Sehr geehrter 
Herr Bundeskanzler ! Hi'11sichtIidl der Dividen­
den el'wähnt GenerakrirektotI Kothbauer in 
dem von mir ber,e,its angefüihrten Bdef vom 
14. Oktober 1970: NUT unteT ,der Vorausset­
zung, daß die OIAG etwa 150 bLs 200 Mil­
lionen Schilling Dividende zu Izahlen in der 
LaJge sein soll!lte, wäre ,eine ZUlWenJdUIlJg seitens 
dies Bundes von jäihI1lich 650 !bLs 750 Mil­
lionen Schilling erforderlich. 

Wenn ich mich an dem orientiere, 'w.as hier 
gesagt ist, und an der Größenordnung von 
150 bis 200 Millionen Schilling, dann Lstalso 
di'e Belassung der Dividende ,in deT OIAG 
zweifellos ein unz11r'eichendes Mittel, di,e 
FinanzierungSIlücke zu ,stopfen. 

Ich ,möchte Sie fvagen, ob hins-ichblich der 
von rhnen ,angedeuteten Finanzierungsmög­
lichkJeiten !etwa wieder ,an die mehrfach enge­
künd1gte Aktienemission .g,�dacht -i.:st. 

Präsident: Ich bitte den Herrn Bundeskanz­
ler um die Beantwortung. 

Bundeskanzler Dr. Kreisky: Eine Aktien­
emission ist meinerseits nie angekündigt wor­
den, und es ist an sie auch nicht gedacht. 

Es hat sich um folgende fünf Vorschläge 
gehandelt, die seitens· der Bundesregierung 
gemacht wurden: 

Erstens einmal wird der OIAG empfohlen, 
daß sie sich um eine konsequente Ausnützung 
des Fremdfinanzierungsspielraumes bemüht, 
wie das andere Unternehmungen auch tun 
müssen. 

Zweitens hätte sie sich ihren Tochtergesell� 
schaften gegenüber um eine Politik verstärkter 
Dividendenausschüttungen zu bemühen, um so 
besser disponieren zu können. 

Drittens sollen die Dividendenleistungen 
verwendet werden, um die erforderlichen 
Kapitalerhöhungen durchzuführen. 

Viertens soll der inländische Kapitalmarkt 
durch die OIAG im Wege der Emission von 
Industrieanleihen in Anspruch genommen 
werden. 

Fünftens hat die Regierung darauf aufmerk­
sam gemacht, daß es beträchtliche steuerliche 
Erleichterungen etwa durch den gespaltenen 
Körpersdlaftsteuersatz gibt. Zur Ausnützung 
dieser Erleichterungen bietet ja das OIG· 
Gesetz eine Handhabe. 

Präsident: Ich danke dem Herrn Bundes­
kanzler. 

Bundesministerium für Inneres 

Präsident: Wir kommen nun zur 3. Anfrage, 
der Anfrage der Frau Abgeordneten Doktor 
Hubinek (OVP) lan den Herrn Bundesminister 
für Inneres. 

31M. 
Welche Maßnalunen planen Sie angesichts des 

alarmierenden Ansteigens der Rauschgiftkrimi -
nalität? 

Präsident: Bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesminister für Inneres Rösdt: Sehr 
geehrte Frau Abgeordnete ! Wir hahen, begin­
nend mit Herbst des Jahres 1 970, die ganze 
Zeit des Jahres 1 971 eine ,s'�r -intensive Schu­
lung Jener Beamten durchgeführt, die sich mit 
der Abw,ehr von Rauschgift Ibeschäft:iogen. 

Im Oktorber dieses J'ahreshalben Beamte 
des BUIlIdesministeriulThs für Inneres IUnd der 
Bundespoliz,eidir,ektion ,an einem ,seihr iinstrUik­
tiven Seminar für Rauschgiftabwehr in 
Wrushington teilgenommen, und wir versuchen 
nunmehr, die E:rkenntn�ss'e und die M,ethoden, 
die dort vorgetragen wurden, auf die äster­
r:eichischen Ex:ekutivor.gane zu übertmg,en. 

Es wird 'zu Beg'inn .des J,aJhres 1 972, w,ahr­
scheinlich mit 1. Februar, eIDe ZentraLstelle für 
R,auschgHthekämpfung im Bundesministerium 
für Inneres eingeI1ichtet werden. Si,nn und 
Zweck di,eser Einrichtung ist, daß von di-eser 
Zentr,alstelle ,aus auch diejen1g,en Stellen, die 
sich in den Bundesländern mit diesen Dingen 
beschäftigen, koordiniert, angewiesen und 
zl1samme.ngef'aßt w,erden können. 

Daß ,aHe diese Maßnahmen offensichtlich 
doch eine gelWisse Auss.icht auf Erfolg hJaben, 
dürfte ,wohl die Aktion vom letzten Samstalg 
beweisen, ,bei der ,e.s in Wien gelungen .j,st, 
den Igröß.ten RaurSchgiftschmug,g,el der l'etzten 
Zeit in Osterreich a:U1f�uklär,en, indem 72 k,g 
Haschisch in einer Wiener Wohnung beschlag­
nahmt wurden. Ich 'Werte das ,als einen ,gew1s­
sen ErfoLg ,all der Bemühungen, die von seiten 
des Bundesministeriums für Inneres und der 
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Bundesminister Rösm 

PoIizeidirektion W:ien auf diesem 
durchgeführt wurden. 

Gebi.et drucksvollen Rede eröffnet, und wir glauben, 
daß auch von dieser Seite her diese Aufklä-

Präsident : Eine Zusatzfrage. Ich bitte, Frau rung und diese Maßnahmen in, so scheint es 

Abgeordnete. 
mir, ausreichendem Maße durchgeführt 
werden. 

Abg. Dr. Marga Hubinek: Herr Bundesmini­
ster! Wenn lauch der Drogenmißlbnauch ,sicher­
lich .nicht j ene Zahlen erreicht wie in �ander·ern. 
Staaten, so ist er doch alarmierend. Sie kennen 
j .a ,die Zahlen der Kriminailstatistik, deflZufolg,e 
von einem J.ahr ,auf das andere, von 1969 
auf 1 970 die Delikte UrIIl 'I,ast 300 Proz·ent 
ge,stiegen sind 'Uilid 'im Folgejahr 1970/1 1 um 
fast 230 Prozent. Ich glaube, wir sind uns 
einig, daß man verstärkt auch Präventivmaß­
nahmen setzen sollte. 

Präsident: Eine zweite Zusatzfrage. Bitte, 
Frau Abgeordnete. 

Abgeordnete Dr. Marga Hubinek: Herr Bun­
desminister! Ich 'glaube, getrennte Kompeten­
zen sollten keine EntscbuLdigung dafür sein, 
daß wir verschied.ene Maßnahmen unterblei­
ben �assen. 

Darf ich, Herr Bundesminister, Ilhnen noch 
die konkrete Frage stellen: Werden Sie in­
itiativ werden, damit die Bundesregierung 
auch die wirksame UNO-Konvention aus dem 
Jahre 1964 be.schHeßt? Es :ist Ihnen sicherlich 
bek·a'llJIlt, daß diese UNO-Konv'ention über 
Narkotika, die aJUch Verbotsnormen Is,etzt, bis­
her im Katmpf gegen den Riauscbgiftihandel 
eine sehr wirksame HUfe darstelJte. Werden 

Darf ich Sie nach Präventivmaßnahmen kon­
kret fragen: Sie haben ja sicherlich verfolgt, 
welche Maßnahmen die Münchener Polizei 
setzte. Einerseits hat sie eine sehr schockie­
rende Ausstellung unter dem Motto ins Leben 
gerufen: "Du machst Dich kaputt, und der 
Händler macht Kasse", um damit ein bisserl Sie in dieser Hinsicht initiativ werden? 

der Drogenideologie zu begegnen und die Präsident: Bitte, Herr Bundesminister. 
Kehrseite zu zeigen; zweitens gibt es B d . .  t R" h S h h t "d' 
fr d K 

. .  
d' f t d 

I un esmlms er osc: e r gee r e gna Ige 
legen

. 
e ommlsslOnen, le

. 
so or ann, 

Frau! Damit ich nicht mißverstanden werde: 
wenn eme Meldung erstattet WIrd, daß Rausch-

Ich '11 . h 'cht t ch 1d' Ib 'ch . .. . . WJi mlC nl en s u l,gen, Ci! .er 1 
gift uber die Grenzen geschmuggelt WIrd, oder 
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wenn RauschgIft den Besitzer wechselt, zum . . "  
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eme Fr.agestellung ,an eInen mcht kompetenten 

msa z ge angen. as a en le von lesen 
M

' . 
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k k t p "  t' . ß h 2 
. mIster nur 'so eantwortet wer en tt-ann, 

on re en raven Ivma na men . 
daß er sagt: Ich habe keine KompeteIlJZI Denn 

Präsident: Herr Bundesminister, bitte. es würde im -gegenteilig.en Fall j'a mit Sicher­
heit zu einer sehr ·scbarfen Kritik des Hohen 

Bundesminister Rösch: Ich glaube, sehr 
geehrte Frau Abgeordnete, daß alle diese Maß­
nahmen natürlich überlegenswert sind. Ich 
bitte nur zu berücksichtigen, daß die rechtliche 
Situation der Bundesrepublik anders ist als 
bei uns in Osterreich. Wir haben auf diesem 
Gebiet eine ganz exakte Kompetenzteilung 
zwischen dem Bundesministerium für soziale 
Verwaltung und der sogenannten Suchtgift­
kommission, mit Suchtgiftkatalog usw. auf der 
einen Seite und auf der anderen Seite den 
Exekutivbehörden, deren Aufgabe es ist, die 
Verfolgung vorzunehmen. Die Aufklärung, die 
präventiven Schutzmaßnahmen, die j a, wie Sie 
selbst angedeutet haben, wahrscheinlich auf 
diesem Sektor nicht in erster Linie in Polizei­
rnaßnahmen, sondern in psychotherapeutischen 
Maßnahmen bestehen, in Aufklärung, begin­
nend von der Schule bis in alle j ene Gemein­
schaftsorgane, in denen man sich mit solchen 
Fragen beschäftigt, sind ein Kompetenztat­
bestand für das Bundesministerium für soziale 
Verwaltung und werden von dort, soviel wir 
wissen, auch sehr intensiv wahrgenommen. 
Wir haben in Osterreich erst vor kurzer Zeit 
eine eigene Aufklärungswoche in diesen Fra­
gen durchgeführt: Wie Sie wissen, hat sie der 
Herr Bundespräsident mit einer sehr ein-

Hauses fiilhren, wenn ich meine Kompetenzen 
übeIischritte. 

Im gegenständlichen Fall der UNO-Konven­
tion, muß ich Leider Slagen, 1st es ehenfalls 
nicht so, daß ich überhaupt eine IniUativ.e 
ergreifen könnte. Die Initiative Hegt bei dem 
Bundesmini,ster für Auswärtige Angelegenhei­
ten im Einvernehmen mit d:em Bundesm1n1ster 
für soziale Ve.rw,altung - auf Grund :des 
Gesetz'es, das dClJS Hohe Haus hier vor einiger 
Zeit beschlossen ·hat. 

Präsident: Danke, Herr Bundesminister. 

Wir kommen nun zur 4. Anfrage, zu der des 
Herrn Abgeordneten Dr. Broesigke (FPtJ) an 
den Herrn Bundesminister für Inneres. 

6/M 

Welche Vorkehrung wird getroffen werden, 
um im Falle der beabsichtigten Auflösung der 
Stadtpolizei von Krems (Übernahme in den 
Gendarmeriedienst) eine dienst- und besol­
dungsrechtliche SchlechtersteIlung der be­
troffenen Beamten zu vermeiden ? 

Präsident: Ich bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesminister Rösch: Sehr geehrter Herr 
Abgeordneter! Die F�a·g.e der Ubernahme von 
Beamten der Stadtsicherheitswach'e von Krems 
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Bundesminister Rösch 

in di,e Bundes.gendaTmer1e ist, wie Sie ja 
wissen, durch ,ein·en Beschiluß des Gemeinde­
r'ales der Stadtgemeinde Krems ,auf.geworfen 
wOI'den. Die rechtlichen Vorauslsetzungen sol­
len durch einen Gesetzentwurf ,geschaff·en wer­
den, der zurzeit der Begutachtung unte>Ilielgt, 
und zwar w.egen der Mögli�eit, daß ·auch 
die BunJdesgeIlJdarmer-i'e in Städten mit eig,enem 
Statut den SicherheHsodienst übernehmen kann. 

Wir haben den Be,amten hei den bisheri.g·en 
VerhandlUIlJgen zug,esichert, daß sie ·a.uf keinen 
Fall eine SchlechtersteIlung .gegenübe,r iden 
übf'i'gen Bunldesbedi-ensteten e�f,ahf:en werden. 

Die Problematik liegt nun darin, daß ein Teil 
dieser Beamten von Krems jedoch besser -
g!estellt ist. Ich glaJUbe, ich habe ,auch Ihr 
Venstäoonis dafür, daß es nicht möglich ist, 
nunmehr eine kleine Gruppe von Beamten 
bei einer Ubernahme besserzustellen als alle 
übrig,en im BundeS/dienst Beschäftigten. Das 
i,st auch nicht möglich. 

Auf der :anderen Seite a:ber ist es ISO, daß 
niemaIlJd von den Beamten Angst zu haben 
braucht, daß er :geschädilgt 'Wind, da er j,a 'ein 
pragmaUsi,ertes Dienstverhältnis mit der 
Stadtgemei'ooe Krems hat und von der St'adt­
·g.emeinde Krems weiterhin Ibe.schäftigt lW.erden 
muß, auch dann, wenn er nicht mehr im Exeku­
tivdienst täHg ,sein .sollt'e. 

SchHeßlich ,gtbt ,es noch Schwierigkeiten, da 
hei e:inzelnen Beamten die Anst'eHungs,erfor­
derniS/se für eine BundeSianstellung nicht ,er­
fül.lt siIlJd. Ich habe die .A:bs i cht , sofern diese 
Beamten ·ihre Uhernahme wünschen, ,einen 
derartig,en Antrag der BUlnldesmgi,e,rUIllg zur 
Nachsichtert'eiluIllg für diese mangelnd'en An­
stellung.serforderniss,e vorzule'gen. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. Bitte, Herr Ab­
geordneter. 

Abgeordneter Dr. Broesigke: Herr Bundes­

Es kann dias alles nur ·auf fre·iwilHger Ba'sis 
geschehen. Ich .wiederhole: Die Beamten 
stehen in einem pIlagmatisierten Dienstver­
hältn1s mit der Stadtgemeinde Krems, UM 
die St:ructtgemeinde KIIems haftet natüI'IHch für 
die,sen Vertr,ag, den sie mit ihren Bediensteten 
'einge.gangen ist, in volLem Umf.ang. Die Stadt­
gemeinde Krems 'k.ann ·g·ar nicht einen Beamt·en 
gegen seinen Wmen ,entlassen oder Ülber­
stellen. Ich bin daher der Meinung: Drus Bun­
desg'esetz, von dem ich gesprochen habe, ,soll 
nur .die Möglichkeit bieten, daß diese Beamten 
übel1steIlt werden können, [aber niemlals einen 
Zw.ang auf diese Beamten :ausüben. 

Prä sident: Noch eine Zusatzfrage. Bitte, Herr 
Abgeordneter. 

Abgeordneter Dr. Broesigke: Herr Bundes­
minister! Diese Probl,ematik 1st natürUch klar, 
daß der eiu21elne Bedi·enstete ,an. 'seinem 
Dienstverthältnis zur Stadt Krems J,esthalten 
kann. Es ist alber ohne Zweif,e.l .doch ,das Ziel 
der Poli'zeiverwaltUIllg, diese bisherLgen Stadt­
poilizisten vo.n Krems weiter für den Sicher­
heH,sdienst zur Verfügung zu haben. Es wäre 
daher wohl lauch zweckmäßig, nach einer 
LösuIllg zu suchen, ./bei der der ,einzelne B.eamte 
nicht ·an dem Diens-tverhältnils !zur Stadt Krems 
festhält und dadurch für den Sicherheitsdienst 
ver loreng'eht. 

Sie wisse.n, Herr Bundesminister, .daß es 
·auch die Möglichkeit ,gäbe, in Krems ein 
BundespOilizeikommiSrSariat oder die Expositur 
eines BundespoHzeikommiSrsari,ates zu e.rrich­
t'en, womit dile dorti'g,en Bedi,ensf.!eten einver­
standen wären. Ich .darf Si,e .daher fI'lalgen, alb 
nicht in Anbetracht dieseT SacMagle doch im 
BUIlldesmini.sf.!erium für Inneres die Möglich­
keit .geprüft we·I'Iden kann, das ProhLem auf 
diese Weilse zu lösen. 

Präsident: Bitte, Herr Bundesminister. 

minister! Es ist rhnen wohl bekannt, daß sämt- Bundesminister Rösch: Sehr geehrter Herr 
liehe Beamten der Stadtpolizei Krems ohne Abgeordneter! Ich darf vi,e!llieicht noch einmal 
Rücksicht ,auf Partei'zUigehör'�g'k:eit die Uber- dar,ruuf hinweLsen: Es -ist nicht die Absicht 
nahme in die Gendarmevie weg,en der von, des Bunctesmlnisteriums für Inneres ausschli3lg­
Ihnen erwähnten Problematik ablehnen. Sind gebend gewesen, die.sl€ Beamten zu über­
Sie dessenungeachtet der Meinung, daß die nehmen oder eine Gendarmeri'edrenststeUe 
Zuteilung zur GeIlJdarmerie -im Wege ,eines dort zu errichten. Der Wunsch 'ging von de.r 
Bundesge'setzes ohne Rücksicht auf die d.a- Sta.dtgemeinde Kr,ems aus. Ich habe Ihnen das 
durch eintretende dienstrech1Jliche ScMechter- j,a auf Ihre Anfrage mit Schreiben vom 
stenung erzwungen werden ,soll? 3. September mitgete:ilt. Alles, was wir hier 

Präsident: Bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesminister Rösch: Herr Abgeordneter I 
Hier scheint ein Mißverständnis vOLzuHegen. 
Durch BundeSig,esetz �ann überhaupt nichts 'er:­
zwungen weIden. Keiner der Beamten kann 
meiner Uberz.eugung nach gelziwlUIl!g,en werden, 
seinen Dienstplatz von der Stadtgemeinde 
Kliems 'zur Bundesgendarmerile 1JU wechseln. 

besprechen, ist e:i:gentlich in di.es'em Schreiben 
schon beantwortet, also zwischen uns ,a1.lJSi�re­
tauscht worden, mit Ausnahme der ILetzten 
Frage 'betreffend die eVientueHe Errichtung 
eines Bundespolizeikomnüslsa.riates. Diese 
Meinung �st miT offiziell bis heute überhaupt 
noch nicht ZiUlgegangen. WabI halbe ich sie 
inoffizieiH vor ung'efähr vierzehn T!a.gen dias 
,eIlste Mal ,gehört. Wir üherprüfen derzeit, ob 
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Bundesminister Rösm 

dies möglich tst. Ich darf nur da.r,auf ,aufmerk­
sam machen, daß sich der Rechnungshof 
wiederholt hei v.erschiedenen Gele,genheiten 
gegen die Errichtung neuer Behör,den ausge­
sprochen :hat. Man muß ,aLso jetzt prüfen, 
inwieweit ein solcher Schritt ,sinnvoll i,s·t. 

Aber ohne mich jetzt en1dgÜJltig festlegen 
zu wollen, kann man,glaube ich, eines SIa,gen: 
Die 'besoldungsrechtlichen Probleme, um die 
es den Beamten jetzt geht, di.e das Haupt­
hinderni,s ,sind, wi,e Sie jetzt Sla,gen, werden 
durch e1ne 'solche Lösung nicht ,g·e regelt , denn 
auch bei der Sicherheitswache, hei einer 
eventuelLen Errichtung eines Bundespolizei­
kommiss.ariates bestehen g.anz ,genau die­
selben Schwierigkeiten. Letztlich ist e,s noch 
·eine Frage, ob die Landesregierung Nieder­
österreichrustimmen wird, daß wir do.rt ein 
BundespoHz'eikommislsariat erricht'en. De'11Il 
'auch da,s könnte wahr.scheinHch nur 1m Ein­
v,ernehmen ,geschehen, da Ja bei der Gen­
darmeri.e zurzeit noch die landesregierung 
eine gewilSse Kompetenz hiat. Ob die Landes­
regierung ohneweiter,s diese Kompeteruz auf­
gibt, w.eiß ich nicht. Geprüft wird die Frag'e 
zurzeit ,auf Grund dioeser inoffizie'�len Mittei­
lung, die mir vor ungefäihr vie.rzehn Tagen 
zuge,gangenlst. 

Präsident: Danke. 

Wir kommen zur 5. Anfrage, der Anfrage 
des Herrn Abgeordneten Dr. Kranzlmayr 
(OVP) ,an den Herrn BUnJdesminister für 
Inner,es. 

4/M 

In welchem Ausmaß wurde bei den Wahlen 
zum Nationalrat am 10. Oktober 1971 von der in 
der N ationalrats-Wahlordnung erstmals vor­
gesehenen Vorzugsstimme Gebrauch gemacht? 

Präsident: Herr Bundesminister, bitte. 

Bundesminister Rösch: Sehr geehrter Herr 
Abgeordneterl Ich ha:be in der Si�ung der 
Hauptwah1belhörde vom 22. Oktober :berichtet, 
daß bei den W·ahlen zum Nationalrat iIlJS­
.gesamt 5 1 .61 1 Stimmzettel a'bg.e.gebeu 'W1Urden, 
·auf denen ein K·andi,diat der v.om Wähler be­
zeichneDen P,artei .angegeben w.ar. Im Verhält­
nis zur Gesamtzahl der ·a:bgeg.ehenen gültigen 
Stimmen stellen sie 1,13 Pr·ozent dar. 

Davon ,entfiel'eu .auf die SoziaHstische P,a,rtei 
23.819 solcher Stimmen, ,auf die Osterreichische 
Volkspartei 24.656, .auf die Freiheitliche Partei 
2556, auf die Kommunistische Partei 469 und 
auf die nur in W�ien kJandtdierende W.ahl­
partei "offensiv links" 51 Stimmzettel. 

Diesen Hericht habe ich .damals der Haupt­
wahlbehörde mitgeteilt. Die Details ühe,r 
diesen Bericht Isind so umfangreich, daß ich 
glaube, ich würde die Fmgestunde damit !:1JU 

sehr beLasten, wenn ich si,e vOIllersen würoe. 
Ich bin aber selbstverständlich gerne bereit, 
Ihnen diese Details zur Verfügung zu stellen. 

Präsident: Herr Abgeordneter, eine Zusatz­
frage? - Bitte. 

Abgeordneter Dr. Kranzlmayr: Danke, Herr 
Bundesminister. Ich will nicht auf Details ein­
gehen. 

Aber sind Sie nicht auch der Meinung, daß 
dieses System, das Sie mit der Neuschaffung 
der Nationalrats-Wahlordnung als fortsduitt­
lich gepriesen haben, eigentlich rü<kschrittlich 
ist? Wenn ich die Zahllen veI1g1eiche, die 
früher bei Reihung,en und Streichungen ge­
wesen sind, so betrug die höchste Zahl 
ei'I1illal 4,2 Prozent. Noch i:m Jahre 1 910 lW·aren 
es immerhin 1 ,67 Prozent; also 77.157 R:eihun­
gen und Str.eichungen haben die Wähler vor­
genommen. Si·nd Sie nicht ,auch der Meinung, 
Herr Bundesmintster, daß dieses System der 
Vorzugsstimmen pfiaktisch eLnen Rü<kschritt 
bedeutet? 

Präsident: Herr Bundesminister, bitte. 

Bundesminister Rö sch: Ich glaube, sehr ge­
ehrter Herr Abgeordneter - Sie selbst haben 
ja schon die Vergleichszahlen vorgebracht -: 
Ein allzu großer Unterschied ist zahlenrnäßig 
zwischen den Reihungen und Streichungen und 
den Vorzugsstimmen nicht. Die Differenz be­
läuft sich auf 0,5 Prozent, also auf ein halbes 
Prozent in der Unterschiedlichkeit. Das ist 
also nicht sehr bedeutungsvoll. 

Die zweite Frage - ein Rü<ksduitt 
würde die andere Frage aufwerfen: Was hätte 
man anderes tun sollen? Hätte man das bis­
herige SY1stem d.es Reiihens und Streichens 
lassen sollen? - Das w,ar nicht möglich. Das 
war .a'us technischen Gründen nicht möglich, 
aber iIlJSbesondere auch nicht ,aus verfoasSlUllIgs­
redltlichen Gründen. Es war ,gerade das Almt 
,der Niederösterreichischen Land e sr.egi'e.rung , 
da,s sehr massj·ert erklärte: Das Aufrechterhal­
ten des Reihens und Streich·ens sei verfas­
sungsrechtlich unmöglich und ,s.ehr bedenklich. 
Das heißt ,also: Es 'war dies.es System mit 
den Vorzug.sstimmen wahrscheinlich das­
jenige,' dillS ·am ehestJen. noch pr,aktikaJbel Ige­
wesen 1st. 

Präsident: Eine zweite Zusatzfrage? - Bitte. 

Abgeordneter Dr. Kranzlmayr: Herr Mini­
ster! Ich zi'ehe jetzt den SchLuß: :Das vorher­
gehende System des Rethens und Streichens 
war sicherlich nicht ,sehr befriedigend, ins­
be,sondere - dJastst mir ·auch :bekannt - w,as 
die verfiassungsrechtliche Beden!klichkeit be­
trifft. Aber zWieifellos 1st auch dars nunmehr 
eingeführte System der Vorzugisstimmen auch 
nicht - in keiner Weise - hefri'edigend; es 
ist keinesfalils 'ein Fortschritt. 
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Dr. Kranzlmayr 

Nun meine Fr,age an Sie als Ressortchef: 
Haben Sie irgendwelche ande,ren Vorstellun­
gen ins Aruge Igetaßt, um den von den Wählern 
- weThn wir die Pr:essestimmen anschauen, 
wissen wir das - sehr 'energilsch vorg,ebrach­
ten Forderungen nach \T,erpersönlichung und 
Demokr,atisierung des Wahlrechtes RechnuIl!g 
zu tl1a,gen, die Sie uns, dem Hohen Hause, 
in Form einer Nov.elle mitteilen werden? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Rösch: Ich darf dazu fol­
gendes sagen, Herr Abgeordneter: Wenn Sie 
meinten, das bisherige System sei nicht be­
friedigend gewesen, so muß ich noch einmal 
feststellen: Es war verfassungswidrig. Also 
nicht nur unbefriedigend, sondern verfas­
sungswidrig. (Abg. Dr. K r  a n z 1 m a y r: 
Beides, habe ich gesagt!) Das schwerwiegen­
rder,e ArrgJUoffient, 'gl,aube ich, ist al,so schon dte 
Verfassungs widri-gkeit , schwlerwi,elgender als 
der Umstand, ob einem etw,as �usagt oder 
nicht. 

Zur zweiten Frage: Ich hCl!be nicht die Ab­
sicht, eine Novel1lierung der Nationalrats­
Wahlordnung in der nächsten Zeit dem Par.la­
ment vOfZluschlag,en. 

scheidung immer hej den zuständigen Organen 
im jeweilig,en .AJU.genblick. liegen wird. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. Bitte, Herr Ab­
geordneter. 

Abgeordneter DDr. König: Herr Bundes­
minister! Für uns :i!st diese Fr.age keineswegs 
ein Politikum, aus dem man billi.ges politisches 
K,apit,al schLagen möchte, wie das die "Arbei­
ter-Zeit�" zu UnI1echt dem Abg.eor:dneten 
ZeilJiing,er vQ.I,geworfen 'hat. Ich mei'11le, daß 
dazu die FrCilge viel zu -ernst 'ist. Aber Hundert­
tausende in unserem Land sind heute in 
ernster Sor,ge. Immer noch ist der dritte Mann 
in Freiheit. Ich ,glaube sagen zu dürfen: Wär:en 
die letzten Geiseln, die Kinder nicht frei­
gelaSlsen worden, dann hätte sich die Geisel­
naJhme w,ahrscheinlich noch weiteT fortgesetzt. 
Und die Tatsache, ,daß ein FlUnkstreifenlWa,gen, 
der nur mit einem Mann besetzt wa,r, gekid­
Illappt 'Wurde, wirf.t doch die ernste Frage 
nach der Per,sonallsituation !bei der Exekutive 
aJUf. 

Herr Bundesminister! Wir wissen um die 
schwierige Persona1situatio!Il, Cl!ber Si'e si:nd 
dafür zuständig, und dies,e Ve.rantwortung 
kann Ihnen niemand äbnehmen. Welche M,aß-
nahmen werden Sie ,auß.er d'er Aufnahme eines 

Präsident: Wir kommen zur 6. Anfrage. Es Protokolls und dem Studium der Fakten auf 
ist dies die des Herrn Abgeordneten Dr. König dem Sektor des Personals unternehmen, um 
(OVP) an den Her,rn Bundesminister für die Sicherheit .auf unse�en Straß,en zu gewähr-
Inneres. leisten? 

5JM 

Welche Konsequenzen werden Sie aus der 
EntführtUlg unschuldiger Staatsbürger durch 
Verbrecher zum Zwecke der Zusicherung freien 
Geleites ziehen? 

Präsident: Ich bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesminister Rösm: Sehr geehrter Herr 
Abgeordneter! Wie Sie wissen, war die,ser 
Ausbruch sozUJSag.en eine neue Art der Krimi­
nalität in Osterreich. nie Exekuti�e hat dabei 
eine Vorgangsweise gewählt, die zuerst ein­
mal das Ziel der Sicherung unschuldigen 
Lebens und der Vermeidung von Blut­
vergießen hatte. 

Nunmehr wq..rden alle diese AnoI1dnungen 
und Wei,SIU'Illgen in einem Protokoll !lInd in 
Nie.derschriften zusammeng,efaßt. Es wird die 
Aufg,ahe der Exekutivor,gane :in den nächsten 
T,agen und Wochen ,sein, zu überprüfen, 
welche Anordnungen richtig unld 'welche An­
ordnung'en falsch waren und wo man es besse.r 
m'achen könnt,e. Es wird versucht, ein gewisses 
Modell für ähnlicbe Fälle dieser Art zu er­
arbeiten, wOIbei aber k�argestellt sein muß, 
daß es kein perfekte,s Modell gibt, weil Jedem 
anderen .sich wiederholenden Fan wahrsche:in­
lich wiederum mit den entsprechend'en Maß­
nahmen be,gegnet werden muß und die Ent-

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Rösch: Herr Abgeordneter! 
Ich weiß, und Sie wissen es audl, daß in 
der nächst'en Nationalratssitzung eine Debatte 
über djes;e Frag,e ,im Hohen Haus abgeführt 
wrird. Ich ,gl.aube, 'ich k,ann mich 'also je,tzt 
kurz faJSsen. 

Ich ·darf zuerst einmallsagen, daß es sicher­
lich unterschiedliche AuUasisungen gehen 
kann, ob das Vor,g,ehen der Exekutive richtig 
oder falsdl gewesen ist. Das �j,st unbestritten. 
Ich ,glaube, ehrlich ,g,estanden, nicht, daß man 
sagen kann: Hätte man 'es so !Und so ,g,ema,dlt 
und wäre das und das Igewe,s'en, dann würde 
es so und so gewesen sein! Es i,st eben nicht 
so .gew.e.sen, und man muß von den Tatsachen 
ausg.elhen. 

Das heißt aliso, und d'<iJS möchte ich he,son­
ders betonen: Ln der letzten Sbation war keine 
Geiselsituation mehr vorhanden. Wenn ich 
von den K"indern ,absehe, die aber dann nicht 
mehr drinIllen w,aren, w,ar der Schluß keine 
Komplizierung mehr. 

Zweitens die Personalsituation: Die Per­
sonalsHuation tst nicht nur auf Grund dieses 
Vorf,alls aktuell geworden, im Gegenteil, bei 
dilesem Vodall hat es ·sehr 'Wenig Personal-
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Bundesminister Rösch 

'schwieri.gkeit,en ,gegeben, weil wir ja auf die 
E�nbe,rufun.g der Bereitschaften und so weiter 
1)urückgrei fen konnten. Aber sicherlich ist es 
eine ernste Frage,  wie man für die Wiener 
SicherheitSlwach·e das notwendige Personal be­
kommen wird. Darüber 'zerlbI'echen sich jetzt 
schon Isehr V11elie Leute Iden Kop f. Auch mein 
Amtsvorgänger hat sich vi·er Jahre lang ver­
geblich den Kop f darüber zerbrochen - der 
PerisonalstanJd ist �mmer weiter ahge\Sunken . 

Wir sind j etzt ,so weit ,  daß wir eher zu 
einem Stillstand des Ah.sinkens kommen. 
Allerdings ist dias noch immer nicht befriedi­
gend. Es müßte be·rgauf :g·ehoo.. Ich h.offe, daß 
wir ,aus den Unbersuchru.'nJg'en dreis IlßstHmts des 
Herrn Professors Dr. Bruckmann, d-ie Ende 
des Jahr,es fertig wepden, so viele Erkennt­
nis,se gewinnen, daß wir versuchen können, 
zu einer Aufstockung des Per:sonallst,ande,s zu 
kommen. 

Ich darf erwähnen, daß die Personalknapp­
heit ·auf diesem Sektor keine österreichische 
Erscheinung allein ist. Es ist f,ast ,eine inter­
nationale Enscheinung. Es geht allen Groß­
städten Europas ebenso, daß Isie 1)U wenig 
Personal auf diesem Sektor bekommen. A:ber 
nicht nur auf ,dem Exekutivsektor. Es gibt 
auch einig'e andere Herufssparten, in denen 
das ISO ,ist. Aber ich bin überzeugt davon, 
d,aß bei der im Hause in ,einigen T:ag,en statt­
findenden Debatte darüber ja noch ,ausfüihr­
lich ,geredet werden wird. 

Präsiden t: Noch eine Zusatzfrage. Bitte, 
Herr Abgeordneter. 

Abgeordneter DDr. König: Herr Bundes­
minister! Zunächst einmal glaube ich, doch 
einen W'�denspruch in Ihr,er FeststelLung zu 
sehen. Sie sa'gten : In dem konkreten Anlaß­
fall b.estand kein Personalproblem ; Sie konn­
ten auf die Bereitschaften ·�urückgre:ifen. Aber 
die Tatsache, d,aß ,eine Funkstreife nur mit 
einem Mann 'beset'zt war, läßt doch eher den 
Schluß zU, daß -es sich hier sehr wohl um 
ein Personalproblem hand.elt, wals Sie dann 
im zweiten Teil Ihrer Ausführungen - und 
darin sehe ich den Widerspruch - auch be­
stätigt haben. Das enthebt natürlich den ver­
antwortlichen Minilster nicht der Aufg,abe , die 
Problematik zu lösen . ICh möchte 'aher meine 
Ziweite ZusatJzf.r,age für ein anderes Gebiet v.er­
wenden . 

Herr Bundesminister! Es ist in der letzten 
Zeit im Zusamm€'nJha'll!g mit der Bekämpfung 
von Stra ftaten wiederholt s'ehr Ziersetzende 
Kritik an der Exekutive geübt worden, und 
es ist - ,so meine ich - nicht mit al,ler 
Deutlichkeit dieser zer,setzenden Kritik ent­
gegengetreten worden. Wie kann man er­
Wlarten, daß man das Nachwuchsprolblem lö,st, 
wie kann man g enügend junge Leute finden, 

die bereit sind, ihr Leben für die Sicherheit 
der Staatsbürger einzusetzen, wenn man hier 
nicht auch für das Ansehen j ener, die man 
dafür gewinnen will, entsp.rechend 'einzutreten 
bereit ist? 

Ich gll,aube, das ist ein s-ehr, sehr ernstes 
Problem, mit dem sich .sicher da,s Hohe Haus 
im Rahmen der Debatte wird bef.a,ssen müssen. 
Aber dieses Problem, Herr Bun.desminister , 
können Sie als 'Zuständiger Rerssortchef natür­
lich nicht auf das Parl,ament Ülhertra.gen, son­
dern das Parlament muß hier schon .an Si,e 
di,e Fl1aJge richten, w,as Sie dazu zu sagen 
haben . 

Ich darf in dielsem Zusammenhang auch 
noch die Fr'age stellien, ob Sie .gesetzliche 
Initioativen für notwendig haUen und welche. 

Präsident: Bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesminister Rösm: Es sind also, glaube 
ich, vier Fragen gewesen. (Heiterkeit.) 

Zur ersten Fr.age :  Ihr Schluß, daß die Be­
setzung des Funkstrei fenw.agens mit ,einem 
M'ann auf Personalmangel zurückzuführen 
war, ist tals ch . Die Dehatte wind es e.rgeben , 
warum dies·er Funkstreifenwa-gen 'zu dem ge­
gebenen Zeitpunkt nur mit einem Mann be­
setzt .gewesen ist. (Abg. Z e i J 1 i n g e r: 
Welche Debatte?) Es wird doch am Freita:g 
- soviel ich weiß , ist das vereinbart - eine 
Debatte über diese Frage Istattfinden, und in 
dieser Debatte . .  , (Abg. Z e i  J 1 i n g e r: Jetzt 
weichen Sie aus!) 

Herr Abgeordneter !  Ich gl.auihe nicht, daß 
es Aufgabe der Fr,agestunde i,st, hi,er eine 
wirkliche DilSklUJssion 'ab�uführ'en . (Abg. Z e j l­
l i  n g e r: Das sind einseitige Erklärungen!) Ich 
wa,r daher der Meinung, daß dann bei dieser 
De'batte die Gele,g,enheit besteht ,  ,ausführ.licher 
da7JU Stellun,g ZIU nehmen. (Abg. Z e i 1 1  i n­
g e r: Das is t keine Debat te! Der Justizminister 
spricht! Wir haben zu schweigen!) Mir ilst mLt­
geteiU worden . . .  (Abg. Z e i 1 1  i n g e r: Wann 
ist das?) Ich bitte um EntschuldigrrIflJg, mir 1st 
g,esagt word,en, daß mit den K,ltuhs die Eröff­
nung einer Debatte lam Frle.ilt(lig v,ereilnbart wor­
den ist. (Abg. Z e i l  1 i n g e r : Der neue Stil 
Kreiskys!) Vd.ell!eicht .ist iCLaJs ein Irrtum. 

Darf ich also weiteflgehen . (Anhaltende 
Zwischenrufe bei der FPO.) 

Präsident: Bitte, der Herr Minister ist am 
Wort. 

Bundesminister Rösm (fortsetzend): Ich bitte 
noch einmal um Entschuldigung , Herr Abge­
ordneter Zeillinger. Mir ist gesagt worden, 
elS ist vlereilnhart wOfiden, daß dies,e Debatte 
am Freitag a!bgeführt wird. (Abg. Z e i J J i n­
g e r : Es ist überhaupt nichts vereinbart wor­
den! In der Prüsidialkonferenz ist gar nichts 
vereinbart worden! Bi tte keine falschen Infor-
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Bundesminister Rösm 

motionen für die Presse! Hier stimmt vieles 
nicht, Herr Minister!) 

Ich stelle fest: Ich bin f,alsch informiert . 
(Abg. Z e i 1 1  i n g e r: In Vös1au ist das dem 
Broda eingefallen! - Weitere Zwischenrufe.) 

Präsident: Bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesminister Rösm: Darf ich vielleicht 
die übrigen Fragen überspringen, damit nicht 
die ganze Fragestunde von mir belegt wird. 

Zur Frage gesetzlicher Maßnahmen: Gesetz­
liche Maßnahmen wurden j a  vom Parlament 
bereits in einem Entschließungsantrag betref­
fend das Polizeibefugnis- und -organisations­
gesetz gefordert, das den organisatorischen 
und rechtlichen Rahmen der Exekutive in 
Osterreich neu festlegen soll. 

Was die zweite Frage betrifft, das Ent­
gegentreten diskriminierenden Äußerungen 
glelgenüber und ISO weilter, lilllJS'besoIl!der,e der 
Presse, so gestehe ich offen, daß ich mich 
hier etwas schwer tue. Ich habe einige Male 
versucht, den zuständigen Zeitungen eine 
Gegenstellungnahme zu schicken, sie haben 
sie aber nicht gebracht. Es ist sehr schwierig, 
wenn in der Presse etwas falsch dargestellt 
wird, sich dagegen zur Wehr zu setzen, wenn 
eine Richtigstellung nicht gebracht wird, es sei 
denn mit einer Entgegnung. 

Ich darf aber sagen: Ich selbst bin absolut 
der Meinung, daß man Entgegnungen in sol­
chen Fällen nicht durchführen soll. Sie sind 
also, wie ich glaube, auch nicht immer mit 
den Auffassungen des Hohen Hauses konform. 

Antnag dieser Firma Hegt nach den Inf.orma­
tionen der Osterr.eichLschen Bundeshahnen bis 
j etzt nicht vor. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. Bitte, Herr Ab­
geordneter. 

Abgeordneter Dr. Reinhart: Sehr geehrter 
Herr Bundesminister! Hohes Haus! Aus Iden 
ErfahruIl!gen der Bundesrepublik Deutschliand 
weiß man, daß der Huck,etr-ansvelikehr nur 
über lä'ngere Stre<ken von den Frächtern laill­
genommen wi:r;d. Am .Beispiel der Bundesl'epu­
bhk DeutschJland wunde alber ,auch deutlich, 

daß Investitionoo für den Hucketr,ansverkehr 
von der öffentlichen Hand übernommen wer­
den mÜSSlBll. Im Leher-Plan wUIiden heispie1s­
wei.se Ntederf1urw.ag,en und Investitionen an 
Bahllllhöf,en für den HuckJetralllsv,erk,ehr a fonds 
pe:r;du zur Verfügung rgestellt, !Und �war mit 
dem Argument, daß damit der Straßenverkelhr 
von Schwertransporten entlastet wird. 

Ich -erlaube mir deshalb die Fmg'e: Ist dar'an 
gedacht, den Huck,etransverkehr dadurch zu 
intensivieren bezi,ehungsweise aufrechtzue.r­
hailten, .daß 'er -auf längere Streckien ausgedehnt 
und ,aus öffentlichen Mitteln ,subventioniert 
wird? 

Präsident: Bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesminister Frühbauer: Es ist ridüig, 
daß die nicht volle Auslastung dieser Trans­
portart über den Arlberg zum Teil darauf 
zurückzuführen war, daß die von der Gesell­
schaft vorgeschriebenen Frachtraten den Spedi­
teuren zu hoch erschienen und daß man auf 
einer so kurzen Strecke anscheinend nicht die 

Präsident : Ich danke, Herr Bundesminister. Vorteile dieser Transportart voll ausnützen 
kann. Es wurden daher Reduktionen am Tarif 

Bundesministerium für Verkehr vorgenommen, die aber auch zu keinem posi-

Präsident: Wir kommen zur 7. Anfrage, zu tiven Ergebnis führten ; das war eine Absen­

einer Anfrage des Herrn Abgeordneten Dok- kung von 1000 S auf 700 S. 

tor Reinhart (SPtJ) ,an den Herrn Buooels- Die Gesellschaft hat daraufhin Studien in 
minister für Verkehr. 

271M 

Wird es auch im heurigen Win�er wieder zu 
einem Abkommen zwischen den ORR und der 
Hucketransgesellschaft zur Autobefärderung 
über den Arlberg kommen ? 

Präsident: Bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesminister für Verkehr Frühbauer: Sehr 
geehrter Herr Abgeordneter! Die Osterreichi­
schen BUDIdelSbahnen stellen für die D:u.rchfüh­
�,ng des Huck'ep.ackv,er�ehl1s aJUf ,dem Adbelig 
lediglich !das roUende Material bei und ,erbrin­
gen di'e BeförderUIlig,sleistung. Die Entschei­
dung über eine Wiedera:ufnahme des Hucke­
packverkehrs über den Arlbe.rg lie,gt daher 
nicht bei den Osterreichischen Bunde,sbahnen, 
sondern bei der Hucketransgesellschaft. Ein 

der Richtung betrieben, inwieweit längere 
Relationen von den Spediteuren angenommen 
werden würden. 

Ich habe gleichzeitig in der Interministeriel­
len Kommission zur Fortentwicklung des Ver­
kehrskonzeptes den Auftrag erteilt, an ein 
Forschungsinstitut eine solche Studie darüber 
zu vergeben, welche Relationen für einen 
solchen Verkehr in Frage kämen. 

Gleichzeitig wird derzeit, soweit ich infor­
miert bin, mit der Deutschen Bundesbahn und 
mit den Italienischen Staatsbahnen über ein 
Projekt verhandelt - zum Teil wird das auch 
erprobt -, einen StreckenabschniU von Köln 
bis Verona über den Brenner miteinzube­
ziehen. Eine Entscheidung ist aber noch nicht 
gefallen. 
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Bundesminister Frühbauer 

Eine Förderung, wie sie in Deutschland aus 
den Mitteln der Straßenverkehrsabgabe der 
Deutschen Bundesbahn jährlich zur Verfügung 
stand, ist den Osterreichischen Bundesbahnen 
im gegenwärtigen Zeitpunkt nicht möglich. Die 
Hucketransgesellschaft hat sich aber mit einem 
solchen Ersuchen an das Finanzministerium 
gewandt. 

Präsident: Ich danke dem Herrn Bundesmini­
ster. 

Anfrage 8 ist eine Anfrage des Herrn Abge­
ordneten Zeillinger (FPO) an den Herrn Bun­
desminister für Verkehr. 

191M 

Werden Sie alle geeigneten Maßnahmen er· 
greifen, um jenen Rückschritt hinsichtlich der 
Dienstleistungen der Post, dessen Ankündigung 
in der Öffentlichkeit mit Recht Unmut hervor­
gerufen hat, zu vermeiden und die Postzustel· 
lung an Samstagen weiterhin zu gewährleisten ? 

Präsident: ICh bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesminister Frühbauer: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter! Bei der Generaldir.ektion 
der POIst- und T1elegr.aphenverwaltung ist 'eine 
Kommission aus Vertretem :der Gener,aJdir,ek­
tion und der Zentralen Personalvertretung ge­
bildet worden, die mit der Auf.gabe Ibetraut 
i-st, die Mö,g.lichkeit der Einführung der Fünf­
tagewoche i!m Postbetriehsdienst zu prüfen. 

Zu den Arbeiten dieser Kommissjon sind 
auch Vertreter der Bundeswirtschafts.�amme.f, 

des Z'eitungsher.ausg'eherv,erbiandBs und der 
Osterr'eichischen Postspar.ka5!se beig,ezogen 
worden. Die Kommission hat ihre Beratungen 
noch nicht abgeschlossen, sodaß auch noch 
keine Entscheidung darüber zurzeit gefällt 
werden kann, in welcher Form der Postdienst 
am Samstag endgültig gestaltet wird. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. Bitte, Herr Ab­
geordneter. 

Abgeordneter Zeillinger: Herr Bundesmini­
ster! S�e halben jetzt !ges.wgt: Es i,st noch nirnt 
g,e klärt, wie die Zustellung der Post am Sarns­
t1ag ,gestaUet wird. Daraus muß ich aLso indi­
rekt schliteßen, daß bei Ihnen doch noch die 
Absicht besteht, die Samstagzustellung ein­
zustellen. Darf ich Sie ,als Mini,ster, der Sie 
einer Regierung angehören, die sich gerne ' aLs 
fortschrittlich und modern bezeichnet, f!lagen. 
ob tatsächlich, nachdem vor 2 1 4  Jahren -
man kann sehr schwer sagen, einer Ihrer Amts­
vorgänger, es war nämlich Maria Theresia -
am 4. JiUni 1 757 mit Erl,aß die Verfügung 19,e­
troffen wurde, daß die Post an allen Tagen zu­
zustellen ist, Sie nun - wenn idl Ihre Worte 
richti'g verstehe - 1 97 1  die Absicht haben, 
wieder in das Jahr 1 757 zurückzufallen. Da­
maLs Wiar nämlirn die Post nur vier- und fünf-

mal zustemg. Das wäre also ein Rückschritt 
um 2 1 4  J:ahre. 

Ist Ihnen bekannt, daß Osterreich damit das 
einzige Land in Europa, wahrscheinlich auch. 
auf .der ,ganzen Welt wä,re, wo am Samstag 
koeine Post zug,estellt wird? 

Präsident: Herr Minister, bitte. 

Bundesminister Frühbauer: Mir ist bekannt, 
daß Osterreich damit das erste Land in Europa 
wäre, wenn man Luxemburg als Land in die­
sem Ausmaß ausschließt. Auf der Welt wären 
wir nicht das erste Land, weil in Neuseeland 
die Fünftagewodle eingeführt ist. (Abg. 
M i t  t e  r e r: Das moderne Osterreich!) 

Präsiden t: Eine weitere Zusatzfrage. Bitte, 
Herr Abgeordneter Zeillinger. 

Abgeordneter Zeillinger: Die Zustellung der 
Post ist nirnt nur für die Wirtschaft widltig, 
sondern auch für die Informationsfreiheit der 
Bevölkerung. Die Allgemeinheit sieht das, 
wie Sie aus dem unfreundlichen Echo in der 
Offentlichkeit ersehen haben, als eine bewußte 
und gezielte Einschränkung dieser Regierung 
an, da die Offentlichkeit dann nicht mehr in 
gewohnter Weise informiert werden kann. 

Darf idl Sie fragen, ob Sie entsdllossen 
sind, trotz der Proteste eine Maßnahme zu 
treffen, die den Großteil der österreichischen 
Offentlichkeit am Samstag von der Möglich­
keit, Informationen durch die Presse zu be­
kommen, ausschließt? Sind Sie bereit, einen 
solchen Weg als Minist,er dieser Regirerung 
zu ,gehen? 

Präsident: Herr Minister, bitte. 

Bundesminister Frühbauer : Ich habe in mei­
ner Aussprache mit dem Zeitungsherausgeber­
verband zugesichert, daß iCh der Kommission 
diese Bedenken, die es hier gibt und die all­
gemein vorhanden sind - ich habe das ja 
schon vorher oftmals zum Ausdruck ge­
bracht -, mit dem Auftrag übermitteln werde, 
eine Lösung anzustreben, die einerseits so­
wohl der Forderung der Postgewerksdlaft auf 
Einführung der Fünftagewoche im Postbe­
triebsdienst Rechnung trägt, andererseits aber 
auch diese Möglichkeit der Informationsfrei­
heit gewährleistet. 

Präsident : Wir kommen zur 9. Anfrage. Es 
ist dies eine Anfrage des Herrn Abgeordneten 
Pay (SPO) an den Herrn Bundesmin�ster für 
Verkehr. 

2 81M 
In welchem Stadium befinden sich die Vor· 

bereit ungsarbeiten für den Bau des Postamts­
gebäudes in Köfiach ? 

Präsident: Bitte, Herr Bundesminister. 
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Bundesminister Frühbauer: Herr Abgeord­
neter! Ich habe Ihnen am 27. Juli schriftllich 
mitgeteilt, daß die im J ahre 1 967 umg,eblauten 
und erweiterten Räum1ich�eiten für das Post­
amt, auf lang,e Sicht ,gesehen, zufolge des vür­
handenen Flächenausmaßes, das zur V'erfü­
gung steht, nicht ,ausr,eichen we,rden, daß ,eiS 
auch erw,artung,SIgerrnäß zu einem Notstand im 
Wählamt kommen wird und !daß dem�ufolge 
ein ,gemeinsames Post- I\lnd Wälh�amt für Köf­
lach 'gepla'nt wird. Di.e Planung wird derzeit 
von der Post- und Te1egra:phendirektion Graz 
ausgearbeitet. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. Bitte, Herr Ab­
geordneter. 

Abgeordneter Pay: Ich habe deshalb diese 
neuerliche Anfrage gestellt, weil mir von Ver­
trauensmännern dieses Postbereiches mitge­
teilt worden ist - inwieweit das stimmt, weiß 
ich natürlich nicht -, daß man scheinbar j etzt 
seitens der Post- und Telegraphenverwaltung 
in der Steiermark die Absicht hat, die Planung 
und den Neubau dieses Postamtes noch auf 
weitere Jahre hinauszuzögern. Deshalb habe 
ich neuerlich diese Anfrage an Sie gestellt. 

Kann ich nun dezidiert erfahren, Herr Bun­
desminister, wann die Planungsarbeiten abge­
schlossen werden können? 

Präsident: Bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesminister Frühbauer: Ich werde das 
überprüfen lassen und Ihnen das nach Fest­
stellung mitteilen, wobei iCh darauf aufmerk­
sam maChe, daß natürliCh der Postamtsbau 
unmittelbar im Zusammenhang mit der Not­
wendigkeit des Wählamtsbaues gesehen wer­
den muß und erst dann die Realisierung mög­
liCh wird, wenn auf Grund der Situation der 
derzeitigen Unterbringung des Wählamtes der 
Neubau notwendig geworden ist. 

Präsident: Die 1 0. Anfrage ist die des Herrn 
Abgeordneten Thalhammer (SPO) an den 
Herrn Bundesminister für Verk:ehr. 

291M 

Ist an eine Erweiterung der Schließfachan­
lagen am Wiener Westbahnhof, die praktisch 
dauernd belegt sind, gedacht ? 

Präsident: Bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesminister für Verk,ehr Frühbauer: Herr 
Abgeordneter I Nach den Mitteilungen der 
Osterreichischen Bundesbahnen :ist der:zeit 
niCht da,mn 'gedacht, die Schließf,achanlagen 
in W,ien-Westbahnhof ;:lJU erweitern. 

Präsident: Eine Zusatzftage. Bitte, Herr Ab­
geordneter. 

Abgeordneter Thalhammer: Herr Bundes­
minister! Gibt es für dies'e NaCh,richt der 
Osterreichischen Bundesb ahnen eine Begrün­
dung? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Frühbauer: Nach den Er­
hebungen der Osterreichischen Bundesbahnen 
seien die Schließfächer, die am Westbahnhof 
vorhanden sind - es handelt siCh um insge­
samt 1 08 - in der Hochsaison zu 90 Prozent 
und in der reiseschwächeren Zeit nur zu 
50 Prozent ausgelastet. Es habe zwar einmal 
zwischenzeitlich eine gewisse Schwierigkeit 
gegeben, weil 20 Schließfädler nicht benützt 
werden konnten, da die Schlüssel in Verlust 
geraten sind und erst aus Deutschland die 
notwendigen Exemplare nachbestellt werden 
mußten. Im übrigen verweist die Bahnverwal­
tung auf den Umstand, daß neben den SChließ­
fächern den Reisenden selbstverständlich 
immer die Gepäcksaufbewahrung zur Verfü­
gung steht. 

Präsident: Eine zweite Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Thalhammer: Herr Bundes­
minister ! ICh möchte die Erhebungen der Bun­
desbahnen bezüglich der Ausl:astung der 
Schl:ießfächer nicht in Zweifel ziehen, aber 
meine ei,genen WahrnehmuIllgen und die mei­
ner Kollegen ,spreChen ,eine 'andere SprachJe. 
Man k'ann hinkommen, wann man ,will, die 
Schließfächer sind meistens hellegt, u'llId auch 
die Gepäc'kisautibewahpung, .die durch P.ersonen 
bedient wird, ist kein Ausgleich, denn sie ist 
nicht durchg,ehe.nd benützhar, Isondern sie 
sdlHeßt um 24 Uhr und beginnt erst wied,er 
Ulm 3 Uhr morgens ihren Di'enst. Es ist bei 
unseren Terminen ohneweiter,s möglich, und 
das nicht nur für uns, ,sondern .auch für die 
,ges.amte Bevölkerung und die Benützer der 
Bundeslbtalhnen, daß g,er.ade während dieser 
drei Stund,en ein Gepäckstück ,gebr,aucht wird. 

Ich hin daher schon der Meinung, daß es 
notwendig wäre - und dies entJspricht auch 
dem modernen Trend einer Selhstbedie­
nung -, die Zahl der Schließfachanlagen zu 
vermehren. 

Ich fr:a,ge Sie daher, Her,r Bund'esminister, ob 
unter diesen GesiChtspunkten nicht doch noch 
eine UntersuChung in dieser Hinsicht statt­
finden könnte. 

Präsident: Bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesminister Frühbauer: Bitte, iCh darf 
richtigstelIen, daß die Benützung der Gepäcks­
aufbewahrung nur in der Zeit möglidl ist, in 
der der Bahnhof geöffnet ist. Denn die Wiener 
Kopfbahnhöfe werden nachts gesperrt, sodaß 
dann auch die Schließfächer nicht zugängliCh 
sind. Ich bin aber gerne bereit, in Ihrer RiCh­
tung noch einmal eine Prüfung vorzunehmen, 
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Bundesminister Frühbauer 

ob eine zusätzliche Aufstellung von Schließ­
fächern möglich wäre. 

Präsident: 12. Anfrage : Anfrage des Herrn 
Abgeordneten Teschi (SPO) ,an den Herrn 
Bundesminister für Handel, Gewerbe und In­

Gewerbe und dustrie. Bundesminis terium für Handel, 
Industrie 

Präsident: Wir kommen zur 1 1 . Anfrage. 
der Anfrage des Herrn Abgeordneten Meißl 
(FPO) an den Herrn Bundesminister für Han­
del , Gewerbe und Industri,e. 

171M 

Haben Sie die Konsequenzen, die sich aus 
einer Abschaffung der Postzustellung an Sams­
tagen für Handel, Gewerbe und Industrie er­
geben würden, in Ihrem Ressort bereits einer 
eingehenden Prüfung unterziehen lassen ? 

251M 

Welche Auffassung vertreten Sie hinsichtlich 
der an Sie herangetragenen Pläne, an der Donau 
eine große Zellulosefabrik zu errichten ? 

Präsident: Ich bitte den Herrn Bundesmini-
ster. 

Bundesminister Dr. S taribacher: Herr Abge­
ordneter! Ich habe sofort, allS sich der Projek­
tant bei mir gemeldet hat, ver,anl,aßt, daß im 
Ministerium eine Untersuchungsgruppe e inge­
setzt wurde, um die :entsprechenden Vorarbei-

Präsident: Ich bitte den Herrn Bundesmini-
ten für di'ese,s Projekt 2lU leisten. 

ster. 

Bundesminister für Handel. Gewerbe und 
Industrie Dr. S taribacb.er: Das Bundesmini­
sterium wurde offiziell nicht damit befaßt ; ich 
habe aber selbstverständlich mit der Bundes-

Präsident: Eine Zusatzfrage. Bitte. Herr Ab­
geordneter. 

Abgeordneter Tescb.l: Herr Bundesminister!  
Ihnen ist  be�annt, .daß die Zellulosefalbrik 
Hinterber.g vor einigen Ta.g€'Il plötzlich ge-

handelskammer diesbezügliche Besprechungen schlo.ssen wurde und 370 Dienstnehmer vor 

aufgenommen. dem Winter aI1beitslolS wunden. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. Ich bitte, Herr 
Abgeordneter. 

. 

Abgeordneter Meißl: Herr Bundesminister! 
Ich glaube , dals reicht nicht aus. Sie sollten 
auch mit Ihren Ministerkolleg,en Fühlung neh­
men. Haben Sie in dies,er Richtung schon 
Schritte unternommen? 

Bundesminister Dr . S taribacher: Selbstver­
ständlich, Herr Abgeordneter. Ich bin mit dem 
Herrn Bundesminister für Verkehr in ständi­
gem Kontakt. (Heiterkeit.) 

Präsident: Noch eine Frage. Bitte, Herr Ab­
geordneter. 

Abgeordneter Meißl: Herr Bundesminister ! 
Das glaube ich Ihnen gerne. nur würde mich 
sehr, sehr interessi'eren. welche Maßnahmen 
Sie im Sinne meiner Anfra1ge vor,sehen wür­
den, wenn es dazu kommen sollte. hier die 
notwendige Entlastung vor 'allem für den 
Fremdenverkehr 21u bringen. Ich ,gl,aube. daß 
es nicht mög1ich ist • .daß wir als ausg,esproche­
nes Fremdenvellkehrsl,aIl!d in Europa voraus­
gehen mit der Einführung einer Fünftag,e­
woche, das heißt ke1Il!er Zustellung am Sams­
talg. 

Präsident: Bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. S taribacher : Herr Abge­
ordneter! SOIlange mir keine konkreten Vor­
schläge seitens des Herrn V,erkehr.smin�sters 
unterbreitet werden. wie die Zustellung er­
fo1g'en kann, kann .ich 'Ilatür.lich auch keine 
"Wenn-Probleme" mit ihm Ibesprechen. 

Das unter Umständen .geplante ZelLulose­
werk an der Donau hätte zur Fo.L.ge, daß alle 
übrigen ZeHstoffabriken Osterreichs Igeschlos­
sen werden müßten. Die Schließung dieser 
Betriebe würde eine katastrophale Auswir­
kun.g auf die Infrastruktur j ener Gemeinden 
und Gebiete haben. wo diese Fabriken sind. 

Ich frCllge Sie, Herr Minister : Sind Sie bereit, 
leitende Herren der P:apieri'l1idustri,e einzu­
Laden, UiIIl :mit ihnen 'ein Koordinierung:sge­
spräch bezüglich 'eine,r Umstrukturierung der 
österreichischen P,apier- und Zeillstoffindustrie 
vorzunehmen und zu diesem Gespräch auch 
Vertreter der AI1be itnehmer ,einzuladen? 

Präsident: Bitte , Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dr. Staribacher : Herr Abge­
ordneter! Ich 'bin Ida,zu nicht nur ibereit. SOll­
d'ern ich habe das hereits v:eranlaßt. In der 
Gmndsatz-gruppe wird .in der nämsten Woche 
eine diesbezüg,lich,e Besprechung ,stattfinden. 

Präsident: Ich danke dem Herrn Bundes­
minister. 

Die 60 Minuten der Fragestunde sind abge­
laufen. Somit ist die Fragestunde beendet. 

Einlauf und Zuweisungen 

Präsident: Die eingebrachten Anträge weise 
ich zu wie folgt : 

Antrag l IA der Abgeordneten Mondl und 
Genossen betreffend Einsetzung eines parla­
mentarischen Untersuchungsausschusses ge­
mäß § 33 der Geschäftsordnung des National­
rates dem Finanz- und Budgetausschuß und 

3. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 13 von 115

www.parlament.gv.at



50 Nationalrat XIII.  GP - 3. Sitzung - 10. November 197 1 

Präsident 

Antrag 2/ A der Abgeordneten Hobl und I vollzugsanstalt Stein sind der gesamten 
G enossen betreffend die Einsetzung eines par- österreichischen Offentlichkeit bekannt. Sie 
lamentarischen Untersuchungsausschusses ge- ' werden Gegenstand des Beweisverfahrens 
mäß § 33 der Geschäftsordnung des National- in den hereits anhäIllg�g,en Strafverfahren 
rates dem Bautenausschuß. ge.gen die zwei in Haft befiIlldlichen Aus­

Ich ersuche nun den Schriftführer, Herrn 
Abgeordneten Zeillinger, um die Verlesung 
des Einlaufes. 

brecher bilden. Uber ,(He organisatorischen 
und 'allenfalls auch disziplinären Maßnahmen, 
die auf Grund der in diesen Tagen offeilikundiJg 
gewordenen Mäng.el in Isachlicher und in per-

Schriftführer Zeillinger: Von der Bundes- sönlicher Hinsicht im Bereich der Justiz zu 
regierung sind folgende Regierungsvorlagen treffen sind, werde ich nach <Abschluß der im 
eingelangt : Gang befindlichen EPIDittlungen ber,ichten. 

Bundesgesetz über den Schutz des Lebens, 
der Gesundheit und der Sittlichkeit der Arbeit­
nehmer (Arbeitnehmerschutzgesetz) (3 der Bei­
lagen) , 

Bundesgesetz über den Verkehr mit Lebens­
mitteln, kosmetischen Mitteln und bestimmten 
Gebrauchsgegenständen (Lebensmittelgesetz) 
(4 der Beilagen), 

Bundesgesetz betreffend entgeltliche und un­
entgeltliche Veräußerungen und Belastung von 
unbeweglichem Bundesvermögen (5 der Bei­
lagen), 

Hohes Haus ! Wir werden mit groß,em Nach­
druck und der ,gebotenen Raschlheit den tiefe­
ren UI1sach·en, die zu den Vorfällen am 4. No­
vember 1 971 in der StrafvoUzu,gs.a.nstaU Stein 
geführt halben, nachgehen, und wir werden 
uns nicht damit begnügen, nur die äußeren 
Anlässe, di'e den Ablauf der bekannten Kausal­
kette von Erei.gnissen schließlich aus.g,elö:st 
haben, zu registrieren. Wir werden vielmehr 
in unsere UnteIisuchungen die .g,alllZen viel­
schichtigen Proble,me der AnhaltunJg von Straf­
gefangenen, die langj ährtge Freiheitsstrafen 
ve,rhüßen, einbeziehen, damit wir gesicherte 
Grundl,agen dafür gewinnen, welche or.ganüsa­
torischen und pr.aktischen Lehren wir ziehen 
müssen. 

Bundesgesetz betreffend die Finanzierung 
der Pyhrn Autobahn im Abschnitt St. Michael 
bis Deutsch Feistritz (Pyhrn Autobahn-Finan­
zierungsgesetz) (6 der Beilagen), Darüber hinaus fühle ich mich 'aber schon 

Bundesgesetz über Maßnahmen auf dem heute verpflichtet, das Hohe Haus bei dieser 
Gebiete des Abgabenrechtes (7 der Beilagen) Gelegenheit übeT die Gründe meine,r Ent-

Bundesgesetz betreffend die Ubernahme der scheidung a].s Bundesminister für Justiz am 
4. November 1 97 1  zu informieren. Ich tue das Bundeshaftung für Anleihen, Darlehen und 
im Einvernehmen mit dem Herrn Bundes­sonstige Kredite der Oesterreichisch-Alpine 

Montangesellschaft (8 der Beilagen) . minister für Inneres, mit dem ich in den ver­
gangenen Tagen in fortlaufender, ständiger 
Verhindung gestanden bin. Präsident: Die vom Schriftführer verlesenen 

Regierungsvorlagen werde ich gemäß § 41  
Abs. 4 Geschäftsordnungsgesetz in der näch- Hohes Haus I Am Nachmitta.g des 4 .  Novem-

sten Sitzung zuweisen. ber .um 17 Uhr 55 erreichte mich das drirugende 
telefonische EIlsuchen des AIllstaliS'leiters von 

Den Bericht der Bu�desregierung gemäß § 9 . Stein, Hofr,at Kosak - der seit 35 Jla:hren im 
Abs. 2 des Landwlrtsmaftsgesetzes, BGB!. ' Justizwachdienst steht und seit 15 Jahl'en 
Nr. 1 55/1 960 (Grüner Plan 1 972) , samt Beilage Direktor der Anstalt 1st -, ilin zu eJ1mä ch ti gen , 
(Bericht über die Lage der österreichischen zum Schutz des Lebens der heüden Geiseln 
Landwirtschaft 1970) (111-2 der Beilagen) weise die Ausfahrt der Ausbrecher mit den Geiseln 
ich dem Ausschuß für Land- und Forstwirt- aus der Anstalt 'zu gestatten. 
schaft zu. 

Erklärung des Bundesministers 
Dr. Broda 

Ich habe Hofrat Kos�ak ,diese Vollmacht er­
für Justiz teilt, im 'etgeIlJen Wir.kJungskr,eis - jedoch im 

Einvernehmen mit dem inzwischen in der An-

Präsident: Bevor wir in die Tagesordnung 
eingehen, gebe ich bekannt, daß sich der Herr 
Bundesminister Dr. Btoda zur Abgabe einer 
Erklärung zum Wort gemeldet hat. Ich erteile 
ihm das Wort. 

stadt eingetroffenen Leiter der Strafv.ollzugs­
sektion des Bundes.ministeriums .für JusHz -
di,e ilhm richtig erscheinenden Maßnahmen �u 
treffen. Der Empfehlung des AnstaltsleiteIlS 
schloSISen sich der ebentiaHs in. der Anstalt 
anwesende Präsident des Kreisgerichtes Krems 
und der Leiter der Staatsanw,aItschaft Krems Bundesminister für Justiz Dr. Broda: Herr 

Präsident! Hohes Haus ! Dife Geschehni.sse an. 

im Zusammenhang mit dem Ausbruch Ich ühemehme daher d�e volle V:erantw.or­
von drei Strafgefangenen aus der Straf- tung für die von der ADJS1Jaltsleitung gegen-
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Bundesminister Dr. Broda 

über den AUSlbr'echern ab diesem Zeitpunkt, 

zu dem sich zwei Geiseln, darunter ,eine 
26j ährige Frau und Mutter, in den Händen 
der Ausbrecher bef,a,nden, gewähilte Vorgan9ls-
weise, und ich stehe zu den getroffenen Maß­
nahmen. (Beifall bei der SPO.) 

Im konkreten Rall mußte entschieden wer­
den, was höher zu steHen war: das im AUJg'en­
blick und unmittelbar hedrdhte Leben von 
Menschen - gemeint sind die Geiseln, die sich 
in deT Gewalt der Ausbrech,er hefanden - oder 
die Gefahr, die der Allgemeinheit durch eine 
Fre:ilaslsung der Aiusbrecher drohte. Die Justiz­
behörden haben sich in diesem konkreten 
Fall - mit meiner vollen DeckIung - für 
den Schutz des unmittelbar und ,ge.genwärtig 
bedTohten Lebens entscMeden. Da:bei hatte 
ich als Leiter des Justizressorts auch jene 
ausländi.schen Beispiele der letzt'en MO'I1!ate 
vor Augen, die weltweites Entse1a:en ausge­
löst haben. 

Natürlich bestand in diesen hektischen Nach­
mittagls- und Aibendstunden des 4. November 
1911  niemals auch nur der 'geringst,e Zweifel 
darüber, daß die Ausbrecher bei Anwendung 
von W,affengewalt die Anstalt nicht lebend 
v€I1la,ssen hätten. Aber damit wär,e unlösbar 
die Gefährdung des Lebens der Geiseln und 
noch weiterer Menschen v'erlmnden gewesen. 
Die glieiche Frage hätte Isich nach Meinung 
aller an Ort :und Stelle lanwesenden Justiz­
funktionäre ,auch für den F:all des unbefriste­
ten passiven Zuwartens gestellt. D.arum haben 
wir auch diese Variante nicht weiter verfolgt. 

Nachdem diese Grundsatzentscheidung 
- ich wiederhole ,es noch ,einmal : unter voller 
Ministerverantwortlichk,eit, . der ich mich 
st'elle - ,gefällt worden war, konnte das Ziel 
des weiteren V'erhalteIlls der JUistiz- bezie­
hungsweise Sicherhe'itsbeJhörden in den l1iach­
folgenden Stunden und T,agen nur sein, das 
Leben der bedrohten Geiseln zu schützen 
und die endgültige Flucht beziehungsweise 
das Untertauchen der , Ausbrecher ohne Ge­
fährdung des Lebens der Geiseln IZU ,erschwe­
ren beziehungswei,se zu verhindern. In diese 
Richtung i,st dann die h1nhaltende ZeflIDür­
bUIllgstakUk durch ,die Sicherheits- und Justilz­
behörden nicht zuletzt durch psychologisch,e 
BeeinflUISsuIllg Igeg,ang1en. 

Es war dabei Pflicht der Behömen und �ihrer 
Organe, sich sowohl von unbedachten Augen­
blick.sretaktionen ,aLs ,auch von Re1aktionen aus 
V,ergeltung,sdrang freimbalten und alles die­
sem Zweck unterzuordnen. 

nahmen .getroffen werden, um ähnl:iche Gewalt­
akte von voniherein ,als ,aussichtslos er,schei­
nen zu la,s,sen. Im übrigen war der rSchließliche 
Mißerfol'g, mit dem auch dieses Ausbruchs­
unternehmen zu einem wesentlichen Teil be­
reits 'geel1idet hat, ein taughcher,es Mittel, um 
eine WiederhOlI'uIlIg zu vermeiden, ,als ein 
spektakulärer Schußwaffenge'brauch, der nur 
zu leicht Isehr tragi'sche Folgen nach sich ziehen 
kann. 

Ich benütze noch einmal die Geleg,enheit, 
um vor dem Hohen Haus, ,so wie es schon 
die Bundesregierung getan hat, allen j enen, 
die beruf.smäßig oder freiwiIItg selbsblos und 
mutig auch unter Hintansetzung des eigenen 
Lebens .dazu beig,etr.agen haben, daß Blutver­
gießen vermieden ul1id die endgültige Flucht 
von bisher zwei Gew:alttätern ,auch tatsächlich 
verhindert wUlide, 'zu danken. (Beifall bei der 
SPO,) 

Hohes Hausl Der Gesetzgeber nat auf Grund 
lange zurück.reichender Vor,aI1beit-en durch die 
ei l1istimmige Ver.abs chiedung des Str,afv.oll­
zugS/gesetzes in der XI. Gesetzgebungsrperiode 
die Weichen für die WieHere Reform des öster­
reichisdlen Stra�vol1z,u,ges gesteHt. Die Justiz­
verwaltung ,arbeitet seit Inkrafttreten des 
StrafvollzugS/gesetzes ,am 1 .  Jänner 1 910 'inten­
siv an der Durchführung des neuen Gesetzes 
in der Pra�i,s. 

Die wesentliche Auf,gabe, mit der wir IdJabei 
konfrontiert werden, besteht darin, die Erfor­
dernis.se rechtsstaatlichen Verf.a!hrens, die j etzt 
auch für d en StrafvoUzJUg ,gelten, und die Ver­
pflichtungen, die Osterreich mit dem Beitritt 
zur Europäischen Menschenrechtskonv,ention 
übernommen hat, mit der Wirklichkeit des 
Strafvollrugs und dem Alltag in den Strafvoll­
zugsanstalten in Ubereil1istimmung zu bringen. 
Das erfOIldert ein Umdenken für uns aUe, für 
d,Clis 'geSiamte Per,sonal des StI1dfvollzugs, sehr 
viel g,eduldi,ge Erziehullg1sarbeit und ,auch die 
Bewälttgung von sehr viel Mehr.arbe'it für alLe 
Beteiligten. 

Wir sind .dennoch fest 'entschlossen, Iden uns 
erteilten eilllstLmmtgen Auftr,a\g des Gesetz­
g,ebers seinem Geist und Inhalt nach voill 
ZIU erfüllen, :wobei wir einzelne Etappen der 
Durchführung des StrafvoUzugsges'etzes !im 
Hinblick ·auf die Schwieri,gkeiten ,der Pr'axils 
etwCl!s al1iders durchführen 'woUen, als es ur­
sprünglich vor,gesehen war. Wir Iwerden dies­
bezüglich sehr Ibald dem Hohen NatioIllalr,at 
entsprechende Vorschläg,e vorlegen. 

Zu dem Isehr ernsten Problem der Gefahr An Sofortmaßnahmen Ziur Edeichterung der 
von Betspielsfolgen möchte ich s�gen : Das Lalge in der StmfvollzuglsaIlistalt Stein an der 
Hohe Haus kann versichert isein, daß die er- Donau wurde Iseit den Vorfällen vom 4. des 
forderlichen anstaltsintemen Sicherungsmaß- Monats fougendes v'er,anLaßt: 
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Bundesminister Dr. Broda 

Der Häftlingsstand soll :ins'besondere durch der nächstfolgenden Sitzung eine Debatte ab­
Verlegungen in andere AnstaUen in der näch- zuhalten. 
sten Zeit auf den NormalstJand von 900 gesenkt 
werdoen. Die bi.sherige Form der Vor.führung Präsident: Sie haben diesen Antrag gehört. 

von Häftlingen zur Gewährung von Alkten- Ich lasse über ihn abstimmen. 

einsicht wurde eingestellt, bis eine per,sonall­
spmende Durchführung entsprechend den Er­
fordernissen der Sicherheit gewährleistet wer­
den k.ann. In übereinstimmung mit dem 
DienststeHoenausschuß des Justizw:acheperso­
nals wurde verfügt, daß der Wachidioenst im 
Gesperre der Anstalt wäJhrend des nOlimalen 
Tagdienstes ohne da:s TrClJgen von Schußw,affen 
versehen weIden Iwird, wie dClJS Ischon 'bisher 

Ich bitte j ene Damen und Herren, die diesem 
Antrag ihre Zustimmung geben, sich von den 
Sitzen zu erheben. - Dieser Antrag ist ein­
stimmig angenommen. 

Die Debatte wird in der Sitzung am Freitag, 
dem 1 2 .  November 1 97 1 ,  nach der Budgetrede 
des Herrn Bundesministers für Finanzen statt­
finden. 

in ,den anderen .großen Anstalten gehandha,bt Debatte über die Erklärung der Bundes­
wurde. Die AlarmanLagen wellden ausgebaut 
und Sprechfunkanlagen für das Justizwache­

regierung 

personal angeschafft werden. Die :zahlen- Präsident: Wir gehen in die Tagesordnung 
mäß�ge Aufstodmng de.s Auflsichtspersona'l,s ein. Gegenstand ist die Debatte über die Er­
einschließlich des Fürsorgedienstes wird ,syste- klärung der Bundesregierung. 
matisch fortgesetzt werden. Der psychiatrische Al t W t Id t 

. 
t d H . " s ers er zum or gerne e IS er err 

Ber·atunglsdl'enst mit dem ZIel der besseren - " . 
1 d· ' d  I "  

. 
St f 11 d cl Abgeordnete Dr. Schlemzer. Ich erteIle es Ihm. 

n IV1 llia ISIerung 'I'ill ra vo zug UIlJ I ,er 
AussollJderung von Häftlingen, :die zur An- Abgeordneter Dipl.-Ing. Dr. Schleinzer 

haltung im normalen Str,afvoU21U,g n:icht ge- (OVP) : Herr Präsident! Hohes Haus ! Unter 

eignet slJnd, wird ver.stärkt werden. Der ärzt- den Aufgalben, die ei.ne Regierung im l..'a1.1fe 

liehe Leiter der Sonderanstalt Mittersteig, einer Amtsperiode zu ,erfüllen hat, glehört die 

Oberarzt Dr. Slug,a, wird schon in den nächsten Regierungserklärung, g�hört die Auf'zählung 

T'Clig,en die Anstalt besuchen. Wir haben ihn dessen, was man zu tun und womit man den 

gebeten, uns die ihm zweck.mäßi.g erscheinen- veI'Schi<edenen Bevölkerungsgruppen 'ZiU gefal­

den Vorschlä;g.e 'zu machen. 1en 'gedenkt, noch zu den leichtesten. Die 

Hohes Haus ! Abschließ-end möchte ich noch Schwtertgkeiten beginnen dann, wenn e.s IgMt, 

sa:g'en: Unser'e Bevölkierung :hat einen berech­
Ugten Anspruch auf SicheIlheit und Schutz vor 
Verbrechen: Ich nehme meine heutigen Aus­
führungen zum Anloaß, um dem Hohen Haus 
zu erklären, daß di,e Justizbehörden !UllJd in 
gleicher Weise die SicheJ.1heitsor,gane ihr 
Äußer,stes tun weIden, um der Bevölkerurng 
dieses Gefülhl der Sicherheit und des Schutzes 

_ vor kriJmineller Aktivität zu ,geben und zu 
bewahren. Wir ,br.auchen dazu keine Ideologie 
von "Law and order". (Beifall bei der SPO.) 

Wir wenden in demokratischer und rechts­
,sta:atlicher Weise, mit Festigkeit und unter 
EiIlJs,atz von raUonalen Maßnahmen diesen 
Weg der Verbrechensbekämpfung ,gehen. Ich 
llJenne in diesem Zusammenhang .die im Stflaf­
gesetzentW'llrf, den wir nächste Woche dem 
Hohen HClius zuloeHen werden, vorgesehenen 
oosonderen Stnafdrohungen ,gegen die moder­
nen Erscheinung.sformen der Kriminalität und 
d:üe sichernden Maßnahmen gegen rückfällige 
Straftäter. (Beifall bei der SPO.) 

Präsident: Zur Stellung eines formalen An­
trages hat sich der Herr Abgeordnete Doktor 
Koren zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Dr. Koren (OVP) : Ich stelle 
den geschäftsordnungsmäßigen Antrag, über 
diese Erklärung des Herrn Justizministers in 

da's Notwendige ZJU tun. 

Das spätelie Urteil auch über diese Regie­
rung wird ,sich daher nicht nur lauf den Inhalt 
ihrer Ankündigungen, soruiern ·auch auf die 
Qualität ilhr.es Verhaltens, auf iJlre HaIlldlun­
gen und ihre Unterlassung·en stützen. 

Der Herr Bundeskanzler hat in seiner 
Regierungls'erkiläf'ung unter .anderem auch 'zur' 
Kontrolle UIlJd Uberwachung der Machtlaus­
übung Stellung genommen und wörtlich 'ge­
sagt : 

"Dazu gehört .aher .auch die Bereitschaft der 
Regierulljg, ,sich die Kontrolle durch die P,a·r­
teien im demokIiaHschen Staat nicht nur .ge­
fallen zu la.ssen, :sondern sich :ihr auch ·bereit­
willig zu unterwerfen." 

Wir möchten dieSle FeststeHung keineswegs 
als überflüssig betrachten, nur halten wir sie 
für eine demokraHsche Regierung als selbst­
verständlich. In den 'er·sten ZJwei Jahrzehnten 
der Zweiten Republik kam der Kontrolle der 
Regiemng durch das P.arLament allein ·schon 
deswegen eine geringere Bedeutung zu, weil 
die bei:den großen Partei'en sich auch auf der 
Bbene der Koalitionsr,egierung !g·egenseit1g zu 
kontrollieren imstande waren. Aus ,guten 
Gründen erschien selbst damals in vielem eine 
Aufwertung des Parlaments dringend geboten. 
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Dipl.-Ing. Dr. Sdlleinzer 

Im -dritten J,ahrzehnt der Zweiten Republik 
hat ,sich der Schwerpunikt der Kontrolle der 
R,e.gierung eindeuti-g aluf die parl'a:mentarische 
Ebene v.erlagert. Da.g war -so in dein Jahren 
1966 bis 1 970, als d1e OVP allein die Re.gie­

rung stellte, und das wird auch 197 1  und in 
den fol-g'enden Jahren nicht ,anders .s-e in . 

Bei der konstituier,enden Sitzung halben die 
Präsidenten des Nationalr.ates nach ihrer Wahl 
die Symbole iihrer Parteien 1l!b,gele.gt. Das war 
mehr ·alLs eine Gest-e. Und so hoffen wir auch, 
daß es mehr als ei,ne Geste w,ar, wenn der 
Herr Bundeskanzler 'ausdrücklich von der 
Bereitwilligkeit spr,ach, mit der sich diese 
Regierung der Kontrolle unterwerfen will . 

Ich möchte hier ohne j eden parteipolitischen 
Unterton, ,allei.n ,als Osterreicher und als 
Dem6kr.at �eststellen: Irren ist mensdlllich. Der 
Irrtum des ,einzelnen :kJann schiwer'wie!gend für 
den ,einzeinen ,sein. Der Irrtum einer iRegie­
r.ung aber kann schwerwiegend für das ,ganze 
Volk sein. Betrachten Sie deshalb, meine 
Damen und Herren auf der RegieDUIllgshank, 
unsere KontrolltäUgkeit ,nicht als einen Akt 
persönlicher FeindseUgkeit, sondern als die 
Erfüllung einer demokratischen Pflicht. (Beifall 
bei der OVP.) Wir wenden Sie nicht 'leicht­
fertig, aber, wenn notwendig, :mit aUer Härte 
kritisieren. Sie haben vom österreichischen 
Volk einen Vertra'llensvorsmuß in einem Aus­
maß verlangt und auch erhalten, der ,es Ihnen 
ermö.glicht, den poEtischen W,eg, den Ste ,auf 
dem Boden unser,er VerfalSISung g,ehen wollen, 
auch tatsächlich zu 'geben. 

Nun aber Igibt es keine Ausrede mehr. Sie 
können jetzt arbeiten. Wir ,aber wer.den Ihre 
tat.sächlich -erbrachten Leistungen kontroLlieren 
und Ihre F,ehHeistungen kritisieI1en. Dazu ver­
pflichtet uns nicht nur die RoUe der Opposi­
tion. Dazu vefipflichtet uns die Funktion dieses 
Hohen Hauses aLs Vo'lksvertrebung. Dazu ver­
pflichtet uns di,e demokraUsehe Ooon:ung, in 
der nicht die Regierten den Regierenden auf 
Gnade und Ungnade aU&g,eliefert sind, son­
dern in der die R:egierenden den Regierten 
Rechenschaft über ihr Tun und Lassen schuldig 
sind. 

Hohes Haus ! Die Opposition hat ihre 
Kontrollfunktion nicht nur dann aus:zuübelil, 
wenn -die Regi'emng bereits Handlungen ge­
setzt hat, Isondern auch schOlIl dann, w,eoo die 
Regierung zu erkennen gibt, welche Haoo­
lungen si,e zu setzen be,aibsichUgt. Unter dieser 
Perspektive beginnt mit der Debatte über die 
Regierungs'erklärung die Kont.rolltätigkeit der 
Oppositionsparteien. 

in der "Arbeiter-Zeitung" , vom Sonntag 
von "Kreisky;s 1 4.000 Worten" die Rede 
war. Das stört mich an und für sich 
nicht, was die Länge der Regieru:ng.serklä1iUlIlJg 
betrifft. 1 4 .000 Worte können zuviel, aber 
auch zuwenig sein. Wir ,sind j edenf,alls nach 
sorgfämgem Studium di'e.ser Erklärung über 
die Re,giemng,spolitik der nächsten vi-er lahre 
zu dem Schluß .gekommen, daß mit so vielen 
Worten mehr gesagt hätte wel1den können, 

und wir möchten das auch b egründen. 

Meine D amen und Herren ! Wiir Istellen daibei 
durcha'UJs in R:echnung, daß ,eine Regierungser­
klärung rum GfillJ1l<1e 'g:enommen Illicht vlilel mehr 
als eine Ahsichts'erklär.ung sein kann. Aber 
es kommt doch ,entscheidend darauf ,an, illlWie­
weit si,e die Absichten der RegieIlU'Il!g - Ab­
sichten, nämlich .ganz Be.stimmes :in Iganz be­
stimmten Z,eiträumen zu tun - ,auch tatsäch­
lich erkennen läßt. 

Ich möchte mich ;bei meiner Stellungnahme 
zu den 1 4.000 Worten .des Herrn Bundes­
kanzlers auf drei Schwerpunkte beschränIc.en. 
Ich stelle er.stens fest, daß dielse 14 .000 Worte 
den Ernst der Situation, der .sich die Regie­

rung gegenüber:sieht, nicht wirklich erkennen 
läßt oder vielleicht a'uch nicht ,gaIlJZ e·rkennen 
lassen wiLl. Mit einem Wort : Hier wird be­
schönigt! Ich stelle zw,eitens flest, daß mit 
dies'ßn 14.000 Worten zwar vi'ele Einzelheiten 
mit großer Liebe und Umsicht aufgezählt, die 
größten Probleme aber ausgesprochen lieblos 
und oberflächlich behandelt wurden. Mit einem 
Wort: Hier wurde 'abgelenkt! Und ich Istelle 
drittens fest, daß zwar mit diesen 1 4.000 Wor­
ten zahlreiche gesellschaftspolitisch r,elevante 
Frag·en anges chnitten, nicht aber die GriUlID­
sätze für ihre Lösung mit g,enügenider Deut­
lichk!eit behandelt wurden. Mit einem Wort : 
Hier wird vertuscht ! 

Meine Damen und Herre n !  Ich möchte zu­
erst die Feststellung hegründen, .daß die am 
5. Nov'ember in diesem Haus ,abgegehene Er­
klärung den Ernst der Situation nicht wirk­
lich erk,ennen läßt oder vieUeicht auch nicht 
g,anz erk:ennen lassen will.  Diese 14.000 Worte 
waren ein ,seltsames Gemisch von Selbst­
beweihräucherung, Beschön1gung uoo hesorlg­
ten Hinwetsen. Ich 'ziUer,e im folgeniden nach 
der bei der Abgabe .der Erklärung vorlieg,en­
den Ihektogr.aphierten Ra'ssung. 

Ein echtes Billd der Situation kaIl!Il man 
sich nicht machen, wenn auf Seite 22 mit den 
Wachstumsziffem des Jahr,es 1 970 ,argumen­
tiert wird. Sie gehen weder ,auf das Konto 
der TäUgkeit des �abill'etts Kreisiky I noch 
kennzeichnen sie wirklich die gegenwärtige 
Situation. 

Nun .zur RegiemIllgserklärung seIhst: Die Ebensowenilg kann man sich ein echtes Bild 
Länge dieser Erklärung hat immerh�n dazu der Situation machen, wenn '.auf Seite 23 die 
geführt, daß in der Berichterstattung, auch Preissteigemngsrate plötzlich nicht mehr an 

6 
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Hand des VeI1braucherpre Lsindiex, sondern auf 
Grund 'einer "Deflator .. ..,BeI1echnung Idar,gestellt 
wird, wobei internationale Verlgl,eichszahlen 
aJus den Jahren 1 969 und 1970 g,elboten wer­
den. Entscheidend für die Bevölkerung bleibt 
der Verbreucherprei.sindex, dessen Warenkorb 
in Slelmer Zuslammensletzung auf den KOIlJslUm­
erhebung,en basiert. Und entscheidend sind 
nicht internationale Ver,gleichszahlen ,aus den 
Jahren 1969 und 1 970, so1lJdem die TabsIame, 
daß die,ser VerbraucherpreiJsiIlJdex im Juli 
dieses Jahr'es um 4,4 Prozent, im August um 
5,2 Pro7Jent 'lIDd .im Sepember, Wli'e wiJr jetzt 

wissen, um 5,35 Prozent höher war ,als im 
ver,g,angenen Jahr. 

Und ein ,echtes Bild drer Situation ktarul 
man lSich 'auch nicht machen, wenn ,aJUf Seite 24 
von einer "Phase sich entspannender KonjuIllk­
tursituationen" die Rede ist und dem künf­
tigen Budg,et der Ti,tel "Konjunktur,aus­
g:1eichJSbudg,et" verHehen rwil1d. DileSl6s BlUdget 
steht heute nicht zur Debatt:e. Tatsache aber 
ist, daß von unseI1en Haupthaooelsp,artnern 
Italien pmktisch ,einen W'achstuffiSstilLstand zu 
ve�eiclmen ,hat und ,in der B:uooes,republ�k 
di'e maßgebenden Konj unkturforsch:un.gsinsti­
tute zumind'est eine 'Wiachstumspause, wenn 
nicht eine Rezession prognostilzieren. Tatsache 
ist, daß wir 1972 in Osterreich mit keinem 
auch nur annälhernd ISO starken W,achstUlffi wie 
1 970 mehr rechnen können. Tatsache ist ferner, 
daß im Jahre 1 970 noch r,und 81 Prozent 
unserer Importe durch E:x:porte Igedeckt wur­
den, lim 'er.sten Halb j,ahr 1971 aber nur mehr 
nmd 75 Prozent. Und Tatsache ,iJst sdüießlich, 
daß ISlich dier lalarmienende PreislauftnLe'b von 
über 5 Prozent !Iloch um ein weiteres Prozent 
verstärken würde, wenn man nur di,e in Aus­
sicht g'enommenen Tarifkorrekturen bei den 
Bundes/bahnen, bei der Wiener Stnaßenbahn 
und beim Strom, ohne ihre indirekte Aus­
wi.rkung 'aJl1f die PrrooSle, in R1echnunlg steHt. 

Hohes Haus ! Welches Bild der Ges,amt­
situation ergibt sich daraus? - Ein Wlachs­
tumsrückga'l1lg bei Verstärkung des Preis- und 
Kostenauftrtebs und ,eine dareus 'sich :er­
gebende Verschlechterung !Unserer W,ett­
bewer:bsfäili.i>gkeit, die nicht ohne Auswirkung 
auf den S1:!aatSiha,ushalt, die Handels- und 
�ahlungsbnanz und auch die Beschäftigungs­
la'g'e bleib-en kann: wenn niCht der Ernst dieSIer 
Situation voll :erkannt wird und wenn di,e 
Regierung dieser Situation nicht mit einem 
Gesamtkonzept begegnet. 

Die 14 .000 Worte des Herrn Bundeskanzlers 
vermitteln weder !in der DiJagnose ein ge­
sChlossenes Bi,ld, noch l,ass,en 'sie auch nur 
ans'atzweise eine Ther,api.e erlkennen, di'e 'eine 
gesunde Wirtschaftsentwicklung verbür.gt. Wir 
müssen die Erklärung des Herrn Burudes-

kanzlel1s in dieSiem Punkt als ul1ibefriedtgend 
bezeichnen. 

Ich komme zur Begründung meiner näch­
sten FeststeUung, daß mit diesen 1 4.000 Wor­
ten zwar viele Einzelheiten mit ,großer Umsicht 
,aufgezäJb:lt, die ,g.rößten Probleme aber aus­
glesprochen oberflächlich behandelt wund,en. 
Dafür am Beginn nur ein kleines, aber doch 
bezeichnendes Beispiel : 

Der Herr Bundeska:nzler :hlat uns auf den 
Seiten 27 und 28 seiner Erklärung 13  Zeilen 
Lang über die Aus,aI1bettung .eines elektroni­
schen kriminalpoHzeilichen Informations­
sYlstems info rm i.ert , eine Zukunftsmusik, die 
dann dturch den Ausbruch aus der StIiafanstalt 
StJein etwas übertönt wuroe. Aher darüber 
wi.rd jla noch gesondert ,gesprochlßn werden. 

Nur drei DeHen länger waren seine Äuße­
rungen zur venstaatlicMen Industrie. Sie 
waren keineswegis neu, sondern nur eine Er­
innerung an seine Rede bei der Hauptve,r­
sammlung der OIA:G, ergänzt durch e,in Zitat 
aus dem ArHkel III Albs. 1 des von urus 
beschlo.sSlenen OIAG-Gesetzes. 

Hohes Haus! Doch nun zu einer noch viel 
,größel'en, .nicht minder UJIlzulänglich behan­
deLten Fra,ge, die tür unser La:nd in dieserr:n 
Jahrz,ehnt bestimmend sein wird. ,Es ist di'es 
die Fr,age der TeUnahme OsterreicbJs ,am 
größeren europäischen Mallkt, die Frag,e 
unseres wirtschaftlichen Verhäl tniJsses zur 
EWG, zu dem durch die historische Entschei­
dung der Regierung Heath mögtlich gewor­
denen "Europa der Zehn". 

Diese Fra,g,e ist nicht nur von 'größter Trag­
wlei,te für dti'e Zrukunft Uinsleres La:I1!des, Isondern 
auch durch die vor.g,estern g,efaßten Beschlüs,se 
tn Brüssel von brenneooer Aktualität. 

Dte sozialistische Relgierung - das stelle 
ich hier fest - hat diese Fragen seit April 
1 970 nicht ernst ·genug 'genommen. (Zustim­
mung bei der OVP.) Mit der Integmtion be­
faßte Mitglieder der österreichischen Bundes­
mgierung .sind seit dieser Zeit entw,eder über­
haupt nicht oder ,seit vi,elen Monaten nicht 
in Brüssel 'gewesen. 

Auch der Herr BunJd:es�anzler hat in seinen 
14.000 Worten diesem Thema nur 123 Worte 
gewidmet. Ja ich habe mir die Mühe geIIl/a.cht, 
da's nachzuzäJhlen, denn es sind ja nur ,g,anz'e 
1 7  ZeiLen ,allif den Seiten 1 7  lund 1 7  ,a. 

Meill'e Damen und Herren! Wären ·wir eine 
böswiUig,e Opposition, dann würden wir hier 
die Frage ,steHen, welche UberJ.e,g;ungen für 
diese ,Bundesregierung bei der BewertullJg des 
Themas EWG maßgebend gewesen sein könn­
ten. 
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Aber diese Fra,ge ist für uns viel zu ernst, 
als daß wir 'es nicht echt bedauern würden, 
daß IIlIan sich in dieser Erklärum.g mit ihr in 
so flüchtitger und oberflächlJicber WeiJse ,aus­
einandersetzt. Und wir bedauern, daß es die 
österreichische Bundesregierung in den letzten 
Monaten Ullt,eda.ssen hat, eindrucksvollere 
Schritte zu setzen, um auf die Formulierung 
des Vierhand1UIlJgsmandateis noch vor s,ein'er 
Erteilung ,einen stärkeren Einfluß zu nehmen. 

Wed'er das nunmehr beschloslsene Verhaoo­
lung,smandat für das Interimsa'bkommen noch 
dii,e bisherigen VOI1sbelluIl.glen für 'ein Global­
abkommen :sind befriedigend. Dazu kommt 
noch, daß die Vel1einigten Staaten die GATT­
Konformität der beabsichtigten Regelung 
hezweifeln - eine Intervention, mit der der 
Herr Bundeskanzler ofienbar in Fehlein­
schätzung der Lage nicht Igerechnet hat. Ich 
erinnere an sein Interview mit dem Süd­
deutschen Rundfunk vor wenigen Tagen. 

Die Bundesregierung wird bei den Ver­
handlungen mit der EWG dafür zu sorgen 
haben, daß dieses Abkommen den 'gesamten 
Industri'esektor umschließt und auch den Be­
dürfnissen der österreichischen lJandwirtschaft 
gebührend Rechnung trägt. (Beifall bei der 
OVP.) 

Hohes Haus I Wir ha1ten eine Berücksichti­
gung der österreichischen Landwirschaft im 
Rahmen eine,s v,ertr:a'ges zwiJschen Oster,reich 
und der EWG für unerIäßlich. Osterreichs 
Landwirtschaft ,genießt bei einer R1eihe von 
Produkten Wlelt:r.uf. Wiir haben 'UThSler,e Absatz­
märkte im Ausland :auch in jiahrelanger ziel­
strebi,ger Arb eit aufgelbaut. Es genügt nicht, 
in der Regienmgserklärung ledig.lich daTiauf 
hinzuweisen, "daß auch ,die I.egitimen Inter­
essen der österreichischen Landwirtschaft Be-
rücksichUgung finden" müssen, ohne daß ent-
sprechende Maßnahmen ,g'esetzt werden. 

Wir haben mit ,einig.er Besorgnis von den 
TendeiIlzen .gehört, daß von EWG-$elilte gerade 
jene Wirtschafts zweige wi,e die Papier- und 
Edelstahlindustrie , die zu den integ,rations­
freudiglstJen gehönen, benachtei1i<gt werden sol­
len, während die österreichische Wirtschaft 
auch 'auf Gebiieten, wo sie nicht die gleichen 
natürlichen Standortvor1JeiIe aufzuweisen hat, 
dem Konkurrenzdruck der Europäisch,en Ge­
meiIllschaH ausg,esetzt werden ,soll. 

Ausnahmen vom geIlJerellen ZoliI'abbaupI.an 
beschwören, wie dli.:e Inbervention de;r Vier­
einigten Sta,aten ,gezeigt hat, die Gefahr her­
auf, daß die GATT-Konformität eines der­
artigen Abkommens bezweifelt werden kiann. 
GegenÜlber der EWG müßte neuerlich dar'auf 
hingewiesen werden, daß OstJeueich ein 
chronisch'es Handelsbilanzdefizit aufweist und 

daß dieses falst ,aUJsschließlich gegenÜlber dem 
EWG-Raum besteht. 

Vielleicht wärre es Aufgabe der österreichi­
schen Bundesreg:ierung, in der gegenwärtigen 
SitU'ation nach Westen ebenso deutlich wie 
IlJach asten krl1arzumachen, daß di!e politJische 
StaJbilität, die Osterr.eich durch seine Neutrali­
tät in diesem Raum Europas garantiert, auf 
der erreichten wirtschaftlichen Prosperität be­
ruht. (Beifall bei der OVP.) Jeder RückschlJaJg 
auf diesem GebiJet kann ,auch die innere und 
äußere Sta:bilität UIliS,eres Landes bedrohen. 
In diesem Sinn muß di,e Aufrechterrhraltung 
der Neutralität und der A'bsdrluß eines Ab­
kommens zur Regelung unserer wirtschaft­
lichen Verhältnislse mit dem Gemeinsamen 
Markt a1s wichtig,er politischer Faktor für die 
Aufrechterhaltung stabiler Verhältnisse be­
trachtet wenden. (Neuerlicher Beifall bei der 
OVP.) 

Was die Frage Südtirol ,anbelangt, ISO fällt 
es meiner Partei umso leichter, die Inten­
tionen der BundesTiegierung , wie sie in der 
Regierungserklärung zum Ausdruck kommen, 
zu billigen, ihnen zu folg,en und sie zu un.ter­
stützen, als drer sogena.nnte OperatiollJS­
kalender und das "Paket" eine Materie dar­
stellen, die in mühevoIIrer �leinarbeit von 
unseren Parteif.reunden, dem früheren Außen­
minJiJster Dr. Toneie 'U!nd iIliSbesonde:re vom 
derzeiti.gen UNO·Botscbafter und früheren 
Außenmiruster Dr. Waldheim, Vlerbcmdel,t und 
gegen das Votum der heubiog'en Mehrheits­
partei im Par�ament im Dezember 1 969 ge­
nehmig.t wUllde. 

Es erfülU die Osterl1eichische Volkspartei 
mit einer gewissen Genugtuung, daß e1;w,as, 
was der Sozialistischen Partei noch im Dezem­
ber 1969 als unannehmbar erschien, v.ier 
Monate später von ,der soziaUsti·schen Mi:nder­
heHs,regie:I1Ung als brauchbare Grundlage einer 
Beilegung des Konflikts mit Italien ibetnachtet 
wurde UIlJd schließlich ,auch dieser Bundes­
regierung als richtiger Weg für die Zukunft 
eDscheint. 

Was die Abhaltung einer europäischen 
Sicherheitskonferenz betrifft, so harben wir 
stets die Auffassung vertreten, daß die Konfe­
renz dann zustande kommen ,soll, 'Wenn sie 
,aUen IinteI1eStSLeIlten Staatrffil oftiensteht und 
WleIllIl sile "wohlvorherei,bet" ist. Di1e Abg,ren­
zung der Konferenzthematik wird deshalb eiIlle 
besonders wichtige Auf1gabe dar.stellen. Di.e 
europäischen Völker wÜllden es nicht ver­
stehen, wenn eine Konferenz, die iden Namen 
Sicherheitskonf.erenz trägt, nicht zum Betspi'el 
auch das Problem einer ausgewogenen 
Truppenverminderung diskutieren wür,de. 
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Ich muß in diesem Zusammenhang ·aller­
dings noch eine gmmdsätzlliche Anmerkung 
zur Frage der Außenpolitik machen. Wir wer­
den die Bundesregierung, Ischon aus Gründen 
der Uherzeugung von der Richtigkeit uns-eI1er 
Vorstellungien, über,all dort untelistützen, wo 
wir von ·einer Kontinuität der österreichischen 
Auß,enpolitik sprechen können. Man wird 
aber, meine Damen und Herr-en, von einer 
gemeiIlJSamen AußenpoliHk ISO IlaIl!ge nicht 
sprechen können, sola:ntgoe dJ�e Regierung 
außenpolitische Entscheidung.en trifft, .auf die 
wir vorher kleinen Einfluß ausüben konnten. 
Bei der KontLnuität treten Sie in unsere Fuß­
stapfen. Bei einer Gemeins'amkei,t aher müßten 
Sie Ihr;e Schritt-e im Einv,ernehmen mit uns 
Stetzen. NachtriiJglich können wir die von 
Ihnen getroff.ene Entsche:idung :nur kontrollie­
ren lund je na ch Sachla,ge billigen oder aus 
.guten Gründen ahlehnen. 

Nun zur Fr.age .der Lande,sverteidigung. 
Dazu möchte ich. Hohes Haus, folgendes sagen : 
Auch hier tSche�nt mir der Hinweis !der ,Sei­
ten 1 5  u.nd 1 5  a über die Notwendilgkeit einer 
umfCLSsenden Laooesve

'
rteid1guIl!g, lauf ein 

unserer Lage .angepaßtes Vierteidi,gungs­
konzept und eine ,auf dieses Konzept ,abge­
stimmte , mi,t 1 .  Dezember 1 97 1  Ibeginnende 
Umstrukrurierung nicht zu ,genügen. Hier wird 
oder Volksv,eI'tre1Ju.11Jg Vli,el 'Wenbgler 'giElIsaJgt, ,aLs 
in offenbar für die Offentlichkeit !bestimmten 
Gesprächen ,l'anciert wird. Es soll hier an­
scheinend 'ein Patp1er .gehen, das sich .gut Hest, 
sich also offenbar nicht mehr tim P,anzerschrank 
des zuständi.gen Ministers befindet. Alber es 
soll <auch der Satz in diesem Ptapier stehen 
- ich zitiere -: "Di·e Intensität der Aus­
bildung wird in er.ster Lini,e von den finan­

ziellen Gege'benheiten und von der Stärke des 
KJad'erper.sonals bedingt. · ·  

Meine Damen und Herren! In den 
1 4.000 Worten des Herrn Bundeskanzlers 
wurde darüber kein Wort verloDen. Tatsacbe 
�st jedenfal1s, daß beim KaderpeIisonatl eine 
alarmierende Abwanderung 'eingesetzt hat, 
daß die. Zahl der Reserveoffizierslanwärter 
schlagartLg zurück,gegangen .ist und daß di'e 
Zahl der Durchdiener weit hinter den Erwa,r­
tungen zurückgeblieben �Stt. Es ist also heute 
nicht einmal sicher, ob wir -ein funktionieren­
de.s Ausbi1dungsheer haben werden, g.anz �u 
schweigen von der Neutra1itätsschutztruppe, 
,die der erst·e Verteid1gunglSminiJster des Kahi­
netts Kf<eisky I seinerzeit noch .g·efoldert hat. 

Wir .nehmen Zlur Kenntnis,  daß der Lande.s­
v·erteidi.gungsra t, wi,e da.s .auch von uns 
wiederholt verlaIl!gt wurde, sich mit diesen 
Prab!-emen noch zu befassen halben w.ird. Wir 
glauben aJber auch, daß d-i-e VolksViertretu:ng 
und die Offentlichk:eit ein Recht darauf haben, 

in dieser im vorletzt·en Wahlkampf .so spekta­
kulär behandelten Fr.ag,e eine Antwort zu ;er­
halten, wLe es um dats Hundesheer und damit 
um die Glaubwül1digkeit unserer Neutr·alität 
heute bestellt ·ist. (Zustimmung bei der OVP.) 
Di·ese Antwort, Herr BumLeskianzl,er , .sind Sie 
uns in Ihren 1 4.000 Worten schu1dig geblieben. 

Ich möchte nun zu meiner dritten F·est­
stellung kommen, daß nämlich mit di.esen 
1 4.000 Worten wahl 'zahlr,eiche .ge.sellschafts­
polititsch bedeutsame Fr,ag,en angeschnitten, 
.die ihr,er Lösung zugrunde lie,genden Grund­
sätze aber nicht mit genügender Deutlichk:eit 
ausg·esproch,en wurden. 

Ich möchte mich zuerst, Herr Bundeskanzler, 
mit eini·g,en Sch1a'gworten auseinaIl!dersetzen, 
die iden Eindruck erwecken, daß wir uns :in 
Osteneich 'gewis.sermaßen in einem J aJllI�e 
Nul l  hefinden, in dem bestimmte Probleme 
überhaupt zum ersten Mal 'g,esehen und einzig 
und allein von 'einer .sozilalitsti.schen Regierung 
mit Erfolg ,angepackt we-rden. 

Herr Bundeskanzler! Si,e haben in Ihrer Er­
klärung · e.benso wie im Wahl'kampf den 
"Kampf geg,en di,e Armut" proklamiert. Das 
ist ein Ziel, zu dem ,auch wir 'lmS voll und 
ganz bek!ennen. Wir sind nur nidlt 'bereit, 
die Geschichtslüg.e zu verbreiten, daß mit 
dies.em Kampf ·gegen di,e Armut in Osterreich 
erst j etzt 'begonnen wind. (Neuerliche Zustim­
mung bei der OVP.) Dageg.e.n verwahren wir 
uns nicht nur laIs mandatSistärkste P.artei der 
Jahre 1 945 'biJs 1970, mit deren Stimm·en alle 
Sozialgesetze von der Inv;alLden- und Ange­
stelltenversicherung über das ASVG, das 
GSPVG, das LZVG, die Pens.ionsdynamik, die 
BaUiempens.ion und dliJe Erhöhung d€r w'itwlen­
'rente - ,atuch diese ! - Ibeschlossen 'WiUrden. 
(Zustimmung bei der OVP.) MeitIlie Damen und 
Herren I Wir ve:r.wahren uns da-gegen auch 
aLs Koaolitionspart:ner der Sozialmin:ister, die 
Ihre Part,ei, Herr Bundesktanzler, zwanztg 
Jahre ,gestellt hat 'lind die nicht im Interess,e 
einer Aufwertung Ihrer Person jetzt in den 
Au.gen der Offentlichkeit abgtew,ertet werden 
:soHen ! (Neuerliche Zustimmung bei der OVP.) 

Und wenn wir schon beim Kampf gegen 
die Armut sind, Herr Bundeskanzler, daIlJIl 
gestatten Sie mir den Hinweis ,  daß im August 
bei einer SteiJgerun:g .des Verb r,aucherprei,s­
index um 5,2 Prozent oder P:ensionisteni.ndex 
um 6,2 Prozent g·estieg·Effi :�st. Eine i.nflationi­
sti.sche Politik macht gerade die Ärmsten 
ärmer, Herr Bundesklanzlerl (Zustimmung bei 
der OVP.) Ich darf Ihnen deshalb empf.ehlen, 
in llhren Klampf 'geg,en die Armut der 
360.000 Ausgleichsrulagenempfänger, der 
60.000 Kriegsopf.erwitwen und der 29.000 

Dauellb-efürsorgten auch eine Politik der 
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größeren GeWw,ertstabilität mit eü�zubezi�en. 
(Neuerliche Zustimmung bei der OVP.) 

Sie haben auch den Kampf ,g'egen das 
"Sterben vor der Zeit" aLs gesellschaftliche 
Aufgabe hezeidlnet. Audl hei der Erreichung 
dieses Ziel,es werden wir Sie voll uoo g,a;nrz 
unterstützen. Wir ,glauben nur, Herr Bundes­
kanzler, daß die 1 0.467 Verkehrstoten der 
letzten fünf Jlahlie wenig von Ihllen 14.000 Wor­
ten haben, wenn Sie sich auf die F'€lststeHung 
erschütternder Tatsachen beschränken, aber 
nicht bereit sind, Maßnahmen giegen die Ver­
kehrsUJIlfälle, wie wir sie zum Beispiel in einem 
Initiativantr.ag zur Beseit:1gung der Gef.ahren­
stellen auf Bundesstraßen vor,g,eschlagen 
haben, zu ergreif.en. 

Wir hetrachten ,gleich Ihnen auch die Zahl 
der 16.421 Menschen, die in den 'letzten zehn 

Jahren freiwillig aus dem Leben geschieden 
sind, keineswegs als ein Faktum, mit dem 
sich die Politik abz;ufinden hat oder 'zu dessen 
Änderung sie nichts be izutrag,en verm·ag. Es 
ist bedauerlich , daß Oster.r,eich mit 2 1 ,9 Selhst­
morden j e 100.000 den ltekord hält. Es steht 
aber - auch das muß man saogen - damit 
keineswegs einsam an der Sp:itze , denn die 
Zahl für Schweden, Herr Bundeskanzler, liegt 
mit 2 1 ,6 j e 1 00.000 nur ·ganz ,geri'ngfügig da­
hinter. 

Das beweist doch, daß wir solche ernsten 
Fragen nicht auf 'einen simplen Nenner brin­
g,en können. Eimam:kJeit im Alter ist ein Pro­
blem, das nur Zlum Teil durch Einsatz finan­
zieller Mittel ·gelöst werden kann, und zu 
einem nicht geringen Teil ,eine Frage dessen 
ist, was der Mitmensch s·einem Nächsten 
schuldig bleibt. 

Doch davon a1bg'BlSeihen ,wär.e 'auch hier mehr 
zu s agen gewesen, als daß die östeneichische 
Wohlfahrtspolitik hi,er neue W·eg,e ·g·ehen wi:rrl. 
Ein wesentlicher Fortschritt wäre hier ein wei­
ter,er Abbau der Ruhensbestimffiu'l1gen in der 
Altersversicherung (Zustimmung bei der 
OVP), weil wir dem Motiv des ,,sich-lallein­
Fühlens" nicht aUein durch künstlich gesch!af­
fene Geselligkeit in. Heimen und Pensionisten­
kllubs begegnen können. Es ,gibt noch vtele 
ältere Mitbürg,er, dLe durchaus in der Lage 
und auch bereit sind, etwas zu leisten, und 
durch '<hese Selbstbestätigung leichter vor 
seelischen Erkrankungen geschützt werden 
können. 

Das alles beweist, daß Gesellschaftspolitik 
nicht allein durch Schla-gworte Fortschritte -er­
zielen kann, und es hat auch keine Partei 
das Recht, nur :ihre ,etg·ene Politik laIs fort­
schrittlich zu bezeichnen und jeder aus einer 
anderen Gesinnung und nach anderen Grund­
sätzen betriebenen Politik das Re cht auf Fort­
schritt1i<hkeit abzusprechen . 

Herr Bundeskanzler, Sie haben in Ihrer Er­
klärung eine Reihe weiterer Frayen aufge­
woden. 

Ich beginne mit einem aktuellen Beispiel. 

Si,e hahen, allerdingls in Ihrer ErklärllIlig vom 
20. Apr.i l 1 970, 'llur Fmge die! Wohn:bauförde­
rung Stellung ,genommen. Und Sie sagten 
damals : 

"Es ist daher die Grundlage der WohnbaJU­
förderung so zu gestalten, daß in Osterreich 
j ährlich um 5000 - Wohnungen mehr gebaut 
werden können." 

Jährlich um 5000 Wohnung,en mehr, damit , 
wie ,es in Ihrer Wahlpropa9.anda 1970 noch 

hieß, in zehn Jahren nicht 50.000 Wohnungen, 

,sondern 100.000 Wohnungen mehr uoo neu 
gebaut wer.den können. 

Es muß Ihnen bei der Abgabe der damaligen 
Erklärung ,sicherlich bewußt gewes,en sein, daß 
Wohnungen nicht von ei:nem Tag auf den 
anderen ,gebaut werden können. Trotzdem 

haben Si,e nicht etwa die Einschränlrung ge­
macht, daß mit diesem Bau von mehr Wohnun­
g,en 'erst später gerechnet wend,en kann. Si,e 
haben vi,elmehr die Bevölkerung ,in dem 
Glauben g,el,assen, daß der Wohnungsrekord 
der OVP-Regierurug von 50.000 neuen Woh­
nungen jährlich von der SPO-Regierung zuerst 
mit 55.000 Wohnungen, dann mit 60.000 Woh­
nungen und so weiter allj ährlich rum 5000 
Wohnungen übertroffen werden wiIid. 

Sie, Herr Bundeskanzler , sind nun in Ihrer 
letzten Erklärung vom 5. November wesent­
lich vOflsichtiger geworlden. Sie sagen ledig­
lich: 

"Die Bundesregierung wird neuerlich einen 
Gesetzentwurf unterbreiten, der die Möglich­
keit schaffen soll, unter Bedlachtnahme auf die 
gegebene finanzielle IJage des Bundes e ine 
höhere Anz·ahl von Wohnungen ,als hisher 
zu fördern." 

Ich fraoge Sie aLso, Herr Buooeskanzler : 
Be'abS:ichtigt das Kahinett Kreisky 11 .so wie 
das Kahinett Kr,eisky I j ährLich 5000 Wohnun­
g'en mehr 'zu 'bauen? Ja oder nein oder wieviel 
dazwischen? 

Beabsichtigt die Regierung ein Wohnbau­
förderung,s,ges,etz in der lalten Fassung oder 
in einer [leuen F'assung dem Nationalr,at vor-
2JU1€igen? Wenn in einer neuen: Nach welchen 
der von Ihnen in der letzten Pressekonferenz 
angedeuteten Grundsätzen? 

Wir st'ellen diese Frage nicht mutwillig, 
weil wir Kritik um der Kritik willen üben 
wollen. Si,e ,sitzen doch mit Ihre.m Bauten­
minister und Ihr,em Finanzminister nicht erst 
seit heute 'auf di,eser Rlegierungs'bank., son-
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dem schon faJst seit 1 9  Monaten. Können Sie I höhere Transferzahlungen und hÖlhere Investi­
nicht oder wollen Sie nicht ,sagen, was di'e I t:ionskosten lauch wieder den StaJatshausnalt 
Zielvorstellungen Ihroer &egi1erung auf einem I tneffen? Ist das nicht ,auch ein "lä'Ilig,erfr�stiQ1er 
gesel1schafbspoliUsch so 'bed'eutendJen Gebiet I Zusammenhang" ,  von dem Sie auf Seite 25 
wie dem der Förderung oder DiskrilIIlinierung , unter Berugnahme lauf die Buidgetpolitik 
der Eiog,entumsbildung sind? 'sprechen? (Präsident Dr. M a l  e t a  über-

Es würde den R,aJimen dieser DebiaUe bei nimmt den Vorsitz.) 

weitem sprengen, würden wir überall dort 
Fragen steHen, wo uns Ihre 14.000 Worte 
k'eine Antwort Igeg,elben haben. Ich ibüng,e des­
halb dafür nur noch 'einigle kJUr�e BeilSpi'ele. 
So steUen Sie auf Seite 23 reine kühne Be­
hauptung ,auf. Ich �itiere : 

"Zweifellos könnte eine weitere -Dämpfung 
des Preisa:uftriebes ohne Gefährdung der Volll­
beschäftigung und WirtlschaftswachsbuilIl er­
reicht werden, wenn die Regierung das von 
ihr gewünschte preispoliHsche Instrumenta­
rium du:rch Verbesserung des Preisregelungs­
glesetzes erhielte." 

Und schließlich: Wals sollen die AnküI1idi­
gung,en auf dem Gebi'et der RJechtsreform alllf 
den Seiten 28 und 29? Hier haben Si,e, Herr 
Bundeskanzler, nicht einmal das revidiert, Wlas 
Ihnen der Leiter des Res,sorts zweifellos nur 
als Arbeitsunter1age ,auf Iden Tisch .goelegt hat. 
1st es dem Nationalr,at ill1Id dier Off.entlidlkeit 
wirklich zumutbar, nur über die Titel eine,s 
Dutzends von Gesetzesvorlagen informiert zu 
werden, nicht aber über die gesellschaftspoliti­
schen Vorstellungen, die dahinterstecken? Ist 
es mit dem Begriff "Abschluß der Großen 
Strafrechtsreform" wirkLich getan? 

He Bund k I ' D  ' t  ' cht 
. Bekennen Sie sich be1spielsweise daZJU, ,daß 

rr es anz ·er . as 'lJS nI nur eIne . , . . . . '" 

Abs ' cht kl " d ' t ' U t t 11 geg,en eme aJsozl,ale Klemknmmahtat, dIe oft , 1 sler arung, I aJs 1IS eIne n ers e ung. I ,  " " 
Denn in diesen Worten steckt indirekt di.e .�,ur dlle Vorschu1e fur 'srn:Wlere Deillkte 

"
lIst, 

Beh U t d ß 
. 

P '  ft ' b d 
m Zulmnft nur mehr Geldstr-af.en voerhangt a p ung, a em relsau ne nur ann t ' "  

ohne Gef" h d d V 11.b ch " ft ' d ' werden sollen? S:md SIe der Memung, daß . ' a  r, UThg I ,er 0 11 es a ligung un I .  . ° 

d W· tsch fts eh t l.... k " ft d 
bel der Bemessung von GeLdstnafen m Zukunft 

es olT a wa S iUIIlS 'Ule amp wen ·en ' p  . 
' .  f ,o h  d 11 dO kann '

ch 
d' . . 

t
' ch M �.l... �,..1 eme rogresslOn emg.e u rt wel1 en so , l·e , , w,enn man SI IrLgIS 'lJS 'er eU11U1Ulen . . ,  . 

b d' t D I b S· d eh Ib . ht '1m Extremfall vom eInf.achen PrelJs :bIS .zum 
e Iren . as g ,au en Ie , 0 se ' er nlc , , . . , ' " Herr Bundeskanzler. Es ,gibt doch Schulbei-

500fachen bel 'eIn und demselben DelIkt fuhren 
könnte? spiele dafür. Länder, die Iilnen poliUsch sogar 

sehr nahe stehen, haben auf diese Weise 
weder di,e PI1eise in den Griff bekommen noch 
ein Steigen der Arbeitslosenzahl verhindert. 
Ich Vlerwei.s·e in dieisem Zusammenhang nur 
auf Schwe.d,en. (Zustimmung bei der OVP.) 

Sie dürf,en es sich :bei künfbioglen Eriklärung1en 
nicht mehr :so einfach machen. W,ClJS ,steUen 
Sie sich izum Beispiel unter der "optimalen 
Kombination von GeLdwertstaibHität und Wirt­
schaftswachstum" vor, von der Sie auf 
Seite 25 reden? Ist es Ihrer Meinung nach 
eine optimale Kombination, wenn Ig,egenwärUg 
das Wachstum zurück,g,eht und der Pre1sauf­
trieb zunimmt? Der einzuge, der einen schein­
baren Vorteil aus di,eser Kombination Ziieht, 
ist gegen:wärUg der Herr Finan:zministrer, der 
über die ProgIleSision der Lohn- und Ein­
kommenst,euer von .der ,schneUeI1en Drehung 
der Lohn- und Preis schraube profitiert. Für 
ihn, Hohes Haus, hat di,e :infLationistische Ent­
wicklung offenbar den Vorteil, daß er Steuern 
"geräuschlos" erhöhen kann, ohne etwas tun 
zu müssen und ohne daß }emand es ver­
hindern könnte. Aber wo führt denn das hin? 
Werden nicht gerade deshalb die Lohnforde­
rung'en um .so höher ,geschraubt und düe Aus­
wirkung di'eser Lohnerhöhung,en auf dre 
Preise umso stärkler sein? Und wir.d das nicht 
letzten Endes über 'höhere Personalla.sten, 

Sie haben am Schluß Ihrer 14.000 Wort,e 
von einer "tiefgreifenden Humanisierung 
UTIJSle,IieS Ig,eseUschaftlichen Lebens" gesprochen, 
zu der die Ideen des Sozialismus in den 
letzten 1 00 Jahren beigetragen haben. Wir 
wollen den Beitrag der Sozialistischen Partei 
zu den Errungenschaften der Zweiten Republik 
keineswegs leugnen oder auch nur schmälern. 
Aber wären Sie nicht auch eine Antwort schul­
dig, nach welchen Ideen Sie die G esellschaft 
in Zukunft umgestalten wollen: Nach soziali­
stisch'en, IsoZ1i!aldemokratiJschien oder nach Ihren 
eigenen Ideen, wie es den Anschein hat? 
Welche I.deen a'ber sind das? Hat die Volks­
vertr,etung nicht .das Riecht, hier und jetzt zu 
erfahren, welch,e Politik Sie in den nächsten 
j!ahpen wirklich betr,etben wollen? 

Wir steUen dies·e Fr,a,ge mit umso Igrößemr 
He re chtLgung, ,als Sie ja, im Besitz der abso­
luten Mehrheit, sowohl die EinkoIIlIDensum­
verteilung ·als auch di,e Eigenturnsstruktur 
dieses Landes, das System der Familienbei­
hilfe und der Wohnbauför.derung, kurzum die 
gesamte, keineswegls unter Verfassungs­
garantile stehende Wirtsch.afts- und Sozial­
ordnung .grundlegend v,erändern können. Und 
wir st'ellen si;e auch deshalb, weil Sie am 
Beginn Ihrer Eliklärung ,ankling'en ließen, daß 
dort, wo es um Ihre Zielset7JUngen geht, Ihre 
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Kompromißbereitschaft eine Grenze finden 
wird. 

Hohes Haus ! Ich möchte rusammenf.a,S/send 
fe,ststellen: Die Erklärung, die der Herr Bun­
deskanzler am 5. November abgegeJben hiat, 
bietet zw,ar in ihr,en Ein�elheit:en eine Fülle 
von Anhaltspunkten für dClJs, w,as diese Regie­
rung zu tun beabsicht1gt . Sie b i,etet aber nur 
wenig AnhaHspurukue dafür, auf welche W,e:ise 
die Regierung ihre Absicht-en zu veIIWirklichen 
g,oo€'ll!kt. Und ,sie ,enthä!lt ,so lQIut Wii,e keinen 
.A!nhCllltspunkt dafür, wie die R.egierung mit 
den Schwierigkeiten, d1e zweifiellos bereits 
vorhandien sind und noch auf uns zukommen 
werden, fertig werden will. 

Lassen Si,e mich deshalb hinsichtI.ich des 
letzten Punktes, ich gebe zu, nur eine Hypo­
these au�stellen. SchUeßlich hahen wir einigen 
Grund zu der Annahm,e, daß d�ese ,alt-neue 
Regierung ein machtpolitisch 'e'benso igUt durch­
kalkuliertes Risiko .sein will wie d'le Minder­
heitsregierung , mit der Si,e ja bis auf drei 
Regierungismitglieder praktisch idenUsch sind . 

Wir haben ,es in der kurzen, hinter uns He­
genden Gesetzgebungisper:iode erlebt , daß die 
sozialHstiJsme Minderheitsr,egjJeru:ng dien Zeit­

punkt ihres Absprunges in Neuwahlen sehr 
sorgfältig g,ewählt hat lund auch wählen 
konnte, weil für di,e vor�eiU.ge Auflösung des 
Nationalr,ates auch di:e Abogieordneten der frei­
heitlichen Oppositionspadei 'gestimmt haben. 
(Abg. U I b r i c h: War das verboten?) Das 
nächste Mal haben es die soziaHsUschen Ab­
geordneten jedoch aHein in der Hand, diese 
Gesetzgebung,speriode /Zu be enden. 

Das l,etzbe Mal 'War für die W'ahl des Zeit­
punktes ,der ParlamentS/auflösung zweifellos 
auch die UberloeguTIJg maßgebend, daß eine Ab­
schwächung der Konjunktur und - wie es 
heute j,a auch die Bevölkerung weiß - eine 
g,anZle Flut zurückg,estCi!uller Tarif- und Preis­
erhöhungen �zu erwarten ist . 

Auch beim nächsten Mal wiIid lIllan seitens 
der Reg,j'erungsp artei sicher nicht einen für 
die Regierung ungünsUg'en Zeitpunkt für die 
Parlamentsauflösung wählen. (Abg. S e k a­
n i n a: Ihren Empfehlungen werden wir folgen! 
- Abg. Dr. K o r  e n: Eine gute Idee!) Eine 
gewilsse Zi,elvorstellung läßt sich dabei schon 
heute aus der Erklärung des Herrn Bundes­
kanzlers heraUiSlesen. 

1 972 wird wieder ein Jahr der T,euerung 
(Zwischenruf bei der aVP) und, wenn es nach 
der Regierun'g tQ,eht, noch immer kein Jahr 
der Mi'Lderung der Lohn- und Einkommen­
steuerprogression sein, möglicherweise aber 
ein J,a:hr neuer Mehrbel,astung'en für die Be­
völkerung . Der Herr Bund.eskanzler hat sich 
nicht nur nicht geg.en eine Erhöhung der Bun-

desbahntarife oder der StromtJaliife ausge­
sprochen, er hat .sogar ,ang'ed'eutet , daß diese 
Regierung das österreich:ilSche Volk mit der 
Frage konfrontieven werde, /W,as ihm �eine 
Gesundheit wert ist. Mit ,aIlider,en Worten: Die 
Regi,erung sch,eint b ereit 'zu sein, für 1 972 
eine ,glei ch starkJe oder noch ,stärkJer,e Teuerung 
in K'auf zu nehmen, sie ruft .bei Bahn, Strom 
oder Straßenhahnta�ifen k,eineswegs nach 
einer verschärften PreiskontroHe (Zustimmung 
bei der aVP) - und ,sie hofft glleimzeitig 
aus der inflationtstischen Entwicklung über 
die Lohn- und Einkommensteuer und aUenfalLs 
auch noch durch :a'I1dere Steuererhöhungen 
Gewinn zu ziehen. So ,aLso hofft di'esle Re.gie­
rung über die Rundie des J,ahr,es 1 972 zu 
konunen, wobei man KI.ayen über die Teue­
mng einfach mit dem Argument be,gegnen 
wird, daß die ErhaltUng der Aribeitsplätze 
nom vi:el wichtiger ,sei . 

1 973, im Jaihr der ersten L'andtagswahlen 
- von denen {:He oberösterreichische vom 
Herrn Bundeskanzler erst ,am loet'Zten Wod1en­
ende ,aIs entscheidend für die R1egi,erung her­
vorgehoben wunde -, will man dann en'Chlim 
die Lobn- und ELnkommensteuerprogression 
miLdern, gleichzeiUg aher wird man IsidJ. das, 
wODauf man 'bei diesen direkten Steuern ver­
zimbet, durch di'e indirelkte Besteuerung untier 
dem Titel Mehrwertsteuer wieder zu holen 
versuchen. Der Herr ,Bundesk,anzLer hat ,sidJ. 
j a  schon ausdrücklich von Ider früheren. .sozia­
listischen Aluffassung, direkte Steuern seilen 
gut und indirekte Ischlemt, distanziert. Mit 
'elmem ,entspr.echood :hohen Satz ,der Mehnwert­
steuer könnte die &egierung auf Kosten der 
Konsumenten zu MHUarden kommen, ohne 
daß die Konsument,en 'gle,ich merroen, .daß sie 
über höhere Pr,e1se in erster Linie höhere 
St'euern für den Sta:at bezahLen. Mit einer 
gleschickten Propa,g,a:nda könnte man sogar di'e 
K,aufleube und Unternehmer zu den Prüg,el­
knaben .golcher Preiserhöhungen machen. 
(Zwischenruf bei der OVP.) Auf di!ese Wei,se 
könnte man auch über die Riul1Jde des JClIhlIes 
1 973 kommen und d!IDmer noch den optischen 

Eindruck erweck,en, d�ese Regierung biete der 
Bevölk,erung mehr, obwohl in W'irklichkeit 
die Belastung der Bevölkerung durch V'erteue­
rung der Lebenshaltung und Verschärfung der 
indirekten Steuern ,eine immer größere wird. 
(Ruf bei der avp: Transparenz!) 

Sollte das ge 1 illl!gen , d'a:IlIIl könnte Slehr wohl, 
al1len g.eg,enteiliigen Beteuerung,en zum Trot1Z, 
schon da,s Jahr 1974 zum WMljahr werden 
(Abg. S e  k a n  i n a: Herr Dr. Schleinzer, man 
merkt Ihre Angstl), etwa mit der Begründung, 
d,i,ese,s Jahr sei durch vi,er Landtag.sw,ahlen 
ohnehin schon ein .großes Wiahlj ahr, sofern 

man nicht überhaupt so wie im Juli dieselS 
Jahres 'illuf eiIl!e 'echte Begründung verzichtet . 
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. 
Meine 

.
D�men und Herren! Ich sage das 

I 
über ihre WÜIlJsche zu ,sprechen. Das öster­

mcht, . w,ell I� glaube, daß sich di,ese Regile- I�ichische Volk hat aber zu Beginn der Zwei­
l'U�g 1m Besitze Ider ,absoluten Mehrheit ,alles ten Republik 'auch eine weni'ger schön klin­
le'lsten kann. l .g,end,e, dafür ,aber offenere Spr,ache ver,staooen. 

Es wiro ,sehr vi'el auf die öffentliche Mei- I 
Wenn auch heute Nachkrie,gsnot und Wierler­

nu�g und nicht zuletzt auf die Ar,gumente der au�ha� weit hinter �ns ld'eg,en, s.o liegen doch 

belden Oppositionsparteien in ,cHesem Hause , auch m Zukunft mcht wen1ger 'große Auf­

ankommen. Ich ,glaube nicht, .daß die öster- .gaben vor 'uns . Das Wort "Europar.eife" läßt 

reichi'smen Wähler 'bereit sein würden, W,ah- ,sie ,anklingen. Es sollte aber auch ,aus,gespro­

len nur noch als Wied'erholungs- und Belstäti- chen werden, daß es der Anstrengungen aLler 

gungswahlen im Inter.ess,e der Sozi.a.lisU,schen 
bedürfen wird, um dies,en Zustand zu ,errei­

Partei aufzufassen, wenn diese ver,suchen ehen. Es wind uns nichts mehr ,geschenkt 

�ollte, einen Prazeß der stillen KollektivierJUJIlg werden. Wir werden .uns unseren PI'atz iIll1 
III Gang :zu -setZien (Heiterkeit bei der SPO), Europa von mor'gen mit harter Arbeit und dm 
unJd wenn der einZielIl'e merken sollte, daß ihm scharfen Wett'bewe:r:b erring,en müssen. 

nur deshalb mehr ,g-e'g,eben wird, weil ihm 
vo:her mehr genommen wurde. (Zustimmung 
bel der OVP.) In der Fluchtlinie ,einer solchen 
PolitiJk könnte ,am Ende der einzelne auch 
",alles" vom Sta,ate 'bekommen, voraus.gesetzt, 
daß er schon vorher auch "alles" dem Sta,ate 
gegeben hat. 

Meine Damen und Herren! Ich glaube, es 
besteht im Grunde ,gienommen auch für Sie 
kein Grund, das mit ,einem solchen Lachen 
a�zutu�, denn auch Sie wissen genauso gut 
WIe WIr, daß alles das keine Theorien sind. 
(Ruf bei der SPO: Phantasie!) Die Nachrichten 
aus Schweden beweis,en das. Schwleden hat 
die .größte SteuerhelastUIlJg von ,allen Sta,aten 
der Welt. Sie beträgt -annäher-nd 50 Prozent 
des BruttonationalproduktJe,s. Hinzu kommt, 
daß die di:r;ekten Steuern bei höhefien Ein­
kommen 85 Prozent erreichen. Diese Steuer­
prOiglOOSision 1st Weltileikord. Und uruter dem 
Titel "Inflation ,und Steuern fressen den Wohl­
fahrtsstaat" hat eine ,anges'ehene Ta9,eszeitJung 
am 1 7. Juli 1971 g,eschrieben: "Da1s System 
des Wohlf.alhrtsstaates j-st in Schweden Ibemits 
so überdr,eht, daß es sich zunehmend :selhst 
verzehrt und immer umJSoZliaLer wird." Das sind 
dJile Tatsachen. 

Wir müssen deshalb mit aHem Namdruck 
feststellen: Nur 'stärkeres Wamsturn der Wirt­
schaft bei größer-er Sta,bilität des Geldwertes 
könnte uns ,aus Idem Teufelskr,eis von infla­
tionisHscher Entw,icklung und immer stä:r;kerer 
Gesamtsteuerbelastung her,ausfühl1en. Ger,ade 
für eine Iso1che Politik bietet :a:ber diese R-egie­
rung,serklärung wenig Hoffnung, nicht ruletzt 
deshalb, weil NivelHerung und Wachstum 
nicht Hand in Hand gehen können, denn 
Wachstum :setzt LeistungswH1en, Initi'ativ,e und 
Risi-kobeI'eitschaft voraus (Beifall bei der 
OVP), während auf der ,andeflen Seite Niv,eUie­
fo�ng zur Verkümmerung dieser Eig'enschaften 
f�hrt. �as soll keine Unterstellung, wohl -aber 
,ellle mcht unbeg,ründete Warnung sein. 

Es mag populär sein, zu Wählern nur wie 
zu Konsumenten der PoI.itik, wie 'zu Kindern 

Wir wÜlliSchen als Osteffleicher unser,ern 
La,nd und unser,em Volk, daß ,wir auch in den 
Slie'b:llig:er Jahren aUe Prürurugen so Ig1lt be­
st,ehen und ähnlich große ErfoLge 'erzielen 
mö.g1en wi'e in den Jahren nach 1 945. Noch ist 
der Zeitpunkt nicht g-ekommen, darüber a'b­
schließend -zu urteilen. 

Eines aber steht heute schon fest: Die kLaren 
Verhäl,tni,sse,  d.ie die Wähler am 1 0. Oktober 
g-eschaffen haben, werden den Wälhlern auch 
bei den nächsten W,ah},en ein klares Urteil 
ermöglichen. (Erneuter Beifall bei der OVP.) 
nie Uberrumpelung durch vorzeitige Wahlen 
ist Ihnen, Herr Bundeskanzler, ,g,elrungen. Eine 
Ubertölpelung der Wähler aber wird bei den 
nächsten Wahlen ,auch einem Dr. Kr,eisky nicht 
mehr möglich sein. (Beifall bei der OVP. -
Abg. S e k a n  i n a: Aber Herr Dr. Schleinzer!) 
Dafür zu ,sorgen, Herr Bundeskanzler, daß Sie 
nur dann Erfolg hahen, wenn Sie ihn auch 
verdienen, und dafür zu sor,gen, daß diese 
Regi'el1un'g abgelöst wlird, w,enn sie versagen 
solltJe, das wind mit zu der Pflich1 g:ehöI1en, 
die wir als große Oppositionspartei im Namen 
unserer Wähler, ,aber auch im Namen der 
Bevölkerung in den nächsten Jahren mit gan­
zer Kr,aft -erfüllen werden. (Anhaltender leb­
hafter Beifall bei der OVP.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Herr Abgeordnete Gratz. Ich erteile es 
ihm. 

Abgeordneter Gratz (SPO) : Herr Präsident! 
Hohes Haus! Ich möchte eine R,ede -aus der 
Si'tU'ation heraus, ,in der sich der Vorsit'2lende 
der Igroßen Oppositionspartei hefindet, hin­
sichtlich der Rhetorik nicht überbewerten, noch 
dazu, wo ich inhaltlich einige Anhaltspillnkte 
g,efunlden habe, die den vorbereitellen Teil 
m;einer Rede geradezu so aussehen lassen, als 
ob Sie mir vorher Ihre Thematik gesagt hät­
ten (Abg. Dr. K o r  e n: Das ist Kundendienst, 
Herr Kollege!), nämlich die Frag,e nach den 
Grundsät�en, die di'eser Regierungserklärung 
IUJIlter arulerrem zugrunde lJi'egen. 
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Ich möchte 'einl,eitend ,aber doch sagen, daß ' Wi1JS bedeutet denn dileser 'etwas verschlei­
man bei aHem Vier.ständnis für Rhetorik doch emde Ausdmck "mehrheitsförde,md" ?  Mehr­
daran denken Isollte, daß das Wort "übertöl- hei,tsfördernd wird ein W'ahlre cht genannt, 
peIn" davon kommt, daß der Gegner, dem w,elches 'einer Partei, di:e 'ruicht ,di,e Mehrheilt 
man das ,antut, ein Tölpel i,st, und das den ,der Wähler hilIlter sich halt, dennoch lim Patr­
östeneichischten Wählern zu ,sagen, ist viel- lament leine Mehrheit ,gibt. taJssen Sie mich 
leicht nicht ganz angebracht. (Abg. S e  k a- ofien ,aussprechen, daß ich ,doa,s für schLecht 
n i  n a: Er is t ja ein Werft-Ingenieur, er ver- i halte. Ich möchte nicht für dliie üemokratiJe 
steht ja von dem nichts!) überhaJUpt oder für andere Lä'nder Platent­

Aber, wlle ,g,e,sagt, lassen wir das bei,sei,te 
und lassen wlir 'auch lClaJS beiJs1eite, w,as am 
Sch1uß ,auch in ,einer Art rhetorischen Uber­
schwanges dte Ankündilgung einer wmindest 
Osterr.eich Ibetr,effenden Weltunter,gangsstilIIl­
mung war, wie : Wer weiß, w.as joetzt alles 
Schr,eckliches p.assiieren wind ! - .Dieses Thema 
hat doch schon bei �wei Nationalratswahlen 
nichts mehr genützt. Wen soll es hier im 
Nationalr-at beeindrucken? (Beifall bei der 
SPO.) Noch dazu, 'Wo wrr ,am Beginn leürer 
vier Jahre dauernden Gesetzgehung,speriode 
stehen. 

Ich möchte 'auch nicht auf Ihre Oppooitions­
rede gegen die schwedische Regierung.spolitik 
eingehen. D.azu ist hi'er nicht der Platz unJd 
nicht der Anlaß, sondem j etzt inhaltlich auf 
eini'9'e der Dinge, die ich mir vorber,eUet habe 
und dLe Si.e - off.enkundilg >Hegt drus in der 
'Dhematik eines solchen erlsten Dehatten­
tClJges - inhaltlich ,auch bereits erwähnt hra:ben. 

Wir haben hie,r zum :zweiten Mal in der 
Geschichte der Republik eine Regierung vor 
dem Nationalrat, die allein auf Grund der 

Vorschläge !der Sozialistischen Partei Oster­
reichs zusammengesetzt 1St. Zum ,eLsten Mal 
allerdings in der Geschichte Osterreichs :Lst 
di,es eine Regierung, dile sich auf das Ver­
tr,auen der Mehrheit des Nationalr,ates stützen 
kann. 

Noch etwas ist einmalig i1Jn dieser SitUIation. 
Es hat schon VliJele Re,gi,erung,en gegeben, die 
sich ,auf das Vertrauen ,einer Mehrheit tdies;es 
Hauses stützen konnten. Aber hi,er steht nun 
zum eLsten Ma,l eine Einparteien-Regierung 
vor dem Nationalrat, die sich ,auch ,auf diaS 
Vertrauen einer Mehrheit des österreichischen 
Volkes stützt. (Beifall bei der SPo.) 50,04 Pro­
�ent der Wähler haben der Soz,iaUstischen 
P,artei Osterreichs den R'egieTUlll,gsauHra.g 
erteilt und damit, wi'e Si'€, Herr Dr. Schlei.nze,r, 
auch g,esagt hahen, klare V,erhältniJsse g,eschaf­
fen. Ich habe das Jetzt ,einleitend nicht gesagt, 
um hier I�m Nationalrat zu triumphi,eren, denn 
auch hier wäre die GegenfraJg,e ,gerechtfertigt, 
so wi'e ich Sie Ihnen zuerst ges'tellt habe : 
Wen wollen Sie hier damit beeindruck,en?, 
sorudem ich habe dieses Thema erwähnt, weH 
das Wahlef!gebniJs Antwort ,auf die Frage gilbt, 
ob man nicht ein Wahlrecht konstruieren 
sollte, das, wie ,es so schön bei den Politologen 
heißt, mehrheitsföLderIlid 'ist. 

rezepte ang'eben, wleil man hi,er rruit Vor­
iSchläg,ell vorsichtig sein soll. Ich möchte nur 
sa'gen, daß meiiIl'e Partei 'l.1ll1d lich pellsÖTIIich 
es für richtig haUen, daß ,einte P,artlei daiIllll lim 
Nationalrat die Mehrheit tbat, W1ernI1 ,auch dJie 
Mehrheiit der Wähler für dies,e P,aJrtei ihre 
Stimme ,abgegeben hat. (Erneuter Beifall bei 
der SPO.) 

Lassen Sie mich noch einmal hier wieder­
holen, was Iffi€!ine Fraktion ber,e.its bei der 
NoveUierung der Nationalrats-Wahlordnung , 
bei der Förderung ei:Il!er mägHchst weitgehen­
den Durchsetzung des Prin'Zips des V'erhältnis­
wahlrechtes ,gesa'gt hClJt. Die Anhänger der 
sogenannten MehI1heitsförldemng durch das 
Wahlrecht sagen: Das Wichtig,ste für ,einen 
Staat iJSt eil1Je echte Mehrheit lim NationaLIlat. 
Wü sagen Ihnen, daß uns'er,er Ansicht nach 
da,s wich'biJgste tn ,einem Sta,at list, daß das 
Parlament die Meinung der Menschern dieses 
Landes ,auch wider:sp.iegeltf:. Dats W1ichttgste 
i,st, daß e,ine Mind,erheit nicht schon bei den 
WaMen durch das W'ahlrecht ,ausg,eschieden 
wird, sond,ern daß der Wme oder Menschen 
dieses Landes in diesem höchsten und Isouve­
ränen gesetz'gebenden Forum rum Ausdruck 
kommt. 

Wenn daher in Zukunft ein halber Sektor 
dieses Hauses auf,steht rund für ein Gesetz, für 
eine Resolution oder für einen ander.en 
Beschluß stimmt, dann handelt di,ese Mehliheit 
legitimiert durch di,e Mehrhei,t der Wähl,er. 
Joooch: Wir wi's'sen, und Bundes:kJanZiler Dok­
tor Krei,sky hat es namens der Bundesr'egie­
rung ausgedrückt, daß diese Mehrheit Jn der 
Demokratie nicht nur Rechte ,gi,bt, sondern ,auch 
große Verpflichtungen lauf.erl,eg't. 

Di,e Frag,e ist also:  Wie wird sich die,se 
Reg,i,erung mit einer atbsollUten Mehrheit der 
Wähl,er und diles'es Hauses hinter ,sich geg'en­
über dem Nationalmt v,erhalten? 

Ich begrüße hiler die Ankündi,gung des Bun­
desk.anzlers, daß sich die Bundes regierung der 
Ver,anbwortung g,egenüber dem Nationalrat ,als 
dem souv,eränen Organ der Gesetz,gebung und 
Kontrolle ,bewußt 1st (Abg Dr. K o r  e n: Steht 
in der Verfassung!), d aß si:e nicht nur, weil 
es die BundesV'edassung v:erlangt, sondern 
weH ,es dJi'€ Regierung aJUch lse,�bst will, 
kooperiJeren wird rund sich selbstver,stäl1Jdlich 
- ich betone das Wort "selbstverständllich", 
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weil .dies in einer Demokratie wirklirn s'elbst­
verständlich ist - der K.ontr.olle und der 
Souv,eränität dieses Hauses unrterwerf.en wird. 

Gest'atten Sie mir 'eine Zwisrnenbemerkiung : 
Ich bin froh darüber, daß wir diese Selbst­

verständlichkeit auch bei uns zur K,enntnis 

nehmen und akz,eptieren. 

Ich habe ,in di'eseffi Haus oft .ge.sa,g,t : Das , 
was mir 'am englischen Par1.ament S.o impo­
niert, �st die 'f.atsache, daß dort nirnt in j.eder 

zweiten Sitzung drie Demokmtie beschw.oI"en 

wird und nicht Idarüber ,qespr.ornren wimd, daß 

man in einer Dem.okratie lebt, weil di,es e:ine 
Selh.stv,e�ständ1ichkeit ,ist ; schließlrich snrid1t 
man ja rbei Debatten auch nicht darüber, daß 
man atmet. Im bin froh darüber . daß wir oie­

s,es Klima der Selb.stv,ers,täl1!dI:ichk�it des 

Lebens in der Demok�at,i'e 'hiaben und es nicht 
mehr n.otwendirq haben, hi'er lim Nationalrat 
ununrt:,erbrochen dire Dem.okraUe selbst und ihre 

I,ooa1e iZ'U besmwöI1en. (Beifall bei der SPÖ. J 

Hohes Haus! Die Ankündiqunq der Regie­
rung bedeutet al,s.o mehr ,a,ls di,e Ankündigung, 
den formal'en Erfordernissen der Bundesver­
fassung und der Geschäfitsordnunq Genüge 'Zu 
tun. 

Die Bund,esreq,ierun(J .hat 'eindeuUg erklärt , 
daß sie die Zusammenarbeit mit den ,anlder,en 

Fra;ktionen dies'e,s Haus,eg in SachfI1aogen Isuch,en 
wird: Natürlich ist der Nati.onalr.at mit se.iDien 
Auss m.üss,en der Ort, :an dem di,ese Zusam­
menarbeit rg,esucht und ,auCh ,gefuniden werden 
kann. 

H.ohes Haus!  Ein Rückblkk 'auf den Nati.o­
naIr.at dler XII. Ges;etzq.ebungsperiode ·zei.gt, 
da ß 1 67 Gesetz,e von 'aHen dvei Parteien dirers,es 
HauS!es 'gemeinsam , 7 Ges'etZle v.on S.ozi alisti­
scher Part'ei und Osterr,eichisch'er V.olkspartei, 
daß 16 Gesetze von S.oziaJilstischer Plart,e.i und 
FreiheitliCh·er Partei und 1 0  v.on o.sterr,eichi­
scher V.olkisparte i und Fl'\e.ihe�tliCh'er Partei 
gerneins.am besdJ.IOlSslen wunde,n. 

Allein das z,e·tgt doch, daß di,e MeinungsrbU­

dung zu Sachfragen .nicht während eine,r !g,an­
z'en GesetzgebungspeI1iode geIllailJ abgegfienzt 
ist und :bei joed,er .A!bstimmung .g1,eiCh ist, son­

dern daß sOglar in der überwiegenden Mehr­
zahl der Mateden ischHeßlich und endlich 
gemeinsame Entscheidungen, sei 'es dr.ei.er 
oder 'Zweier 'FI1aktionen ,dieses Haus,es ,  ,getr.of­
fen werden können. 

Ich h.offe sehr, daß die ,ang,ekündi,gten Repa­
r,atur,arbeiten im Tr.ockend.ock, Herr General­
sekretär, niCht S.o viel Energien der OVP in 
AnspruCh :nehmen, .daß :si� kreine ZeH fÜlr d.ie 
parlamentarischen Arbeiten ,erübrtg,en k,ann. 
(Abg. Dr. K 0 h ] m a i  e r: Sie unterschätzen 
unsere Energien!) Ich habe die Hoffnung aus� 
gedrü<k,t, weil wir aJUf diese Arbeit hier im 

Nationalrat großen W,ert leg'en. Ich möchte 
ernst werdend dazu -sagen: Ich nehme mir bei 
dem, was ich joetzt, Herr K.oI,Lege, ·sa'ge, die 
Legitimati.on 'daliaus, daß ich dasselbe damals 
als VOfiWUrf g'egen die OVP-Regieru.ng und 
gegen die OVP-Mehrheit in der Zeit der OVP­
Mehrtheit g'eSiagt habe , nämlich daß das Temp.o 
der GesetZlg'ebungsa,I1beit letzten Endes v.on 
der Regierung und 'ihr,er Mehrheit bestimmt 
wird. Und gerade deswegen, weil ich das 1 966 

bils 1970 als Antwort auf d.ire RegierUDgspropa­

g,anda, -die dam,als g,elautet hat : Wir bringen 
nichts weiter, weil uns di,e SPO nicht r;eg:ieren 
hilft I, ,sag be , stelle lich auch jetzt fest : Wd-r 
nehmen in Ansprum, das Tempo der Allbeirf: 
bestimmen zu können. 

Wir .haben seinerzeit, von 1 966 Ibis 1 970, 

als Opp.osition Maßnahmen der Regierung 
inhaltlich kritisi,ert, für seMemt ibefumden, die 
Regierung selbst auch für Ischl:echt befundeil. 
Das ist dias selhstvel1stäncUiche Recht j eder 
Opposition. Wir 'haben ,a:ber niemals be,strit­
ten, daß die Mehrheit des Nati.onalrates das 
Recht hat, jene BesChlüss'e zu j,enem Zeitpun:krt 
zu f,aJss'en, di,e der Reglierung und ihfler Mehr­
heit ,aus der Zielsetzung der Regierunglserklä­
rung richt�g ,ersrneinen. 

Als .geJ:1adezu .selbstver,ständHch - das ist 
das nächste, was liCh ,sehr deutlich bet.onen 
w1il1 - bitte ich laber medlne Ankündigu!lllg 
aufzufassen, daß ,dile Mehrheit dieses Hauses 
dabei auf :zügiges Arbeiten Wert 1e;g,en w.iI1d, 
aber joedentaills zu den an .sich in de,r Geschäf'ts­
ordnung vOIig,eseh'enen Maßnahmen, wie etw,a 
Be.schneidung v.on Debatten und ähnlichem, 
nicht greif,en wind, weil wir das nicht für rich­
ti'g halt,en. Wir h'aben uns ja rals Oppos ition 
gegen derarUge Maßnahmen der seinenzeiti­
gen Regi'erunglspartei vehement in der Offent­
lichkeit 'zur W'ehr 19',eS'etzt. (Abg. Dr. K .0 r e n: 
Fristsetzung ist eleganter!) Eine Fristsetzung 
ist , s.oweit ,sire die Arbelit innerhallb der Frist 
ermöglicht, in der Geschäfts.ordn'lIDg vorg,e­
sehen. (Abg. Dr. K o r  e n: Ist in der Geschäfts­
ordnung vorgesehen!) 

ICh stehe hinsichtlich der BeschneLdung von 
Debatten ,auf demselben Standpunkt, auf dem 
wir ber,eits im Hier:bst 1 966 a.ls Opp.ositi.on 
gestanden sind, als Sie :in einem Ausschuß 
"Sdlluß der Debatte" heschl.oss'en haben . 

Ich hoffe sehr, daß Si'e j'et'Zt, dm November 
di,eses J,ahI1es, hinsichtlich der Frists,etzung 
nicht bereits ,auf ,einem anderen StandpiUnkt 
stehen als im Juli dieses J,ahr,es, als Sie solche 
Fristsetzungen beschlosSien haben. (Beifall bei 
der SPt). - Abg. Dr. K .0 I e n: Haben wir alle 
gemacht!) Sie haben sie mitJbeschlossen l 
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Meine Damen und BefIlen ! Di,e klaren Ver­
hältnisse, ,die wir nun haben, bedeuten auch 
- man süll das ,auch ankündigen -, daß dJa.s 
Sudlen nadl eiIl!er Zusammenarbeit nicht 
bedeuten kann, daß man Entsdleildung'en, weil 
eline einheitliche Meinung nicht J9,efunden wer­
den kann, etwa vier J.ahf1e lang ,auf.schieben 
könne, damit dann mit R,echt di'e Opposition 
fnag't : WaJ:1Um ist di,e Reg-ierung.semklärung 
nimt 'erfüllt würden? 

Die Legitimatiün der Mehrheit besteht ehen 
auch dal1in, daß, wenn ,eine ,gemeinsame Mei­
nung nicht g,efunden werden kann, die Mehr­
heit zum Fällen einer Entscheidung 'auch ein­
gesetzt ' werden k.ann. Das süllte man meiner 
Ansicht nach - deswelgen tue ich es - ebenso. 
üffen ankündi,g,en wLe odi,e Bef1eitschaft ZUT 
Zusammenarbeit bei der Lösung vün Prüble­
men. 

Ich brauche dabei mcht zu betünen, daß 
die Smnanken der Mehrheit, di,e in den Min­
derheitsr,echten und .in der Bundesverfassung 
statuiert siIlid, selbstvenständHch geamtet 
w,enden, nicht wegen der formalen Gr,enz€'ll, 
sündern w,eil sLe ein ,immanenter Bestandteil 
des demokl',alliJsmen Lebens sind. Wi,r wisSi€n 
ganz g,enau - im sa,g,e das als Sprecher der 
Mehrheit 'ganz üfien -, daß ,eiJne Mehrheit zur 
Tyranni.sierung ,der Minderheit führen kann. 

Es :geht daher darum, die Mehrheit s.o ein­
zusetzen - und so. bitte :ich diese AnkÜIlidi­
gung,en ,aufzufassen -, daß die MehIlheit 
ihr-en politischen W:iHen durchsetzen kann, 
aJber die Minderheitsliedlte s,elbstvenständlim 
achtet. 

Das Einsetz'€'ll der Mehrheit, wann inuner 
es hier bei Abstimmungen ,erfül'gt, muß 
schließHch nach dem AMauf der Gesetz­
gebung'Siperiode vür den Wählerinnen und 
Wählern di,eses Lande,s vemntwürtet werden. 
Sie haben dann auf Grund der R!egienm'Q1S­
püliti!k, der Er,gebnisse der Politik die Mög­
lidlk'elit zu Isag,en, üb di'eser Einsatz der Mehr­
heit geIiechtfertigt war oder nicht. 

Gerade dadurdl, daß ,sim diese Entsmei­
dungen hier im Nahlonalr,at ,im Lichte der 
Offentlidlk,eH abspiel,en , haben die Osterre1-
cherinIlien IUIlid Osterreicher die Gelegenheit, 
nach vier Jlahren echt !ihre Entsche,itdulIlg ,fällen 
zu können. 

Hühes Haus ! lIm. Zusammenhang mit der 
Mehrhei,t der Süzi'clllistischen P,artei OsteHieichs 
im Natiünalrat möchte ich heute in der ,ersten 
parlamentarisch,en Debatte der XIII. Gesetz­
gebung'spe riode ,auf 'ein Thema ,elinge.hJen 
- IUnd lauch hi,er sdleilnt les ISO., a.ls hätten Si:e 
mir, Herr Dr. Schl'e:in�er, Ig,er,aJdezu IdJas Stich­
würt geUefie.rt -, das ,ich als Sprecher der 
süzi'alistischen Oppüsitionspartei in den Jah­
r,en vün 1 966 Ibis 1970 üft behandelt habe , 
nämlich d1e Fr,a.g,e , wi,e d'le KüntroUrechte des 
NatiüIlialrates v,eroossert 'Werden können. Idl 
habe al,s Spnecher der Opposit'iün dar,auf hin­
gew\i,esen, daß die IstaJatsrechtHche Theür.i'e üft 
d1e Tatsacbe übersieht, daß seirt den Zeiten 
der kOlIlstdtutioneHen Monarchde ,ein Wa'ndel 
eingetr,eben ist, ,indem es damals leinen edlten 
Intel1eSlsenkonflJikt zwischen der &egJi'erullll9 
auf der eißJen Seilte, di'e vom :KJai,ser ,ernannt 
war, und der Gesamtheit des Abgeürdneten­
hauses auf der anderen Seite g,ab, während 
heute ,es düch ,so. ist, daß vün .der polil:!ischen 
ZJielsetzung her die Regi,erung mit !der Isie 
unter,stÜJtzeIl!den Regierung,sfraktiün ,ei'ne gei­
stige Einheit darstellt und 1nter,essenmäßig 
der Oppo.sitiün ,gegenübeDsbeht. Ich habe als 
Spredler der Oppo.sitiün 1966 bis 1 970 darauf 
hingewiesen, daß ,es dahe.r sinnlos !iJst, die 
Küntrüllrechte nur ,der Mehrheit des Natio­
nalr,ates zu überantwürten. Und zwar - ich 
sage das süwohl für ,die Zeit der OVP-Allein- ' 
regierung als ,auch für die Zerit der SPO­
Mehrheit - nicht, weil wir Ig,laulben , daß die 
Parlamentari,er der Reg,ierungspartei jeden­
falls die Augen schLLeßen vür anem, was di,e 
Regierung tut, sondern weil wir gLauben, daß 
es iIlistitutiünell 'nicht möghdl ist, der Mehr­
heit des ParLaments ,allein ,die Küntrüllf1edlte 

Lassen Sie mich zw1scbeIlldurch zum Einset­
zen der Mehrheit und zu den v'erschiedenen 
Stellungnahmen hier im Haus nüch eintge 
Feststellungen treHen. Das ist, wie ,die Kül­
legen in dtesem Hause wissen, manchmal 
schon ige.r,adezu mein Hobby im Zusammen­
hang mit der pülitischen BildU:llig ,gewürden . 
Es hat keinen Sinn, vün auß,en immer an. die 
politischen P,art,eien zu appellieIlen, sie mögen 
dias ParteiiIllteresse zurücksteHen UIlid das 
Staatsinter,esse herückJsichtigen. Ich wiederhole 
hier kurz das, was ich persöllllidl schün üft 
ge,sagt habe : Di,e pülHische BiLdung ,so.llte den 
MeIliSmen ,eIlid<lich v,el1mitte1n, daß Ki1e ExtiJs'tenz 
von Parteien ,auf die Tatsacbe Zlurückgeht, daß 
es keinen Computer ,gibt, .der das ,aUg,eme.1ne 
Heste o:bj,ektiv feststellen könnte, ISOIlJdlem daß 
es ehen v,ersch1edene menschliche Ansichten 
darüber 'gibt, was für den StaJat Unld für die über j ene Regierung einzuräumen, dli,e nur alls 

Allgemeinhe it wirklidl das Beste ist. Regierung bestehen kann, weil di'ese P,arla-

Auf den Rid:llller über das Handeln der 
Re.gierung nach vier Jahren hat .süwühl der 
Bunde,skan21ler ,als auch der Spr,eche.r oder 
Oppositiünspartei, Herr Bundespart,eiü:bmann 
Dr. Schleinzer , hingewi,esen, 

mentsmehIiheit s1e unterstützt. 

Ich habe damals verLangt, daß e1nLge Kün� 
trollrechte , die dem Parlament als Ganzem 
zustehen, auf eine qualifi"�i'elite Minderhe.it 
übertrag,en w,eI1den, um die �at5ächlichkeit und 
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Wirksamkeit der Kontrolle zu ,gewährleisten. 
Ich hahe damals - wenn ich nur ,ein Heilspi,el 
bringen darf - ausg1eführt, daß etwa ein Dtit­
tel, 'ein Abgeordneter mehr als ein Drittel 
dieses Hauses, Verfassungsänderungen ver­
hind'ern kann, daß erine einfache Mehrheit in 
einem einf'achen Ges,etz aher Vedassungsände­
rungen heschli'eß'en �ann. Das bedeutet dann, 
daß di.eses Gesetz v,el'lfillssungs,widrdg ist. Wir 
halben dann dills ·unwürdige SchartlJspd,el, daß 
die Minderheit dieses Hauses, di,e die Ver­
fassungsWiidl1i-gkeit, wenn sie formell J1ichtig 
als Verfassungsg,e.setz ,eingebracht woro€'Il 
wäre, hätte verhindern können, daß m,ese 
qualifizierte Minderhe.it dann bei I.Jandesr;e:g.ie­
rungen b-etteln ,g,ehen muß , ob die her'eit Is,ind, 
dilJS Gesetz vor dem Ve.rf.assungsgerichtshof 
anzufechten. Ich habe daher Idamals anger,egt, 
eine Verfassungsäpderung 'zu machen, daß 
diese Minderheit des Hau.sels, die eiJIl V'er­
fassungs.gesetz, 'eine v'e das sung,s änderung 
v-erhindern kann, unmiUelbar das Recht 
bekommen soll, beim VerfoilJSsUlIlYSigierichtshof 
die Verfia:ssungswidrigkeit einfacher Gesetze 
mit e iner Beschwerde z:u bekämpfen. Die 
Anregung wUI1de damaLs nicht 'auf<g,egriff,en, 
ich Wliederhole si,e jetzt als Sprecher der 
Mehrlheitspartei : Ich II,ade die heiden anJde·ren 
Fraktionen dieses Hauses ein, einen Initiativ­
antI1il1g gemeinsam mit uns ein:zrulbI'iing,en, IdeT 
dieses Kontrollr:echt statuiert. Ich <gehe weiter 
und sage : Uberprüfen Sie .aUe Ant.räge ,aus 
den J·ahI'e'll 1966 b1s 1 970, die von meline.r 
Fraktion damals ,eingebr,acht wUI1den, um die 
Kontrollrecht:e der Minde·rhe,it 'zu stärken, wir 
w,erden jederZleirt: bel1eit sein, di,etse!Il Ant,räg:en 
beizutreten u.nd hier .im Haus dafür zu Istim­
men, daß di,ese Kontrollflechte verWlirklicht 
werden. (Zustimmung bei der SPo.) 

Ich hoffe, Her.r nr. Schleinzer, daß diese 
meine Ausführungen , a:bslichtlich sehr ohne 
P,athos vorg,e'bracht, hesser als j,ede pathetische 
Zurückweisung Ihfler Befürchtungen bekräfti­
g,en, mit welchem Stil dlie MehrheH dieses 
Hauses die parla:mentadsche Arbeit zu begilIl­

neu und durchzuführen geWlil'lt ist. (Zustim­
mung bei der SPO.) 

Ich möchte, Hohes Haus, ebenso di,e 
Bereitschaft mei'ner Fraktion bekunden, II1li<tzu­
tun bei einer Geschäftsordnungsreform, bei 
ein-er tatsächlichen Venbesserung der Arbeits­
bediu'9'llngen, ein Ziel, das dankenswert,er­
weise RräsLdent Be'llya bei ,ooiner AntI1iHs­
rede auch als ,eines seiner Zi'ele ,erwähnt hat. 
Wir möchten davon abseihen, ,einen Amtmg 
auf Änderung der Geschäftsordnun.g ei·nzu­

bringen, weil wü .gbalUben, daß es ndcht <gut 
wär,e, ein W,ettrennen um di'e Priofi,tät bei 
P.arlamentsr,echten 'zu v,eranstalten. Wdr si.nd 
sehr froh, w,enn wir Uber,e'instlimmung darüber 
finden, daß die Fr,aktioilien ,dieses Hauses sich 

gemeinsam ühe degen , was zur V,erbesls'erunrg 
der Geschäftsordnung, 'zur Verbesser1lJng der 
Aroeitshedling;ung·en der MiitgHeder d�eSies 
Hauses ,getan werden �ann. 

Ich habe hier von der Rolle des ParLaments 
in der Demokratie gesprochen; und ich möchte 
s.ag.en, daß düese Aus füh rung,elll , Idiese Vor­
schläge :auf unsere Uber2Jeugtlll'9 zurück,gooen, 
daß eine Verbesse,rrung der demokratischen 
Einrichtungen, ,eine V,er!lebendJi,gung der Demo­
kr.aUe nur über ,eine V,erbess,erung der par­
lamentarischen AIibeitSibedingullligen, Ülber ,eine 
Aufwertung der RoUe des Nationalr,ates 
geschehen 'kann. Ich möchte zu di,eser Aufrwer­
tung des Nationalr,ates auch Isa,gen, daß .ich es 
sehr begrüßt !babe, daß die y,anze Fr,akbion ,es 
unterstützt hat, daß der Bund,esmin!i,ster für 
Jus,1liz heute d.�'e.s'e Erklärung 'abglegeben hat , 
und zwar , weil wir tatsächlich .gla·lJIhen, dlaß 
be,i der er,sten sidl bietenden GeLeg,enheit be.i 
solchen Vorfällen dieses Haus als erstes zu 
informileren ist. 

Ich möchte hier auch lin aller Off'entlich�eit 
s.agen, -warum die Bundesminister Broda und 
Rösch die Teillnahme :an der a:benidlich,en Fern­
s,ehsendung ·abgesagt haben ; das heißt, ,abge­
s'agt ist ein schLechter Ausdruck, denn ,s:i'e 
haben überhaupt nie zugesagt, sie sind nämlich 
llJicht gefr'agt . worden, das kann man über­
s'ehen, weil es j a  sehr dr1ing,erui war. Aber 
wir bitten, lieh ISaJge das ohne P01em1k g.e·gen 
das Fernsehen - ,es ;ist acht,ensweI1t, daß ein 
solches Thema unmittelbar der Bevölk,erung 
nahegebracht werden soll -, auch um Ver­
ständnis dafür, daß zwei Bundesminister bei 
deT Debatte über 'e�ne Erklärung der Bundes­
regierung di,eses Haus nicht verlassen, ISO'I1.­
dem bi,eI1b1etben, his " diese Debatte beendet 
ist. (Zustimmung bei der SPO.) 

Nun, Hoh.es Haus, zur Regterungserklärung 
selbst. Ich kann nicht auf alle Detaillkritik des 
Herm Abg,eordneten Dr. Schleinzer eing,ehen. 

Ich möchte sagen: Soweit es d1i'e Kritik an der 
mang·elnden Al1sführ1ichk<eit 'Lst - nämlJich 
dort, wo Sie sagen, hier werden nur Titel von 
R,e,g,berungsvorla'gen verles.en, w.arum nicht der 
Inhalt -: Die Regieru'Ill9,serklärung wäre noch 
etwas länger gewomen, aber do.rt , wo es sich 
um .angekündigte Reg:i,erunrg.sworla,gen handelt, 
hat j,a dieses Haus dann dile MögWichkeit, heil 
der Regi'erungsvol11age selbst ,illiS De!tail zu 
glehen. 

Ich möchte nur �u einem Punkt, nämllich 
Landesverteidigung, noch ISriligen - Si,e haben 
selbst darauf hingewiesen - :  Wir haben mdt 
gutem Grund einen Landesvert'eidi-gungs.r.at, 
der sich im Detail mit den kommenden Maß­
na!hmen �eschäfibigen .soll, weH es eben Dinge 
gibt , von denen wir .alle bei der Schaffung 
des Wehrgesetzes .akzeptiert haben, daß sie 
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nicht in aller Breit,e, in aUer Ofientlächkeit 
dislkuti,ert werden können. Herr Ur. Schlein­
zer, ich nehme an, daß es -auch das Motiv der 
V,ertraul'ichk:eit war und das Wj,ss,en, daß es 
Ja den LalndeSIV'ertetdtgungsliat Igibt, das Sie 
hewogen hat, bei Ihren 1 07 Punkten :das Bun­
desheer in fünfeiIlihal'b Zeillen zu erwähnen, 
indem Sie -gesagt haben: , ,6, Durchführung ider 
UmsteUung,en i.m Bundesheer unter Berück­
sichtigung der für di,e Sidl,erheit des Landes 
notwendig,en flanki'e-reIliden Maßnahmen sowie 
Ausbau ,der umfassenden Landesv,erteiidi­
gung." Herr Dr. Schleinz'er ! Geg-enüber dem 
war di,e ReglierunglSierkläruIlig ,ein .g,anZles Lexi­
kon von Detailmaßnahmen. (Heiterkeit und 
Zustimmung bei der SPO. - Abg. Dr. P r a­
d e r: Kollege Gratz, dann haben Sie den 
Passus nicht gelesen, wenn Sie das jetzt 
behaupten!) Herr Dr. Pr_ader I Ich habe -auch 
die Regterungserklämng Klaus Mer. Ich 
möchte j etzt nicht eine nachträgliche Opposi­
tionsrede zur RegielillIlrgserklärung .des Herrn 
Bundeskanzler-s Kla'UJs halten, denn schrHeßldch 
und 'endlich haben Si,e j,a ve.rIoren, Wieil Sie 
auch das unter ,aIliderem nicht -erfüllt haben. 
(Heiterkeit und Zustimmung bei der SPtJ. -
Abg. Dr. P r a d  e r.' Der Passus war ein Rekord 
an lnhaltslosigkeitl) Herr Dr. P,l1ader !  Vliel­
l,eicht kommen w.ir .bei der Debatte ,im Haus 
zum Kapitel L'aIlidesv,erteidi-gung noch einmal 
darauf zu sprechen, w,ie im einzelnen g;erade 
bei der Lanidesverteid:i,gun.g das Erbe war, das 
dies,e Regti,eIlUng ang,etr,eten hat. Ich möchte 
jetzt dazu nicht ins Detail ,g:ehen. 

Hohes Haus I Jetzt noch ,g,anz k,urz zum 
Inhailt der Re.gierungserklärun.g. Ich möchte 
meine Debattenrede nicht zu lang,e ,ausdehnen. 
Der Redner der Ost,eHeichischen Volk,spartei 
konnte in .der Debatte ,zur Regierungserklä­
rung am 29. April 1 970 noch mit Recht fest­
stellen, daß der W,ahlerfoLg der SoziaHstüschen 
Partei, was die Bundespolitik betrifft, nicht 
auf Grund verlg,ang,ener Regi,eril1ILgs.erfol,ge, 
sondern ,auf Grund von Prog;r,ammen ,erfoI.g;t'e, 
weil die SPO eben v,ier J'ahre in Opposition 
war. Aher die Mehrheit von über 50 Proze:llJt 
der österreichischen Wähler ,erreichte diesmal 
die SozialistJische P,artBi nicht auf Grund von 
ProgTammen 'aU'ein, sondern .alUf Grund der 
Tatsache, daß sich aUe WähLer 'eineinhatb 
Jahre l,ang -davon überzeug,en konnten, d.aß 
für uns dJi,e tatsächl!iche Leistung der Re.gJerung 
auf den Wahlprogrammen beruht, daß bei U'l1S 
die Identität von WahlprQgramm und Regie­
rungsl,eistung vorhanden ,ist. Es mag andere 
P,art'eien geben, die Prog,ramme von . Propa­
gandaexperten machen lassen und nach vier 
Jahren inte:r;ess.i,ert nachsehen, ob zufäUig 
davon etwas verwir;klicht wuI1de. Für uns I]st 
es eine Selbstverständlich.k'eH, .daß wir dJaJS, 
was wir den Wählern vor den Wahilen an 

Arbeitsleistung v·ersprochen haben, auch ver­
wirklichen, uIlid nichts weIlJi.ger - und Jetzt 
komme ich zu den Befürchtungen oder, sagen 
wir, zu den "apokalyptischen Visionen" des 
Herrn Dr. Sch1ein:öer -, ,aber in .der Demo­
kraUe, was di'e VerWlirklichung rbe.tI1ifft, auch 
um nichts mehr, aLs in der Regi,e.rungs-erklä­
rung ,an 'gmIlldsätzlichen ÄIliderungen -ange­
kündigt wurde. 

So hat der Bundeskanzler in ei.nigen Reden 
daIoauf hingewies,en, daß der Wähler-auftrag 
auf das W-ahl- und Reg;i:erung,sprog,roamm der 
SPO ausg,erichtet ist und meht ,auf die Schaf­
fung eines sozialistischen Osterreichs - was 
immer Schreckliches ,sich manche unter diesem 
Begriff ,auch vOI1stellen mögen. 

Bundeskanzler Dr. Kr,eisky hat wber ,ebeIlJSo 
am Schluß der Regie'Iungserklä,rung g,esCilgt, 
die Reg,i,erung las.se _sich bei 1hr,er Reform­
aI1beit "von sozi'aldemoknat1schen Gmoosäben 
leiten". Und auf diese Bemerkung möchte 
ich eingehen, weil ,si'e s.icher Anlaß zu Inter­
pretatiOIl!en und, wiJe man ,g,esehen hat, auch 
zu Spekulationen ist. Ich möchte jletzt k'eine 
Progr,amrndebatte hervorrufen, obwohl es 
vieUeicht dLesem Hause ,ganz 19ut täte, sich 
einmal Ig.ntIlidsätzlich über ei1nige di,eser Dinge 
zu unteIihalten. 

Herr Dr. Koren, wenn ich mich 'ZIUrückeI'lin­
nere - wleil Sie lächeln -, mdt "g,rllIlidsätzlich" 
würde ich ,aber etwas mehr meinen als die 
groß,artige Zitatensammlung des OVP- Klurbs 
über ÄußeruIliglen sozialistisch€T Pohltiker in 
der "Zukunft" ,in den letzten 25 Jlahren. Wenn 
schon ,eine Grundsat:zdebaUe, da/nn muß dabei 
schon ,etw.as mehr herausschauen. 

Zuerst möchte ich -saglen, Hohes Haus, daß 
d�e 14.000 Worte, das heißt, :daß dtie Länge und 
Detailliertheit der Regierungserklärung noch 
nicht Ausdruck sozi,aldemokr,atischer GIlUnd­
sätl'ie, ,aber jtedenf,alls Ausdruck des Respektes 
vor dem Parlament list. Denn hier hat eine 
R'egierung nicht nur in aILg,eme;inen dip:loma­
tischen FormuUerungen geschweLgt, sondern 
slie hat g-esagt, WaJS si,e vi.er J.ahne ,lang zu tun 
g,edenkt. (Zustimmung bei der SPO.) 

Ich möchte nicht - ei.gentlich möchte rich 
schon, nur ist mir die Zeit nicht ,g,eblieben -
vengleichen, wi,e wenig in dies.oer Re9li'eruILgs­
erklärung diese berühmten Formulierungen 
von "Aug,enmerk schenken" und "Alufm€rk­
samkeit zuwenden" und so we�ter vorkom­
men im V,errgleich zu Re.gi,erungs.erklärungen 
früherer Bundesr,egierungen, um w;i,evLel hier 
mehr konkrete Ankündi,grunglen enthtalten sdnd. 

Die Rergierung hat mit di,eser Regilerun.gs­
erkläirung, die natürlich ,lang war, absichtlich, 
vorsätzHch joetzt schon den MaßSltab g,eliefert, 
nach dem sie in vier Jahren gemessen werden 
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w.ird. Und 'g,e:r:ade das macht es jetzt notwen­
dig, aus der FäLI,e der Binz'elmaßna'hmen bei­
spielsweis'e dlie soziaLdemokratischen Grund­
sätz'e aufzuZlei.g,en, weH j'a jetzt sicher nicht 
Zeit für eine lange Analyse der Regi,erungtS­
erklärung list. 

Hier können Sre auf den 33 eng beschrie­
benen Seiten .der Reg<ierung,serkläru!ng einen 
Grundsatz sehen, nämlich den Grundsatz, daß 
der 'Mensch, der ,einzelne in di,ooem Land 
lebende Mensch mit seinen ProbLemen, Wün­
schen und mit se!inen ZukumtslfJräumen Mittel­
punkt und e1nziJg,er Maßstah der Politik sem 
soll. 

Ich weiß, daß diese Formuhierung oU und 
von vielen verwendet wird, aber es geht um 
den Beweis, Hohes Haus, daß dieses Prinzip 
dieses w.ahrhaft humane Prtinzip, den Maß­
nahmen d-er Reg,i,erung,serk,lä,rung Zlugrunde 
lie'gt. 

Lassen Sie mich bitte einrlge Beispi,ele br.in­
gen, ohne in Details 'einzugehen, zu denen j a  
noch ,andere Redner meiner Fraktion zu Wort 
kommen .werden. 

Die Re.g:1erungserklänmg >beginnt mit dem 
Ziel, ·e1n Staat der W ohHahTt für ,aHe ezu 
werden, und meint damit IlIicbJt, daß materiel-
1er Reichtum !Und materielil.e Bedürfruis:befdedi­
guny ,da.s Alpha und Omega der Politik sei,n 
soHen, ,sondern daß we Abwes'enheit von 
materi'eHer Not die VOffiuSlset'zung fü[' di,e glei­
stige Entfal1::UIlJg des Menschen list. Da,s i,st 
nicht neu - ·auch wenn es oft be7lwei:(lelt wird. 
Es baben immer schon die im Wohlstand 
uebeooen versucht, den Armen zu sagen, daß 
Reichtum nicht glücklich macht, und wir 
erLeben ja .auch i'll }!et�ter Zeit, daß di'e Hewoh­
ner komfortabLer Appartements den Baumn 
nahelege'Il, wli,e schön es wäre, wenn ,s:ie ihre 
BauernJhöf,e il1Iicht model'niJsi1erten, sondern so 
naturveribunden wohnen b1iieben. Al-so auf 
diese Argumente möchte -ich nicht eingehen.. 

A:ber, 'Um auf den Grundsatz rurückzukom­
men, es hat, wi,e Sie sich durch Nachlesen 
überzeugen können, schon Nietzsche geschrie­
ben - ich nenne j etzt absichtlich keinen sozia­
listischen Theoretiker -, daß die Reichen 
leichter klüger sein können, nicht weil 
zwischen Besitz und Oberfläche des Gehirns 
Zusammenhänge bestehen, sondern weil die 
Reichen Zeit haben, über die schönen Dinge 
des Lebens nachzudenken, weil sie nicht dar­
über nachzudenken brauchen, woher sie das 
Essen bekommen. (Zustimmung bei der SPO.) 

Ich weiß schon, Hohes Haus, es g,eht heute 
nicht mehr darum, idi,e entsetzliche Not der 
damaligen ZeLt zu bese.ibigen, aber .es g,eht 
darum, ob eine GeselLschaft, in der ,eine Erhö­
hung der AUitoversicherungsprämi1elll mehr 

Staub aufwirbelt als e1ne Brotpreis,erhohung, 
es zlUI,a,ss'en kann. daß für Huooerttauslende 
ihrer MitbüI1ger der Brotpr,eis dennoch rem 
Problem ist. Mit einem Wort, es geht der 
Regierung darum, den Grundswt:z durchzuset­
zen, daß reLa.tive Armut, 'w.enn ,sie unver,schul­
det i'st, eine Schande für die Igie,samte Ge,s,ell­
SdHilft ist und bese itigt w.erd:en muß. (Beifall 
bei der SPO.) 

Ich möchte noch ein zweites Beispiel ku['z 
bl1ing,en. Uber die Frag-en dtes Wohm:ung,shaues 
und besonders dde Fr,ag·en der Beschaffung des 
Baugrundes für Wohnungen wird noch ein 
Fr·aktionskoHeg,e von mir im Detail sprechen. 
Hier ,geht es darum, aufzuzeigen, welche 
OrundsätZJe dahinter lieg·en. W-ir hoffen zum 
BeiJsptiel seihr, daß es in Iden Fr.ag,en der 
Beschaffung des BalUgrundtes für Wohnungen 
und der Erneuerung alter, 'ahg,ewohnter, mise� 
J:labler Stadtteile in Zusammenarbeit aller in 
diesem Hause Ges�t2ie Ig,eschaftien w,erden, die 
natürl.ich d'as Eigentum respektieren, aber 
g}ei�etitig die Tatsache berücksichtLgen, daß 
- anders ,&Ls Stahl und PLastik und andel1e 
IndustrieeIizeugnitsse - Grund und Boden 
nicht vermehr:bar dst. 

Jeder Mensch ,in tJster.r,eich, der eine Woh­
Dllmg ,sucht, könnte in WiI1k1icbkieit die Autos 
beneiden. W,enn die A1utOis in Osterretich mehr 
Lebensraum brauchen, da,s heißt Str.aßen, darun 
s'ind g·esetzlich,e Vonschriften da, um ,clen Grund 
dafür zu beschaff·en. Wenn ein 'Meuisch Lehens· 
raum br,aucht, das heißt Wohnungen, dann 
s:ind die,se Vorsclwiften nicht da. Man könnte 
sagen: Wie schön ist es, in Osterreich zu leben, 
wenn man ein Auto ist. (Beifall bei der SPO.) 

WäJ:le ·es nicht an der Zeit, Ho'hes Haus, die 
Menschen bezüg1Jich dhres Leibel11sreumes 
zumindest den Autos dn diteS'ein Lande g1eich­
zusteHen? Und 'in dilelsem Sünne ersuchen wir 
dann 1.LIIl Ihr.e Zusammenar,beilt. 

Es ist das auch - das wurde schon 
erwähnt - die erste Bundesr·eg.i.erung, die 
ülber die materiel1e VOlisorg.e hinausIgeht und 
sagt: Zerbrechen Wlir uns den Kopf, .wlileso wir, 
Gott sei Dank, relativ höhere P.ensionen in 
diesem Lande habe als je zuvor (Abg. Dipl.­
[ng. T s c h i d a: Bürgermeister von Wien!) -
Herr KoHeg,e l Ich könnlle j a  hier dClJS Niveau 
slenkJen, aher ich tue ·es nicht - und trotz 
di.eSler relativ hohen Pensionen gletichZietit1g 
eine größeI1e Selbstmordquote auch unter den 
alten Leuten als je zuvor. 

Hohes Haus ! Hier sagt ,e�n.e Regilerung: Was 
nützt Geld aUein, wenn die Vereinsamung 'liIIld 
se,eHsch!e Not des ein�elnen von der Gemein­
schaft ignoriert werden? Die Regierung bietet 
- wve Si,e ru Riecht .sagen - k,eine �tent­
r,ezepte ,an, ·sondern die Ankündilgung, daß 
wir gemems.am nachdenken wollen, was hier 
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geschehen könnte, UIID im Menschen, auch Jm 
alten Menschen, ehen nicht nur jemanden IZU 
sehoo, dem ma'n g,enÜlgend Geld ,geben muß , 
damit er nicht v.erhungert und sich ,seine Woh­
nung leisten kann, ,sondle.rn eiIlJen Menschen, 
der noch immer ein ,geselLschaftliches Wesen 
ist. Ilhlie Vision von 1auter Gesellschafts- und 
Altersheimen - 'Zwangsweise Erinweli,sung hat 
so herausgeklungen - ,stimmt lI1Jicht. (Abg. 
Dr. S c  11 1 e i n  z e r: Aber, aber!) 

Wrir woUen einf.ach l5a,g,en :  Denken wir nach, 
was wir tun können, damit wir nicht fim die 
materielLen Bedürfnisse hefriecLigen, sondern 
aruch dLes,e Mensmen als Menschen sehen, dJ1e 
unber dem ProMem .der VeI1einsamung ebenso 
leiden wie jeder andere. Nehmen wir uns auch 
dessen an. (Abg. S c  h r o t  t e l: Das hat Dok­
tor Sehleinzer genau gemeint!) Herr Kollege, 
dann fneue ich mich! WundeI1bar! :Dann haben 
wir bereits einen von ,sicherlich vLelen Punk­
ten, die kommen we.rde.n und bei denen wir 
uns zu gemeinsamem Handeln finden werden. 

Ich möchte j.etzt ,etw,as ,aJbkürz'en. Ich bitte 
mir n:icht vorzuwerfen, Idaß ich Jetzt nicht allle 
Beispiele aoufg,ezählt hahe . Gerade weil Sie 
die Fra.gen der Gesundheitspolitik ang,eführt 
h,aben, möchte ich dazu iSaigen: Ich hin froh, 
daß die RJeglieT'Ung 'erklärt hat, daß es ,dem 
Menschen nichts n.ützt, Teil einer :expandieren­
den Industriege.selLscha.ft zu :s,ei'l1, wenn ihm 
di,e lllidJustriahl.sterung, die 'er }a ,selbst für 
seinen wachsenden Lebensst,andard will, die 
Luft und das Wasser ver,gHtet !Und ihm die 
R>eklameindustrile einredet, ,zum Glück bedürfe 
es die staatlich erlaubten Suchtgifte Nikotin 
und Alkohol. 

Ich möchte hier Ig,ar nicht schon IZU Einzel­
maßnahmen der Regi1erung Stellung noomen. 
Ich möchte nur ,Stag,en, daß es durchau.s soztal­
demokrati:sch,en Grundsätzen ,entsplficht, w,enrn 
Wiir meinen, daß es 'zum W·esen der me'nsch­
lichen ,Freiheit Ig'ehört, daß es erlaubt ISlein 
muß, lieber Schnaps zu tliinlreu, ,als üher PoliJtd.k 
7JU chlskutirerosn. Es .gehört aber nicht ZIU:IIl 
Wesen der Freiheit, daß das Schnapstrinken 
billig sein muß und dann d!i,e Allgemeilllheit 
für die Opfer und Ider,en Fa:miHen ,aufkommen 
muß. Das ist 'eHe Basis. (Zustimmung bei der 
SPO.) 

Hohes Haus!  Zu den Umweltfragen möchte 
ich von Anfang an klarstellen, daß wir UIl6 
zweier Dinge bewußt isind : Im dichtbevölker­
ten Kontinent Europ a  sind die Probleme letzt­
lich nur auf europäischJer Ebene lösbar, weil 
erstens Luft und Wasser keiner Grenzkon­
trolle unterliegen und durch staatliche Zoll­
organe jedenfalls nicht gereinigt werden kön­
nen. (Abg. Dr. K o r  e n: Aber unsere Seen 
schon!) Dre Seen 'schon, natürlich! Es gibt 
einige Dinge , die man tun kann. Ich weise nut 

darauf hin, weil gerade hier oft gesagt wird. 
man habe da's übersehen. 

Zweitens - das wird Sie auch ,interessieren, 
weil man uns oft vorwirft, das zu über­
sehen - weil nicht di,e Industrie e'ines Staates 
aHein die höheren Kosten tragen kann, die 
sich aus höherem Aufwand zum SChutz der 
Umwelt ergeben, und dadurch gtegenüber 
jenen . Staaten, denen die Gesundheit der 
Staatsbürger weniger wert ist als die Konkur­
renzfähigkeit der Industrie, in einen Kosten­
naChteil geraten. Wir sind uns dieser Proble­
matik bewußt. Letztlich werden wir - auCh 
das ,soll man deutlich aussprechen, um nicht 
gerade das zu tun, was oft gesa,gt wird: Es 
werden nur Versprechungen abgegeben -
unser Land nur re inhalten können, wenn die 
Menschen erkennen, daß eine gesunde Umwelt 
ebenso Geld kostet wie alles andere und daß 
es trotzdem noch rentabler :i,st, ebeIllSo wie es 
rentabler i'st, eine Straßenbeleuchtung aus 
Steuermitteln zu haben, als jeden Staatsbürger 
aufzufordern, sich ,s,elbst eine Taschenlampe 
zu kaufen. 

Hohles Haus ! Ich möchte darauf hinweisen, 
daß die Grundsätze auch für den Teil der 
Regierungserklärung über Bildungs- und Kul­
turpolitik gelten, nämlich daß jeder einzelne 
Mensch in diesem Lande - und .insbesondere 
bei Bildungspolitik jedes einzelne Kind dieses 
Landes - die g!eichie Chance haben soll. Hier 
wird uns oft gesagt, das verhindere die ELiten­
bildung. Hohes Haus ! Uber EHtenbildung kann 
ich ein anderes Mal philosophieI'en. Aber ich 
weiß nur, wie man auf gar ke,inen Fall Eliten 
bildet : indem man nämlich 'einem Prozentsatz 
unserer Kinder überhaupt nicht die Chance 
gibt, zu zeigJen, was sie können. (Zustimmung 
bei der SPO.) 

Worum es geht, ist, die Chance zu g-eben, 
daß der einzelne j ede, auch die höchste Bil­
dung erwerben kann. Ob der einzelne di'€se 
Chance nützt - deS/sen IStind wir uns ebenso 
bewußt wie alle anderen in dtesem Haus -, 
hängt letztlich auch von ·seiner Begabung und 
seinem Leilstungswillen ab. Wir sind froh, daß 
die Bildungs-, FOI1schungs- und Kulturpolitik, 
die Rechts- und Verwaltungsreform ebenso 
wi'e di'e Wirtschaftspolitik diesen Grundsätzen 
folgen. 

Ich kürze jetzt ab, weil ich den Rednern der 
Opposition IlJi<ht zuviel Redezeit wegnehmen 
will . Es 'geht darum - weil :bier gelacht 
wird -, daß die Redner der Regierungspartei 
nicht so lange sprech,en, daß di'€ Opposition 
auch gegenüber der Offentlich.kJeit ins Hinter­
treffen .gerät. Ich Ibitte, mir dann nicht vorzu­
weden, daß ich auf die anderen Punkt-e der 
Regierungserklärung in hezug auf EIlfüllung 
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sozialdemokr,atischer Grundsätze nicht einge­
gangen bin. Ich kann mich ein andermal noch 
immer dazu zu Wort melden. 

Hohes Haus ! Ich möchte nur Isagen: Letzten 
Endes liegt dieser Regierungserklärung 
zugrunde, daß wir den einzelnen Menschen 
nicht dem Staate oder 'irgendwelchen theore­
tisch konstnl'i'erten Idealen unterordnen wol­
len, sondern wir sind der Ansicht, daß der 

gibt uns nicht die Möglichkeit dazu. (Abg. 
Dr. S c  h 1 e i n  z e r: Da ist die Rede des dama­
ligen Oppositionsführers zuständig! - Abg. 
Dr. K o t  z i n a: Lesen Sie die Rede des Abge­
ordneten Kreisky nach!) Ich bin bereit, alle 
Reden nachzulesen. Hohles Haus! Ich kann 
mich immerhin noch ein zweites Mal zu Wort 
melden. (Abg. DI. P I  a d e  I: Es war ganz 
anders!) 

Staat und die gesamte staatliche Tätigkeü Es -ist ein bislserl traurig, d aß Sie nicht ver­
nur dann gut und moralitsch vertretbar sind, stehen, daß ich herausschälen will, worum -es 
wenn sie dem einzelnen Menschen in diesem damals gegangen i,st. (Abg. S c  h r o t  t e  r :  0 

Lande dienen. Diesem Ziel dient die Regie- ja!) Sag-en Sie nicht immer: 0 j a l ,  wenn ich 
rungiserklärung. sehe, daß Sie es nicht verstehenl (Heiterkeit 

und Zustimmung bei der SPO. - V.on der Hohes Haus ! Ich 'bitte, mir noch eine Minute Galerie werden Flugzettel heruntergeworfen.) Redezeit wegen Südtirol zu gestatten, weil 
Sie, Herr Dr. Schleinzer, die Frage angeschnit- Präsident DT . .  Maleta (das Glockenzeichen 
ten haben : Wieso führt die R:egi'erung ,das gebend) : Wenn die Galerie sich einmischt, 
"Pak'et" durch, wo sie doch aLs Opposition . . .  dann werde ich sie räumen lasS/eul 
(Abg. Dr. S c  h 1 e i n  z e I: SO habe ich das I Abgeordneter Gratz (fortsetzend) : Hohes 
nicht gesagtf) Es ist gesagt worden. Sichedich Haus ! Ich möchte in meiner Rede fortfahren 
nicht im. gleichen �ortl�ut, denn

. 
ich habe kein und nur folg-endes Isagen: Ich habe damaLs als 

fot?grafI�ches Gedachtms ,  und Ich habe auch Sprecher meiner Partei zu -diesem Südtirol­
kemen emgeb�uten Ka��ettenrecorder. (�bf!' paket eine ganze Reihe von Ischwerwiegenden 
DI. K 0 h 1 m a

.� 
e r:

. 
Be�rußt, He:.

I Kollega. )  SIe Bedenken vorgebracht, aber _ ich bitte genau 
haben es be

.
grußt, lrom.sch b.egrußt (Abg. I?0�- nachzulesen _ die Ablehnung bei der Abstim­

tor � c h I e I n z e r: Nem, mI t Freude b�grüßt: ) mung erfolgte deswegen, weil man uns nicht 
- Ich neh�.

e es gerne z�r Ke�ntllil<s : mIt die Gelegenheit g.egeben hatte, diese Heden­
Freude 'begrußt -, d aß dIe Re,gterung das ken Vion denen vielleicht manche in einer v,er­
r rPa�et" durchführt, hab�n aber da�n gefragt tra�lichen Sitzung lhätten zerstreut werden 
- Ich darf es so formuheren -, WIeso denn 'können in einem Ausschuß mit dem zuständi­
die Opposition seinerzeit so �ehement da�e- gen Mi�ister zu her-aten. Während man damals, 
gen war. (�bg. Dr. S c  h 1 e I n  z e r: Keme wie ich schon gesagt habe, jede KonViention 
Frage, nur eme Feststellung!) Ich beantwo

.
rte über die zollbegünstigte Einfuhr von Olsar­

es Ihnen trotzdem, wenn es auch nur eme dinen in den Handelsausschuß oder den 
Feststellung und keine Frage waT. 

Wir haben dieses "Paket" deswegen abge­
lehnt, weil es einmalig war, wie dieses Haus 
behandelt wurde. Ich habe damals gesagt : 
Da.s gehört zu den Parlamentsl1echten. Ich habe 
damals g-esagt, die Vor.gangsweise sei e:in­
malig: Da wird der Hauptausschuß - der 
bedeutendste Ausschuß des Nationalrates -
extra nach Wien geholt, damit er darüber 
befinde, wieviel das rieselfr,eudige Spezial­
salz dJer Osterreichischen Salinen kostet. -

. Das ist Parlamentsrecht! 

Damals verweigerte dann die Mehrheit die­
ses Hauses, daß sich ein anderer Ausschuß 
in vertr-aulicher Sitzung über die Hintergründe 
des obengenannten Pakets -informier-en kann. 
Dann liest ein Minister zwei Sch:riftwemsel 
vor, und dann steht die Mehrheit dieses Hau­
ses auf und sagt nach abgeführter Debatte : 
Zur :Kenntnis genommen. Die ZuweiJsung an 
einen Ausschuß ist nicht möglich. - Deswegen 
waren wir d agegen! (Abg. Dr. P r  a d e f: Nein!) 
Ich bitte, meine Rede nachzulesen. Wir waren 
deswegen dagegen, weil ich gesagt habe, man 

Außenpolitischen Ausschuß schickte, i,st man 
mit dieser wichtigen Sache ins Plenum gegan­
gen und hat gesagt: Au:sschuß - interessiert 
uns nicht. Annahme. - Deswegen waren wir 
damals dagegen. 

Aber daß dilese Regierung nunmehr, weD!Il 
das Paket vereinbart wurde, nach dem Grund­
satz der -internationalen Politik "Pacta sunt 
servanda" vorg-eht, wird man ihr :sicherlich 
nicht zum Vorwurf machen. I(Beifall bei der 
SPo.) 

Die Regierung hat, wie ich zu Beginn gesagt 
habe, in einer langen Regierungserklärung die 
Maßstäbe .gesetzt, nach denen sile in Vli·er Jah­
ren beurteilt werden kann und beurteilt wer­
den will. Die Mehrheit dies'es Hauses hat 
- und das bitte ich meiner Rede zu entneh':' 
men - erklärt, daß wir die Kontrollr-echte deos 
Parlaments nicht nur achten, sondern verstär­
ken wollen zugunsten der Minderheit, daß 
wir in Sachfragen zur Kooperation ebenso 
bereit sind, wie wir es in den letzten eine in­
halb J ahr-en waren, weil wir überzeugt 'sind, 
daß trotz aller Rhetorik, die eben zu diesem 
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HaUls, zum Parlament dazu gehört, daß trotz 
aller dieser Rhetorik, die manchmal übertreibt 
und manchmal extrem ist, letzten Endes alle 
Abgeordneten dieses Hauses das Interesse 
unseres Landes und seiner Menschen an die 
erste Stelle .steHen. (Lebhafter Beifall bei der 
SPO.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Peter. Im erteile es ihm. 

Abgeordneter Peter (FPO) : Herr Präsident ! 
Meine Damen und Herren! Ein sorgfältig.es 
Studium der Regierungiserklärung des Kabi­
netts Kreisky II gestaltet sich deswegen außer­
ordentlich smwierig, weil derselben im Ver­
gleich zur Regierungserklärung 1 970 jede 
Systematik fehlt. 1 970 war das Bemühen um 
eine Systematik und Ubersichtlichkeit noch 
gegeben. Genau das fehlt der nunmehr zur 
Diskussion stehenden Regierungserklärung. 

Diese Unübersichtlichk!eit und Asystematik 
geht so weit, daß einzelne Themenkreise so 
abg,ehandelt sind, daß sie plötzlim unter­
brochen werden, wie etwa das Gebiet der 
Wirtschaftspolitik, wo zwischendurch auf den 
Einsatz der Politessen verwiesen wird, um 
dann mit einer grundlegenden Absichts­
erklärung zur Rechtsreform fortzufahren. Man 
kann nur der Erwartung Ausdruck. geben, daß 
das Kabinett Kre�sky II bei der Verwirk­
lichung des Inhaltes der Regierungserklärung 
mehr Systematik an den Tag legt, als das bei 
der Formulierung derselben der Fall war. 

Sicher ist es nicht Sache ei1ner Oppositions­
fraktion, der Bundesregierung über Form und 
Inhalt einer Regierungserklärung Vor:schriften 
zu machen. Gleichwohl .stellt sich die frei­
heitliche Opposition die Frag,e, warum der 
Herr Bundeskanzler dieses Mal ausgerechnet 
den asystematischen Weg gedanklicher Un­
ordnung gewählt hat, obwohl ihm eigentlich 
für eine sorgfältige Abfassung der Regierungs­
erklärung genügend Zeit zur Verfügung ge­
standen wäre. 

Ich stehe auf Grund der getroffenen Maß­
nahmen der letzten beiden Tage auch unter 
dem Eindruck, daß sich der Herr Bundes­
kanzler nach der Abgabe der Regierungs­
erklärung nicht ganz wohl in seiner Haut 
fühlt. Warum bin ich dieser Meinung? Weil 
es der Herr Bundeskanzler am Montag dieser 
Woche für notwendig eramtet hat, im Rahmen 
einer Pres,sekonferenz zusätzliche Erklärungen 
zur Regierungserklärung abzugeben, die uns 
Abgeordneten zur Beurteilung der Regierungs­
erklärung heute leider nicht zur Verfügung 
stehen. Interessanterweise setzte Dr. Kretsky 
e.inige Tage nach Abgabe der Regierungs­
erklärung eine Ministerratsklausur in Bad 
Vöslau an. um nachträglich die Prioritäten 

und die Rangordnung für die Regierungs­
erklärung festzulegen. 

Ich habe gestern im "Abendjournal" das 
Hörfunkinterview des Herrn Bundeskanzliers 
sehr aufmerksam verfolgt, konnte aber trotz 
Ankündigung keinen Rangordnungskatalog 
für die Einordnung in die Regierungserklärung 
erkennen. Herr Bundeskanzler, für die Abge­
ordneten -ergibt sich die Pflicht, Ihre Regie­
rungserklärung sehr sorgfältig zu studieren 
und ,ebenso sachlich einzuschätzen. Dabei 
ergeben sich Schwierigkeiten, weil Sie in 
Ihrer Regimungserklärung II zwar außer­
ordentlich viel gesagt naben, es aber sehr 
unübersichtlich Isagten. 

Wir Freiheitlichen haben ein eminentes 
Interesse daran, festzusteHen, wie auf Grund 
der Regierungserklärung des Kabinetts 
Kreisky I nach der Erklärung des Kabinetts 
Kreisky II weitergearbeitet werden soll. Sie, 
Herr Bundeskanzler, haben sich damit behol­
fen, daß Sie in die Regierungserklärung II 
eine Generalklausel ·eingebaut haben, die sich 
auf die Regierung'serklärung 1 970 bezieht. 

Nun darf ich bei den .gehr fairen und überaus 
interessanten Ausführung-en des Herrn Klub­
obmannes der ,sozialistitschen Fraktion an­
knüpf.en. Es !stimmt, Herr Abgeordneter Gratz, 
Ihre Artikulation und Akz·entuierung als Klub­
obmann der sozialistischen Mehrheitsfraktion 
unterscheidet sich sehr wohl von der, die 
seinerzeit der Herr Abgeordnete Dr. Withalm 
namens der OVP-Fraktion vorgenommen 
hatte, als sie von 1966 bis 1 970 die absolute 
Mehrheit hatte. 

Auch der Herr Bundeskanzler hat in seiner 
Regierungserklärung den Oppositionsparteien 
dieses Bereitschaftsfundament der Zusammen­
arbeit dargeboten und das im besonderen mit 
der NotwendigkJeit eines Klimas der Nüchtern­
heit und der Sachlichkeit unterstrichen, was 
Sie heute, Herr Klubobmann Gratz, bereits 
praktiziert haben. 

Der Herr Bundeskanzler sprach sich auch 
dafür aus , daß er j ede Initiativ,e dieses Par­
laments zum Ausbau der Kontrolle unter­
stütz'en würde. Wir Freiheitlichen haben 
keinen Grund, dieser theoretischen Absichts­
erklärung zu mißtrauen, müssen aber mit 
allem Nachdruck darauf verweisen, daß es 
abzuwarten gilt, ob die Praxis mit d€r ange­
kündigten Theorie übereinstimmen wird. 

Herr Abgeordneter Gratz, die personelle 
Zusammensetzung der Bundesr·egierung- beein­
flußt d�e Möglichkeiten der Zusammenarbeit. 
Es wird im Falle des einen Ressorts leichter 
sein, solche Absichten zu verwirklichen, als 
im Falle eines anderen Ressorts. Somit werden 

7 
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wir auf di'e Unterstützung angewiesen sein, 
die Sie uns als Klubobmann der Mehrheits­
fraktion anzubieten in der Lag,e sein werden. 

Aber die Ausübung einer wirkungsvollen 
parlamentar1schen Kontrolle hängt weit­
gehend von den Arbeitsmöglichkeiten der 
Abgeordneten ab. Gestatten Sie mir, daß ich 
am Beginn dieser Gesetzgebungsperiode mit 
allem Nachdruck unterstreiche, daß 'es keine 
Waffengleichheit zwischten Legislative und 
Exekutive gibt, denn die Arbeitsbedingungen 
dieses Nationalrates sind so katastrophal, daß 

, man sie mit denen der Bundesverwaltung 
überhaupt nicht vergleichen kann. Dieses 
Hohe Haus hat 'einen ,sehr hohen historischen 
und darüber hinaus auch musealen Wert. Aber 
dieses Haus �st keine Arbeitsstätte für ein 
modernes Parlament, wobei ich Ihnen noch 
einräume, daß die der�eitigen Arbeitsbedin­
gungen der freiheitlichen Fraktion :sogar 
etwas besser sind als di,e der bei den anderen 
Parteien des Nationalrates. 

Ich darf ergänzend darauf hinwe,i:sen, daß 
natürlich die Osterreichi:sche Volkspartei und 
die Sozialistische Partei vielfältige Unter­
s tü tzungsmög lichkei ten der par lam�mtariJschen 
Arbeit in Bereichen der Sozialpartner haben, 
in denen wir Freiheitlichen nicht verankert 
sind. Ich habe nicht die Absicht, einer gemein­
samen Ubedegung der PräsidialkOlIlferenz vor­
zugreifen und die Parlaments- und Gesc:häfts­
ordnungsreform heute in den Einzelheiten 
abzuhandeln, halte ,es aber mit allem Nach­
druck für dringend geboten, daß nicht nur 
die Reform der Geschäftsordnung, sondern die 
des gesamten Parlaments unverzüglich in 
Arbeit genommen wird. 

Ich darf mich in diesem Zusammenhang 
auch an den Herrn Bundeskanzler wenden, 
da er ja der nominelle Klubobmann der 
sozialistischen Fraktion ist, auch von Seite 
der Verwaltung her di·ese Absicht mit allen 
Kräften zu unterstützen, damit in abs·ehbarer 
Zeit bessere Arbeitsbedingungen für den Aus­
bau der Kontrolle geschaff1en werden können. 

Was der Herr Abgeordnete Dr. Schleinzer 
in seinen Ausführungen meiner Meinung nach 
nicht berücksichtigt hat, möchte ich in einem 
wesentlichen Punkt nachholen. Der Herr 
Bundeskanzler '�st jener Politi�er OsteIf'eichs, 
der das Wort "Transparenz" lbisher am öftesten 
in den Mund genommen hat und der diese 
Transparenz in allen Bereichen des öffent­
lichen Lebens di·eser Republik stets mit Nach­
druck fordert. Aber gerade diese Transparenz, 
Herr Bundeskanzler, vermisse ich in der 
Regierungserklärung des Kahinetts Kr·eisky II. 

rissen festgehalten wird, was im eDsten, im 
zweiten, im dritten und im vierten Jahr der 
Gesetzgebungsperiode im Rahmen der zu 
erwartenden budgetären Möglichkeiten ver­
wirklicht werden sollte. Natürlich kann das 
nur eine Rohübersicht, ein grober Uberblick 
sein, aber gerade ein so auf Transparenz 
bedachter Bundeskanzler wie Sie, Herr Doktor _ 

Kreisky, hätte sich unbedingt dieser Mühe 
unterziehen müssen. ' 

Transpanent wäre auch eine Regierung,s­
erklärung, in der angeführt wird, was man an 
längerfri'stigen Maßnahmen einzuleiten be­
ziehungsweise in Angriff zu nehmen beab' 
sichtigt. 

Transparent wäre es gewesen, Herr Bundes­
kanzler, wenn Sie uns endlich ein Konzept 
zur Sanierung der kranken verstaatlichten 
Unternehmung.en vorgelegt hätten und wenn 
sich die Regierung nicht immer auf die OIAG 
ausreden würde, denn in der OIAG geht es 
hinsichtlich dielses Reformkonzeptes gerade in 
den letzten Wochen und Monaten drunber und 
drüber. Einmal soll die Reform der verstaat­
lichten E1sen- und StahlbeI"eiche auf der 
Schiene der Bundesstraße 17 erfolgen. Kaum 
aber hat ein maßgeblicher Repräsentant der 
OIAG das Konzept der Bundesstraße 11 ver­
treben und kehrt in die anderen Eisen- und 
Stahlbereiche zurück, gibt er schon wieder 
eine gegenteilige Erklärung ab. 

Und wenn Sie, Herr Bundeskanzler, in der 
Regierungserklärung auf den einschläg.ig1en 
Text des OIAG-Gesetzes V'erwiesen haben, 
wonach die Aufgabe der Branchenzusammen­
fassung innerhalb von vier Jahren vollzogen 
werden muß, so sollte die Bundesregierung 
endlich ein Konzept vorlegen, dessen Reali­
sierung in Angriff genommen werden kann. 

Transparent wäre es gewesen, Herr Bundes­
kanzler, wenn S�e sich konkret über di'e Mög­
lichkeiten zur Strukturverbesserung unserer 
Wirtschaft geäußert hätten. 

Transparent wäre es auch g·ewesen, wenn 
Sie sich der Mühe unterzogen hätten, uns 
Ihre Auffassungen zur InvestHionsförderung 
der österreichi,schen Wirtschaft darzulegen. 

In wenigen Tagen schon werden wir an 
Hand der nüchternen Ziffern des Bundes­
finanzges,etzes 1 912 in der Lage sein, zu 
beweisen, wie wenig von all den Verheißun­
gen im ersten Viertel der Gesetzgebungs­
periode verwirklicht werden kann, die der 
Herr Bundeskanzler in seiner Regierungs­
erklärung des Kabinetts Kreisky II gemacht 
hat. 

Transparent wäre meines Erachtens eine Ich glaube auch, Herr Bundeskanzler, daß 
Regierungserklärung, in deren groben Um- Sie den Untertitel für Ihre lteg�erun9is'erklä-
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rung vergessen haben. Ich könnte ihn mir 
so vorstellen: "Die Thes'en der Sozialistischen 
Partei für die nächsten 30 Jahre " .  So umfang­
reich und vielgestaltig war das, was Sie uns 
in Ihrer &ede dargeboten haben. 

Darf ich mich nun mit dem GeIlJeralziel der 
SPO-Regierungserklärung beschäftig,en : Es ist 
der Staat der Wohlfahrt für alle, wie Sie es 
formulierten. Wir möchten als freiheitliche 
Fraktion dies'e Formulierung ändern : Anstelle 
des Staates der Wohlfahrt 'steHen wir den 
Staat des Wohlstandes. 

Herr Bundeskanzler !  W-ir Fl1eiheitlichen sind 
gegen eine Wohlfahrt, für die alle Bürger 
zahlen müs,sen, damit sie gleichgeschaltete und 
staatlich genormte Almosenempfänger werden. 

Ihre Regierungserklärung, Herr Bundes­
kanzler, enthält aber auch keinen Hinweis 
darüher, wie die Expansion <leiS Wohlstandes 
in Osterreich gesichert werden soll. Ihre 
Regi'erungserklärung verschweigt, daß der 
WohLstand verdi'ent werden muß, ehe er 
gerecht auf alle Bürger verteilt werden kann. 
Daher ist die Regierungserklärung des Kabi­
netts Kl1eisky II ein Verteilung'skatalog ohne 
Finanzierungs- und Eral'beitungskonzept. Wir 
vermißten in der Zeit der sozialistischen 
Minderheitsregierung, daß den Verteilungs­
maßnahmen entsprechende Erarbeitungsmaß­
nahmen entgegengestellt wurden. Diese Kritik 
müssen wir heute bei der Debatte zur Regie­
rungserklärung des Kabinetts Kreisky lI mit 
gleichem Nachdruck wiederholen. 

Herr Bundeskanzler ! Ihre Regierungserklä­
rung huldigt einem Grundirrtum unserer Zeit: 
nämlich der Uberbetonung ökonomischer bei 
Vernachlässigung der geistigen Aspekte. 

Und jetzt darf ich die SPO-Regierungs­
erklärung in Parallele zur Usterreichischen 
Volkspartei bringen. Dr. Kre1skys Regierungs­
erklärung ist auch OVP-infiziert. (Abg. 
Dr. K 0 h 1 m a i  e r: Schlecht?) Ja, das list 
schlecht, Herr Dr. Kohlmaier! Denn die Regie­
rungiserklärung des Kabinetts Kre1sky 11 stellt 
eigentlich nichts anderes als eine Parallele zu 
den 107 Vorschlägen der Osterreichisch,en 
Volkspartei dar. Sie haben nur vergessen, 
Herr Bundeskanzler, sich Iselbst die Frage vor­
zulegen, die Sie Herrn Dr. Schleinzer bei der 
Fernsehdiskussion im Wahlkampf gestellt 
haben : Wo bleibt der 1 08. Punkt, der Auf­
schluß darüber gibt, wie aU da1s, was Sie uns 
in der Regierungserklärung des Kabinetts 
Kreisky II dargelegt haben, finanziert und 
bedeckt werden soll? (Beifall bei der FftJ und 
bei Abgeordneten der OVP.) Herr Bundes­
kanzler !  Sie machen denselben Fehler, den Sie 
Ihrem politischen Gegner. also der OVP, vor­
geworfen haben. 

Darf im Sie in diesem Zusammenhang mit 
der Bitte, in Hinkunft bei der Vorlage von 
Konzepten und Finanzierungsprogrammen 
rasmer zu sein, auf das Wort des chinesischen 
Weisen Mong-Ts,e verweiSlen, der sagte : Der 
Edle Hebt es. langsam in seinen Reden und 
ras m in seinen Handlungen zu sein. - Darf 
im Sie bitten, Herr Bundeskanzler, das Ver­
säumnis rasch nachzuholen, dann wird man 
die Regierungs'erklärung des Kabinetts 
Kreisky II besser einschätzen und beurteilen 
können. als es bdsher möglich war. 

Und nun muß im. der KreLsky-These des 
"Staates der Wohlfahrt für alle" die Anti­
these der Freiheitlimen Partei entg·egen­
steHen: nämlich den g·eistig und wirtsmaftlich 
wettbewerbs fähigen Letstungsstaat, der den 
Wohlstand schafft und ihn für alle Bürger 
simertl 

Zur VerwirkLichung des Leistungsstaates 
wird die freiheitliche Fraktion folgende 
Smwerpunk1le in der kommenden Gesetz­
gebungsperiode vertreten: 

1. Differenzierung des Einkommens nach 
persönlicher Deistung, nicht Nivellierung ohne 
Leistungsbezug. 

2. Durm Vorrang für Wirtschaftswachstum 
zu Europalöhnen, nicht Smrumpfungsprozeß 
der Wirtschaft durm Lizitationspolitik des 
Staates. 

3. Durm echten Wetthewel1b zu Hörnst­
leistungen der Wirtschaft, nimt Treibhaus­
atmosphäre durch Konkurrenzverhinderung. 

4. Endliche Gleichstellung der Verstaatlich­
ten mit allen anderen Betri'eben, ni mt Auf­
rechterhaltung ideologischer Barderen oder 
parteipolitischer Einflußzentren. 

5. Eine konzertierte Fremdenverkehrspolitik 
der GebietskörpeI1schaften, nicht planloses 
Nebeneinander und Gegeneinander. 

6. Umstellungsfinanzierung mit staatlimer 
Hilfe, nicht 'strukturkonservierende Erhal­
tung:s:subVlentionen. 

7. Sachlime Mitsprache des Staates im 
Wirtschaftsprozeß, ni mt staatlich'e Ohnmacht 
oder staatlidle Allmacht. 

8. Ein modernes, der 'europäilschen Wirt­
schaft angepaßtes Gewerberecht, nicht Ver­
steinerung von Vonechten und Zunftordnung­
gen. 

9. Gleichberechtigung des Bauemstandes mit 
den übrigen Berufsgruppen, nicht staatliches 
Gängelband durch Subventionen. 

1 0. Ein einheitliches Arbeitsrecht, nimt Ver­
tiefung der Kluft zwischen Arbeitern und 
Angesl'ellten. 
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1 1 .  Bin sparsamer Staat durch moderne Ver­
waltung, nicht weiteres Vellschleppen der Vler� 
waltungsrefarm. 

12. Raumplanung und Raumordnung durch 
koordinierte Beschlüsse zwischen Bund, Län­
dern und Gemeinden, nicht steigende Rechts­
unsicherheit durch Kompetenzstreitigkeiten. 

13 .  Umweltschutz durch Staat und Wirt­
schaft, nicht wachsende Gefährdung aller durch 
das Verzögern notwendiger Entscheidungen. 

14.  Erweiterung und Verbessterung der Bil­
dungseinrichtungen, nicht Reformalibi durch 
wachsende Quantität. 

15. Gezielte Forschungsförderung dunn 
Staat und Wirtschaft, nicht Verz'ettelung der 
dafür möglichen Mittel. 

16 .  Wohnungsbau alls Teil aktiver Familien­
politik, nicht als Monopol von Gebietskörper­
schaften und Genossenschaften. 

1 7 . Steuerreform nach dem Prinzip g'erechter 
Las1Jenver1Jeilung, nicht Aufrechterhaltung der 
SteuerungeredJ.tigkeit aus Gewohnheit. 

1 8. Förderung der Eigentumsbildung bei 
allen Staatsbürgern, nicht steuerliche Bestra­
fung desjenigen, der sich Eigentum 'erarbeitet 
hat. 

1 9. Reform des Bundlesheeres mit dem Ziel 
größtmögl'icher Verteidigungskraft, nicht 
Beschränkung auf die durchgeführte Dienst­
zeitverkürzung. 

Das ist die Diskussionsgrundlage, von der 
aus wir freiheitlichen Abgeordneten mit den 
Kollegen der zwei anderen Fraktionen rins 
Gespräch zu treten beabsichtig,en. Wir werden 
sowohl R'egierungsvorlagen der sozialistischen 
Partei als auch Initiativanträge der Oster­
r,eichischen Volk!spartei unterstüt�en, wenn 
der Inhalt derselben weitgehend mit freiheit­
lichen Zi'elsetzungen in Ubereinstimmung 
steht. 

Ich darf, Herr Bundeskanzler, noch eine.n 
sehr nachhaltigen Vorwurf geg·enüber der 
Regi;erungserklärung zum Ausdruck bringen: 
Sie verspricht so viel, daß sie unendlich viele 
Hoffnungen in der Bevölkerung weckt, daß 
sie Wünsche aktiviert und daß Isie ebenso 
eine FülLe von Forderungen nach :sich ziehen 
wird, von denen ich der Meinung bin, daß Sie, 
Herr Bundeskanzler, mit der Bundesregierung 
nicht in der Lage sein werden, die von Ihnen 
geweckten Hoffnungen auch zu erfüllen. 

In diesem Sinn ist die Regierungserklärung 
des Kabinetts KIIeisky II nicht nur 'ein Ver­
teilungs- und Versprechungskatalog, ,sondern, 
Herr Bundeskanzler - das möchte ich Ihnen 
am Beginn der G esetzgebungs�riode mit 

Nachdruck in Erinnerung rufen -, auch ein 
Instrument der Preistreiberei! Denn j e  mehr 
Sie versprechen, umso mehr sorgen Sie selbst 
dafür, daß die Preise angeheizt werden. 
(Zustimmung bei der FPO.) Und von jetzt 
weg werden Sie keine Gelegenheit mehr 
haben, sich auf die anderen Fraktionen dieses 
Hohen Hauses auszureden. 

Bestürzt sind wir, daß im Ubergang von der 
sozialistischen Minderheüs- zur sozia1ilstischen 
Mehrheitsregierung auf dem Gebiet der 
Außenpolitik Dinge passi'e rt sind, die wir 
Freiheitlichen nicht gutheißen können. 

Herr Bundeskanzler! In den letzten Wochen 
und 'Monaten ist jener Kontakt verloren­
gegangen, den der Herr Außenminister bisher 
mit den anderen Fraktionen gepflogen hat. D.ie 
uns FreiheitHchen unverständliche Haltung 
bezüglich des Ausschlusses T,aiwans aus der 
UNO mußten wir bedauerlicherwe�se den 
Tagesz'eitungoo ·entnehmen. Es war bisher 
nicht die Art des Herrn Bundesministers für 
Auswärtige Angeleg-enheiten, die Oppo­
sitionsfraktionen vor vollendete Tatsachen zu 
stellen. Er hat es aber im gegenständlichen 
Fall getan, und es wird zweifelsohne eine 
Meinungsäußerung der Bundesregierung zu 
diesem Gegenstand notwendig 'sein. Soll das 
Bemühen beibehalten werden, gemeinsame 
Grundsätze der Außenpolitik zu postuHeren 
und zu praktizieren, oder rückt die Bundes­
regierung von der bisher geübten Praxts ab? 

Die ersten negativen FolgeeroSmeinungen 
des mir unverständlimen Verhaltens in der 
Formosa-Frag,e haben die V'ereinigten Staaten 
von Amerika Osterreich bereits präsentiert. 

Wir Freiheitlichen 'sind auch Isehr besorgt, 
daß das Globalmandat der EWG eine sehr 
einschränkoende und ,sehr nachteHige Formu­
lierung hinsichtlich der östeneidlischen Land­
wirtschaft enthält. Die unklare Haltung der 
Bundesrepublik Deutschland in dieser Frage 
beunruhigt uns. Die unverständHche Haltung 
Frankreichs darf ich zum Anlaß nehmen, davor 
zu warnen, sich hinsichtlich der österreichi­
schen Außenpolitik gegenüber Frankreich 
nicht weiter jenen Illus'ionen hinzug'eben, 
denen sich vorangegangene Außenminilster 
weitestgehend hingeg'eben haben. Gerade das 
jüngste V'erhaUen Frankreichs in der Frage 
des Globalmandates der EWG verstärkt 
meine Skepsis. Vor allem deswegen, weil sich 
Frankreich unmißverständlich g'egen eine Ein­
beZ'i'ehung der österreichischen Landwirtschaft 
in das EWG-Globalabkommen ausgesprochen 
hat. 

Nun zurück zum Herrn Bundeskanzler. Sie 
haben im Wahlkampf leinen Terminus tech­
nicUJs stark strapaziert : die Europareife Oster-
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reichs und seiner Wirtschaft. Ich möchte diese 
Formulierung als e.inen der größten Kreisky­
Gags des letzten Wahlkampfes bezeichnen 
oder, wenn Sie wollen, auch als einen sozia­
listischen Spätzünder. 

Die Europareifie hat Dr. Kreisky sehr, sehr 
spät, wenn nicht -in manchen Punkten ,schon 
zu spät entdeckt. 

Gerade diese vor der ganzen Bevölkerung 
Osterreichs dargelegte Forderung des Herrn 
Bundeskanzlers nach der Europareife Oster­
reichs und seiner Wirtschaft nahm -ich zum 
Anlaß zu prüfen, wie ,es der Herr Bundes­
kanzler in seiner letzten Regi'erungserklärung 
mit dieser Europareife Osteffieich:s gehalten 
hat. Auf den Seiten 1 0, 1 7  a und 22 derselben 
finden sich die diesbezügHchen Hinweise. Sie 
lauten: 

"Zu den grund1egenden Voraus,setzungen 
der Europareife gehört ein Bildungs- und 
ErziehunglSsystem, das den Erfordernissen 
unserer sich ständig wandelnden Welt ent­
spricht." 

Der Grundsatz ist richtig. Das in der Regie­
rungserklärung Aufgezeigte über Bildungs­
politik, Wissenschaft und Forschung, Herr 
Bundeskanzler, �st weder ein Kon21ept noch ein 
Weg zu den von Ihnen in der Regierungs­
erklärung dargelegten Zielen. 

Aus der Seite 1 7  a zitiere ,ich: 

"Es ist die Uberzeugung der Bundesregie­
rung, daß sich Osterreichs Beteiligung an der 
europäisdlen Integration in dem Maße frik­

Im ,erlaube mir, heute das in Erinnerung 
zu rufen, was freiheitliche Abgeordnete in den 
letzten 1 5  Jahren auf dem Gebiet der Europa­
politik in di'e.sem Hohen Hause vertreten 
haben und was sie weiter VIertreten werden. 
W,eiter vertreten werden mit dem Z:iel und 
mit dem Ersuchen an die beiden anderen 
Fraktionen, so rasm wie möglich ein gemein­
sames Konz,ept mit dem Z,iel zu erarbeiten, 
Osterreich rasch 'europaneif zu machen! 

Wir Freiheitlichen meinen, daß man nimt 
nur für ein ofienes Europa eintreten ,soll, 
sondern daß man das Fernziel des 
europäi!smen Bundes,staates heute schon für 
di'e nachrückenden Generationen im Auge 
haben müßte. 

Wir bekennen uns zur gemeinsamen Sicher­
heit durch ein europäisches Sidlerheitssystem 
auf der Grundlage 'einer echten Friedensord­
nung. 

Wir Freiheitlichen sind für dte Offnung der 
EWG für die Neutralen mit dem Ziel der 
Europawirtschaft. Wir wissen gerade auf 
Grund der jüng,sten Intervention der USA, 

wie notwendig es ist, auf diesem Gebiet mehr 
als 'in der Vergangenheit zu tun. 

Die aUen Währunglssysteme sollen in abseh­
barer Zeit durch eine einheitliche Europa­
währung eI1S'etzt werden. 

Was aber kann, Herr Bundeskanzler, Oster­
reich auf dem Gebiet der Freizügigkeit 
Europas durch Beseitigung von Pässen, Zöllen 
und anderen bürokratischen Hemmnissen tun? 

tionsfrei gestalten wird, als es gelingt, Oster- Wie !sieht es, Herr Bundeskanzler, mit den 
r·eich ·auf vielen Gebieten europareif zu gemeinsamen Bestrebungen hinsidltlich einer 
machen." einheitlichJen europäiJschen Hochschulplanung 

Wann aber, Herr Bundeskanzler, werden aus? Welche Zielvorstellungen hat die äster­

Sie dem Parlament sagen, wie Sie glauben, reichische Bundesregierung dazu? 

Osterreich und seine Wtrtschaft 'europareif Welche Initiativen ergreift die öster-
machen zu können? Auch die Ministerrats-
klausur von gestern, also das N achziehver­
fahren zur Regierungserklärung, hat darüber 
keinen Auf,schluß gegeben. 

Ich 2litiere weiter aus Seite 22 der Regie­
rung:serklärung : 

"Die Bundesregierung hat sich in ihrer 
Wirtschaftspolitik . . .  das Ziel gesetzt, die 
Europareife Osterreichs herbeizuführen." 

Der Grundsatz ist wieder richtig. Wege zum 
Zi'el werden jedoch micht aufgezeigt. 

Dieses Bekenntnis zur Europareife in Ihrer 
letzten Regierungserklärung, Herr Bundes­
kanzler, hat einen überaus starken dekla­
matorismen Charakter, ohne konkrete Wege 
zur Erlangung des europäischen Zieles auf­
zuzeigen. 

reichische Bundesregierung zur Realisierung 
eines gesamteuropäischen Raum- und Ver­
kehnsordnungskon1Jeptes? 

Wie wird die Bundesregierung die Möglim­
keiten des Donauraurnes auf dem Gebiete der 
Wirtschafts-, der Verkehrs- und der Kultur­
politik besser nützen, als es in der Vergangen­
heit möglich war? 

Und welche Möglichkeiten s'ehen Sie über 
Ihre Reg'ierungserklärung hinaus für eine 
gesamteuropäische Entwicklungshilfe? Sie 
haben viel über di'e Entwicklungshilfe gesagt. 
In diese Richtung hin haben Si'e sim aber 
nicht geäußert. 

Wie steht die Bundesregil€rung zu der alten 
freiheitlichen Forderung nach Schaffung eines 
einheitlichen europäischen Volksgruppen-
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rechtes zur Regelung der Minderheiten­
probl,eme auf der Grundlage des Selbst­
bestimmungsrechtes ? 

Und ich glaube, wir 'stimmen in leiner wei­
teren Forderung mit allen drei Fraktionen des 
Hohen Hause.s ,dahingehend übe rein, daß man 
auch bestrebt sein 'sollte, von den bestellten 
Abgeordneten des Europal'ates im Laufe der 
Z'eH zu frei g,ewähHen Abgeordneten des 
Europaparlaments zu kommen. (Zustimmung 
bei der FPO.) 

W'ie, Herr Bundeskanzler, ist Ihre Identifi­
kationsklausel in der letzten Regierungs­
erklärung auszuleg,en? 15t sie so zu v,eIlstehen, 
daß der volle Inhalt der Erklärung des 
Kabinetts Kreisky I auch für die Regierungs­
erklärung des Kabinetts Kreisky II gülti'g ist? 
Und wenn diese Gültigkeit bestehen sollte, 
muß .ich Ihnen eine weitere Frage unter­
breiten. Vergleicht man die Regierungs­
erklärung des Kabinetts Kreisky H mit dler 
des Kabinetts Kre'�sky I, dann zeichnet Is'ich 
die Regierungserklärung des Jahres 1 970 nicht 
nur durch eine bessere Systematik und Uber­
sichHichkeit aus, sondern auch durch weitaus 
präzisere und klarere FormuLierungen, die 
aber in der RegiJerungserklärung des Kabinetts 
Kre�sky II in vielen entscheidenden Punkten 
stark verwässert werden. Damit aber ,stimmt 
die Generalklausel nicht, Herr Bundeskanzler: 
Ist es die verwässerte Regierungserklärung 
1 97 1 ,  die jetzt zur Diskussion steht, oder 
Metbt die präziser formulierte Regierungs­
erklärung 1 970 aufrecht? 

Darf ich nur aus dem Gebiet der Steuer­
und WirtschaftspoliHk 'einen einzigen Punkt 
herausgre.ifen. Es gibt deren Dutzende 'in der 
Regierung,serklärung des Kabinetts Kreisky H. 
1 970 hieß es im Abschnitt Steuer- und Budget­
politik unter anderem :  "Die Bundesregierung 

. wird sich in der Budgetp01itik vom Ziel der 
Förderung des Wirtschaftswachstums, einer 
sozial gerechten Einkommensverteilung, der 
Erhaltung der Vollbeschäftigung und der Kauf­
kraft des Schillings leiten lassen. Das bedeutet, 
daß sie in ihrer F,inanz- und SteuerpoliÜk vor 
allem aUlf die wirtschaftliche Leistungs­
fähigkeit Rü&sicht nehmen wird." 

In der Regierungserklärung 197 1  erfolgte die 
Reduzierung auf folgende Formel : "Für eine 
Wirtschaftspolitik, die Geldwertstabilität und 
Wirtschaftswachstum zu kombinieren trachtet, 
sind ,gesunde Staatsfinanzen von ausschlag­
gebender IBedeutung." 

Der aktive, fördernde Charakter des Wirt­
schaftswachstums, der der Erklärung von 1910 

eigen ist, ist in der Erklärung 1 91 1  nicht mehr 
vorhanden. Die gleichen Verwässerungen sind 

auf dem Gebiet der Sozialpolitik, der Wohn­
bauförderung, des Umweltschutzes, der Bil­
dungspolitik, der Landesverteidigung, der 
Wirtschafts-, Verkehrs- und Energiepolitik 
feststellbar . 

Herr Bundeskanzler! 1st Ihnen aufgefallen, 
daß im Agrarteil Ihrer Regierungserklärung 
die Forstwirtschaft völlig ignoriert wurde und 
daß Sie di,e Bedeutung und die Aufgaben der 
Forstwirtschaft Osterreichs mit keinem Satze 
erwähnten? 

Das tristeste Kapitel der RJegierungserklä­
rung ist jenes der Energiepolitik. Ich stelle 
fest, die Energiepolitik haben Sie in der Regie­
rungserklärung des Kabinetts Krelilsky II nicht 
einmal ignoriert. Darf ich dte ,sozi,aHstischen 
Abgeordneten an jene Zeit erillDlern, in der 
sie in Opposition zur OVP-AUeinregierung 
des Bundeskanzlers Klaus standen? Darf lich 
daran 'er:innern, daß Sozialisten und freiheit­
liche Ab.geordnete ,g,emeinsam harte Kritik 
a.m damaligen Ressortchef Dr. Bock übten, weil 
er dem Nationalrat kein ,Energ.iekonze,pt unter­
breitet 'hat? 

Herr Bundeskanzler! Sie haben nicht nur 
kein Energiekonzept unterbreitet, sondern Sie 
haben di'e EnergiepoliNk in Ihrer Regrerungs­
erklärung völlig ignoriert. Gerade 'in dieSien 
Tagen, Herr Bundeskanzler, sind wir in Rans­
hofen mit besonderen Energieschwierigkeit'en 
konfrontiert. Herr Bundesminister Frühbauer 
erklärte schon vor einem halben Jahr, daß die 
Verbilligung des Strompreises für Ranshofen 
eine RJealität sei. Bis heute ist diese Zusage 
nicht eingelöst. Ranshofen kämpft noch immer 
mit StromsehwieIiigkeiten. Es hat iseine 
16 Groschen pro Kilowattstunde noch nicht 
erhalten. Durch Wasserknappheit wurde Rans­
hofen in Energienot getrieben. Nun steht 
die,g'es verstaatlichte Unternehmen vor der 
Frage: Wie hält IeS den Betdeb aufrecht und 
wie verhindert es in TeilIbereichen Kurzarbeit? 
Nur dann ,ist dies möglich, wenn Ranshofen 
in die Lage versetzt wird, aus den Ostblock­
staaten oder aus Italien zusätzlich·e Energie 
zu importieren. Allerdings müßte dClJS unter 
finanziellen Voraussetzungen geschJeben, 
denen Ranshofen nicht gewachsen ist. 

Herr Bundeskanzler, wie soll die östeneichi­
sehe Wirtschaft ihrer Aufgabe gerecht werden, 
wenn die Bundesregierung nicht in der Lage 
ist, ihr die Energie unter Bedingung,en zur 
Verfügung zu stellen, die finanziell tragbar 
sind. 

Besonders harte KI1itik muß ich an der Bil­
dungspolitik der Bundesreg.ierung anbringen. 
1910 ist die Forderung nach der Bildungspla­
nung noch in der Regierungserklärung ent­
halt�n, 1 911  nicht mehr. Schließen wir also 
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ein, daß in diesem Teil diJe Regierungs·erklä­
rung von 1 970 gilt. Ich bezweifle dennoch, 
Herr Bundeskanzler, daß Osterreich in der 
Lage !sein. Wiird, eine zielführende Bildungs­
planung ohne Bildungsforschung zu betreiben. 
Man kann, auf weite Sicht -gesehen, kein taug­
liches Bildungskonzept entwickJeln, wenn die 
d-erzeitige österreichische Bundesregierung, so 
wie alle anderen zuvor, die Bildung,sforschung 
ignoriert. 

Nun schauen wir uns ganz kurz, nachdem 
die Zeilen theorie vom Herrn Abgeordneten 
Dr. Schleinzer schon sehr eingehend behandelt 
worden -ist, nur in einem Punkt die Gewichtig­
keit der Themenbehandlung nach der Zahl der 
ZeHen an : Für das 'sehr inter-es sante und sehr 
notwendige Thema der Entwicklungshilfe s'ind 
43 Zeilen iin der Regierungserklärung aufge­
wendet, während die offenen Steuerfr,agen mit 
sag-e und schreibe 23 Zeilen abgetan wurden. 

Herr Bundeskanzler! Wir stehen vor not­
wendigen Entscheidungen und Ischwerwiegen­
den Problemen auf dem Gebie t  der Neuord­
nung unseres SteueflsYlstems. Und in --einer 
derartigen Situation kann man meines Erach­
tens, will man Transparenz schaffen, derartige 
Probleme nicht mit einer derartig-en Hand­
bewegung abtun, wiJe Sie 'es in Ihrer Regie­
rungserklärung taten. 

Ein Manko beider Regi'erungserklärungen, 
der von 1 970 und jener von 197 1 ,  Herr Bun­
deskanzler, muß ich Ihnen in Erinnerung rufen : 
Wir erwarten von dieser Bundesregierung 
- die vorangegangene hat auch keine Stel­
lungnahme dazu abgegeben - 'endlich einmal 
eine reg,ierungsoffizielle SteUun-gnahme zur 
Thematik der Unabhängigkeit des österreichi­
sehen Rundfunks. Hier Hegt von Ihrer SeHe 
dem Hause gegenüber bis zur Stunde keine 
ausreichende und befriedigende Meinungs­
äußerung vor. 

Ich f.asse mein Urteil über die Regd'erungis­
erklärung des Kabinetts Kreisky II zusammen: 

Die Regi1erungserklärung des Kabinetts 
Kreisky II enthält teilweiJse gutklingende, 
aber unverbindliche Gemeinplätze. 

Die Regierungserklärung Istellt auf dem 
Gebiet der Steuer-, Fiinanz- und Wirtschafts­
politik ein Gestrüpp leerer Floskeln dar. 

Die Regierungserklärung ,enthält - das 'sei 
mit allem Nachdruck noch einmal unteI1stri­
ehen - keine klaue Rangordnung hinsichtlich 
der zu lösenden Probleme. 

Die Regierungserklärung klingt wie des 
Kanzlers Wunderhorn. 

Wir Freiheitlichen glauben aber nicht, daß 
es dem Herrn Bundeskanzler möglich sein 
wird, politische Wunder zu vollbringen. Wir 

stehen vor härtester Arbeit, die wir dann 
beSiser leisten können, wenn die Reg:ierun-g 
konkreter als biJsher ihre Auffassungen dem 
österreichischen Nationalrat darlegt. (Beifall 
bei der FPO.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Dr. Kohlmaier. Ich erteile 
es ihm. 

Abgeordneter Dr. Kohlmaier (OVP) : Herr 
Präsident I Hohes Haus l V i'ell ei cht vorerst 
einige Bemerkungen zu den Ausführungen des 
Herrn Klubobmannes Gratz, der mich zu zwei 
Feststellungen angellegt hat. 

Zunächst, Herr Klubobmann: Es ist erfreu­
lich, wenn S1e Is'ich hier so eingehend mit 
Fragen der Verbesserung der parlamentari­
schen Arbeit, mit Fragen der Verbes1serung der 
parlamentarischen Kontrolltätigkeit und mit 
Fragen der Weiter,entwicklung des Parlamen­
tarismus befaßt haben. 

Ich habe allerdings den Eindruck, daß Sie 
mit diesen zwar 'S'ehr wichtigen und inter­
essanten, aber doch nicht unmittelbar mit der 
Regierungserklärung im Zusammenhang ste­
henden Ausführungen eher versucht haben, 
von dieser Reg�erungserklärung abzulenken, 
als die Aufmerksamkeit diJeses Hohen Hauses 
und der OffentIichkeit auf den Inhalt - oder 
sagen wir : den mangelnden Inhalt - der 
�egierungS'erklärung zu lenken. DCliS möchte 
ich feststellen, ohne die Bedeutung dessen, 
was Sie, Herr Abgeordneter Gratz , gesagt 
haben, im mindesten herabsetzen zu wollen. 

Das zweite, worauf ich 'eingehen möchte, ist 
Ihre sehr problematische Feststellung durch 
eine Zitierung, daß es den weniger Wohl­
habenden nicht so leicht möghch ilst, sich mit 
geistigen und kulturellen Fragen auseinander­
zusetzen, weil sie weniger Zeit haben, darüber 
nachzudenken, als die Wohlhabenden. 

Ich würde es ,sehr begrüßen, wenn wir in 
die Lage ver.setzt würden, uns durch eine 
entsprech,endJe Unt-ersuchung einmal darüber 
klarzuwerden, wie sich heute das Verhältnis 
zwiscben persönlicher Arbeitszeit und Wohl­
stand in Osterreich verhält. Ich glaube, wenn 
wir eine Isolche UnteJ.'lsuchung über da,s heutige 
Osterreich haben - Wo auch etwa die Mit­
glieder der Bundesregierung einlbezogen wer­
den, die sicher keine 40-Stunden-Wome haben, 
sondern die eine viel längere Arbeitszeit zu 
bewältigen haben -, :so würde sich heraus­
stellen, daß die selbständig Erwerbstätigen, 
die in der IndustriJe und in der Wirtschaft täti­
gen Manager, Techniker und so weiter heute 
diej enigen sind, die die größte Arbeitsleistung 
- zeitgemäß - erbringen, sodaß ich vor der 
Vereinfachung warnen würde zu sag'en: Der 
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Wohlhabende hat heute noch mehr Zeit als 
der Nichtwohlhabende. Ich würde davor war­
nen, eine ·so oberflächliche Betrachtung anzu­
stellen, und zwar angesichts der sich ständig 
ändernden geselLschaftlichen Struktur. 

M'eine Damen und Herren! Bs gibt verschie­
dene Möglichk.eiten, eilller Kritik, die man auf 
eine Aussage erwarten muß, vorzubeugen. Die 
eine '.�st, daß man eine so gute Leistung 
erbringt, daß auch der böswilligste Kritiker 
nichts finden 'könnte. Die zweite und wesent­
lich bequemere Lösung ist die, daß man klare 
Standpunkte vermeidet, weil 'es dann einfach 
nichts zu kriUsieren gibt. 

Die alt-neue sozialist1sche Regi.erung hat 
diesen zweiten Weg beschritten. Der Bundes­
kanzler hat es fertiggebracht, die bisher nichts­
sagendste und 'g�eichzeitig längste Regierungs­
erklärung abzugeben, also die große Kunst, 
es zustandezubringen, ohne winklich etwas 
zu sagen, zwei Stunden zu reden. Vor uns 
liegt eine endlos,e Anein(llnderreihung von 
Phiaisen und abgegr.ifienen GemeinplätZ'en. 
Kein neuer GedankJe, keine faszinierende Idee, 
kein ,eindrucksvolles Konzept, keine überzeu­
gende Hinwendung auf die Bewältigung der 
großen Aufgaben, die uns die Zukunft stellt. 

Seit wann �st ausgerechnet Dr. Kreisky vor­
sichtig geworden? Seit wann sichert er sich 
perfekt ab und vermeidet j edes Wagnis, indem 
er die ausgetretenen und Isich,eren Wege geht, 
anstatt uneDschlossenes Gebiet zu betreten? 
Wo ist wirkLich 'etwas Neues 'in dieser Regie­
rungserklärung? Wo ist auch nur die Spur 
einer neuen Idee in dieser Regierungserklä­
rung zu finden? In der "Zukunft" Nr. 1 7/ 1 97 1  
hat e s  doch noch geheißen, daß die SPO mit 
einem "kühnen" Programm 'vor die 'Wähler 
trete. Nun zeig� sich, daß diese Behauptung 
sehr kühn war, allerdings nicht das Progr,amm. 
(Zustimmung bei der OVP.) 

Ich möchte noch einmal 'sagen : Wahrschein­
lich, Hohes Haus, ist es Vorsic::ht und dIe ver­
meintlich geschickte Vermeidung der Kritik. 
Wahrscheinlich ispielt aber auch eillle große 
RoHe, daß die Soz.ialisUsc::he Partei endgültig 
den kritischen Punkt in der Entwicklung über­
schritt<en hat, nämlich den Beg,inn der 'echten 
Arbeits- und Bewährungsphatse. Nach der Zeit 
der Versprec::hungen, der Besserwisserei, der 
Ankündigungen, jetzt, wo die volle Last der 
Verantwortung auf den Schultern dieser Bun­
desregierung ruht, versucht man, diese Last, 
die zu tragen man sic::h so gedrängt hat, durch 
eine farblose und rein pragmatische Regie­
rungserklärung wiederum zu verkleinern. 

Erinnern Sie sich noch daran, me:ine Damen 
und Herren - und der Herr Abgeordnete 
Dr. Schleinzer hat ja bereits darauf hinge-

wies<en -, daß es einmal eine Zeit gab, in 
der die Sozialistisc::he Partei ganz prämse Aus­
sag'en darüber gemacht hat, wie viele Woh­
nungen in Osterreich gebaut werden sollten? 

Ich möchte das, was Dr. Schleinzer sagte, 
noch ergänzen. �m sozialistLschen Wohnbau­
programm wurde festgestellt, zwilschen 1 970 
und 1 980 würden 775.000 Wohnung,en gebaut 
werdoen, ausgehend davon, daß j ährlich um 
5000 Wohnungen mehr zu bauen wären, auf­
stockend ,auf einer j ährlichen Bauleistung von 
55.000 Wohnungen ;im Jahr. Das war das 

Wohnbauprogramm der So�iaHsten. 

Das Signal an die Wähler war also klar: Die 
Sozialistisme Partei regieren lassen, sollte 
eben die Erfüllung dieses ganz bestimmten, 
zahlenmäßig präz'�S'e genannten Programms 
über die Erhöhung des Wohnbaueis bedeuten. 

Heute, wo die SoziaListen in die Lage ver­
setzt lS'ind, ihr Programm auch wirklich allein 
zu verwirklichen, wird nicht mehr mit kon­
kreten Zahlen operiert. Der Staatsbürger, der 
sozoiaNJstism gewählt hat, damit dies'e Zahl 
von Wohnungen gebaut wlird, wird mit Ent­
schuldigungen über die mangelnde Wohnbau­
loeistung des Vorjahres und ,allgemeinen Phra­
sen über die Notwendigkeit von mehr Woh­
nungen abgespeist. 

Diese Flucht in die Phrase, meine Damen 
und Herren, ist überhaupt ein Rezept, das in 
dieser Regierung,serklärung der Verlegenhei­
ten dauernd angewendet wiird. Was ist, Herr 
Bundeskanzler - oder Herr Vizekanzler; Sie 
können das 'Sicher lin Vertretung des Herrn 
BundeISkanzlers beantworten -, die "Erstel­
lung eines Gesamtkonzeptes für alle Zweige 
der Sozialversicherung"? Was sind "neue 
Wege in der Wohnbauförderung"? 

Wie wollen Si:e den Kampf gegen den Ver­
kJehl1stod führen? Sie beklagen nur. daß viele 
Mensc::hen durch Verkehrsunfälle ums Leben 
kommen. Dals wi'ssen w;ir alle. Darauf wurde 
heute bereits hingoewiesen. Aber dazu brau­
chen wir ja keine Regierungserklärung. Eine 
Regierungserklärung müßte uns aber Aus­
kunft darauf geben, wie Sie d�esem Problem 
beikommen wollen. 

Die Osterreich1sche Volkspartei hat ja einen 
konkreten Gesetzentwurf über die Beseitigung 
der Gefahrenstellen auf den Bundesstraßen 
eingebracht. Sie können nun Isagen, meine 
Damen und Herren von der SPO : Das ist nicht 
der richtige Weg. - Darüber können wir dis­
kutieren, obwohl wir glauben, es ist der rich­
tige Weg. Sie aber haben offenbar überhaupt 
keine VOflstellung, und so retten Sie sich 
dadurch über Ihre Ideenlosigkeit, daß Sie brav 
Statistiken aufzählen, ,die jedoer von uns in 
der entsprechenden Literatur nac::hlesen kann. 
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Herr Bundeskanzler. beziehungsweise Herr 
Vizekanzler l Es i,st 'sehr

· 
freundlich, daß Sie 

UIlJS genau mitteilen, wie hoch die Lebens­
erwartung ,in verschiedenen Staaten der Erde 
ist. Damit haben Sie unter Bewei,s gestellt, 
daß die Regierung in der Lage ist, die Unter­
lagen der Weltgesundheibsorganisation hier 
vor dem Hohen Haus zu zitieren. Wenn Sie 
uns aber nicht sagen, wie Sie Ihren Kampf 
geg,en das Sterben vor der Zeit führen wollen, 
so hoffen Sie offenbar, daß die asterreicher 
nicht nur den politischen Fähigkeiten des 
Bundeskanzlers vertrauen, Isondern auch 
se'iner Fähigkeit, Wunder zu wirken. 

Was bedeutet die Phrase : "Es wird not­
wendig sein, das Spitalswes'en auf eine neue 
Grundlage zu stellen?" Wenn man Ihren 
Oppositionsreden etwa des Jahres 1969 zuge­
hört hat, 'so mußte man damal,s den Eindruck 
gewinnen, Sie haben diese neue Grundlage 
schon parat. Immerhin arbeitete damals das 
Sozialmini,sterium und der Hauptverband der 
Sozialvensicherungsträger bereits gemeinsam 
an einem ,solchJen Spitalsplan. Sie hätten ihn 
in den letzten eineinhalb Jahren ja verwirk­
lichen oder, wenn er Ihnen nicht paßt, einen 
neuen machen können. Aber Sie flüchten auch 
in dieser lebenswichtigen Frage wiederum in 
die inhaltsleere Hülse von vagen programma­
tischen Gemeinplätzen, und so geht es überall 
weiter. 

Herr Kollege Sekanina ! Wir verlangen in 
den 107 Vorschlägen, die Sie gerade nach­
lesen, daß dieser vom Hauptverband und vom 
Mini'sterium entwickelte Plan lerfüllt wird. Ich 
kann Ihnen die Suche erleichtern. (Beifall bei 
der OVP.) 

Der Umfang Ihrer Aussa·gen, meine Damen 
und Herren von der SozäaListischen Partei, 
scheint umso kleiner zu werden, je größer 
Ihre Möglichkeit wird, Ihre guten Vorsätze 
auch zu halten. Ich denke hier etwa an den 
Umweltschutz. Frau Minister Leodolter ist 
leider nicht hier, auch niCht bei der Fernseh­
dtskussion. Es gab einmal e�in Human­
programm, auf das Sie sehr stolz waren, das 
wir im ,sachlichen Inhalt durchaus gewürdigt 
haben und mit dem Sie auf Wählerfang ge­
gangen sind. Das große Humanprogramm, das 
'eigentlich fast 'ein Buch war, ist in der Regie­
rung5erklärung auf einen lächerlichen Absatz 
zusammengesChrumpft, ,in dem Sie "die SChaf­
fung geeigneter organisatortscher und recht­
licher Grundlag,en für Maßnahmen zum Schutz 
vor gesundheitsschädlichen Umweltseinflüs­
sen" fordern. 

Auch von der Finanzierung scheinen Sie 
ja keine sehr klanen Vorstellungen zu haben, 
denn Sie laSISen uns in den diesbezüglichen 

Ausführungen die Wahl, ob das Verursacher­
prinz:ip angewendet wird oder dort, wo sich 
dieses Prinzip nicht anwenden läßt, der Ein­
satz öffentlicher Mittel nicht aUJSgeschlossen 
werden kann. Also auch hier wieder keine 
klane Auskunft, kein Mut zu klaren Bekennt­
nissen, sondern das mutlose Ausweichen vor 
j eder definitiven und klaren Aussage. 

Von der Regierungsklausur allerdings 
haben wir jetzt gehört, daß Ste an eine stär­
kere Besteuerung von Rauchwaren und alko­
holischen Getränken denken. Da·s ist erfreu­
licherWlei,se klarer, obwohl man fragen muß, 
warum Sie niCht schon in der Regierungls­
erklärung diese Wege der Frinanzierung auf­
gezeigt haben. 

Wenn der Herr Klubobmann Gratz vom 
Respekt vor dem Parlament gesprochen hat, 
dann muß iCh fragen: Was 'ist das für ein 
Respekt, wenn man hier vor dem Hohen Haus 
eine Regilerungserklärung abgibt, über die 
Finanzierung nur leere Phrasen sagt und 
einige Tage später in einer Regierungs­
klausur die Presse wissen läßt, wie man 
diese Wege beschreiten will? Das ist kein 
Respekt vor dem Parlament I (Zustimmung bei 
der OVP. - Abg. L i  b a 1: Regen Sie sich 
nicht künstlich auf!) Herr Kollege Libal l Selbst 
wenn ich miCh noch so anstrenge : so wie Sie 
sjCh aufregen können, werde ich das nie er­
reichen! (Bravo/-Rute und Beifall bei der OVP.) 

Dieser Weg der Finanzierung durch Er­
höhung der Preise für Rauchwaren und alko­
holiISche Getränke ist diskussionswürdig. Ich 
möchte aber zwei Uberlegungen hier anführen, 
die auch nicht übersehen werden dürfen. Zu­
nächst muß man bedenken, daß Rauchwaren 
und alkohoHsche Getränke heute :schon ganz 
außerordentlich :stark besteuert sind, viel mehr 
als andere Güter des Verbrauchs. Also der 
Konsument trägt heute schon mit dem Preis 
eine viel größere Steuerlast, sodaß man mit 
·einer neuerlichen Steuererhöhung ein Ausmaß 
von steuerlicher Belastung dieser Waren er­
reichen könnte, das bedenkHch ilst. 

Vergessen wir auch nicht, daß etwa die 
Produktion inländi'scher alkohoHscher Ge­
tränke, wie des Weines oder auch des Biers, 
Hunderttausenden Bauern und anderen 
unselbständig und selbständig Erwerbstätigen 
Arbeit und Brot gibt und daß man das Produkt, 
das diese Menschen herstellen, nicht diskrimi­
nieren darf. (Beifall bei der OVP.) 

Zum zweiten sollte man, wenn man hier 
ein Verursacherprinzip verwirklichen will, 
Frau Mini,ster, bedenken, d·aß es zum Bei,spie l  
mäßige und nicht mäßige Konsumenten von 
alkoholischen Getränken gibt. Wenn Sie ein-
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fach den Preis von alkoholischen Getränken 
erhöhen, so bestrafen Sie auch den, der durch­
aus maßvoll und verantwortungsvoll, sagen 
wir, hin und wieder ,ein V'iertel Wein trinkt. 
Die Frau Gesundheitsminister wird aber sicher 
bestätigen - ich hoffe, sie wiederspricht mir 
jetzt nicht -, daß der 'sehr mäß1ge Genuß 
etwa unseres guten 'inländischen Weines bei 
einem gesunden Menschen nicht nur gesund­
heitlich unbedenklich ist, Isondern dem Wohl­
befinden durchaus zuträglich. (Zwischenruf des 
Abg. H o  r r.) Aber auch diesen verantwor­
tungsvollen Konsumenten unserer guten 
heimischen Produkte, Herr Kollege Horr, be­
la'sten Sie, wenn Sie nur einfach sagen:  
Höhere Alkoholsteuerl Das 'ist nicht der 
richtige Wteg. (Abg. H o  r r: Für die Gesund­
heit auf alle Fälle!) 

Das Geld hat leider kein Mascherl, Herr 
Kollege Horr ! Wenn Sie da mehr Steuer ,ein­
heben, so garantiert uns niemand, daß Sie 
das micht für etwas anderes ausgeben, was 
für delll Staat ga'f nicht so gesund ist. (Abg. 
G r a f: Sie wären schon tot, wenn der Wein 
schädlich wäre, Herr Horr! Da haben Sie 
recht! - Heiterkeit und Beifall bei der OVP.) 

Noch ein anderes Beispiel der Phrase ohne 
Inhalt. Die Regierung wird Isich angeblich auch 
des Instruments der So�alpolitik bedienen, 
den Standard der Bauern an den der anderen 
Bürger anzugle'ichen. Ich wiederhole : Die 
Regierung hat gesagt, sie will den Standard 
der Bauern an den der anderen Bürger an­
gleichen. Sind S�e bereit, einem Gesetz zuzu­
stimmen, wonach die Bauernzuschußrenten an 
die Pensionen nach heutigem Standard heran­
g'eführt werden? Solche konkreten Auskünfte 
interessieren di-e Menschen draußen, aber 
nicht das allgemeiIlle Herumreden. 

Oder was die österreich!ischen Familien be­
trifft. Was meinen Sie mit Uberprüfung de,s 
geg,enwärtigen Systems der Gewährung der 
FamiHenbeihilfe? Haben Sie nicht schon in 
der Zeit Ihrer Opposition das Intellesse und 

. die Zeit gefunden, dieses System der Familien­
beihilfen zu überprüfen? - UbrigeIlJS hat Islich 
der Herr Gratz gerühmt, daß von 'allgemeinen 
Flo:skeln, wie "Uberprüfen" und ISO weiter, 
in der Regierungserklärung nichts zu finden 
ist. Hier wird ein Uberprüfen verlangt. Das 
sei nur am Rande vermerkt. - Wenn nein, 
warum haben Sie es nicht wenigstens nach­
g,eholt 'Seit der Zeit, seit der Bundeskanzler 
als Vorsitz'ender des Familienpoli1lischen Bei­
rates tätig ist und sich mit diles'er Materie 
befassen mußte? 

Aber selbst wenn Sie es bisher noch nicht 
überprüft haben, dann müßte man doch wenig-

stens j etzt hören können, in welche Richtung 
Ihre Uberprüfungen gehen werden. Denn man 
entschließt sich ja nur dann zu einer Uber­
prüfung eines Systems, wenn man Mängel 
wahrnimmt und beseitigen will. Die öster­
reichischen Familien möchten aber heute von 
Ihnen hören : Wem wollen Sie wann wieviel 
mehr geben oder wiev�el weniger geben? 

Warum drücken Sie sich um die Aussage, 
meine Damen und Herren von der

' 
lSoziaHsti­

schen Regierung, ob Sie die Pläne des Finanz­
min�sters aufgreifen oder nicht aufgreifen 
wollen? Ich meine die S1Jeuerentla,stung für 
die Familien abzuschaffen und dafür die 
Familienbeihilfen um 1 20 S zu erhöhen? Damit 
würden Sie aber alle jene Osterreicher treffen 
und schädigen, die den Kampf gegen die 
Armut schon selbst geführt haben und nicht 
auf die Regierung g,ewartet 'haben und die 
mehr als 3000 bis 4000 S im Monat verdienen. 
Die würden Sie mit diesem Plan schädigen. 
Aber darüber wird in der Regierungserklärung 
keine Auskunft g,egeben, !sondern es wird nur 
von "Uberprüfen" gesprochen. WdT wären 
'sehr, lSehr interessiert daran zu wissen, in 
welche Richtung die,se Uberprüfung gehen 
wir-d. 

Was meinen Sie, Herr Vizekanzler, wenn 
Sie sagen, daß Sie das Leistungsrecht der 
Krankenversicherung sichern wollen? Wo­
durch ist es gefährdet? Doch nicht larm 8Il!de 
durch die Frau Ge.sund'heitsminister! Das 
kÖD!Ilte ich mir nicht vorstellen. 

Wie wollen Sie den Alkohol-, Nikotin- und 
Suchtgiftmißbrauch eindämmen? Was ver­
stehen Sie unter "repressionsfreier Unter­
nichtspriaxis"? Das wäIie 'ein Wort, 'dClJS man !ein­
mal vom Fremdländischen lösen sollte und 
uns ein bißchen in praktischen Aussagen er­
läutern sollte. Da bin ich nicht wie Gratz fürs 
Grundsätzliche, sondern für ganz klare, 
detaillierte, praktische Ausführungen. (Präsi­
dent P r o  b s t übernimmt den Vorsitz.) 

Auf welche Weilse werden Sie dem Schutz 
der Menschenrechte und der Grundfreiheiten 
besondere Unterstützung angedeihen lassen? 

Sie wollen mit "besonderen Maßnahmen" 
die erforderliche Hilfestellung für einen wirt­
schaftLich gesunden Alpenraum sichern. 
Welche besonderen Maßnahmen sind das ? 

Es wäre mehr gewesen, wenn S�e weniger 
Probleme angeri,s'Sen hätten, dafür aber wirk­
lich gesagt hätten, WCl!S Sie unternehmen 
wollen. Aber das hätte, wie bereits festge­
stellt, entweder aufdeckten müssen, daß Sie 
noch keine klaren Vorstellungen haben, oder 
aber bew.irkt, daß Sie dann Ihre ZJielsetzungen 
der Kritik der Offentlichkeit hätten aUISsetzen 
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müssen. Sie reden hier nur von Transparenz 
'Ulnd hilet'en uns ,eiIl!e Rleg,1erungSlel111därunJg, die 
moor lan "Das verschLeierte ,Bi�d von Salis" 
erinnert als an sonst etwas. (Beifall bei der 
OVP.) Mangelnde QuaHtät wollen Sie mit 
Quantität ausgleichen. 

In diesem Zusammenhang : Kollegle Seka­
nina hat die 1 07 Vor,schläge in der Hand ge­
habt, und der Herr Bundeskanzler hat noch 
vor wenig,en Wochen unser Wahlprogramm, 
diese 1 07 Vorschläge, als Monsterprogramm 
bezeichnet. Sie haben keinen unserer Vor­
schläge inhaltlich bekämpft, sich mit dem In­
halt unserer Ideen nicht auseinandergesetzt. 
Und das, obwohl wir jn unser,em Wahl­
programm ganz klare V01'lschläge gebracht 
haben, wo :sich jeder, der sich di'e Mühe der 
Lektüre gemacht hat, darunter genau vor­
stellen konnte, was wir meinen. Süe haben es 
sich nur leicht gemacht und g'esagt, es sei 
zuviel und es wäre zu teuer. 

Wenn ich aber damit I h r  e Regierungs­
erklärung, zu deren Vortrag Sie zwei Stunden 
gebraucht haben, vergleiche , muß ,ich mich 
fragen: W,elchen Maßstab wendet der Bundes­
kanzler ,eigentlich bei der Beurteilung der 
Frage an, ob ein Programm ein Monster­
programm ist oder nicht? 

Weil ich schon bei den 101 Vorschlägen bin. 
Wenn wir Ihr RetglilerunglsprogI1amm ,les'en, 
�aJIlIIl ich nur ISClJgIen: WliedJersehen macht 
F,peiUde. Dte wentgen Igniffigen Punkte, dile Sie 
-in Ihrlem Progr:amm hahen, ha.hen Si,e nämlich 
aus unseren angeblich "unmöglichen" 1 01 Vor­
schlägen übernommen. (Beifall bei der OVP. 
- Heiterkeit bei der SPO.) Ihre MiI1li:ster, 
die Ihnen die Bestandteile für die Regierungls­
,erklärung zugeschickt haben (Zwischenruf bei 
der SPO) - 'ich werde es beweisen, Sie 
werden es gleich hören, Sie werden nur 
'staunen, meine Herren, warten Sie ein paar 
Minuten -, mit Seite a und so - das scheinen 
die Verspäteten gewesen zu sein, die man 
dann hat hineinheften müssen, als auf die 
Martr,iz-e Ischon 'di,e Seitenz,ahl gesch111eben 
war -, müssen noch immer unter dem Ein­
druck. der Lektüre unseres Wahlprogramms 
IgletStamrlJen :sein - lauch ,der Staatssekretär 
Ves,e1sky. 

Aufgabe der Krankenversicherung werden 
sollten. Sie sagen, daß Krankheitsfrüherken­
nung und Vorsorg·euntersuchungen B estandteil 
des Leilstungsrechts der Isozialen Krankenver­
sicherung werden :soll. 

Wir VIerlangen im selben Kapitel einen ärzt­
lichen Alarmdienst beziehung:sweU,se die Siche­
rung der medi�inischen Versorgung im länd­
lichen Raum durch Einführung eines mobilen 
Runkär.ztedi,oostes. S�e !schlagen di,e Einnich­
twng des äl1ztLichJen NoMJienstes UiOO die ärzt­
lime Versorgung ,im Iläntdllich'€n RalUm vor. 

Wir haben 'im Kapitel Bilden und Forschen, 
Ziffer 1 2, verlangt, daß die Ausgaben für For­
schung auf 1 ,5 bis 2 Prozent des Brutto­
nationalproduktes erhöht werden. Sie meinen, 
es wird angestrebt, den Anteil am Brutto­
nationalprodukt für W.issenschaft und For­
schung - j etzt dürfen Sie raten - ,auf 1 ,5 bis 
2 Prozent zu erhöhen. (Heiterkeit bei der 
OVP.) 

W're sich die Bilder gleichen! Sie haben 
es mir nicht geglaubt, aber vielleicht glauben 
Sie es jetzt. Hätten Sie aber nur mehr von 
uns übernommen, dann hätten Sie nicht ISO 
vJele unklare, verwaschene und phrasenhafte 
Punkte in Ihrem Programm. Denn überall, wo 
Sie auf unseIle Vorschläge gegriffen haben, 
sind die wenigen Fleck·en in Ihrer Landkarte, 
die nicht weiß !Sind, sondern wo man sich 
orientieren kann. 

Le.1dler hahen Sile eilnen Prunkt laUts unseren 
101 Vorschlägen nicht übernommen, des,sen 
Bedeutung allen Menschen klar list, die an 
eine wirkliche Gesellschaftsreform glauben, 
nämlich die Vermögensbildung in Arbeit­
nehmerhand. Aber selbst wenn Sie den gese11-
schafitspol:itisch!en IIlihaJt, !den Versuch, :elte Tei­
lung der Gesellschaft in Eigentümer und Nicht­
eigentümer zu überwinden, ablehnen, Isollten 
Sie doch wenigstens daran denken, daß die 
Vermögensbildung notwendig s'ein könnte, um 
die Sparquote nicht ablSinken zu lassen. Denn 
heuer in Alpbach i,st es bereits von -eill!em 
namhaften WirbschafbsWlislse1llJschaf,tJer .gesagt 
worden : Der Sparer reagiert nicht kurzfristig 
auf die Inflation, aber langsam und unaus­
weichl'ich. Diese Entwicklung muß man der 
vorauSJSichtlichen Entwicklung des Bedarfs an 
Investil!ionskapital gegenübersteHen, um die 
eigentlichen Probleme unserer Wirtschaft klar­
zulegen. 

Wär haben vorgeschlagen, die einzelnen 
Sy:steme der So�ialversich'erung einander 
weiter anzugleichen. Sie 'sprechen davon, daß 
die differenten Rechtsnormen in den einzelnen 
Pensionssystemen einander angeglichen Wler­
den. Ein bisserl hat man es schon verändert. 

Auf diese Weise, meine Damen und Herren, 
ist Ihre Regierungserklärung unbefI'iedigend, 
aber wohl nicht nur für diJe Opposition. Was 

Wir verlangen tim 'er,sten Kapitel unserer mag wohl ein überzeugter Sozialist empfinden, 
1 07 Vorschläge, daß regelmäßige Untersuchun- wenn er nach dem so�ialistischen Gehalt 
gen und organ:iisierte Vorbeugungsmaßnahmen 

, forscht? Bevor Sie mit Ihrer Regierun.g-s-erklä-
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rung ,schließen - schade, daß Gratz nicht hier 
i st, lieh möchte mich mit seinen Ausführungen 
auch etwas befassen -, haben die sozialisti­
schen ZuhöI1er dann mit dem eleganten Schluß 
die Beruhigung erhalten, daß sich die Regie­
rung von 'sozialdemokratischen Grundsätzen 
leiten läßt. 

Hi'er möchte ich vorerst die Frage einfügen : 
Sind Sie eine soziaHsUsche oder sind Sie eine 
sozialdemokratische Regierung? Gibt les einen 
Unterschied zwischen diesen beiden Begriffen? 
Wenn nein : Warum wurde dem Vorschlag 
des Bundeskanzlers nicht stattgegeben, die 
Umbenennung der Partei durmzuführen? Dann 
wäre es ja wurscht gewesen ! Wenn ja, meine 
Damen und Herren . . . (Ruf bei der SPO: 
Sorgen haben Sie!) Ja, Ihre Sorgen sind leider 
durm die Mehrheit die Sorgen der Oster­
reicher geworden. Das list es, weshalb wir 
uns damit befassen. (Beifall bei der OVP.) 

Wenn aber soziaHstisch und sozialdemokra­
tisch nicht dasselbe ist - ,ich weiß ja nicht, 
wie Sie das auffassen, da,s müssen Sie selbst 
wi,slseIl j KoLlege lJtba,I, kommen Si'e Idann, und 
erzählen Sie es uns, das wäre sehr iintere,s,sant 
. . . (Zwischenruf bei der SPO.) Aber die Oster­
reicher wollen wissen, ob sie ihre Stimmen 
einer ,sozialistismen oder einer sozialdemo­
kratischen Partei gegeben haben. Die Regie­
rungserklärung Isagt darüber leider nichts aus. 
Wir wollen es aber rechtzeitig erfahren, bevor 
wir die Auswirkungen Isehen. (Beifall bei der 
avp.) 

Wenn es also einen Unterschied zwischen 
sozialistisch und :sozialdemokratisch gibt, 
warum verwendet der Bundeskanzler in seiner 
RegJerungserklärung dann den fa15men Be­
griff? 

Im übrigen ilSt die Regierungserklärung, das 
möchte ich schon feststellen, das wird Sie 
vielleicht beunruhigen oder auch beruhigen, 
weder sozialistisch noch sozialdemokratisch, 
Kollege Ulbrich. Denn lSiie ist mangels Profi­
lierung, wie ich bereits dargelegt habe, über­
haupt weltanschaulich oder vom poHUsch 
GrundsälzHchen her nicht einzuordnen. Natür­
!.ich können Sie uns j etzt entgegenhalten, wir 
sollten froh sein, daß diese Regierungs­
erklärung nichts Soz.ialistisches enthält. Wir 
wären es auch, wenn wir die Uberzeugung 
hättJen, daß Sie dem SOZlialismus nicht nur 
mit Worten, sondern lauch mit T,a1len ab­
Ischwören werden. Dann wäI1en wir f([1()1h übe,r 
diese Sache. (Beifall bei der OVP.) 

einer Sozialiistischen Partei auseinandersetzen, 
deren Obmann eine fade Aneinanderreihung 
von politischen Problemstellung'en bringt, am 
Schluß eine kleine Pflichtübung absolviert, 
indem er von Sozialdemokratie spricht, .im 
übrigen aber hofft, daß das möglichst unbe­
merkt bleibt. 

Was soll man überhaupt halten von einer 
Partei, die dadurch zur Macht kommt, daß 
sie ihre politi.sche Substanz verleugnet, von 
,eüner PlaTtei, der€,fi Obrrmmn beschwichtügenrl 
umherläuft, wenn jemand aus seinen Reihen 
auf die Idee kommt, von dieser politischen 
Substanz auch wieder einmal zu reden, wie 
dies Häuser vor der Wahl getan hat? (Beifall 
bei der avp.) 

Ich komme noch einmal zurück zu den An­
leihen, die Sie von uns genommen haben. 
In diesem Licht muß man auch Ihre Äußerung 
sehen, daß Sie Anregungen, d.ie in diesem 
Haus gebracht werden, aufmerksam verfolgen 
UlJ]d prüf1en werden. Auch dar,in kommt eine 
gewiSiSe Pass1ivität Ihrer Regierung,s'erklärung 
zum Ausdruck. Wenn Sie von der Fruchtbar­
keit Ihrer poIitisCh'€n Ideen so überzeugt 
wären, müßte Ihnen doch in erster Linie daran 
liegen, in den nächsten Jahren aus der Fülle 
Ihrer Gedanken zu schöpfen und sie verw,irk­
lichen zu können. (Abg. W 0 d i e  a: Das las­
sen Sie unsere Sorge sein!) Ode'! erwarten 
Sie ,sich vielleicht, daß wir auch in den näch­
sten Jahren als Ratgeber der Regierung auf­
treten und Ihnen aus diver,sen Verlegenheiten 
helfen? 

Daß wir weiter miteinander .im Gespräch 
bleioen, sollte wohl ein ll1ielostverständlicher 
Bestandteil der parlamentarischen Demokratie 
sein. Alle, die 1966 bis 1910 aLs Sozialisten 
in verantwortlicher SteHe tätig waren, wiss,en, 
w,ie s'ehr sich die Osterreichische Volkspartei, 
die damals die absolute Mehrheit hier im 
Hause hatte, um UbereiIlJstimmung bemühte 
und wie viele Stunden damit verbracht wur­
den, wo es immer nur möglich' war, diese 
Ubeteinstimmung herzustellen. (Abg. L i  b a 1: 
"Schluß der Debatte"!) Wir freuen uns, daß 
Sie diesem guten Beispiel der OVP­
Regierung in der Zeit Ihrer Alleinregierung 
folgen werden. 

IntereSISant wäre auch die Beleuchtung der 
Frage, welche Zukunft die Sozialpartnerschaft 
odler Wirtschaftspartnerschaft, also das kon­
struktive Zusammenwirken der Interessenver-
tretungen, für eine gemeinsame Wirtschafts-

Wir würden Lieber gegen einen Gegner an- und Sozialpolitik ;in der kommenden Gesetz­
treten, der mit offenem Visier kämpft und gebungsper.iode hat. Ich glaube, darauf wird 
sagt, was er ,ist. (Abg. L i  b a I: Ihr seid ja noch mein Kollege Mussil zu sprechen kom­
im Rückzug!) So müssen wir uns aber mit men. 
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Meine Damen und Herren ! Bei der kritischen ' 
Beurteilung der Regierungserklärung müssen 
wir leider wi'eder feststeHen, daß Sie auch 
das Prinzip der Täuschung anwenden. Dafür 
gibt es zwei sehr aktuelle und markante Bei­
spiele : 

In der ein:zligen w:irklich konkl1eten sozial-
• demokratischen Aussage der Regi'erung kündi­

gen Sie an, daß Sie bereits zum 1 .  Jänner 
1972 die Hausstandsgründungsbeihilfe von 
15.000 S verwirklichen werden. Sie haben 
leider nicht dazugesagt - wiederum nicht -, 
daß Säe gleichZleJtig die Steuererleichterung 
für die Hausstandsgründung ab.schaffen wol­
len. Da S:ie das aber tun werden, bekommen 
nur j ene Ehepaare 1 5.000 S, die keine Steuer 
zahlen und daher von einer Steuerabsetzung 
nicht profitieren. Also nur ein geringer Teil 
der Osterreicher, dessen Einkommen unter 
dem 'steuerlichen Existenzminimum l,iegt, be­
kommt 15.000 S.  Bei allen anderen Osterrei-
ehern verringert ,skh diese Beihilfe um den 
Betrag, der nach Ihrem Vorschlag eine zu­
sätzliche Steuerbelastung bringt. 

Meine Damen und Herren ! Wenn Sie dies in 
Ihre Statistik aufgenommen hätten, dann 
würde auch das 1 5.000-S-Zuckerl nicht mehr 
helfen, denn es ist wieder der bittere Bei­
geschmack der Abschaffung einer steuerlichen 
Entlastung enthalten. 

Bemerkenswert in d�esem Zusammenhang 
ist auch ein intereslsanter logischer Wlider­
spruch in der Reg,ierungserklärung, der darin 
besteht, daß die Regierung auf der einen Seite 
den Preisauftrieb bagatellisiert und auf der 
anderen Seite seine Bekämpfung zu einern 
der wichtigsten Programmpunkte macht. 
Gleichz'eitig wird aber auf e.ine sehr wichtige 
konkrete Möglichkeit verzichtet, rasch etwas 
gegen den Preisauftr,ieb zu tun und eine sofor­
tige spürbare Linderung seiner Auswirkung 
,a'uf bIieuteste BevölkJeru:ngsschlichten henbei­
zuführen, nämlich die Durchführung einer 
Steuerreform für das Jahr 1 972. 

Meine Damen ·und Herrenl Es ,ist unerträg­
lich, daß die Teuerung alle Bevölkerungs­
kreise einschließlich der Pensioni,sten in 
Steuerka1legorien hineintrei:bt, die man seiner-

Das wird in V'i,e,len Fäl.ten, meitne Damen zeit für Wohlhabende und Reiche festgesetzt 
und HerI1en - man Ischätzt, bei etwa einem hat. Ich trage daher folgenden Entschli'eßungs­
Dritte l  der Einkommensbezieher -, sogar 00- antrag vor und bitte, ihn in Behandlung zu 
deuten, daß ein Negativ.saldo herauskommt, nehmen. Ich bin sicher, daß dieser Antrag das 
daß Sie also mit der einen Hand 1 5.000 S Wohlwollen der höchsten ,sozialistischen 
geben, aber mit der anderen Hand einen GewerkschafbsfunkHonäre hier in diesem 
höheren Betrag vom Finanzmin�ster wieder Hause finden wird. 
nehmen lasSien. Wenn Sie das aber ver-
schweigen, täuschen Sie di'e Staatsbürger, 
meJne Damen und Herren! (Beifall bei der 
avp.) 

Es häHe aber dieSle Kbarheit, diese Trlanspa­
renz über die Absicht d·er Regi'erung, eine 
Steuererleichterung abzuschaffen, absolut nicht 
an die Stelle Ihrer Regierunglserklärung ge­
paßt, wo Sie auf ,sehr ungenierte Art die 
sozialitstischen Gewerkschafter in Ihrer sozial­
demokratischen Partei wilssen la·ssen, daß im 
Jahre 1 972 keine Milderung der Steuer­
progession erfolgt. 

Herr Vizekanzler! Sie haben !in Ihrer Regie­
rungserklärung eine gewiss'e Liebe zur Sta­
tiJs1Jik 'gez,e,�gt. Li,eteJ1n Sie ItLns eill1Je Zahl nach : 
Um wiev!l/el ,i/st die dUlrcbschn1ttlichie Steuefrb�­
taJSbUIlig ,der Arbeliter und Angest1letLI.ten von 
1 970 auf 1 97 1  gestiegen, und um w,ieviel wird 
sie im kommenden Jahr nach den Voraus­
berechnungen weiter steigen? Liefern Sie uns 
diese Statistik :in Ihrer statistikfI1eundlichen 
Regierunglserklärung nach. Das wird die Oster­
reicher noch mehr interes,sieren als etwa die 
Statistik über gewis,se gesundheitliche Daten 
in ausländtschen Staaten, so interessant das 
auch sein mag. 

E n t 15 c h i  j e  ß u n g s a n  t r a  g 

der Abgeordneten Dr. Kohlmaier, Doktor 
Haider , Graf und Genossen zur Regierungs­
erklärung betreffend die Milderung der 
Lohn- und Einkommensteuerprogression. 

Die ungewöhnlich stark steigenden Ein­
nahmen des Bundes aus der Lohnsteuer im 
Zusammenhang mit der fortschreitenden 
Geldentwertung haben für den Staatsbürger 
zu einer nahezu unerträglichen Belastung 
geführt. Wenn diese Entwicklung iim näch­
sten Jahr nicht v.erstärkt fortgesetzt werden 
soll, erwei,st isich eine MHderung der Lohn­
und Einkommensteuerprogression per 1 .  1 .  
1 972 als unerläßlich. 

Außerdem wäre eine Stärkung der Kauf­
kraft des Schillings durch eine Entlastung 
auf der Lohn- und Einkommensteuerseite 
im Hinblick auf die 'im nächsten Jahr zu 
erwartende Konjunkturentwicklung erheb­
Hch richtiger und wirksamer als der Ver­
such, durch eine expansive Ausgabenpolitik 
konjunkturstützend zu wirken. Weiters 
könnte eine Steuermilderung auch zu einer 
Entlastung der Einkommenspolitik im Jahre 
1 972 beitragen. 
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Die unterZleichneten Abgeordneten stellen Mittel im Familienfonds für -eine spürbare 
daher folgenden Entschließungsantrag: FamHienbeihilfenerhöhung. (Beifall bei der 

Der Nationalrat woUe beschHeßen : 

Der Bundesminilster für Finanzen wird 
aufgefordert, dem Hohen Hause eine Regie­
rungsvorlage zuzule:iten, die eine Milderung 
der unerträglichen Progression bei der 
Lohn- und Einkommensteuer per 1 .  1 .  1 972 
vorsieht. 

In formeller Hinsicht wird beantragt, über 
diesen EntsChließun91santrag 'eine nament­
liche Abstimmung durchzuführen. 

Ich komme zum zweiten Beispiel einer man­
'91e:lnden Offenheit. Ste ,r:edIen dlIl der Reg,te­
rungserklärung wieder von den GratiSiSChul­
büch-ern. Was bedeutet gratis? Gratis bedeutet, 
daß man etwClJS umsonst bekommt. Bücher 
werden aber nicht umsoIliSt abgegeben, denn 
die Buchdrucker, die Papierhändler und 
die ZehntausOOlden Menschen, dil€ lin dler 
graphischen Wirtschaft tätig -sind, die woll-en 
ja schl:ießlich und endlich auch leben. 

Sie nennen die Schulbücher 'in lihr-em Plan 
nicht deswegen Gratisschulbücher, weil ,sie in 
Zukunft nichts kosten werden, sondern weil 
Sie nur eine einfache Umstellung vornehmen. 
Sie lassen nicht die einzelnen Eltem für die 
Schulbücher !ihrer Kinder zahlen, sondern Sie 
lassen alle Eltern gemeinsam aUIS dem 
FlamiJienfOIlJdJs dJ.e Sch1.l!lbümer 2JahlielIl. LetJz1Jen 
'Endes führt das aber zu einem Verlust der 
Eltern, denn das Geld, das aus dem Fam.i.li-en­
fonds für SChulbüCher ausgegeben wird, fehlt 
bei der nächsten Beihilfenerhöhung. 

Ich Weiß, daß S�e dClJS sehr beunruhigt, 
meine Damen und Herren. Dafür eI1sparen sich 
aber die Gemeinden und die Länder dieses 
Geld, die heute den Eltern - kostenlose oder 
Vlerhilligbe Schulbücher zur Vierfügrung ste11eln. 
SiJe zwingen al,so auf diese WeLse die Eltern 
dazu, die Gemeind-en mit ihrem Geld zu unter­
stützen. 

Genau dasselbe spielt sich derzeit 'bei den 
Plänen der Bundesbahnen ab, die Schüler­
fahrkarten exorbitant zu verteuern. AuCh 
Schülerkarten sind nicht gratis, In WirkliCh­
kie,it zahlen die Familien das Geld aus ihrem 
Fonds. Hier hat die öffentliche Meinung end­
lich begriffen, worum es geht, und diesen 
Plänen, die Bundesbahnen aUtS dem Familien­
fonds zu sanieren, wurde ein energisches Nein 
entgegengeru�en ! Der Bundeskanzler ist vor­
lälufiy zurückJgewlichelIl. 

Für uns gibt es nur eine einzige saubere 
Lösung di!eser Fl1age : 'echte Schülerfrei�ahrten 
durdl Ubemahme lanIS !S-llaa1Jbichlen Mit­
teln und Verwendung der freiwerdenden 

OVP.) 

Eine Scheinmaßnahme dies'er Regierungs­
erklärung ist leider auCh die SChaffung eines 
Gesundheitsministeriums. Sicherlich, die Be­
deutung der GesU'ndheitspolitik rechtfertigt 
ein Ministerium, und die Regierung weist mit 
Recht darauf hin, daß es eine Reihe von 
Staaten gibt, die ein solches Gesundheitsmini­
sterium haben. Es wäre durchaus in Ordnung, 
wenn Süe j etzt ein Gesundheitsministerium 
gründen, wenn das Sozialminilsterium, das 

-bisher dte Gesundheitspoliitik 'betI1eut ha,t, jn 
Aktivität sozusagen ersticken würde und 
wenn ihm sozusagen die g'e5undheitpolitischen 
Nähte platzen. 

In Wirklichkeit war die Gesundheitspolitik 
das Gebiet, auf dem die soZ'iaUstische Minder­
heitsregierung bisher total versagt hat. Der 
Sozialminister und V!izekanzler Häuser hat es 
unterlassen, Gesundheitspolitik zu betreiben. 
Denn er hat nur eine einzige gesundheits­
politische Gelsetzesänderung hier im Hause 
durchbringen können, eine kleine Novelle, 
nämlich die Aufnahme des LSD ,in die 11ste 
der Surntgifte. Das war alles ! 

Sie haben also auch nicht aus fehlender 
Gesundheitspolitik ein neues Ministerium g-e­
schaffen und auch nicht aus betriebener 
Gesundheitspolitik. W:ir müssen fürchten, daß 
Ihre gesundheitspolitilSChe Pl-eite dieselbe 
bleibt, egal ob Sie eine Sektion im Sozial­
ministerium nicht beschäftJigen oder ein eige­
nes Ministerium nicht beschäftigen. (Abg. 
Herta W i n  k 1 e r: Was habt denn ihr in vier 
Jahren gemacht?) Wir wollen aber Leistungen 
sehen und nicht neue Minister, Herr Bundes­
kanzler. (Beifall bei der OVP.) 

Wir mißtrauen auch den Erklärungen, daß 
das neue MiIDlisterium nichts koSibet. Fl1aJU 
MinäiSter ! Sie nehmen es mir bitte nicht übel 
und fassen es nicht persönlich auf: Aber bevor 
Sie überhaupt noch in die La'ge kommen 
werden, etwas gegen die UmweltversChmut­
zung zu tun, wird Ihr zUtsätzliche-s Di'eIlJStauto 
einen zusätzlichen Beitrag zur LuftversChmut­
zung durch Abgase erbr.ingen. (Heiterkeit bei 
der OVP. - Abg. S k r i t e k: Das ist ein 
armseliges Argumentf) 

Ihre Regierungserklärung, meine Damen 
und Herren von der Sozialistischen Partei, 
war lange, aber gleichzeitig auCh langweilig. 
Sie läßt die Bevölkerung und die Opposition 
im unklaren darüber, was Sie wirklich zu tun 
beabsichtigen und was Sie leisten waUen und 
können. Wir werden Sie an diese Lei6tungen 
erinnern, sie messen, und die Bevölkerung 
wird ,ihr Ur:tetl I\Iach :diesen Leistungen spre­
chen. (Zwischenruf des Abg. U 1 b r i c h,) 
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Dr. Kohlmaier 
Nervös ist der KoUege Ulbrich heute ! Es ist Regierungserklärung im speziellen, aber auch 

unangenehm. Ich kann es mir vorstellen. Ich mit der politischen Situation im allgemeinen 
würde mich an Ihrer Stelle auch nicht wohl befaßt haben. 
in meiner Haut fühlen. 

Was Sie uns in der Regierungserklärung 
präsentiert haben, war ungenügend, ver­
waschen, nichtSlSagend und 'eine Häufung von 
Gemeinplätzen. W.ir fürchten, daß auch das 
Produkt Ihrer Bemühung,en entsprechend 
mangelhaft ,sein wiro. 

Für Sie kommt jetzt die Zeit Ihrer Bewäh­
rung, die Zeit, wo nicht reden gilt, sondern 
handeln, die Zeit, wo hinter den Phrasen 
und Verschleierungen die harte Bewährung 
hervortreten wird. 

Nicht nur die Opposition, 'sondern auch die 
ganze Bevölkerung wird Sie aus der Verant­
wortung, um die Sie jetzt etwa fünf Jahre 
gekämpft haben, nicht entlas,sen können. Und 
in den nächsten Jahren wird sich lerweisen, 
ob Sie die Erwartungen erfüllen können, die 
Erwartungen, die Sie nicht in der Regie­
rungserklärung, aber schon früher erweckt 
haben, und es wird nicht mehr allzu lange 
dauern, bis die Osterre:ich·erinIl!€n und Oster­
reicher wilSsen, wo und wie Sie bei der Er­
füllung Ihrer weitgesteckten Ziele verlsagt 
haben. (Lebhafter Beifall bei der tJVP. - Abg. 
L i  b a I : Auf ins Trockendock der tJVP.) 

Präsident Probst: Der Entschließungsantrag 
der Abgeordneten Dr. Kohlmaier und Genos­
sen, betreffend die Milderung der Lohn- und 
Einkommensteuerprogression, ist genügend 
unterstützt und steht daher mit zur Verhand­
lung. 

Der nächste Redner ist der Herr Abgeord­
nete Sekanina. Er hat das Wort. 

Abgeordneter Sekanina (SPO) : Herr Präsi­
dentl Hohes Haus ! Meine Damen und Herren! 
Im Rahmen der Erklärung der Bundesregie­
rung, die der Herr Bundeskanzler am 5. No­
vember 1791 dem Hohen Haus vorlegte, nah­
men Fragen der sozialen Sicherheit und Fra­
gen der Sozialversicherung im speziellen einen 
wesentlichen Platz ein. Es wird für Sie, meine 
Damen und Herren, auf Grund meiner Tätig­
keit im Rahmen der Sozialversicherung, aber 
auch im Rahmen der gewerkschaftlichen Orga­
nisation verständlich Isein, daß ich mich in 
meinem Diskussionsbeitrag ,in I€llster Linie mit 
diesen Fragen und mit diesen Problemen be­
schäftigen möchte. 

Bevor ich dies aber tue, eIlScheint es mir 
wichtig und wesentlich, auf eini'ge Aussagen 
e.inzugehen, die von Abgeordneten der Oster­
reichischen Volkspartei hier dem Hohen Hause 
vongetmgen WIllrden und die sich mit der 

Es i,st mitunter erschütternd, wiie schnell 
Abgeordnete der Osterreichilschen Volkspartei 
die Realität vergessen. Herr Dr. Kohlmaier 
- ich weiß nicht, ob er noch hier im Saale ist 
(Ruf bei der SPO: Er is t seh,on hinausge­
gangen!) -, der außerordentlich mit seiner 
"Werft"-Tätigkeit b eschäftigt 'ist, damit er das 
ramponierte Schiff der OVP wieder in Ord­
nung bringen kann, tritt also an dieses Redner­
pult, stellt sich hieher und tut so, als ob 
inzwi!schen nichts gewesen wäre. Es wird 
sidlerlidl für Sie, meine Damen und Herren, 
gut sein, wenn ich Sie an die AUSIsagen Ihres 
ehemaligen Generalsekretärs und Bundes­
parteiobmannes Dr. Withalm erinnere, die er 
hier von sich gegeben hat, als er tin d iesem 
Haus zu einem Zeitpunkt das Wort genommen 
hat, als Sie die absolute Mehrheit hatten. 
Darum möchte ich nur festhaUen, weil es die 
Realität ist und weil Sie, meine Damen und 
Herren der Osterreichischen Volkspartei, das 
50 gerne übellsehen möchten, weil Sie es nicht 
zur Kenntnis nehmen möchten: 

Am 1 0. Oktober 1 97 1  hat Ihnen die öster­
reichische Bevölkerung eindeutig und unmiß­
verständlich den zweiten Platz in diesem 
Staate zugeteilt und nichts anderes I (Beifall 
bei der SPO.). Das ist seit diesem Zeitpunkt 
Igmtdg. (Abg. M i t  t e r  e r: Und deshalb dürfen 
wir nicht mehr reden?) 

Das ist die pol1ti'5che Realität, die Sie nicht 
verkraften können, Herr Abgeordneter 
Mittererl Darf ich Säe an Ihre Prophezeiungen 
erinnern, nidlt an Ihre persönlichen, sondern 
an die Prophiezeiungen Ihrer Kollegen! (Abg. 
M i t  t e  r e r: Deshalb dürfen wir nicht mehr 
reden?) Herr Dr. Krniner tist jetzt IIllicht lanwe­
send. Hier 'stand er, und erklärte mit großem 
Pathos : "Am 1 0. Oktober wird bei der öster­
r:eichiJSchen Bevölker.tIlIlig der Groschl€!Il f!w11en." 
Er ist gefallen, aber auf Ihre Köpfe, nicht auf 
unsere, meine Damen und Herren der Oster­
reidlischen Volkspartei !  (Erneuter Beifall bei 
der SPO.) 

Sie kommen heute hierher und reden über 
die Regierungserklärung. (Abg. M i t  t e  r e r: 
Ah, das dürfen wir nicht?) Natürlich, wenn 
Sie etwas zu sagen haben oder IlIichts zu sagen 
haben, hören wir uns das sicherlich an, Herr 
Abgeordneter Mitterer. (Abg. Dr. P r  a d e  r: 
Ist eh ganz Wurscht, was man sagt/) Im weiß, 
daß Sie nervös sind, weiß, daß Sie aufgeregt 
sind. (Abg. M i t  t e  r e  r: Warum sollen wir 
nervös sein?) Natürlich, Wlenn �ch so oft ver­
Heren würde wlie Sie, würde ich aum nervös 
sein, meine Damen und Herren der Oster-
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reichi'srnen VolkJspartei ! (Heiterkeit bei der 
SPO.) 

Sie haben oft verloren! Herr Minilster Prader, 
erinnern Sie sich? (Abg. Dr. P r  a d e  r: "Klare 
Verhältnisse!") KI,ane VerhäUn�sse hahen Wlir 
jetzt . e.indeutig geschaffen. Begonnen hat es 

bei Ihnen im Jahre 1 967 mit den Landtags­
wahlen in Oberösterreich. So ist das weiter­
gegangen. Was haben Sie dieser Bevölkierung 
alles prophezeit, wa,s eintreten wird, welche 
Situationen entstehen werden, wenn die Sozia­
listen in diesem Staate die Mehrheit erhalten 
oder wenn die Sozialistische Partei gar die 
absolute Mehrheit erreichen wird ! Es nützt 
Ihnen nichts, Sie können Isich noch so ärgern, 
Sie können noch so dagegen aufbegehren, die 
österreich�sche Wählerschaft hat entschlieden : 
Wir haben die absolute Mehrheit, wir werden 
die �6g.i,erllJl1igspolitik betreiben, tdliJe wj'r der 
Bevölkerung schon vor den Wahlen vorge­
tragen haben. 

J,etzt li,st Dr. KohlmaJi'er, der SchneL1schr,eibler, 
leider noch immer nicht da. Ich ,sage Ihnen 
gleich, Herr Abgeordneter Mitterer, warum 
ich ihn mit "Schnel1schreiber" tituliere. Doktor 
Kohlmaier ist hieher gegangen und hat ge­
meint, wir hätten in unserer Regierungserklä­
rung - Kollege Fachleutner, darf ich Ihnen 
das auch sagen - wes entHebe oder bestimmte 
Punkte von IhI1en 1 07 VOI1schlägen abgeschrie­
ben. Darf ich Herrn Dr. Kohlmaier etwas 
sagen? - Er ist wirklich mit der Reparatur 
des Schiffes in seiner Werft so beschäftigt, 
daß er alles vergißt. Er vergißt im Augenblick. 
alles ! 

Ich muß Sie doch daran erinnern, daß Sie es 
gewesen ,sind, meine Damen und Herren, die 
in Ihrer Notsituation keinen anderen Ausweg 
mehr gesehen haben, als unser Humanpro­
gramm im Rahmen dieser 1 07 Vorschläge zu 
zitieren. (Heiterkeit bei der OVP. - Abg. 
Dr. P r  a d e  r schlägt die Hände über seinem 
Kopi zusammen.) Wollten Sie j etzt applaudie­
ren, Herr Dr. Prader? Ich warte sehr gerne 
auf Ihren Applaus ! Die Bevölkerung hat ja 
bewiesen, was sie am 1 0. Oktober 1 97 1  von 
Ihnen und Ihren Programmen, von Ihren Uber­
legungen, v0I.1 Ihren 101 Vorschlägen hält. 

sichtrig. Sie haben das so klein geschrieben, 
daß man €iS kaum lesen konnte, Wleil Sie be­
fürchtet haben, daß Sie vielleicht doch noch 
in die Situation kämen, das zu halten und zu 
verwirklichen, wa's Sie vorgetragen haben. 

Darf ich auf die allgemeinen Erklärungen 
des Herrn Dr. Kohlma:ier noch näher eingehen. 
Er hat, wenn ich IeS richtig notiert habe, g'e­
meint: Es gibt keine klaren Standpunkte in 
der Regierungserklärung, sie I�st nichtssagend, 
klare Aussagen werden vermieden, sie bein­
haltet vor ,al1em Phr.asen, Gemei:nplätZle ; :a.uf 
:einmatl - SQ me�l1Jte Dr. KohLmCiluer - ,ist 
Bundeskanzler Dr. Kreisky sehr vorsichtig ge­
worden. 

Welchen Anstrengungen !Sich Dr. Kohlmaier 
unterz'ieht, um sich unsere Köpfe zu zerbre­
chen! Tag und Nacht denkt er darüber nach, 
welcher Unterschied zwischen "sozialistisch" 
und ",sozialdemokratisch" i!st. Von einem 
Generalsekretär der großen OppositdoIllSpartei 
hätte man im Zusammenhang mit der Regie­
rungserklärung klarere Aussagen erwartet. 
Nicht wir haben Gemeinplätze produziert, nicht 
wir haben Phrasen gedroschen. Herr Doktor 
Kohlmaier hat sich hierher gestellt und hat 
allgemein erklärt, das sei nichts, das sei nicht 
zu gebrauchen. 

Wir erwarten uns von dieser Oppositions­
partei, daß sie vor allem in diesem Zustand, 
in dem sie sich j etzt befindet . . . (Abg. Doktor 
P r  a d e  r :  Wir sind ganz gut!) Meine Damen 
und Herren, Site ,schauen lieb aus ! (Heiterkeit 
und Beifall bei der SPtJ.) Wenn Sie all das 
'in der nächsten Zeit reparieren wollen, dann 
können wir Sie daran nicht hindern. Es ,steht 
fest: Sie haben eine Reparaturzeit von minde­
stens vier Jahren. 

Unt'er anderem hat Herr Dr. Kohlmaier kon­
kret gefragt : Herr Vizekanzler, was meinen 
Sie denn mit der finanziellen Sicherung der 
sozialen Krankenversicherung in Osterreich? 
- Das sagt ein Funktionär der Osterreichi­
ISchen Volkispartei, der viele Jahre hindurch -
ich sage das aus meinem eigenen · Erleben -
gerade im Sozialversicherung,sbereich tätig ge­
wesen 1st!  Er hätte faüerweise doch fragen 
mÜlSsen : Welche Bedeck.unglsvorschläge mei­
nen Sie in dieser Regierungserklärung, wenn 
Sie von der Saruierung der Krankenveiisiche­
rung reden? - Ich werde auf dieses Problem 
noch mit wenigen Worten zurückkommen, 
meine Damen und Herren von der Osterreichi­
schen Volkspartei. 

Ich bin nicht Ihr Propagandachef. Dann wür­
den Sd-e vielleicht besser dClJStehen. (Heiterkei t.) 
Ich weiß schon, daß Sie das ärgert. (Abg. 
K e r n: Da wären wir noch schlechter gefah­
ren!) Kollege Kern, bitte nicht zu prophezeien. 
Ich habe Ihnen schon gesagt, Sie Slind schlecht 
beraten, wenn Sie zuviel prophezeien. 

Ich bin froh darüber, daß Kollege Graf 50-
Meine Damen und Herren der Osterreichi- eben bei der Tür hereinkommt, ler hat nämlich 

schen Volkspartei ! Sie haben diese 1 07 Punkte im Zusammenhang mit einer humorvollen Be­
der Offentlichkeit vorgelegt. Sie waren vor- merkung gemeint: W'enn der Wein schädlich 
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wäre, dann wäre unser Kollege Horr schon 
längst tot. - Ich möchte das nicht bestreiten. 
(Heiterkeit.) Lassen Sie mich bitbe das ,  was 
ich sagen will, zu Ende \Sprechen. Vielleicht 
lachen Sie dann nicht mehr so laut. Aber Ihr 
Mandatslstand . . . (Abg. G r a f: Es war gar 
nicht bösartig gemeintl) Ich weiß, Kollege 
Graf, S.ie sind sicher ein sehr toleranter 
Mensch. (Abg. S k r i t e k: Ach nein, das kann 
man nicht sagen!) Ich darf noch einmal wieder­
holen: Sie haben gemeint, unser Kollege Horr 
wäre schon längst tot, wenn der Wein schäd­
lich wäre. - Ihr Mandatsstand würde auch 
nicht mehr 80 betragen, würde das, Kollege 
Graf, zutreffen. (Heiterkeit und Beifall bei der 
SPO. - Abg. G r a  f: Sie haben den Humor 
verloren!) Ich habe überhaupt nicht den Humor 
verloren. Kollege Graf, ich vevsichere Ihnen: 
Auf Grund des erzielten Wahlresultates und 
auf Grund d es derzeitigen MandatJSistandes 
hält der Humor bei mir sicher wieder vier 
lahne lang an. (Abg. G r a f: Ich dehne aus: 
Wenn Whisky tödlich wäre, dann wäre ich 
auch nicht mehr da! - Heiterkeit.) Ich könnte 
Ihre Mandatszahl j etzt w:ieder reduzieren, 
würde ich dieses Getränk auch in die Argu­
mentation miteinbeziehen. 

Ich darf nun zu den Ausführungen des 
Herrn Dr. Schleinzer kommen. Herr Doktor 
Schleinzer hat in seinen Bemerkungen vor 
allem die 14.000 Worte sehr oft zitiert. Er hat 
dies in ,seinem Diskussionsbeitrag zum Teil 
verbindlich, dann wieder fragend, zum Teil 
unw1ssend vorgetragen, stellenwe-i:S!e hat er 
sogar eine gewisse Härte produzdert. Er hat 
auch auf die Funktion de·s Parlaments hinge­
wiesen. Er meinte, seitens der Reg.ierung 
müsse die Bereitwilligkeit zur Kontrolle gege­
ben sein. Dann hat er unter anderem gesagt, 
es gebe für diese Bundesregierung keine Aus­
reden mehr. 

Er melinte, von Iseinem Standpunkt und von 
Ihrem Standpunkt aus, meine Damen und 
Herren von der Osterre.ichischen Volkspartei, 
beinhalte diese Regierungserklärung eigent­
!!ich drei wesentliche Aussagen: Zum Teil be­
schönigt ,sie, zu einem anderen Teil lenkt !s1e 
von großen Problemen ab, und drittens ver­
tuscht -sie. 

Ich darf sagen, daß ich noch nicht zusammen­
gezählt habe, w,ie viele Worte Herr Doktor 
Schleinzer in seiner Aussage verwendet hat. 
Ich möchte doch konkret sagen : Er hat uns 
nicht gesagt, wile in diesem oder jenem Punkt 
die Aus1sage seiner VOflStellung nach gewesen 
sein müßte. 

Meine Damen und Herren von der Oster­
reichdlSchen VolkJspartei! Sie vergessen schon 
wieder zu !Schnell : Sie haben doch j ahrelang 

,in diesem Staate die Hauptverantwortung ge­
tragen. Sie haben von 1 966 bis 1 970 die Allein­
verantwortung getragen und tun heute 50, 
meine Damen und Herren von der Oster­
reichischen VolkJspartei, als wären wir nicht 
in die Lage versetzt, die Fehlleistungen, die 
Sie in diesem Zeitabschnitt produzJiert hahen, 
zu reparieren. 

Herr Dr. Schleinzer stellte sich her und 
sprach über das Bundesheer, er sprach über 
die mangelnde Funktionsfähigkeit des Bun­
desheeres, über den chaoUschen Zustand, der 
sein'er Ansicht nach ,in diJesem Bundesheer 
herfiSche. Er hat aber vergessen - er dürfte 
auch mit der Reparatur seines Schiffes be­
schäftigt sein -, daß er lange genug Verteidi­
gungsminister war. Er hätte unter seiner 
Regierung·sze"it manches von dem erledigen 
können, was er heute in wenigen Tagen von 
einer soziaHstirschen Alleinregierung verlangt 
und begehrt. (Beifall bei der SPO. - Abg. 
Dr. P r  a d e  r: Ihr habt alles kaputt gemacht! 
Das braucht ihr nicht mehr reparieren!) 

Meine Damen und Herren l Es wäre natürlich 
verlockend, auch noch von der Regierunglszeit 
des Herrn Abgeordneten Dr. Prader zu reden. 
(Abg. Dr. P r  a d e  r: Bitte!) Es wäre durchaus 
nicht uninteressant, aufzuzeigen, was da 
passiert i'st. Doch die Offentlichkeit hat erlebt, 
was in diesem Hause an Unzulänglichkieiten 
auf diesem Gebiete aufgezeigt wurde. Es er­
scheint mir durchaUIS nicht notwendig, mich 
jetzt mit diesen Problemen im Zusammenhang 
mit der Per-son des Herrn Abgeordneten Dok­
tor Prader auseinanderzusetZ\en. Wir werden 
ja noch oft genug Gelegenheit dazu haben. 
(Abg. Dr. P r  a d e  r: Ich habe schon sehr ge­
fürchtet, daß ich heute nicht genannt werde!) 
Ich darf Ihnen versprechen, daß ich dielse 
Absicht nicht hatte i ich habe sie auch nicht 
für die Zukunft. Warum soll ich Sie, Herr 
Dr. Prader, nicht nennen? Es ist auch für mich 
angenehm, an Zeit€'n der FehHeistungen der 
Osterreichischen Volkspartei möglichst oft zu 
erinnern, und Sie repräsentierten sie in einem 
erheblichen Ausmaß. (Abg. Dr. P r  a d e  r: Dar­
über werden wir noch reden!) 

Ich .komme nun zu ieinem ProMem, dias ich 
auch als Gewerkschaftsfunk1!ionär behandeln 
will ,  zu einem Problem, das Zehntausende 
und Hunderttausende österre.ichilsche Arbeit­
nehmer und darüber hinaus die gesamte öster­
reichische OffienUichkeit .interessiert. Ich meine 
damit die Fragen der PI'e�sentwicklung, d1e 
Fragen d er Preisstabilität, die Fragen des 
Geldwertes, -ich meine damit ein Problem, das, 
wie ich bereits betont habe, für die gesamte 
ösrerreidüsche Offentbichkeit von größter Be­
deutung und Wichtigkeit ist. 

8 

3. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 49 von 115

www.parlament.gv.at



86 Nationalrat XIII. GP - 3. Sitzung - 10. November 1971 

Sekanina 

Die Sprecher der Osterreichi'schen VolkJs­
partei haben uns lim Zusammenhang mit der 
letzten Regierungserklärung, aber auch im 
Zusammenhang mit der Regjerung,serklärung 
vom April 1970 und in den folgenden Monaten 
immer w1eder vorgehalten, daß wir auf dem 
Sektor der Preisentwicklung Isehr wenig tun 
und daß es an der Zeit wäre - der Antrag 
des Her,rn Abgeordneten 1Dr. Kohlmctuer IsoLIrne 
das auch wieder ausdrücken -, Maßnahmen 
zu setzen. 

Sie,  meine Damen und Herren, vor allem 
aber die Abgeordneten des Wlirtschaftsbundes, 
werden ja in relativ kurrer Zeit bewe,usen 
können, wie Sie es meinen. 

Da,s Sptel, da's Sie, Herr Dr. Muss.il,  von 
diesem Platz aus betrieben haben, wird sich 
aufhören. Sie haben sich als Generalsekretär 
der BundJeskammer der gewerblichen Wlirt­
'schaft von di'esem Platze aus an die Offent­
Lichkeit gewandt und g'esagt : Seht her, was 
das für eine Regierung ist, was das für eine 
Partei ist, die die Regierung unterstützt! Nichts 
machen ;gie gegen die Preisentwlicklung! Es 
geschieht überhaupt nichts ! Es wird immer 
katastrophaler, le:s wird immer ärger! - Das 
erklärten Sie. (Abg. K e r n: Jetzt machen S i e  
schon etwas!) Kollege Kern! Ich möchte Ihnen 
empfehlen, sich nicht schon am Begi'l1D der 
Legislaturperjode in diesem Maße aufzuregen. 
Sie müssen ja noch vier J.ahre durchstehen, 
und das ist eiIlJe lange Z'eit für eine soz:iaUst.:i­
sche R'egierung. (Zustimmung bei der SPO.) 

Herr Dr. MUBsil l Ich darf Sie noch einmal 
zitieren. S\i.e haben erklärt, es geschehe nichts 
gegen die Prelisentwicklung. Aber dann, wenn 
es darum gegangen ist, entsprechende Maß­
nahmen zu ,getzen und vor aHem Q1esetzliche 
M·aßnahmen in die Wege zu leiten, um damit 
den Versuch zu unternehmen, zu einem gewis­
sen Teil auf die Preisentwicklung Einfluß zu 
nehmen, haben gerade Sje von diesem Redner­
pult aus, aber auch in öffentHchien Versamm­
lungen limmer wieder erklärt : Das ist nicht 
möglich !  Das ist mit einer freien Wirtschaft 
nicht vereinbar, das i·st diktatorisch, das ist 
OstpoUtik, und ähnldche Di,nge mehr. - He'l'lI' 
Dr. Mussil !  Sie werden ja in relativ kurzer 
Zeit bewei,sen können, wie Sie :sich eine 
Lösung di€lSer Probleme vorstellen. 

Im übrigen darf ich Ihnen Isagen: Wir wer­
den bald wieder Gelegenheit haben, auf einer 
anderen Ebene Verhandlungen zu führen. Ich 
werde mich an Ihre Argumente im Zusammen­
hang mit der Prelisentwiddung gerne erinIlJern. 
Da werden Sie und Ihre Unternehmer eine 
Fneude hahen, .w-eJnn Si'e ,aLl das bezahlen 
müssen, was Sie aufg'ezeigt haben. ( Abg. 
G r a f: Ist das eine DlOhung, Herr Sekanina?) 

Nein, eine Feststellung I Warum sollte ich 
drohen? Bei dilese,r Mehrheit !bI1Cl1umt man nicht 
zu drohen ; slie ist gegeben. Da brauchen Sie 
sich, Herr Abgeordneter Graf, überhaupt nicht 
den Kopf zu zerbrechen. 

Ich wollte in diles'em ZUISammenhang beson­
ders die Preispolitik erwähnen. Ich habe nicht 
die Aufgabe, hier ,im Namen des sozialisti­
schen Abg,eordnetenklubs eine grundsätzliche 
Stellungnahme abzug'eben. Aber aLs Abg·eord­
neter und auch als Funktionär der Interessen­
vertretung der Arbeitnehmer erlaube ich mir, 
meine Damen und Herren, zu dem Initiativan­
trag des Herrn Dr. Kohlmaier Stellung zu 
beziehen. (Abg. Dr. M U :3  s i  1: Entschließungs­
antrag!) Entschließungsantrag. Ich dank!e Ihnen 
herzlkhst für die Korrektur, 'ich bin sehr froh, 
daß Sie mir so aufmerkisam folgen, Herr Dok­
tor Mussil . (Heiterkeit bei der Spo. - Zwi­
schenruf bei der avp.) Diesen Zwisch·enruf 
habe ich nicht verstanden, ich hätte gerne 
darauf geantwortet. 

Aber darf ich zu diesem Entschbießungs­
antrag etwas sagen? Herr Dr. Kohlmaier hat 
formuLiert, mit Richtungsblick auf die Reihen 
der sozialistischen Abgeordneten: Die soziali­
stischen Spitzenfunkhlonäre der Gewerkschaf­
ten werden die heUste Freude mit dies·em Ent­
schlließungsantrag haben. - Herr Dr. Kohl­
maier ist wirklich nicht über das Verantwor­
tungsbewußtsein sozialistischer Spitz'enfunk­
tionäre der Gewerkschaften iinformi'ert, sonst 
könnte er nicht zu solchen Aussagen kommen. 
(Abg. H a  h n: Das hat doch der Gewerk­
schaftsbundpräsident gesagt! - Abg. K e r n : 
Das hat der Benya gesagtl) 

Ich darf a1s Abgeord'narer 'ZIU maslern Pro­
blem meine Me1inung äußern, und es bleibt 
Ihnen überlassen, ob Sie das zur Kenntnis 
nehmen oder nicht, da's ist ja nicht mehr meine 
Angelegenheit. Und bitte nicht zu zitieren, was 
ein anderer gesagt hat oder was eventuell 
illg1etnldwo formuliert WlUJnde. Ich Ibin bei ,Ihren 
FormulieflU.[lJg,en Isow,i.e ibei ,Ehl1en Propnezedun­
gen VOItsichtig. Das 'stimmt nämlich nie, was 
Sie hier prophezeien oder formulieren, meine 
Damen und Herren der Osterreichischen Vol:ks­
p.arte:i. Ich aLs Abgeordneter rede hi'er für 
meinen Wahlkreis, und ich rede mich nicht 
auf jemand ·anderen aus. Ich habe hier eine 
Meinung, und die vertrete ich. Ich weiß nicht, 
ob dClts bei Ihnen so list - da's kann ich nicht 
beurteilten -, für melinen Teil kann ich es 
j edoch sagen. Wir werden noch Gelegenheit 
haben, uns hier rhetorisch auseinanderzu­
setzen. Ich hoffe nur, daß Sie dann so klar 
und deutlich Ihre Aussagen tätigen. Ich weiß 
nicht, ob Sie ber,echtigt sind, diese Aussagen 
dann zu machen, aber ich für meine Pel'son 
möchte zu diesem Problem Stellung beziehen. 
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Sekanina 

Wir haben in diesem Staat eine Finanz- ordnete Peter hat unter anderem in der Anein­
situation übernommen, die Si'e produziert anderre.ihung von Punkten, die er hier vorge­
haben. Sie hatten mehr aLs zwei Jahrzehnte tragen hat, vom Leistungslohn gesprochen, 
den Finanzminister in der Regierung gestellt, von konkurrenzfähiger Wirtschaft, von Gleich­
und Sie haben mehr als zwei Jahrzehnte auch stellung der VlerstaaUichten Industrie und vom 
die volle Verantwortung dafür getra'gJen. Ich gleichen Arbeitsrecht. W'enn ich das so zitiere, 
weiß schon, daß Sie das nicht hören wollen, Herr Abgeordneter Peter, und wenn ich das 
aber es trifft zu. (Abg. Dr. H a i  d e r: Sie so beurteile, w.ie das von Ihnen hier gesagt 
haben das 20 Jahre mitbeschlossen!) Herr wurde, kann ich mir vorIStellen, daß eiS bei 
Dr. Haider, auch Sie darf ,ich bitten, Isic:h diese diesem Prob�em gar nicht 'so weltweite Dif­
AusISage anzuhören, damit Sie wLssen, welchen fenenzen gibt. 
W,eg Wlir gehen wollen. 

Wir haben von Ihnen eine finanzielle 
Situation übernommen, die wir !im Laufe der 
Tätigkeitsperiode ,in Ordnung werden bringen 
müssen. (Abg. 0 f e n b ö c k: Das ist die große 
Ausrede!) Dals .ist keine Ausrede !  Das, was 
ich j etzt sage, vertrete ich in aller Offentlich­
keit, Kollege Ofenböck.. Das vertrete ich in 
aller Offentlic:hkeit, weil w<ir uns nicht dazu 
hergeben, den österreichischen Arbeitnehmer, 
den es in erster Linie betrifft, hier mit PhralSen 
abzuspeisen. Wir werden dem österreichisc:hen 
Arbeitnehmer, aum wenn w,ir namentlic:h ab­
stimmen, bei jeder sich uns bietenden Gelegen­
heit - für meinen Bereich darf ich das sagen -
auch ganz klar und deutlich erklären, warum 
wir so und so vorgehen. (Abg. K e r n: Bis 
zur nächsten Wahl!) W!ir sind, Kollege Kern, 
durchaus einverstanden mit einer Reform Jm 
Steuerwesen, auch wir treten dafür ein, daß 
es zu einer Milderung der Progrelssion kommt, 
aber unter Beachtung der derzeitigen Möglim­
keiten im Rahmen des Budgets, das Sie j a  
für das Finanzjahr 1 912 :in wenigen Tagen 
Jn seinem Umfang und ün lSeinem Inhalt ken­
nenlernen werden! 

Ich darf aber auch auf eine Aussage des 
Herrn Abgeordneten Peter zu spremen kom­
men. (Abg. 0 f e n b ö e  k: Das war schon 
alles?) Seien Sie nicht ung'eduldig. Wenn Sie 
fragen : "Das war alles ?", wenn das für Sie 
zu wenig ist . . . (Abg. 0 f e n b  ö c k :  Wenn 
das eine Erklärung für die Ablehnung der 
Milderung der Progression war, dann war es 
sehr wenig, muß ich sagen!) Sie hätten auf­
palSsen mÜlSiSen. Sie erwarten von uns, daß 
wrir diesem Entsdlließungsantrag die Zustim­
mung geben. Im habe Ihnen erklärt, wie wir 
uns verhalten werden. Alles andere hier in 
der persönlichen Di-skussion abzuklären, 
würde dom weit den Rahmen einer Debatte 
im Hohen Hause sprengen. Ich habe Ihnen 
gesagt, welche Einstellung wir haben. Kollege 
Ofenböck., im kann mir vOI1Stellen, daß Sie 
durchaus in der Lage sind, das aLs eine Er­
klärung und die Aussage dieser Erklärung zu 
registrier,en. 

Aber im möchte nun zu einer Aussage des 
Abgeordneten Peter kommen. Der Herr Abge-

Nur eine einzige Fra,ge el'schien mir nicht 
ganz klar ausgedrückt, die uns in Zukunft 
durchaus ,interessieren würde. Sie haben von 
Gleichstellung der verstaatlic:hten Industrie 
gesproc:hen. Ist hier anzunehmen und zu mei­
nen, daß sie zur Gänze reprivaUsiert werden 
soll, oder gibt es also - 'im frage, ich 
attack,iere Sie durchaus nicht pel1sönlic:h - . . .  
(Abg. P e t  e r: Führung nach gleichen wirt­
schaitlichen Grundsätzen!) Ich darf Ihnen 
sagen : Der verstaatlimten Industnie hat man 
j ahrelang dies'e Möglimkeit genommen; da­
mals war die Mehrheitsfraktion der Oster­
reic:hisc:hen Volkspartei maßgebHch daran be­
teiligt. (Abg. Dr. M u s  s i 1: Sie haben die 
Verstaatlichte in ein Getto hineingeführtl) 
Herr Dr. Mussil l Sie waren maßgebend betei­
ligt, daß sim di'e verstaatlichte IndUiStrre 
jahrelang nicht !in die FinaUindustri-e aus­
dehnen konnte, ein Grund mehr, warum sie 
mibuntJer in Isolcbe Schwri!e:l'ig'keriten gekommen 
ist. 

Aber nun, meine Damen und Herren, zum 
Letzten PlUnkt. In ZusammenhJa.ng film ldelr 
RJegi,el1UngserklärunJg WlUnde Ia.uch lein BeI1eich 
,der S ozialVlersicherung rerwähnrt, VOlIl dem ich 
me.iJne, Idaß ,er von ,außeroroent1icher W,ichtlitg­
keit für nehn- Il1nd Huneller.ttlaflllSienelle Ost'erlie:i­
cbel'innen :und Ostermeli.c:her ]st, das ,iJS!t Idie 

5'oziJale Kmnk'env,eIlsichlerung. Es wäre ,verlok­
kiend, hier im Detail die IEnt'W1iddflllTIJglstJenden­
Zlen, diJe v,eI1gangenen SNJuationen, vor allem 
diJe finanzileUen V:erhältniJsse dteses Bereimes 
der So.zJiralvers1merunJg laufzru�eLgen. Ich möc:hte 
aber den Debatten und Diskuss:ionen im Rah­
men d'er Budgetdebatte nicht vorgreifen. Wir 
wer,ellen zu diesem Zeitpunkt Gelegenheit 
haben, uns auc:h mit den Detailfragen in 
diesem Bereiche lim konkreten zu besmäftigen. 

Ic:h habe persönlich im Zusammenhang mit 
der notwendigen Reform der österreichischen 
Krankenversicherung, ich meine die soziale 
KI1arnloonV!ens.icherung, lam Gew:erkschaUsba.g 
meiner Organisation - das heißt der Gewerk­
schaft der Metall- und Bergarbeiter - konkret 
meine Auffassung kundgetan, und ic:h möchte 
nicht versäumt haben, das auch heute als 
einen konkreten Beitrag im Zusammenhang 
mit der Regierungserklärung auszusprechen. 
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Sekanina 

Es kann kein Zweifel darüber bestehen, meine 
Damen und Herren, daß die finanziellen An­
forderungen, die an diesen Versicherungs­
träger oder an diesen Versicherungszweig ge­
stellt werden, enorm sind. 

Im Jlalhne 1 960 betrug,e!Il die Ausgruben m 
der gesamten österreichischen Sozialversiche­
rung rund 1 3,4 Milliarden Schilling, und sie 
erhöhiben sich bis �um Jlahre 1 970 lauf I"UJIlJd 
44 Milliarden Schilling. Aus diesen Größen­
ordnungen sehen Sie auch die enormen Ent­
wicklungen, die im Bereiche der Sozialver­
sicherung im allgemeinen und der Kranken­
versicherung im besonderen aufgetreten sind. 

- Iltatür;l�ch iJ1Jeben den F,f.CIJgen der Wiirtscruafts­
poHtjlk und der 'a!ndel18n BellaJIllg,e , tdJi,e ISO detUt­
lieh in dieser Regierungserklärung ausge­
sprochen wurden -, zu kümmern. 

Ich habe hier als sozialistischer Abgeord­
neter vor allem zu den Meinungsäußerungen 
der Redner der asterreichischen Volkspartei 
Stellung bezog.en. Ich ha'be mich aber ldurch­
aus auch bemüht, den Standpunkt der Soziali­
stischen Partei in dieser oder j ener Frage 
deutlich klarzustellen. 

Ich darf noch einmal wiede.rho�en : Wiir hahen 
auch - von meiner Warte aus beurteilt, und 
das wird sicherlich nochmals geschehen - zu 
diesem Entschließungsantrag unsere Meinung 
konkret geäußert. Wir sind nicht damit ein­
verstanden, eine Augenblickspolitik zu betrei­
ben. 

Wir haben der österreichischen Bevölkerung 
während des Wahlkampfes - oder der Wahl­
werbung - auf Grund unserer Programme 
unsere Ansichten kundgetan. Wir haben ihr 
klar gesagt, welche Vorstellungen wir haben. 
Wi.r hruben ,um kiLaiie Vlerhärltnilsse tgebetJen. 
Wir haben diese klaren Verhältnisse von der 
österreichischen Wählerschaft erhalten. Wir 
werden entsprechend diesem Auftrag in dieser 
Legislaturperiode unsere Arbeit im Interesse 
der österreichischen Bevölkerung durchführen. 
(Beifall bei der SPO.) 

Ich bin der Auffassung, wir müssen den 
Mut haben, in jenen Bereichen der Sozial­
versicherung zu möglichst baldigen Reformen 
zu kommen, wo es im Interesse der Tätigkeit 
dieser Versicherungsträger erforderlich ist. Ich 
bin der Auffassung, daß wir in den verschie­
densten Bereichen - und die Enquete über 
die soziale Krankenversicherung hat es be­
wiesen -, daß wir in den verschiedensten 
Zweigen dieser Versicherungsträger diese 
Reformen möglichst bald in Angriff nehmen 
müssen. Ich erwarte von dieser Bundesregie­
rung, daß wir gerade j etzt auf Grund dieser 
politischen Möglichkeiten und Verhältnisse 
eine zielführende, möglichst rasche und für 
die Zukunft auch erfolgreiche Reform der 
sozialen Krankenversicherung anstreben. 

Präsident Probst : Der nächste Redner ist 
Ich kann heute nicht im Detail über diese der Herr Abgeordnete Melter. Er hat das 

o der j ene Fragen in diesem Bereiche reden, Wort. 

aber ich möchte doch im Interesse der öster-
reichischen Arbeitnehmer und der davon be­
troffenen Bevölkerungskreise überhaupt 
sagen, daß es sinnvoll, zweckmäßig und not­
wendig sein wird, gerade in diesem Bereiche, 
wlile :ich heI1edts betont habe,  ZlU mögllichst 
baldigen Ergebnissen zu kommen. Das wird 
in der Offenblichkietit :ZJU DilSkussionen führen. 
Ich habe das schon im Rahmen des Wahl­
kampfes bemerkt. 

Eine Aussage in diesem Bereich führt gleich 
zu erheblichen Verdächtigungen in bezug auf 
das, was man meint. Wenn man das Wort 
"Selbstbehalt" in den Mund nimmt, ist man 
nicht gefeit, in Grund und Boden verdammt zu 
Wierden. W'eilill man lauf der ,allllder,en Seilte 
sagt, daß die soziale Krankenversicherung nun 
auch ihre Lasten, die sie zu tragen hat, mög­
lichst gleichmäßig verteilen muß, dann ist man 
auch nicht davor gefeit, einer heftigen 
Attacke ausgesetzt zu sein. Ich glaube aber 
im Interesse der sozialen Sicherheit sagen 
zu dürfen : Es ist eine der konkreten Aussagen 
dieser Regierungserklärung, daß es für uns 
zweckmäßig sein wird, sich gerade um dieses 
Problem, das so gravierenden Charakter hat 

Abg,eoI1dJneter MeIter (FPO) : Herr Präsident! 
Sehr .g:eehrtJe Damen \Und Herren! W'etI1n maIIl 
die Regierungserklärung überprüft, so kommt 
man zum Ergebnis, daß sich der Herr Bunde

'
s­

kanzler wohl sehr um die Formulierung be­
müht hat. Man ist aber überrascht, wenn man 
zwischen der Reg.ierungserklärung 1 970 und 
jener aus dem Jahre 1 97 1  Vergleiche anstellt. 

Ist das vielleicht dar-auf zurückzuführen, daß 
für die Regierungserklärung - j edenfalls nach 
den Worten des Herrn Bundeskanzlers -
seinerzeit 1 400 Sachverständige zur Verfügung 
gle,stalllJden haben und daß iClI1ese ,CIJUetlltCliUs im 
Laufe der Strapazen verlorengegangen sind, 
sodaß man j etzt zu dem Ergebnis gelangte, 
daß eine Bundesregierung, die 18 Monate im 
Amt war, nicht befähigt ist, eine neue Regie­
IlUtngSierkläpung zustande ZlU ihrilIlJ9lenr .in IGer Site 
konkret ihre Ziele darlegt und in der sie 
ausführt, wi,e di'ese Zile1e IZU ,enre.ichen lSilllld1 

Die Bundesregierung und der Herr Bundes­
kanzler haben hier versäumt, ihre Erfahrun­
gen aus den vergangenen 18 Monaten zu ver­
werten. Sie - die Damen und Herren der 
Regierung - haben es unterlassen, zu sagen, 
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MeIler 
welche Ziele Sie genau anstreben, in welchen 
Zeitabschnitten, mit welchen Mitteln und auf 
welchen Wegen. 

Das ist aber etwas sehr Wesentliches. Und 
erst dann haben eine Opposition und auch 
die Bevölkerung die Möglichkeit, zu beur­
teilen, ob diese Ziele angemessen und aus­
reichend sind und ob die Wege, die beschritten 
werden sollen, tatsächlich als zielführend be­
zeichnet werden können. 

Wir Freiheitlichen dürfen darauf hinweisen, 
daß wir der Regierung Kreisky I sehr viele 
Möglichkeiten eröffnet haben, insbesondere im 
Bereiche der sozialpolitischen Entwicklung. 
Wir haben sehr maßgeblich daran mitgewirkt, 
daß diese Entwicklung vernünftig vonstatten 
gegangen ist. Wir haben damit erreicht, daß 
sehr vieles im Interesse großer Bevölkerungs­
teil�e V1erw.irk�icht und ,sdcheI1gle5tellt lW1erdJen 
konnte. 

Es wurde erklärt, daß die Regierung 
Kreisky II die soziale Sicherheit in den 
Vordergrund stelle und daß es erste Aufgabe 
dieser neuen Regierung wäre, die Armut zu 
beseitigen. Es wurde dabei nicht gesagt, was 
Armut ist, sondern es wurde nur darauf hin­
gew.i,es,en, dlaß es ein Ilellativ,e,r Beg,riff wäre. 
Herr Kreisky sagt nicht, wann er annimmt, 
daß wenigstens die finanzielle, die wirtschaft­
liche Armut überwunden wäre.  Und auch der 
Herr Vizekanzler, von dem man durchaus 
nicht sagen kann, daß er in seinen Äußerungen 
bescheiden und zurückhaltend wäre, hat es 
nicht vermocht, für diese Regierungserklärung 
Beiträge zu liefern, die einem sachlichen Beur­
teiler etwa die Möglichkeit eröffnen würden, 
zu einem Ergebnis zu gelangen. 

Man hat mit vielen Worten schöne Um­
schreibungen gefunden, ohne klar und deut­
lidl und vor allen Dingen erkennbar zu wer­
den und ohne die Gelegenheit zu geben, etwa 
einer Regierung Kreisky II sagen zu können, 
das und das steht konkret in der Regierungs­
erklärung, und sie hat es nicht erfüllen können. 

Herr Vizekanzler!  Wo sehen Sie die Wohl­
f,ahnt für 'aJHe? Wile woUen Sie dime Wohlfahrt 
für alle verwirklichen'? 

Nun wird etwa aufgezählt, daß die 
360.000 Ausgleichsz-ulagenempfänger in den 
Pensionsversicherungen, die 60.000 Krieger­
witwen, die eine Zusatzrente beziep.en, und 
die 29.000, die Dauerbefürsorgte wären, als 
bedürftig anzusehen sind. Ich glaube, daß es 
außer diesen Kreisen noch ganz erhebliche 
Bevölkerungsgruppen gibt, die ebenfalls auf 
Einkommen angewiesen sind, die niedriger 
sind als die 1 528 S, die derzeit die Grenze 
für den Ausgleichszulagenansprudl darstellen. 

Nun wird in der Regierungserklärung ge­
sagt, man wolle mit schrittweisen Maßnahmen 
diese Personengruppe aus der wirtsdlaftlichen 
Not herausführen, ihre Armut beseitigen. Wie 
Igroß slind di1e Schnitte, HeIir V.izekan�1er? Wli;e 
sehen die Maßnahmen aus, die vorgesehen 
lSind'? 

Etwa ,so, wJe säle Isich ill1 Ihrem Entwurf für 
eine Novelle zum Kriegsopferversorgungs­
gesetz darstellen, daß etwa ein zu BO Prozent 
Kriegsbeschädigter in der dritten Etappe, also 
im Juli 1 974, eine Aufbesserung von ganzen 
3 S bekommen soll? Sind das Ihre schritt­
weisen Maßnahmen zur Beseitigung einer Not­
lage ? Ode,r haben Sie vielileicht doch etwlas 
mehr als 3 S ,im .AJuge? 3 S mllin man wÜ"klkh 
iln jedem Budget für laJlle NotlleiiJdemile1Il. Vle,r­
k,:r.afit<en! .A!ber ob lilmen damit 'gehoUen list, muß 
man sehr wohl bezweifeln. 

Sie sagen also nicht, welche Maßnahmen 
Ste .im Al\lJge haben uoo in welcher Zeitfolige 
Sie sie durchzuführen beabsichtigen. Vom 
Ausmaß ist gar keine Rede. Würde man etwa 
nur um den für den einzelnen relativ beschei­
denen Betrag von 100 S monatlich bei dem 
Personenkreis aufbessern, der genannt wor­
den ist, so würde das einen Mehraufwand 
von 630 Mi,UioIlJeIIl. SchiUiiIlJg im J,ahr 'ZlUr Fültge 
haben. 

Sind Sile al1so bereH, we[l)ilgs·te'IllS für tdCllS 
nächste Jahr diese 630 Millionen Schilling zu­
sätzlich im Budget einzusetzen, um die Not­
lage dieses Personenkreises in dem beschei­
denen Ausmaß zu mildern, oder sind Sie nicht 
beIieit? DClIs wäre ,sehr ilnteretSSaJIlt. Ich gliarube, 
daß Sie kurz vor der Bekanntgabe des Budgets, 
das ja schon im Parlament liegt, als Bundes­
regierung denn doch die Möglichkeit gehabt 
hätten, hier sehr konkret darzustellen, w as Sie 
echt zu tun beabsidltigen. 

Sie schreiben auch, daß Sie im Bereidl d!'!r 
Sozialversicherung die Auffassung vertreten, 
es müsse Vorsorge getroffen werden, daß die­
jenigen, die sich in der Sozialversicherung be­
treuen lassen wollen, einen angemessenen 
Ersatz für verlorengegangenes Arbeitseinkom­
men erhalten sollen. Sie sagen dann auch, 
daß einerseits soziale Gesichtspunkte, anderer­
seits versicherungsredltlidle Gesichtspunkte 
zu berücksichtigen wären. "Sozial" steht bei 
Ihnen im VOI1der.g.rund l Hedßt dCliS, daß ,im 
Bereich der allgemeinen Sozialversicherung 
eine Nivellierung angestrebt wird ? Mehr ab­
ISieibs vom LeistU!IlIgooenk,en? Ahsleits lafUch von 
der Solidarität, die darauf fußt, daß unter 
gleichen Voraussetzungen, die j eder schaffen 
kann, auch etwa gleiche Leistungen zu er­
foLgen ihaben? - Hier findet IStich doch ein 
gewisser Widerspruch. 
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Melter 

Gerade auCh wieder am Beispiel Ihrer Aus­
arbeitung einer Novelle zum Kriegsopferver­
sOI1gIUngSigesetz muß man ,e1lw:a ftelsllste,Hen, 
daß Si,e bei Iden K11i'egerwdrt:wen iahsolut lIlicht 
daran denken, einen Ersatz für verlorengegan­
genes Arbeitseinkommen des gefallenen Ehe­
gatten vorzusehen. Denn für die Grundrenten­
verbesserung haben Sie nichts übrig. Dort fehlt 
dieses "Vielleicht-Prinzip" .  Es ist nicht unter­
strichen, nicht herausgestellt. Man kann also 
nicht klar beurteilen, was der Herr Bundes­
kanzler und Sie als sein Souffleur in diesen 
Fragen sich etwa vorstellen. 

Sie haben auch nicht genannt etwa die 
Heimkehrer, die auch Ersatzansprüche geltend 
machen können für verlorengegangenes Ein­
kommen, die auch im Rahmen internationaler 
VierpßichtU!Ili9'en ßte,rücklSlichtiJgulllJg finden müs­
sen. Aber davon kein Wort. Das Thema ist 
offensiChtlich für Sie abgeschrieben. Die Lei­
stungen der Kriegsgefangenen sind absolut 
nicht dier RJede 'WJe,rt, für 'e'me :soZliJaliJsUscble 
MehI1he,MJsI1eg:i,eruIlIg IgenaUiso WIEHlIirg 'Wiire fürr die 
frühere Minderheitsregierung. 

Sie sagen, es ist ein Gesamtkonzept für 
alle Zweige der Sozialversicherung möglich. 
HeI1r V;iZlek!arnzl!er !  WieIllIl Sire idiles vOir ,eJilJlJerirn­
halb Jahren gesagt hätten, im April 1 970, 
so wäre das ohne Beanstandung durchgegan­
gen. Aber Sie haben jetzt eineinhalb Jahre 
Zeit gehabt in Ihrer Position als Vizekanzler 
und Sozialminister. Man sollte denken, in 
diesen eineinhalb Jahren hätten Sie genügend 
Zeit gehabt, dieses Konzept auszuarbeiten und 
im Rahmen der Regierungserklärung als Ihre 
AhSlicht;en ,auf den TtiJsch 'zu :legen. (Beifall 
bei der FPO.) Wia,IlUffi, HEHlr V'iZlekianZiler, sind 
Sie plötzlich so zurückhaltend, schüchtern und 
bescheiden, etwas, was Ihrer Natur an und 
für Isich w.idensprlicht? 

Ich wÜllde diie Auff,aSlsllng haJbeu, gerade 
jetzt, wo Sie die Mehrheit haben, können Sie 
olme RÜcIDs,ichtThaihme 'etw,a lauf dile a,ruderern 
Fraktionen sagen, wie Sie sich eine Neu­
regelung vorstellen. Aber Sie haben ver­
schwiegen, welche Absichten Sie haben. 

Sie haben auch verschwiegen, daß Sie ein 
Konzept haben. Bedeutet das Verschweigen, 
daß SiJe kJein Kon:rept blabeill? Moa,n müßte IeS 

fast annehmen, denn wenn diese Annahme 
nicht gerechtfertigt wäre, dann wäre die An­
nahme gerechtfertigt, daß Sie das Parlament, 
die Volksvertretung, in die Irre führen wollen 
und daß Sie damit auCh im Widerspruch zur 
Erklärung des Herrn Bundeskanzlers stehen, 
der da sagt, er wolle mit allen Fraktionen 
im Hause diskutieren. 

Diskiulbieren k!aiIllIl IIlJaJIl laber nur übler Tat­
SlaChen, nicht rahe,r übelr Ideen, die ve,rschwom-

men ldarrg,e1egt w,eI1den, ohne kon�rrebe Dar­
s,tJe1Iu.ng der ProiMematik rund lihner LÖStUJDJg,s­
mägJ:ichkJei ten. 

Wir fragen uns, warum diese Regierungs­
eI1klällUlIlig so wenig -beilllhaltet be:züglich der 
Arbeitnehmer. Es wird hier wohl allgemein 
von einer Angleichung des Arbeitsrechtes ge­
sprochen. Sie sagen aber nidlt, welche An­
gleichungen vorgenommen werden sollen. 
Kennen Sie keine Probleme in diesem Zu­
sammenhang oder wollen Sie sie wiederum 
nicht iSta/gen? Ger,ade tdJiie Arbeiter wärten doch 
daran interessiert zu hören, was diese Mehr­
heitsregierung der Sozialistisdlen Partei in 
diesem Bereich zu unternehmen gedenkt, um 
ihre alten Versprechungen einzulösen. Tun Sie 
letWla/s, WlaIllll, IWaS und !in welcher Fomn? 

Gerade hier haben Sie die Möglichkeit, 
dafür Vorsorge zu treffen, daß nicht in abseh­
barer Zeit die heute im Erwerbsleben Stehen­
den wieder als arme Leute bezeidlnet werden 
müssen, weil die Voraussetzungen nicht 
geschaffen wurden, während der Erwerbs­
tätigkeit so viel Einkommen zu erzielen, daß 
es möglich ist, gesunde wirtsdlaftliche Ver­
hältnisse für jeden Staatsbürger zu schaffen, 
daß es möglich ist, Einkommen und Vermögen 
zu bilden und darüber selbst zu verfügen. 

Sie sagen nicht, was Sie sich als Mindest­
einkommen vorstellen. Was ist ein Mindest­
einkommen für rdi'e geoombe Bevölk'eIiung? Wlie 
woLLen SiJe !dJa/s simersrtJeUen? Denk/en Sie 
daran, daß jedem österreichischen Staats­
büger ohne Rücksicht darauf, ob er erwerbs­
tätig war oder nicht, dieses Mindesteinkom­
men von Staats wegen zu sichern ist, eine 
oSQgre<DJarmtre Volksperusäon für ,aU,e? WoH'en Sie 
das einführen und haben Sie in diesem Zu­
sammenhang etwa die Idee, nachdem man 
die Ausgleichszulagen geschaffen hat, dafür 
eine einzige Anstalt einzurichten, die darüber 
zu befinden hat und die auch auszuzahlen hat 
und zu sagen, daß dort, wo diese Mindest­
einkommensgrenze überschritten wird, Pen­
sionen bezahlt werden und daß das andere 
nur Ausgleichszulagen oder im wesentlichen 
ArutStg,1eichSizullagen siiJ1Jd? Es wäI1e sehr ,mber­
essant für die Volksvertretung, diese Vor­
stellungen kennenzulernen, denn nur dann 
kann man dazu Stellung nehmen und sagen, 
ob man das für eine zielführende Lösung hält 
oder ob man andere Zielsetzungen zu ver­
folgen hat. 

Sie führen keinerlei Abgrenzung durch, was 
soziale Leistung und was Versicherungs­
leistung ist. Hier den Grenzbetrag kennen­
zulernen, wäre auch wieder sehr wissenswert, 
,damit man sich danach rausrichten lmnn. 

Sie sagen wohl, Sie streben ein einheitliches 
Pensionsrecht an. Steht damit im Zusammen-
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hJa-Il1g .dli'e ZruJsammell!lJe'9'Uing Id!e,r �€lns.ions­
versicherungsanstalten etwa aus Ersparnis­
um.d Vlel1ein�achUllJglsgrüJllldeoll? Dills mÜiSSieTI Sie 
ausführen. Dafür sollten Sie konkrete Maß­
nahmen vorschlagen. Das sollte senon in der 
Regierungserklärung drinnen stehen, damit 
man weiß, was diese Regierung will. 

Es findet sidl keine Bemerkung etwa über 
die ' Ruhensbestimmungen, ihren Aus- oder 
Abbau. Sie sdlwiegen sidl aus, obwohl dies 
in den vergangenen Jahren immer ein Streit­
thema gewesen ist, ein Streitthema, das in 
erster Linie von uns Freiheitlichen immer 
wieder aufgegriffen worden ist und bei dem 
wir nadl vielen Mühen erreicht haben, daß 
uns 'schließ,llich audl Idile OVP -auf di'€lsem 
Wege gefolgt ist. Es ist neu auch bei der 
OVP, daß sie erkannt haben nach unseren 
Darlegungen, daß die Ruhensbestimmungen 
leistungshemmend sind, daß man aber im 
Gegenteil in einer modernen Wirtschaft Lei­
stungsanreize geben muß, um Mehrleistungen 
zu erzielen und um bessere Verhältnisse her­
beizuführen. 

Es tst lauch eine Autig,abe di'€lSle.r BundeSTag,te­
rung, durch derartige Leistungsanreize unter 
anderem auch älteren Menschen die Gelegen­
heit zu geben, ihr Leben durch Aufgaben nadl 
der Pensionierung zu erfüllen, indem man 
ilhJnen nicht Idurdl StI1afen 'weitere Leistungen 
vergällt. 

Kein Wort findet sich in dieser Regierungs­
erklärung über die Vermögensbildung und 
über die Schaffung von Privateigentum. Ich 
glaube, gerade dieses Thema ist insbesondere 
für die Arbeitnehmer von größter Bedeutung. 
Hier sagen Sie nichts, wie Sie diese Ver­
mögensbildung zu fördern beabsichtigen. Im 
Gegenteil, man muß annehmen, daß Ihr ganzes 
Verhalten darauf hinweist, die breite Streuung 
von Vermögen durch Besserung der Einkünfte 
interessiere Sie nicht, sondern Sie wollen nur 
die besseren Einkünfte zur Steigerung Ihrer 
Staatseinnahmen und zur Steigerung von Ein­
nahmen verschiedener sonstiger Institutionen 
heranziehen, um so mehr Einfluß ausüben zu 
können. 

Sie bringen eine steuerliche Belastung, die 
unerträglich ist, die konfiskatorisch wirkt. 
Wenn man etwa weiß, daß das Lohnsteuer­
aufkommen vom August des vergangenen 
Jahres zum August des heurigen Jahres um 
beinahe 20 Prozent gestiegen ist, also weit 
über der Steigerung des Bruttosozialproduktes 
liegt, dann weiß man, wie sehr dieser Staat 
an den Preis steigerungen und an den Lohn­
und Gehaltserhöhungen profitiert. Sie tun 
nichts dagegen. 

Im Gege'ntJeil, der Herr BuIlJdesklaJnzl'er .ilst 
gerade in diesem einen Punkt konkret ge­
wesen, indem er erklärt hat, daß für 1 972 eine 
steuerlidle Entlastung nidlt in Aussicht ge­
nommen werden würde. 

Meine Damen und HerDen! GeI1ClJde JdIi,e durch 
,eine doenar.tige PoLitJik dler IRiegilerung bew.irkitJe 
Preis steigerung ist etwas, was den Armen am 
meisten auf der Haut brennt. Sie sind haupt­
verantwortlich dafür. Sie meinen wohl, allein 
durch ein Preisregelungsgesetz Vorsorge 
treffen zu können. Es ist bekannt, daß sich 
diese Vorstellung nicht verwirklichen läßt. 
Nidlt einmal die östlidlen Staaten haben es 
trotz ihrer Staatswirtsdlaft zustandegebracht, 
Auftriebstendenzen zu mildern und zu hem­
men. Sie sollten in Aussicht nehmen, markt­
wirtschaftliche Möglichkeiten zu fördern, um 
die Preisentwick.lung zu dämpfen und um 
billigere Waren anzubieten. 

Sie werden im Gegenteil durdt die in Aus­
sicht genommenen Maßnahmen sehr maßgeb­
lich dazu beitragen, daß neue Bewegung in 
die Preisentwick.lung kommt. Denken wir ins­
besondere an Ihre Absichten bezüglidl des 
Strompreises, denken wir insbesondere an die 
Erhöhung der Tarife von Bahn und Post. 

All dies sind Maßnahmen, die die Regierung 
zu verantworten hat und wo sie maßgeblich 
Einfluß nimmt auf die Preisentwick.lung. Sie 
aLs Bund 1.liI1d als Gebi€ltskörperscbJaf,ten ver­
walten ja annähernd 40 Prozent des Brutto­
nationalproduktes. Gerade in diesem sehr 
maßgeblichen Bereich sind Sie in der Preis­
entwicklung entscheidend tätig, hier trifft Sie 
auch die volle Verantwortung, die Sie nidtt 
auf die Privatwirtschaft abschieben können. 

Sie haben im vergangenen Jahr einiges zur 
Arbeitsmarktpolitik gesagt und dort einige 
Vorschläge gemadlt. Heuer wird dieses Thema . 
nicht angeschnitten. Ist es vielleicht darauf 
zurückzuführen, daß man schon im Budget 
197 1  manche Ansätze gegenüber dem Vorjahr 
erheblich gekürzt hat, sodaß man in diesem 
Bereich nicht ausreichend tätig sein kann und 
zur Kenntnis nehmen muß, daß gerade feh­
lende Maßnahmen in diesem Bereich erheb­
liche Sorgen in verschiedenen Bereichen her­
vorrufen, wo die Lage verschiedener Wirt­
man es gerne hätte und wo vor allen 
Dingen in vielen Wirtschaftsbereich.en die 
schaftsbetriebe nicht mehr so gefestigt ist, wie 
Entwick.lungsaussichten und die Chancen der 
Produktivität äußerst beschränkt sind und man 
sehr schnell daran gehen sollte, Umstellungs­
maßIlIahmen 2lU tl'effen? 

Sie sagen nicht, was Sie hier zu tun geden­
iklen. Si,e SClJg'eIl ,aJUen nichts Z'um Probl'em der 
Gastarbeiter, ein Problem, das immer größere 
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Bedeutung gewinnt hinsichtlich des Arbeits­
kräftebedarfes, des Arbeitskräfteeinsatzes, der 
angemessenen Unterbringung, der Sicherheits­
verhältnisse, der Gesundheitsverhältnisse. 
Kein Wort darüber. Sie ersparen es sich, sich 
festzulegen, um nicht gebunden zu sein. Aber 
die Offentlichkeit würde sehr gerne wissen, 
welme Wege Sie zu beschreiten beabsichtigen. 

Sie sagen auch nichts zu den Fragen der 
allgemeinen Steuerpolitik. Wollen Sie mit 
Ihren Steuern, mit Ihren progressiven Steuern 
dazu beitragen, daß die Eigentumsbildung 
immer mehr erschwert wird, daß überhaupt 
eine Änderung der Einkommensordnung ein­
tritt? WoUen Si,e ,dille VeDmögten so sbark ibe­
,llcusten, ,daß fes ,aruch für eiIlJeIl KllejfIlle[[l IUnänter­
essant wird, sich Vermögen zu erarbeiten und 
'a'llZlllllelgen? Oder wollen ,Sie vliei1Leicht doch 
im Laufe der Zeit, weil es notwendig ist, die 
Eigentumsbildung fördern, um damit den 
Leistungswillen zu stärken und damit weiters 
die Wirtsmaft anzukurbeln und jedem mehr 
Sicherheit zu vermitteln, damit er den wirt­
schaftlichen Gefährdungen des Lebens Paroli 
b1et,en kJa11l1? 

Wir Freiheitlichen haben in der vergan­
genen Periode maßgeblich dazu beigetragen, 
daß wenigstens in einem beschränkten 
Bereich eine Entlastung eingetreten ist j im 
verweise hier auf die Entsteuerung der Uber­
stundenzuschläge. Das sehen wir als ganz 
fühlbaren Erfolg an und würden es begrüßen, 
wenn diese Dämpfung der Progression auch 
für die Grundbezüge erfolgen würde. 

Welche Absichten haben Sie mit der steuer­
lichen BeLastung der Rammen? Denken Sie 
vielleicht doch dar an, daß hier für manche 
die Situation unerträglich geworden ist und 
daß trotz des Versprechens der 1 5.000 S die 
Vier,lo<x'ung, F,amHi'en 'ml Ig.ründlen, g,ar nicht 
mehr so groß ist, daß aber andererseits die 
Familien die Grundlagen des Staates und der 
Gesellschaftsordnung sind. Sie haben wohl 
eine Staatssekretärin für Familienbelange in­
stalliert. Die Frau Staatssekretär mußte vor 
dem Fernsehen erklären, daß ihr noch keine 
Mittel für die Betreuung der Familien zur 
Verfügung stehen. Sie haben sich also nur ein 
Aushängeschild zugelegt, ohne den Familien 
'echt letWicus :ml brilTIJgen. SiJe blaben Isoga,r die 
AfIIl1UIt ,in di,esem Bemich dekllar.i'ert, denn ei'Ille 
Staatssekretärin für Familienpolitik ohne Geld 
list wahrlich arm. (Beifall bei der FPO.) Sie 
haben also nur einer Iguten. Optik einen Dienst 
,ge1eÜJstet, ohne tatsächLich etwas zu tun. 

Sie s'ag,en ,sehr unV1erb indLich, ,daß idi,e Bei­
hilfen laufend ,erhöht ,'Werden müßt,en. Wli,e 

etwas fömern muß, damit Si'e überhaupt in 
diesem Bereich etwas tun. Was ist unter "lau­
fend" zu verstehen? Darunter kann sich kein 
F:amilienerhalter vorstellen, was er im Lauf,e 
der Legislaturpe:riode von dieser SPO-Re,gli'e­
rung tatsäcMich an Leistung,sv-erlbesSreI1ung,en 
zu erw,arten hat. Denn das, was :im Laufe der 
v,erg,a'lligenen zwei Jlahre g,eschehen iJst, kann 
man wohl nicht ,als Leistu11gsv,ephess:erung 
bez'eichnen, sondern nur als A'l.lIs.gI,eich für 
die Preis.steigerungen. Wenn man ·also Lau­
fende BeihiUenerhöhlmgen ,im Auge iheut, sollte 
konk,pet gi€lSlcugt wenden, WlaJS für einen Lauf 
S'ich di:es,e Bundesflegierung vorstellt. 

Djle BU11desf'€:gIi'erung hat ,auch verschwi,egen, 
wie sie etwa mit dem Vermög,en der Familien 
umzu.g,ooen be,absichUgt. W,as tut di,e BUIlJdelS­
negierrung mH .den &eserven des Familden­
la,stenausgl'eiches? Zu Zeiten d'er OVP-Alilein­
regi,erung wuIide erheh�iche K�(iig,e .darüber .g,e­
führt, daß die R'e,gierullig Idies:erS Ver:rnög,en 
nicht vlelizinse. (Abg. Herta W i n k I e r: Was 
heißt verzinsen? Ausgeräumt haben Sie es!) 
Herr Bundeskanzler I Den�en S:üe an eine V,er­
zinsung des Ve'l'llIlög,ens des Familli!enl:alsten­
ClIUsg.l,eidlerS? Sie ,sollten konkret auf dJiJe Frage 
ClIlltwOI1te!ll : V,erzinsen Si,e .das Vermögen der 
Familien im Familienlastenausgleich? Wenn 
Sie es nicht tun, dann waren Ihre Vorwürfe vor 
zwei, dnei, vier und fünf JahI1e� iIllicht iZU 
Recht ,enhoben, wle�l Si,e llJicht ehrlich war,en. 
Denn wenn Sie die,se Vorwüde ernst gemeint 
haben, müs,sen Si,e dann, w,enn Sie selbst die 
Mehrheit haben, im Sinne Ihmr seinerze)�tigen 
Vorwürfe ,eine Korrektur vornehmen. .A!ber 
rdi,e Bunidesl1egie'rung schwed,gt slich darüber 
aus. Es ist aLso sehr zweif,elhaft, OIb sie di,ese 
KmIiektur in AlIlig,I1i.ff nehmen .wind. 

Die So:zJialiJSten nehmen lauch sehr g'ern da,s 
Wort der Solidar:ität in den Mund. Im Sdnne 
der Sollidanitä:t im Bereich der Famlilien, müßte 
man :cLenkJen, wäre e,s dann auch notwendig, 
daß al1e jene, die 'aJU:S diesem F,amlilienl,asten­
,auSlg.l,eich Leist'llll1lgen 'erhalten, zu Einla,gen 
v,erpfllichtet ,w,eliden. Und wenn sich nun Bund, 

Länder und Gememen Aru.�wendiungen für 
Faunilie.nlcusben enspaI1en, IwJ.'e etwla Ibrei den 
SchUllfahrtlbeihilfien, Isollte man doch ,ClIll­
nehmen, daß laus ' di:esem Beneich zumindest 
ang'emessene Beiträge in den Famil'ienl,asten­
,aus,gI,elich geleistet wenden. 

Aber 'auch dazu sa,gt der Herr Bundes­
kanzl,er, obwohl er Vorsitz,ender des Famnien­
polihl,schen Beiliates ist, k!ein Wort. Es wird 
nur herausgenommen, ohne aUe RamiliJen 
9 Leti.chmäßi,g zru 'hIetrleu€Ill. 

schnell dlelr Lauf seiJn wird, ist di,e große I)i'e So:ma�iJsten halben immer für die FI1auen 
Fmge. Es 1st di,e Fr'ilige, ob man die,s·en · Lauf ,einig,es übrig ,ge.habt und haben auch nun 
seitens der OPPQsltionsp�rt,eien ndcht 'immeT erstmalls dlieri Fr,auen in die Btl11Jdesn�'9'ieru'11g 
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berufen. Man hätte daher annehme,n können, 
daß man auch einLg,e Worte rzu dien Frauen 
sagt. 

W,as vterlspricht di,ese Regi,erung den Frauen? 
Man sieht nichts davon in der Re:glierungs­
erklärung. (Abg. Herta W i n  k 1 e r: Seite 28 

Die Regli.:erung hatte 55.000 WohIllUng'en ver­
<sprochen und ,eLne weitoer,e Ste1geIlUJll'g von j e  
5000 pro J,ahr. DaJS wlar vo.r 1 8  Moruaten, da 
war man sehr konkr,et . Alber lin der neuen 
ltegi,erung 'ist .man Isehr zurückhaltend 'ge­
wonden, ,slehr, sehr zurückhaltend. 

und 291) MaJIl war hier vor den W,ahlen Wor.auf ist das :rurückzuführ:en? Auf 
weSielIl.tlich offiener ,als d,am:n, als man Verant- Erfahrung,en, die man rin den vergtaJIlJgeilien 
wortung zu ü:bememnen hatte ,und man n'l11l 18 Monaten gesammelt hlatte? Auf Erfahnu,n­
,als Mehrheitsr,egierung diese Versprechung'en gen, die 'etwa dal1a/Uf hJi.nauslaufen, daß man 
auch einlösen kÖ'IlIllte. WÜ vermiss,en ins- i bei den ei.ng,etl1etenen Stei.genmgen, ins­
beso.nd,ere Ausführungen etwa über Teilzeit- besonder:e bei den Baukosten e,ine Be,wält�­
r.e-gellUng,e<n, Maß.nahmen, die 'es ,auch Müttern 19ung di,eses Progrnmms nicht oder kaum 
WJeruitgISteIllS teilweise ermöglli.ch.en würden, finanzileren kann? Di,e ltegiter:ung hat jted·en­
etWtas zum Haushaltsbudget belizutr,ag,en. faUs nicht mehr erklärt, daß si<e auf Grund 

Uber die HauSIfrauen wird nichts ,gesagt, 
nicht eilnmal an eine ,allg:emeine Unfaill­
V'ersidJJerung für Fr.auen hat man '9'edamt, 
Jedenfalls hat man nichts darüber ,g:es.a:gt. Die 

Frauen ,erwarten aher .gewiSlS'e Äuß.erungen 
der RJeglierung. Nicht der V'ertl1eter drer Regie­
I1UJI1Jglspartei, Idie Rleg.i!eruiI1Jg häJt,te 'e.twlas 
darÜlber vIerlauten l,assen müssen. 

W,enn der Herr AJbgeordnete SekanJlna illiler 
·seine per,sönliche Meinung vertreten hat, so 
ist das ,sein voHes Recht, es 'ist ihm unbe­
nommen. Aber :weThll ,er Wünsche aJIllglemeldet 
hat, so i,st eis er:staunllich, daß di,ese iseilThe 
Wünsche in der R'egierungserklämmg kei'Ilie 
Ver,ankterung 'g,efunden .haben. Man muß 
daraus di,e SchlußfoLg;erung ziehen, daß sei'llle 
Wünsche von der Re,glienmg nicht erIllSt ge­
nommen wor.den ,sind und daß di,e Regier:ung 
nicht daran denkt, dli,ese Wünsche ,zu erfüllien? 

Wiir dienken :dabei auch ,an (He W,itwen­
pensionen. Die sozlila,�ilStismen Ver1IPeterirmen 
haJben sich ,sei!nerzeilt bei der EinführunJg des 
zehnpro2lenti-g'en Zuschlag,es ,sehr energ.ism 
dafür e'iIng·es,etzt, daß dJie Einkommens­
beschränkung fällt, daß sä'e IlIicht v,eIiankert 
wird. Bei der Festlegung der 60 Prozent 
WitwenpenSlion 1st die EilIlkommensg.r,enze 
gehtieben. (Zwischenruf der Abg. Herta 
W i n  k 1 e r.) Br,aru Kol1egin W,inkler, wir s'ind 
aum für die Bese�biJg:ung dieser EinlkOJllmeI1S­
besmränkung eingetreten, genauso wie bei 
,den Ruhensbestimmungen, !aber Ihne ReIg1i.'e­
rung hiat in den Vle,r,gangenen 1 8  Monaten 
diesbezüglich nichts getan, und auch in der 
Regderungserklärrung für die kommende Zeit 
wilfld. nichts daJzu gleSlaJgt. 

Nun nom 'ei,ntLges auch zum Wohnu.ngs­
prob1em. Der Herr .Bunde,ska:nzler hat darauf 
hingewies,en, daß ellltg,e.g'en den . Erwlarturngen 
das Alusmaß des :B.aruvolumens im Jahre 1 970 
erheMich ZJl1rücklg,eglailiglen li,st <untd daß dJi,e 
Grenze von 50.000 neuen Wohnungen pro Jahr 
bei weitem nächt erreicht w,enden konnte. Für 
:das J'alhr 1971  ,sind 'noch roeiillie ZahLen 'beroaunt. 

,ihr,er Zi,elvolistellun9len nun Wli,rklich joedels 
Jlahr zusätzlich 5000 Wohnungen mehr bauen 
würde. 

Der Herr Bundeskanzler hat dar.auf hin­
gewiesen, daß ,es sehr VIieie überaJlterte Woh­
nunglen gliibt. Leider hat er unterlassen, .zu 
sagen, wo sich di'ese überalterten Wohnungen 
korr�entni,eI1en. Sind nicht :etwa dor,t di,e 
meisten üheIlalteDten oder abgelebten Woh­
nungen, wo SOIzi,alisten maß,gebllich :bestim­
men, etwa dn Wiien :seit Ja·hr.zehnten, etwa lin 
lJandesha!Uptstädten wi·e Linz und G r,a'z, wo 
dJie größlten Smwilertgkeiten bestehen? W,arum 
haben Sie dort d'i,e Situation nicht ber,einigt, 
obwohl Sie dn de,r MehTheit w:a,ren, obwohl 
Sie die Möglichkeiten hatten, Vorsorge zu tref­
fen? Sollen nun auf Bundesebene auf Kosten 
jener BUilidesländer, di:e früher initiativ ,g,e­
worden IS/ind, die früher mehr Eigenleistungen 
gefordert und auch leI1br,acht halben, nun 'in 
diesen Isozia1bsUsmen Bal1lu'IlIgsgebiet,en mehr 
Bundesmittel ,eringlesetzt fW:eIiaen, .aruch auf 
Kosten joener l,eistung,sbewuß,ren Arheitnehmer 
lin den BUD!desländern, die sich bisher lUnter 
größten Opf,ern um e:i.ne Vierbesserung der 
Wohnungssituation Ibemüht haben? 

Wlir haben dem "KurLer" entnehmen 
können, und zWlar einem Artik,el des Herrn 
Wiilli Grotte, daß !in W,ten ,die -schl,echteste 
Wohnbauförderung ist, obwohl Si:e dort seit 
J·ahren für eine VierbeSiserUing eingetrleten 
Sind. Wiir f.ragen nun, fWlelch'e Bestr,ebungen 
unterstüt1Jen Si,e am meistJen? Di,e Ei,g·e.ntums­
förderung in .Arbeitnehmerhand auch auf dem 
Wohnungssektor? Oder nur den Haupteinfluß 
und den Aushau der Genoslsenschaften und 
der Gemednlden? Kein Wort findet Isich für den 
aufmerksamen Beobachter, der Wli:ssre:n will, 
wohin der W,eg führ:ell soll.  

Das gleiche ,giilt für die re,gdonalen Ent­
Wlicklungskonzepte. Hier fI:agen wir Ul1JS : 
Wor,auf Wlartet die Bundelsregierung? Will sie 
wlieder so Iwi,e :in den v,el19'ang'ene,n 1 8  Monaten 
dJi'e guten Ratschläg.e ,s!eitens dle.r ·anderen 
FTaktio.nen VIerwerten und als eigenen Erfolg 
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MeIter 

henausstel1en, ohne ,sich <durch vorihefi.91e Fe,slt­
legrungen zu fixi,eren, um so den WäJüem 
dte Möglich:kelH 2JU ,eröff.nen, k:rti.tiJsch zu beur­
teHelIl, wer gute, izi'elführ,ende Vor!schläge hat? 

Ich möchte :zum Abschluß kommen und 

SlCligen :  Herr Bundleska1lll7JlJeT, Si.e haben 'e,s 
neuerLich verstamrlren, mit uilibestimmten Aus­
führungen 'rum Tleil ,sicher auch 'große Hoff­
Il!ungen zu w,ecken. Als Mensmenfr,eund wÜl1de 
ich es ,glicheT sehr g,erne isehen, daß les nicht 
vlile�elIl geht wi,e Mondsüchtig,en, dlie einem 
schönen 'f.r,aum ,Il!acbj:8Jg,en und ,er,Wlamen, wenn 
sie ,ClJuf der NaJse He'gen. Als Volksvertr,et'er 
muß ich falber doch der iEnttäuschn,mg darüher 
Ausdruck Iglehen , daß sich die 1 400 Sachver­
ständig,en ofiensichtLich abgemeldet haben und 
Si'e iliach 'ei.ner 1 8mona,ttgen Rleg,i.erungSltätig­

keit lein Programm vorg,elegt haben, das so 
hohl g,ewol1d'en ist, daß eine Zli,el,sletzung der 
Regi,erung,s,arbe'it  nicht ,enklannt und Idamit ,auch 
nicht posMiv heurt,eilt werden IMIl1lD. 

Wir Rreiheitlicrnen ,silnd der Auf,�assung , daß 
man sich mit den p01HLsmen Realitäten im 
IntereSlse ,der Gesamtbevölke.rung aus­
,einander:zru.set�en hat, daß man kreine 
Illusionen wecken darf, daß man nicht von 
der Hand in den Mund leiben Idarf lWld daß 
ehen rdesbJalb von !der Reydie.rlmJg ein klar.es 
Progr,amm 'erwalltet w,erden kön:nt>e, und dch 
hoffe , daß Si'e in ,Ih.r,e[" labschLi'eßenden 
StellUJllignahme zur Regi,eru'llgse,rklärung sich 
diesbezüglich doch noch eini,ge Fest1egungen 
elinfallren lillssen. (Beifall bei der FPO.) 

Präs,ident Probst: Zum Wort gemeldet hat 
sich der Herr Vizekanzler Ing. H äuser. Er hat 
das Wort . 

Aber e'ine K1arstelhmg, vor aUem auch für 
meinen BeIleich, möchte lich machelIl. Es ItSt 
rirrnmer wieder oder mehrf.ach !g,esagt worden, 
daß di'e RegLerung,serklärung 1 97 1  ISO völlljg 
aJnder,s sei, zum T,eil sei sie nebulos'er, sie <Sei 
vi,el bneiter gehalten und Isalg'e nichts aJUrS, 
währ,end die Regte'IlU'fii91S1enkJläru'Illg 1 970 ganz 
exakte Zielvorstellung,en y,ehalbt hätte. 

Ich darf SiJe, meilIl!e :Damen 'Und Herren, 
blitten, 7lU heachten, daß es in ,der R,egi,erung,s­
'erklärung - es ,steht das ,auf Seite 3 - deut­
lich heiM: 

"Die neue Bundesregj,erung ildenti-fizJi:e,rt sich 
mit der Re,g1eliUIlJg,serklärung vom 27. April 
1 970, und sie wird hestr,ebt sein, die in !ihr 

'enthaltenen Ziel1e in den nächsten vier Jlahren 
schrittWreiSIe zu ,erfüllen. " 

Das heißt mit anderen Worten, daß all das, 
'Was j,etzt Mer ,a'Uch lin der Debatte lals positliV1e 
AusfühIlUiIlJg der Regi,el1Ung,serklärung 1 970 
laJutg,efaßt WlLr:d, im RJahmen dteser Regi'erungs­
erklärung mit zur D1skuSlsion steht. 

Nun zu ,einer '21weiten :g,rundsäJtJ7Jlichen 
Fmge. Es wild gemeint, man habe zu w,en'ig 
DetaIiLz i'elsetzungen ang,eführt. (Abg. Doktor 
M u s s i 1: Zuviell) Jia, ,da sind ,eben die Mei­
'Illungen verschlilooen. Ich :er:i:nnere mich ,sehr 
Ig,enau, daß man bei der .letzten Re,gieI1IDJgrS­
'erkläI"l1Illg und währ.end derr FunktioIllSperiode 
von 1970 bi,s 1 97 1  immer w1eder Igesagt hat, 
diJese RegiieIlUlIllg soUe ruicht Ein:tJelmaßnahmen 
,s'etZlen, ,sondern sie ,soUe ,die Probleme, die 
groß,en PrOlbl,eme, rdJi,e vor uns Hegen, leiner 
Lö:sung 'ZlUführen . Heute Wlird nun 'festg,estellt : 
Die Probl.eme werden zwar ihier arngleschnitben, 
,alber mm ,g,ehe nJicht ins Deta'il . 

Meme Damen und HerIien l Ich ,gl,aube , daß 
man ,auf Idi,esem Gebiet ,eben -dann mit der 

Materi,e konfronti,ert wd,'I1d, in dem Moment, 
wo ste im Rahmen der Le'91i,sbik dem Parlament 
zur DiskuSlsiion ,gestellt wiro. 

Nun zu ,einigen konkr.et'en Anfrag:en und 
fachung ,auch Ider DiskilllSis,ionsabwiCkhmg !auf F1elsts1lellllmgen. 
ein:tJelne dieser konkreten Anf�a.g;en eilngehen. 

Bundesminister für soziale Verwaltung 
Vizekanzler lng. Häuser: Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Im Lauf der bisher.igen 
DiskUJSislion .sind ei'Ille R,eilhe von FestlstlelUung,en 
getroffen worden, die im konkreten persönlich 
an mich gerichtet waren, respektive die mein 
RJessort betrleffen. Ich möchte zur Vierelin-

Füns erste, meine ,s'ehr Igeschätzten Damen 

un:d He r,r,en , darf lich 'Slagen - und d8JS Jetzt 
aus der Erfahrung einer doch längeren Par­
lamentstätigkeit -, daß wohl keine Regi,e.I1U'fig 
imstande ist, ,ein Regierunglsprog�amm vor­
zulegen - ob es kurz und grundsätzlich oder 
'etwas ,ausführ,1icher ins Detalil ,gehend ist -, 
'zu dem ,es kreine Fl1ag1en mehr gilbt ;  es wlird 
immer rwi'eder noch Pr,ag,en Igeben, die in ,eiJner 
Reigie.rungserkläruilig nicht lbehal1Jdelt worden 
,sind, weil man lQ1a,nz 'einfach die Fülle der 
Probleme nicht darstJeillen krann und w.eil ,es 

Es tilst sowohl vom He.rrn Abg,eordneten 
Dr. Schlein:tJer aLs auch von :den Herren 
AbtgeoJdnet,en Melt<er uIld Dr. Kohlmaier zur 
Fr,a'ge "BeSleiilttgung der Armut" Stellung ge­
nommen worden. Herr Dr. ScMeinzeT that 

9lemelint, daß !damit ,gLeichsam 'eine Geschichts­

'lüg,e auflgeUscht weIde, denn der Kjampf g,e,gen 
die Armut sei immer schon geführt 
wOl1den. Wieso w,erlde ,er ,also j-e,tzt €list 
tbe.gonnen? Und Herr A:bgleoIdineter Mellter ihat 
gcemeint : Wo Hegt denn dJi,e Stachliche Beur­
teilung, und wann wird sie überwunden? 

noch Wlenigier möglich �st, in di,e lDetaiJ,s der Ich darf füDS 'erste f,estste;Uen: 1956 iJSt dile 
Probleme, wie ,sie Jetzt hter langesch'1lJi.tten AUSjg.leimszu1age ein.geführt worden, da:maLs 
wOl1den sil1Jd, einzugehen. mit 460 S. Sie ist bis 3 1 .  12.  1965 und 915 S 
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ang,est:ieg1en, das ist e1ne durch:schnittliche 
j ährliche Steigerung von 10 Prozent. Vom 
De21ember 1 965 bis zum 1 .  1 .  1 910, wo W1ir 
bereits 'eine Dynamisi'eoong diJeser fest­
,gesetzten RJichbsät�e gehabt haben, ist sie 
ange'stiJegen von 9 1 5  S ,auf 1 283 S. Das waren 
fünf 1ahre, meine Damen und Henen. Fünfmal 
DynamiJs,ierung ! Und 1m Durchschlllutt 'irst dieser 
RJichtSlatz rum 8 Proz,ent pro J·ahr g,estiiegen. 

Sie haben dann - das kann ich Sladüich 
f'eststelLen - im Jahlle 1969 mit Wüksamkeit 
vom 1 .  J'li'�i 1910 ,eine lSonderre:g·elung im 
ZUSIammenhang mit der 55prollentigen Wlit­
wenpoosion Ig,etä1J1gt, und zwar mit 50 S. Das 
war 'eine Erhöhung um 4 Pro�ent. 

Dar:f lich Ihnen ,sagen, WI�e der e-rst,e 
Schritt - und dClJS sa'g:e ich j etzt heiden An­
fna,glern - :lIl1!r Bekämpfung der Armut aus­
gesehen hat? Wiir haben vom 1 .  1. 1 910 bits 
zum 1 .  1. 1911  €�ne SteiJg,erung !des Richtsat'1leS 
der A'll:sgl,eichsml,a.g,e von 1 333 S ,auf 1 528 S -
1 95 S plus oder 1 41/2 Prozent ! Das meinen wir 
damit. (Beifall bei der SPO.) Damit möchte 
ich 'auch die KI,arstellung Ig:etroffen haben, daß 
wir schrittweise im �ahmen .der budgetären 
und wirtschaftlJichen Möglichkoeiten eine solche 
VeihesseJ'Ung jener Bevölkerung,sschidllten 
hrerbeifÜlhren wollen, die der Hilfe des Sta,ates 
so dlI1ingemd :bedür�en. (Rufe bei der OVP: 
Witwenrent�n!) Ich weI1de hei ,kOJill(Ilet,em An­
laß Ihnen auch meine AruUa'ssung ,dJaJzu S'1lgen. 
Ich möchte j,etzt in diese Debatte nicht elin­
gr,eifien. 

Der Herr A!hgieordnete Dr. Sch!lein:lier hat 
den Abbau der Ruhensbestimmung,en neuer­
Lith urlgLert und hat Ig emei nt , daß man damit 
die Ei'Ilsamkeit der ,alten Menschen bekämpfen 
könnte . Ich möchte bi1er, blitte, fThur eine F,est­
st'ellung treffen: Ich bitte , sich di'e nah1en 
anzusehen, 'Wie vi'el,e der alten einsamen 
Menschen phy,sisch und psychisch überhaupt 
in der Lag:e sind, leme Arb.eit laJuflzunehmen. 
Man mög:e ,aLso dieses ProbLem mit einem 
völlig andersgearteten Problem nicht in 
Zusammenhang :bring-en. 

Nun zu !d:en Ffla,g,en lbezüglJich der RefOil'men. 

Der Herr Alb<gteordnete Dr. Kohlma:i:er hat 
gemeint: Was heißt "Er.stellung eines Ges,amt­
konZieptes in der Sozia1lv,ersicherung" ?  Der 
ReH KoHeg,e Melter hat -ebenf,alLs .q,emeint: 
Wenn S.te das 1 910 'etWia ,als Fordel"lU'Il!g auf­
glestellt hätten, wäre es v,erställ!dlich, abrer 
dann hätten Sie es jla 'in den 1 8  Monaten schon 
vornehmen können. 

Gehiet·e gearbeitet. Mich wundert 'es, daß :der 
Herr kbgeordnete Dr. Koh1maier die FrClJge 
h�er angeschnitrten hat:  W,as soll denn das 
sein? Er ,se1btst hlaJt:, 7JU!illitIlJde:st eli'The Z'ei 1Jllang, 
in dJiesem Befleich aktJiv mitg,e'arbeitet. Bei der 
Bnquete der Knankrenv,ersdcheI'Wllg, leiuem Teill­
bereich d€r Soz-ilalv,eI1sicheliUnJg, harben 'Wir 
durCh viele Monate in fünf Arbeitskreisen 
solche Gelsamtkonz,ept.e �u -enstellen verlsudl:t. 
Der Teil Krankenversicherung ist also 
vorbereitet 'Und ,abg,escblossen. Wlir werden 
diaraus di,e entspflemenlden .Legii,stischen Kon­
sequenzen zj,ehen. Das meinen wir mit der 
F,eststellung, di,e WlLr hier für ei'l1lZielne Berleiche 
vorg,elegt haben. 

Nun zur Fmgle der Stat1stik. Mam .sagte, wir 
seien 'eine Istati'stiikf.IleUldi'g,e 'RJeg.iJeoong unJd 
hätten das Parlament über d1e 'Lebenserwar­
tung informi1ert. Alber Herr Dr. Kohlmaie.r 
meinte, es flehLe dazu d1e Konsequenz , wlie 
Wiir beitnagen waUen, daß �es IZU eimer besseren 
Lebenserwartung kommt. Ich möchte Sie nicht 
au fIh alten. Ich verw,eis'e lauf Selite 1 der 
R,egi,eru:ngserklärUing. Do.rt ist !eline ganze Fülle, 
konkmeter Maßnahmen, sowett ,si,e überharupt 
in den Kompetenzbereich der Rregieru'llg und 
damit lin mein Ressor.t .�aUen, ,arufigezählt. Sile 
alUe, meine D.amen UIlJd HerI1en, Wl1ssen, daß 
,dlLe pr.aktiiscbe DurchfühI1ung für das g,esamte 
KliankenhalUJsweSlen, aher lauch für das Igresamte 
Gesundhelitsw,esen in odli,e Ländrenkompet,enz 
fällt, rtll1d es muß daher dom die weitere prak­
tLsche Arbeit ,gele'ist·et werdien. 

Wir hätten den Spitalsp1an in den ,ein­
eiJnhalb Jlahr€n :nicht verwirkLicht. - Ich habe 
mehrfach hi,er von d1eser :Bank arus daru 
Stellung 'genommen. Ich möch:te heute salgen: 
Der SpiitlaLsplan ilst auch !in der RregiemlThg von 
1 966 bis 1 910 bel1la11Jdlelt worden. Ich habe das 
vorig,e P,arlament darüber informilert, daß es 
1 4  Sitzunglen ,g,egeben hat, von 1 966 bils Ap.rH 
1969, und danlIl ist diese Initlilative, Idti,ese:r 
gleschaffiellle Beimt ei,ngeschla:flen - iich darf es 
so wörtlich sagen -; 'es �ISt di,ese AngeLegen­
heit tn k1e'iner Weise weiter vorwärts­
g,ehli'eben worden. 

Wir fhaben ü'ber den Obrer,sten Salnitätsrat 
einmal dile ,g,DunldJsätzlich'e ,F,estLe.gu'Ilg, ab ,auch 
von medi'�.ntscher Sicht der Plan für d1e Neu­
,erstellung unseIies ,gesamten Knanken­
anstaltenwIesens ak:lieptahel ILst. Wir hahen 
nun rn Vorbel'eitUJng - 'in :einiJg,en Ländern 
sind di.ese VOI1beretiblmg€n -bereits sehr 'weit 
Ig,edlilehen - La:IlIdIespläne, die wi.r dann, well1lIl 
aUe Länd,e,f mit !dieser P�alne.rs1:JeLlung f,ertig 

Ich darf meinen beiden Kol1egen 
Wur haib·en .das 1 910 aufg,estel1t . Ich 

s1ßtd, entsprechend werden koordJini·eren 
sagen: 

k!önnte 
müssen. 

Ihnen alUch wörtltich vorLesen, w,as i!Il der 
Rregli,erung,s,erklärung 191 1  steht. AJber wir 
haben in rdi1esen 18 Monaten Ia.uch auf .diesem 

Bezüglich des UmW€lltschutJzes i,st ih1er vom 
Herrn Dr. Kohlmaier bekI1ittellt worden (Abg. 
Dr. M u s s i 1: Nicht den Ausdruck "bekritteln" 
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verwenden!) - list !Jestg,es,tellt wonden -, daß 

I 
daß die Regj,e'fiUIllg von den 101 PunUen ,ahge­

nur ein lächerlicher, ku�:rer .ÄJbsatz enthaHlen schrieben hätte . Ich habe hJi,er das Rleg:iJenlngls­
[,st, während im Humaniprognamm so vJel steht. progr,amm 1 910. Ich möchte zwei konkTiete 
MeinJe Damen und HerDen! Auch hie;rüher �st Punkte daraus vlerLes'en, weil auch Mer die 
schon ,so viel gespr.ochen worden. 1 01 Punkte und ,QClIS R,e'gi,eIUlIllQ,Sprogramm 

Zur konkr,eten Frage, ob n!ach dem Verur­
sacherprinzip oder von der öffentlichen Hand 
die Mittel zu erbring'en lS1ind : Es ist sehr deJUt­
ruch in der Regienmg.serklärru.ng aus.g1edrückt , 
daß wür uns g,ruoosätzilich zum Verursachier­
prinzip bekennen und daß nur dort, wo dieses 
Verursacherprinzip nicht erfaßt werden kann, 
Maßnahmen der öffEmtlichen Ha,nd notwlerrlJdig 
weIlden. 

AlUch zu dem Vorrwurf, daß wi.r uns ,etwa 
IlIicht rechtzeitig ,an dille OffentlichIDeit glewalI1dt 
haben, wie das alles zu bedecken sei, sondern 
dii,8!S er,st vor kurzem vom Herrn Bundes­
k'anzler in IeliIlJer F,erJ1JSlehd�.skuSision lauf'Q1erollt 
worden sei, verweise ich auf die Regierungs­
erklärung, wo di,eser Ffia,genbereich lelberI1f.alLs 
hereits ang,eführt ist. 

Eine klef.ine Rlanldbremerkung darf ich mü 
e rlaUlben . Wlelnn man die Gründlllng ,eines 
neuen Minist,e,riu:ms ledighch von der W cute 
her slileht, ob .damit e�n D�enstaiurto mehr und 
damit ein Auto mehr für di19 Umw,eltver­
schmutzung ,g,eg,ehen li,st, d,aIlJl1 da'rf ich Sti,e 
auch in di,e'Sler HirIlJs'icht be.nuihdJgen. Es gibt 
kein Dienstauto m e  h r, sondern das ist vom 
Ressort des rSozilalnüIllisteI'iiums. 

Ibax,aU,v '91eg,enübeng,es1JeHt WlUrden. 

Ich darf S'ClIg'en, w,as 1 910 .in 'der Reg1ieruIllg's­
erklärung gestanrlen ist : 

"kusbau und Sanilerung der ärztldchen Ver­
sorgung der Bevölkerung, wobei der Einrich­
tung des älizHichelll Notdienstes und delll 
ProMemen dler ärz,uiche:n Vensorlgung im länd­
llichen RJaum :besOIlldelie AlUfme,rIDSlaIflkieH IZU 
wildmen ,sein wi.rd."  

Nächs,ter Aibs,atz : 

"Gezilelter Aushau von VOIIisor,g1eunter­
suchungen ,und der Maßlnahmen zur Krank­
he i Dsf'rührer k,ennuIllg . · ·  

Ich Ibitte -nun Zl U  V1engle:ichelll, w,ile welit Ihr 
T,ext der 1 07 Punkte mit !dem Regli,erungs­
progr,amrrn 1 910 in E1nkl,ang steht. 

Das nur ·am Ra'llide ;und als elilne ent­
spr,ech:e'l1de Kla.rstellUillg. 

Ich bin dann sehr konkret ,gefra·gt worden, 
wl1e w.ir iuniS !ZU der SteuenentWlickliUl1g steHen 
werden. W,enn wilr so vliel Statistik betreiben, 
dann mögen w.ir doch ,auch sagen, wlie dJie 
steue.rliche Entw1ickoluIlig im let�ten Jlilir vor 

sich ,geg,angen ist. Ich bliln gerIlJe bere it , dem 
Herrn Dr. Kohlrnau1er ,gI,eich jetzt diese Ant­
wort für die Lohnsteuer zu geben. Aber oich !g.J.aube, das I�st Ig'M nlicht dJjJe P,IO­

'Mematik, sondern man müßte doch vi'elmehr 
Ich ,nellJne d1e ZCl1hlen 1b1s 1 91 1 . Wir halben die Notwendilglooit er,]{.el1lllen, daß hier 'g,eziel1:le 

Maßnahmen für all di,e iQ18S1Undhelitliicben Not- noch k.einen Abschluß, ;a'be.r die Gegen.übe,r-

wendigkeiten ergriffen werden sbelluTIig von 1 910 zur rPro,gnose 1 91 1 ,  das . 
heißt zum VOlianschlag, k,ann ich natürlJich 

Ga:IlJZ besonder,s lbedauel1e ich, daß :d1e Fr,age I sa:g!en. Es wiro ,eine Erhöhung von 10, 1  Mil­
an mich gerüchtet wurde, 'wLe das LeilStUiIlJg'S- liarden SchJilling im Jahre 1 910 lauf 1 1 ,6 Mil­
recht in de.r KiJ1a.n1Genv,elislicherun:g Z1U sichern liardem SchliHing, inklusivle des 1 0prozeIlJUgren 
sei und wodurch ,e,s gefähnd.et list. Meine Z'llSchllages von 1 1 ,2 MiHiar.den Schüllli,Iljg 'auf 
Damen und Herr,en! Sile aUe, dJ�e Si'e länger 1 2 ,1 Miilbirarden ,Schil1iJ1lg erfoLg,en. Das 1st laLso, 
dem Pa.rlament 'angiehör,en, 'WLssen, daß wJr Her.r Dr. Kohlmaier, bei der LohIlJsteuer von 
uns seit eh iUnd jle in bestimmten Zeit- 1 910 auf 1 91 1  ,eine Stet91erung ,um 1 ,5 Mil­
abstälIlden immer wieder mit der finanziellen liIa>l1d1en SchiUiilng oder 14 Prozent. 

Aher ich habe mir lin der Zw:tschenz'elit auch 
SimUlation der Kr.aIlJlrenV1eIDSiche1rrtlJIlJg 'belSchäf­
tJtglelIl. W,enn dte ,e.ntspr1ecbende finranzrl.·eHe 
Situation nicht '91eglebe:n wird, dalIl.l1 wird das ausger·echnet, wie gmß dä,e Entwicklung von 

der lletzten Ste.uefIteform 1 968 10Ls IZum J ahre blestehende LeisUung,sl1echt Ig,efährdet. 

Dazu kommt, ,daß wir doch rsef.it Jahr und 
T>ClJg - da,s kann ich Mer 'gLelich VIerbinden -
immer wi,elder :au.s odilesen ge'suIlldheri.tlichien 
ZJiel,setzll1I1Jglen her,aUJs die rForoorun.g nach 
Gesundenuntersuchungen, nach Maßnahmen 
im Leistungsrecht der Krankenversicherung 
aufgestellt harben. Wir glaubten dalhier, daß das 
eiine :unlbedi,ng:te Notwlendigk,eit wäre. 

Aber auch hi1er Idem HeI1l1l1 Dr. Kohlmaier 
einen kleinen Hilnwe1s. Er hiat also geme'int, 

1 970, also in den letz,ten zwei J alLr,en war, 
in dienen di,e OVP reg'tent hat. Wir hatten 1 968 
elin gesamtes Lohnsteoor:aufkommen von 
1, 1 Milliarden SchJilHIlJg. 1 910 hatten wlir 
linlklusiVie dle,s 1 Opro�eIIlt�en Zusch},a.ge,s ein 
solches von 1 1 ,2 MillL1aroen Schlilling, das ist 
in zwei J,ahren ,eine St€ligeIlUllig um 
4090 MIiHioDen Schli.llmg oder 55 Prolllent. 

UIlId }etzt daJff ich V1iel1eicbt doch ganz 
kurz ' "  (Abg. Z e i l l i n g e r: Haben Sie 
einen neuen Finanzminister?) 4090 Millionen 
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Schilling mehr, da,s ,sind 55 Pro1Jent. So V1iel 
betrug infllerhalb von ZW1eti J:ahr,en die Stei­
geruJllg des .Ä'uf.kommens an Lohnsteuer. Idl 
spreche im EiTIJV1ernehmen mit dem Herrn 
Finanzmill!Lster dazm. (Abg. Z e i 1 1  i n g e r: 
Sie sind aber nicht Finanzministerl) Aber kh 
darf, wenn ich konkIiet ,g'efnalg,t w,erde, konkret 
antworten, .gleschätzter Her,r Abgeordneter 
Zeillinger! (Abg. Z e i 1 1  i n g e r: Geschäfts­
ordnung!) Herr Dr. Kohlmai1er hat an mich 
di,e Fr,age g'erichtet, wie ,ich ,aIs Vrize:kanzler 
dazu ,s'tehe, und dazu darf ich 'auch di'e Antwort 
geben. (Beifall bei deI SPO.) 

Zum Sonsttgen möchte lich sagen, daß wir 
bei dJen emzelnen Maßnahmen, die Wlir kon­
kl1et lim Laufe der LegisLalturpeniode treffen 
wel1den, auch ,zu dem, w,as im RegLerungs­
p.rogrlamm 'enthalten list, idas Einvemehmen 
und dien Kontakt m'i,t den ,ande,ren P,artei,e'll 
her,stell:en werden. Ich ,gl'aru:be ,daher, daß ,allle 
Detruilfr,agien bei Idi,e.s.en BeratllJ!TIJg'en 'eaner 
Erledigung zug,eführt w,e'r,den können. - Ich 
dank,e. (Beifall bei der SPO.) 

PräsLdJe,nt Probst: Zum Worte gelangt der 
Herr Abgeordnete Professor Dr. Koren. (Abg. 
Z e i 1 1  i n g e r: Was das Fernsehen alles aus­
macht! Zur Gesundheit haben Sie nichts 
gewußt, Herr Vizekanzler!) 

Abg. Dr. Koren (OVP) : Herr Präsident ! 
Hohes Haus ! - Herr Kollege Zeillinger, ich 
warte gerne noch ein bißehen !  (Abg. Z e i 1-
l i  n g e I: Entschuldigen Sie!) 

Herr Vizekanzler l  Als Sie auf die lerste 
Regierungserklärung Ihrer Regierung aus dem 
Jahre 1 970 verwiesen haben und dabei wieder 
den Zusammenhang mit den 1 07 Punkten her­
stellen wollten, mußte der Herr Bundeskanzler 
leicht schmunzeln, denn er kennt die 
Geschichte und weJß, daß mindestens die 
Hälfte der Regierungserklärung des J,ahres 
1970 aus dem Beitrag stammt, den wir damals 
bei den Regierungsverhandlungen in den sie· 
ben Wochen der Auseinandersetzungen als 
unsene VOIisteIlungen präsentiert hatten. (Bei­
fall bei der avp.) Wir haben damals ,schon 
darauf hingewiesen, daß 'es sich um unsere 
Vonstellungen handelt, die Sie - dag-egen 
hatten wir nichts einzuwenden - 'in Ihr Regie­
rungsprogramm übernommen haben. 

Meine Damen und Herren ! Zum dritten Mal 
i n  fünf Jahren beschäftigt Slich heute der Natio­
nalrat mit dem Programm einer Reg.ierung, die 
nur von einer Partei gebildet wird. Die Tat­
sache der Einparteienregierung ist das 
Gemeinsame dieser drei Anlässe. Dagegen 
haben sich entscheidende Grundlagen und Vor­
aus,setzungen für die Führung und Gestaltung 
der PolHik unseres Landes in di'eser Zeit 
grundlegend verändert. 

Bi!S 1966 war das po1itische Aktionsverständ­
nis der großen Parteien auf die Zusammen­
arbeit in Regierung und Parlament hin orien­
t�ert. Im politd.schen Bewußtsein der Bevölke­
rung hat dann zwar in den letzten Jahren 
vor 1 966 die Einschätzung der Form, der 
BegleiterscheJnungen und der Ergiebigkeit der 
Koalition gelitten, nicht aber die vorherr­
schende Meinung über die Notwendigkeit der 
pol:iUschen Zusammenarbeit der großlen poli­
tischen Kräfte in diesem Land. So war damals 
auch die Debatte 1966, als die Alleinregierung 
der Osterreichischen Volkispartei begonnen 
hat, weitgehend v.on ,dem Getdankien be­
herrscht, daß ,eii>IlJe IgefährHche Zäsur Id'er iIlJnen­
politischen BnJtwick1U1ng Qster,l1etich drohe. 

Besonders Sie, Herr Bundeskanzler, haben 
damals in Ihrer Rede vom 22. April 1 966 vor 
dem National:mt mit sehr großer Eindringlich· 
keit auf die drohende Gefährdung des innen­
politischen Friedens hingewiesen, die öSber· 
reichische Tragödie der Ellsten Republik 
anklingen lassen und schließIJch das Regieren 
mit einem Vorsprung von fünf Mandaten als 
ein fragwürdiges Unterfangen eingestuft. 

Die folgenden Jahre haben dann das Trauma 
aus der poLitischen Vergangenheit Qsterreichs 
gelöst, die Arbeitsfähigkeit e'iner knappen 
Parlamentsmehrheit bewiesen und, wie ich 
glaube, da!s Demokratieverständms in diesem 
Land gefestigt. Ohne · Ubertreibung darf ich 
wohl sagen, daß ohne di'ese Phase der öster­
reichischen Innenpolitik das Experiment der 
dann folgenden Alleinregierung ohne parla­
mentarische Mehrheit nichJt idenJkba,r g,eWlesen 
wäre. Uber die materielle, über die sachliche 
Problematik dieser Periode itst oft genug 
gesprochen worden. Ihre Folgen werden in der 
absehbaren Zukunft deutlicher werden als uns 
lieb i,st und noch ausreichend zu diskutieren 
sein. 

Hier aber geht es nur darum festzustellen, 
Wli,ew.eit di·ese 'einelinhalb J,ahre w,i,ederum nun 
neue Voraussetzungen geschaff.en und ver­
änderten Denkweisen Eingang ,in das politi­
sche Verständnis in Osterreich ermöglicht 
haben. Ich will bei Gott keine umfassende 
Analyse der parlamentarischen Situation lin 
der vergangenen GesetzgebungiSperiode an­
stellen. Einige Feststellungen mögen Sie mir 
aber bitte erlauben : 

In brei�en Schichten der österreichischen 
Bevölkerung haben dre letzten -eineinhalb 
Jahre das Verständnis für die im Interesse 
der Erhaltung und Sicherung der Demokratie 
notwendige Funktionsteilung zwischen Regie­
rung und OppoiSition :in bedenklicher Weise 
gestört. 
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Durch d,ie Tatsache, daß die Regierung im 
Parlament keine Mehrheit haUe, sind die 
Oppositionsparteien 'in e:ine Verantwortungls­
rolle gedrängt worden, d�e mit ährer entschei­
denden Aufgabe in der Demokratie - nämlich 
mit der Kontrolle der Machtausübung durch 
die Mehrheit - im WideI1spruch gestanden 
'ist. 

Da,s entscheidende Problem für die Weiter­
entwicklung und für die Sicherung der Demo­
krattie ist j edoch die GewährbeiJStung einer 
wirkJSamen Kontrolle der Ausübung der 
Macht. Denn wir leben heute, meine Damen 
und Herren, in 'einer Gesellschaft und tin einer 
Zeit, die ,eine ungeheure Zunahme der 
Gemeinschaftsaufgaben mit sich bringt. Der 
Staat greift heute zunehmend und immer mehr 
in Lebensbereiche regelnd und ordnend ein. 
In wenigen Jahrzehnten ist die IstaatLiche Ver­
waltung in i'hrem Wirkungsbereich auf ein 
Vielfaches angewachsen. W,irtschaftspolitik, 
Regionalpolitik, EdnkommeDJsverteilung, Bü­
dung, Umwelt, Gesundheit sind heute zentrale 
Einfluß,sphären polit1scher Tätigkeit geworden. 
Und ich stimme mit dem Herrn Bundeskanzler 
überein, daß auch außerhalb der staatlichen 
Verwaltung neue und größere Einflußbereiche 
laufend entstehen und Siich ausweiten. Ich 
denke dabei allerdingiS nicht nur so wi'e er in 
der Regierungserklärung an die Konzentration 
wirbschaftlicher Macht, sondern mindestens in 
gleicher Weise an Körperschaften und Organi­
sationen, die im steigenden Maße umfassende 
Aufgaben erfüllen, aber nur am Rande und 
oft ISogar außerhalb der staatliichen Verwal­
tung stehen. 

Die Is1letigJe ZlußJaihme >und die AusweliwDJg 
der Aufgaben- und Arbe.itsbereiche bedeutet 
zwangs läufig das Entstehen neuer Machtberei­
che und von mehr Macht. 

Ich möchte hier nur am Rande bemerkJen, 
daß ich mich nicht ganz der Meinung 
aIlJSchIieße, die Kollege Gratz hier vor kurzem 
>geäußert hat : Man iSoHe mcht imme'f von 
der Demokratie reden. Ganz im Gegenteil : 
Wir haben dieses Reden nicht in Schwung 
gebracht, sondern über die DemokratiJe geredet 
hat vor allem in der letzten Pha.se, in der 
letzten Gesetzgebungsperiode diese Regierung 
und der Herr Bundeskanzler. Ich glaube, daß 
dtiesle g·anze Diskussion um di'e weitere Ent­
wicklung der Demokratie, die ja gerade der 
HeI1f BunJdeskianzler :betreibt !Und di'e er 15ich 
.mit Iden nun 'Zumindest! nicht Slehr dnhialbsreli­
ehen ScMagwor.ten " T,naDJspaTleiIJJZ" und " Demo-. 
kmtisteIl1llIllg" sehr wohl mmutze glemacht hat, 
letZltllich von diesem Plwhlem Zfll!lllehmiender 
Machtkonzentration 'in unserer modemen 
Gesellschaft ausgelöst wird. 

Das Gegengewicht kann aber, glaube ich, 
nicht in Schlagworten oder in dem Versuch 
gefunden werden, neben den demokratischen 
Binrichrt:unJgen " p'sleudotIlaruspar,enz" oder 

"scheindemokratitsche Einrichtungen" zu schaf­
fen, wie es in der zurückHegenden Gesetz­
gebungsperiode doch mehrmals versucht wor­
den ,ist. 

In der parlamentarischen Demokratie sind 
Regierung und Regierungsmehrheit die legi­
timem Träger und Verwalter der von den 
Wählern übertragenen Macht und Verantwor­
tung, die Opposition, das heißt die Minder­
heit, die runZlig b'erufiene Kontrollin5tanz dieser 
Macht. Unsere wichtigste Aufgabe W1ird es in 
den nächsten Jahren Isein, di'ese Kontrollfunk­
tion mit allem Nachdruck und erheblich ..stär­
ker zur Geltung und Wirkung zu bringen als 
in der verzerrten parlamentarischen Situation 
von 1 970/7 1 .  

Wir nehmen deshalb sehr aufmerksam j enen 
Passus der Regierungserklärung zur Kenntnis, 
der heute schon einmal zitiert wurde, den ich 
aber dennoch nochmals wiederholen möchte. 
Er lautet: 

"Dazu gehört natürlich auch die Bereitschaft 
der Regierung, sich die Kontrolle durch die" 
politischen "Parteien im demokratischen Staat 
nicht nur gefallen zu lassen" - was ich leicht 
Ülberheb�ich finde -, "lsOlilideIln 151ch Imr lauch 
bereitwillig zu unterwerfen. "  

Und e s  heißt weiter:  "Diese Bundesregie­
rung wird sich bereit finden, alle j ene Maß­
nahmen zu akzeptieren, die den Parteien die­
ses Hauses verstärkte Möglichkeiten der Kon­
trolle des politischen und damit des öffent­
lichen Lebens bieten." 

Herr Bundeskanzler, Sie gestatten, daß wir 
d1ese Ihl1e, scheinba� so Ig�oßheirztge Erkilä­
rung doch mit einiger Skepsis und einem 
Schuß gesuOOen Mißtl1atl1JOOS IOOitJgegen.geDiOfID.­
men haben. Mit Skepsis und Mißtrauen vor 
allem aus zwei Gründen : 

Einmal deshalb, weil Sie uns in den letzten 
eineinhalb Jahren mehr als einmal gezeigt 
haben, wie wenig Sie das Kontroll- und Frage­
recht in diesem Hause schätzen. So ungewöhn­
lich freigiebig Sie Informationen an die Offent­
lichkeit geben, so zugeknöpft haben Sie sich 
diesem Haus gegenüber gezeigt. 

Ein Beispiel, ein einziges, mag für viele 
stehen : Als Sie im vergangenen Frühjahr mit 
dem Finanzminister in der deutschen Bundes­
republik waren, waren damals Zeitungen, 
Rundfunk und Fernsehen reichlich mit aus­
führlichen Interviews über Zahl, Ablauf und 
über die Gegenstände Ihrer Gespräche ver­
sorgt. 
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Die Antwort aber, die Sie meinem Kollegen 
Graf auf die schriftliche parlamentarische 
Anfrage vom 20. Mai des Vorjahres am 
14. Juni gegeben haben, ist, glaube ich, wert, 
im Wortlaut verlesen zu werden. Sie haben 
damals auf die Frage : "Was war der Inhalt 
dieser Gespräche und was waren die Ergeb­
nisse ?", die Antwort gegeben : "Fragen von 
beiderSieitigem Interesse. " 

Meäne Damen und Herren! Hohes Haus !  
I ch  glaube nicht, daß diese Antwort auch nur 
einigermaßen mit dem von mir zitierten P as­
SUiS der Regierungsrerklärung ,in Einklang zu 
bringen ist, und ich glaube, daß dies'e Antwort 
kein überzeugender Beweis für Ihre Bereit­
schaft dst, sich dler parlamentarischen Kon­
trolle bereitwillig zu unterwerfen. 

Zum zweiten, Herr Bundeskanzler, erlaube 
ich mir Skepsis aus folgendem Grund: Sie 
sprechen in beiden zitierten Passagen Ihrer 
Erklärung von der KontroHe ,durch die "poli­
tischen Partei:en" und nicht etwa VO'Il der Kon­
trolle durch "die Opposdtionsparteien" oder 
die "Oppositlion" schlechthin. Nun Ischätze ich 
Ihre Formulierungskunst viel zu hoch, als daß 
ich an eJnen Flüchtigke!itsfehler der Formu­
lierung denken könnte. War die gewählte 
Formu�ierung Abts.icht - rU,nd .ich !bitte, mich 
zu korrigieren, wenn ich fal-sch vermute -, 
dann bedeutet d�e Formel "politische Parteien" 
offensichtlich das ganze Parlament oder, anders 
ausgedrückt , dessen Mehrheit. 

Schon heute aber - und da,s list von einem 
VOHedner schon zum Ausdruck gebracht wor­
den - krankt das Kontrollrecht des Parla­
ments dar an, daß entscheidende Elemente die­
ses Kontrollrechtes nur mit Mehrheitsbeschlüs­
sen des Hauses wirksam werden können. Hier 
liegt ein echter Widerspruch im System unse­
rer parlamentarischen Demokratie, weil es der 
Mehrheit, die die Regierunglsmacht stützt, auch 
den entscheidenden Hebel der Machtkontrolle 
Jn die Hand legt. 

Ich bin sehr dankbar, daß heute hier zum 
Ausdruck. gebracht worden 'list, daß die Regie­
rungisfraktion hier nicht von den Standpunkten 
abrückt, diJe sie, zwar nicht als Ganzes, aber 
durch -einzelne ihrer Vertreter, in früheren 
Jahren zum Ausdruck gebracht hat. Ich werde 
mir später noch erlauben, auf dieses Thema 
ein wenig näher einzugehen. (Der P r ä  s i­
d e n  t übernimmt wieder den Vorsitz.) 

S€lien Sie aber versichert, Herr Bundeskanz­
ler: Wir werden sehr bald auf diese Frage 
auch konkret zurückkommen. Dann wird es 
an Ihnen liegen zu bestimmen, ob Ihre Erklä­
rung zum Nennwert, oder - dem allgemeinen 
Inflationstrend folgend - mit e!inem kräftigen 
Di.sagio eingelöst werden wird. Denn wir 

betrachten die Kontrolle Ihr,er Arbeit, Ihrer 
Ziele und Ihrer Handlungen, ebenso aber Ihrer 
Unterlassungen als eäne vorrangig-e Aufgabe. 

Und wir werden weiter in diesem Haus 
k'eine OppositJion I\lm der OppOisition 'WIillen 

betre iben. Die 80 Abgeordneten meiner Frak­
tion vertreben 44 Prozent der für die Parla­
mentsparteien abgegebenen Wähle:rstimmen. 
Wir haben hier das Vertrauen dieser Wähler 
zu rechtfertigen und eine Politik zu vertreten, 
für die diese Wähler votiert haben. Als Min­
derheit können wir unsere Vorstellungen von 
der Lösung gesellschaftlicher, sozialer und 
wirtschaftLicher Probleme nur auf zwei Arten 
deutlich machen: Einmal :in der Konfrontation 
mit und der sachlichen Kritik an den Absich­
ten und Vorschlägen der Regäerung, und we.i­
ter dort, wo auf seiten der Regierungspartei 
die Bereitschaft zur Zusammenarbe'it und zu 
Komprom1S1sen vorhandren list, 'an de� Igremein­
samen Gestaltung der parlamentanischen Ent­
scheidungen mitzuwirken. 

Wir sind jederzeit zu einer Isolch-en sach­
lichen Zusammenarbeit auf der Basis einer 
echt-en Kompromißbere'itJschaft zu haben, so 
wie wir diJe gleiche KomproIThißbereitschaft in 
allen Gesetzgebungsperioden der Zweiten 
Republik unter Beweis gestellt haben. 

Ich möchte aber ebensowenig mißverstanden 
werden : Die Verantwortung für die Sachent­
scheidungen in dies,em Haus trägt nun die 
RegiJerungspartei ausschLießlich und allein. 

Der Herr Bundeskanzler hat ausdrücklich 
erklärt, daß die von ihm ausg,edrückte Kom­
prornißbereitschaft , die er allerdingis verklau­
suliert von der Zustimmung seiner Fraktion 
abhängig gemacht hat - sie ,ist inzwischen ,in 
ähnhlch verklausulierter Form weitergegeben 
worden -, dort e'IlIdet, 'Wo s'eine ZiJe:1vo:r;stel­
lungen lIl!icht mehr lenr,eichrt: Wle,men könnren. 

Ich WliJU rdail1'ach , weil diese Zli'elvorstreLlru!llrgen 
b1slang zu wenig bekannt geworden sind oder 
sich zu oft geändert haben, noch kein Urteil 
über die voraussichtliche Bandbreite dieser 
Kompromißbereitschaft abgeben . Wir werden 
in den kommenden Wochen sehr bald und 
ausreichend Gelegenheit haben, diese Frage 
zu prüfen. 

Was allerdings heute Kollege Gratz , wenn 
auch ,in einem sehr freundlichen Ton, gesagt 
hat, 'ist nicht übermäßig ermutigend . Denn 
wenn ich nicht falsch verstanden habe, dann 
haben Sie von einer "zügigen Verhandlungs­
führung" gesprochen. Ich glaube, daß ni-emand 
in diesem Haus jemals daran gezweifelt hat, 
daß in allen Phasen der letzten Zeit sehr zügig 
verhandelt worden ist, daß aber dennoch nicht 
alle parlamentaIiischen Wünsche erfüllt wer-
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den konnten, weil einfach das Arbeitsvolumen 
größ,er alls die Arbeitsmöglichkeit :1st. Wenn 
ich unter "zügig" nun veIistehen sollte, daß 
viel mehr auf d,as Tempo gedrückt werden 
soll auf Kosten einer sachlichen Prüfung, dann, 
glaube ich, werden wir dazu kaum unsere 
Zustimmung g,eben können. 

. 

Keinesfalls aber können wir Zusammen­
arbedt so interpretieren laJSlsen, wie das der 
Herr Bundeskanzler vor wenigen Tagen auf 
dem Parteitag der Sozialistischen Partei in 
Enns getan hat, nämlich aLs einen Kuhhandel 
mit VerfaJssungsgesetzen, wie er selbst sagte. 
Dann würden wir Ihnen, Herr Bundeskanzler, 
sehr bald sagen müssen, daß wir dazu nicht 
zu haben sind. (Zustimmung bei der GVP.) 

Gestatten Sie mir ein paar Reflexionen zum 
Inhalt der Regierungserklärung. Ich glaube, 
es gehört zum Wesen einer Regierungserklä­
rung, daß sie wohl die Absichten, die Schwer­
punkte und die wichtigsten Ziele der antre­
tenden Regierung zum Ausdruck bringt, not­
wendig,erwe-ise aher in den konkreten Aus­
S:ClJg.etn über Inhalte, über ZeitvollstelLunglen 
doch über weite Strecken unverbindlich blei­
ben muß, weH die Regierung ja eilst an die 
Arbe'it gehen muß. Diesmal trifft das allerdings 
nicht ganz zu, denn diese Regilerung ist ja seit 
eineinhalb Jahren ohne Pause im Amt gewe­
sen. 

Ich IgI;aube, Idaß man wei,tere Festste,uuIllgen 
tr,effen kann, die belegen, daß j ene Erklärung, 
die heute zur Debatte steht, nicht einfach in 
das übliche Beurteilungs:schema eing'eordnet 
werden kann, weil sie einfach 'in zu vielen 
Merkmalen aus dem Rahmen fällt : Der Länge 
nach - das wurde schon oft betont -, der 

rZa'hI der Ankündigungen nach und der Zahl 
der angeführten Sachbereiche nach schlägt sie 
alle Rekorde. , , 1 4 .000 Worte" - auch das 
wurde schon gesagt - ist w:irklich der tref­
fende Titel, der einem Tageszeitungskommen­
tar vorangestellt wurde. 

Di:ese Uberfülle des Inhaltes scheint mir 
offensichtlich der Mantel zu sein, mit dem der 
Mangel an Konsequenz, die fehlende Rang­
ordnung und die fehlenden echten Schwer­
punkte gnädig zugedeckt werden sollen. 

Die durchaus ernst zu nehmenden Vorstel­
lungen, die in den Programmen bis 1 969 ent­
wkkelt worden waren, haben Sie ISchon in der 
ersten Regierungserklärung, die heute Rro­
longiert worden list und auch vorige Woche, 
schon damals mehr als IStiJefmütterlich behan­
delt. Das konnte man aber damals noch ver­
stehen, denn nach eigener Aussage konnten 
Sie mit einer Minderheit Ihre Programme nicht 
verwirklichen. Jetzt aber, mit einer absoluten 
Mehrheit ausgestattet, sind sogar die letzten 

Spuren der 1 400 Experten in dem neuen 
RegJerungsprogramm endgültig getilgt wor­
den. An die Stelle von Zahlen, von Feststel­
lungen, von Fakten, von konkreten AUIS'5agen 
über die Maßnahmen, die in der Zukunft zu 
treffen sind, sind nun neue Schlagworte getre­
ten. 

Dort, wo Sie vor zwei Jahren mit der Absicht 
angetreten sind, die Politik von Grund auf zu 
reformieren, wo Sie die mit Abstand klarsten 
und konkretesten Absichten offen dargelegt 
hatten und wo Ihre Kritik an der Politik der 
OVP-Alleinregierung konzentrisch angesetzt 
war, dort haben Sie den radikalsten Abbau 
Ihrer politischen Ziele betrieben. Der Satz : 
"Eine moderne Wirtschaftspolitik kann nicht 
ohne ein Wirtschaftsministerium geführt wer­
den", war eine These, die der Parteitag Ihrer 
Partei 1 968 feierlich beschlossen hat. Nach 
dem Entwurf Ihre!s <großen Kompietem�es'etzes 
ist der Herr Handelsminister nun endgültig 
in der Gefahr, unter das Volumen der Bundes­
theaterverwaltung reduziert zu werden und 
damit das zweite Ressort darzustellen, das 
kleiner ist als drei Theater. Womit ich keinen 
Bezug zum sachlichen Inhalt herstellen wollte. 
Die Worte Rahmenplanung, völliger Neubau 
der Investitionsförderung, langfristige Finan­
zierungskonzepte, Förderung der forschungs­
wichtigen Investitionen, Umbau der Steuer­
politik, die klaren Absichten in der verstaat­
lichten Industrie, die Sie damals niedergelegt 
haben, die Forderung nach Ausstattung mit 
mehr Eigenkapital durch den Bund - wo sind 
bitte alle diese Fragen 91eblieben? 

Sie haben sie in den letzten eineinhalb Jah­
ren abgeschrieben und inzwischen vergessen. 
Die hohe Welle der längsten und der stärksten 
Konjunktur, an deren Entwicklung wir Pate 
gestanden sind, hat Sie bis heute getragen 
und das Experiment der letzten eineinhalb 
J ahre überhaupt erst möglich gemacht. (Zu­
stimmung bei der GVP.) Si'e hat alle j ene 
Probleme, die :sich in unserer Wirtschaft wie 
in anderen Wirtschaften des Westens auch aLs 
Folge des raschen techniJschen Fortschrittes 
dauernd neu ergeben, vorübergehend in den 
Hintergrund treten lassen. Das mag bei v,ielen 
in diesem Land den Eindruck erweckt haben, 
es gebe aUe diese Probleme nicht mehr, als 
seie'Il lsie alle, gelöst. 

In Wahrheit aber, meine Damen und Herren, 
haben wir auch heute strukturell gefährdete 
Industrien und Industriezweige, zum Teil mit 
extrem hohen Exportquoten, die von den 
Schwankungen der internationalen Konjunk­
tur hart getroffen werden. 

Wir haben noch 'immer rasch wachsende 
Industrien, die jedoch mit dem Problem der 
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Kapitalbildung nicht fertig werden und von 
ihrer Bilanzstruktur her in Gefahr kommen. 

Noch immer und unverändert ilSt der Struk­
turdruck auf mittlere und kleine Unterneh­
mungen in Vlie,len BeI1eichien idJer W,irtschafil:, 
und das ,ist nicht nur eine wirtschafUiche, son­
dern auch eine zutiefst menschliche Frage. 

Ebenso ist das durch zwei Jahrzehnte heftig 
umstrittene Problem, wie die unbedingt not­
wendige Zufuhr von Edg�mkapital an die ver­
staatlichte Industrie gelöst werden soll, offen 
und noch immer da. Vor vier J ahl1en war es 
hochaktuell. Damals mußten wlir Hunderte 
Millionen Schilling aus dem Staatshaushalt 
zur Verfügung stellen, um das verlorene 
Eigenkapital zu ersetzen oder Kapitalerhöhun­
g.en vOT:lJunehmen. Damals,  meme Damen und 
Herren, war Ihnen das viel zuwenig. Meine 
Frag-e meute, die lich stelle, weH sie ,in Ihrer 
Regierungserklärung nicht beantwortet w.ird, 
lautet einfach: Was -gilt für die nächsten Jahre? 
Ihr ökonomisches Programml mit dem Sie vor 
zwei Jahren angetreten sind und in dem ein­
deutig gefordert wird, daß die Eigenkapital­
zufuhr vom Staat her zu erfolgen habe, oder 
die Aussage des Herrn Bundeskanzlel1s auf 
seiner ersten Pressekonferenz nach den Wah­
len, bei der er diese Forderung ,strikt abge­
lehnt hat? 

Noch 'ist diese Frage heute nicht akut. Aber 
in einem Jahr, spätestens in zwei Jahren 
werden Sie, meine Damen und Herren von 
der RegJerungspartei, beinhart mit dieser 
Frage konfrontiert werden. 

Und ebenso greift der seit mehr als zwei 
Jahrzehnten il.l:I1!enhört vel1stäI1k.te StJrukturpro­
zeß der bäuerlichen Bevölkerung - das ust 
wohl das schwi'erigoSte Problem aller west­
lichen Industrieländer - weit über die unmit­
telbaren Existenzfragen der betroffenen Men­
,sehen hinaus. Auch hier haben Ihnen die letz­
ten zwei Jahre dank der Uberkonjunktur eine 
leichte Atempause verschafft. 

Ohne Anspruch auf Vollständigkeit möchte 
ich nur noch einige Probleme nennen: die 
strukturelle Schere im Staatshaushalt, die sich 
wieder öffnet, das Fiinanzierungsproblem unse­
res Systems der sozialen Sicherheit, von dem 
alle Fachleute wiSiS'en, daß es dn dien nächsten 
Jahren aus allen Nähten zu platzen droht, oder 
die zum Teil demographisch bedingte Explo­
sion an unseren Hochschulen. 

Nicht zuletzt das schwerstwiegende Problem 
von heute und der nächsten Zeit : Die längst 
mehr als bedrohlich gewordene Pfleilssteige­
rung. Hier haben Sie ,in den letzten eineinhalb 
Jahren dunn Ihre Untätigkeit eine Verantwor­
tung auf sich geladen, deren volles Ausmaß 
Sie wahl1scheinlich er,st in einiger Zeit erfas-

sen werden. Denn 'nun sind w:ir endgültig 
vor einer Konjunkturphase angekommen, in 
der die üblichen Mittel der modernen Kon­
junkturpolitik kaum noch angewendet werden 
können, ohne diJe Gefahr einer zusätzLichen 
Schwächung der Entwicklung heraufzu­
beschwören. 

Jedenfalls werden uns aber die nächsten 

Monate j ene Lawine von Preiserhöhungen 

bescheren, die Sie Iseit dem Frühj ahr Isorglsam 

aufgestaut haben. Angesichts einer solchen 

Entwicklung, Herr Bundeskanz�er, e rsche'int es 

mir grotesk, daß Ihre Regierungserklärung zu 

diesem brennenden Problem -einen einzJgen 

Satz enthält, in dem Sie wehmütig von einern 

Preisregelungsgesetz träumen. 

Mit diesem Satz, als ultima ratio Ihrer preis­

polüischen AbSiich1len und Ansichten, haben Sie 

eindeutig den wirtschaftspolitischen Offen­

barungseid abgelegt. Ich bedaure das umso 

mehr, als sich auf Ihrer Regierungsbank zwei 

Wirtschaftsexperten befinden, die sich :in den 

letzten 20 Jahren - gemeins·am mit vielen 

anderen aus anderen Lagern - mit Erfolg 

bemüht haben, modernen wirtschaftspoliti­

schen Methoden und Denkweisen in der öster­

reicruilSchen Politik Eingang zu verschaffen. 

Die ,internationale Entwicklung können wir 
heute IflJUr mit SOI1ge ,beobachten, hesondens 
aber die in ,ihrer Tragweite kaum mehr zu 
unter,schätzende Krise des Wieltwährung-s­
systems, die von einer Lösung heute - lei­
der - weiter entfernt scheint als vor Monaten. 
Es wird lin einer Woche Gelegenheit sein, die 
v;onenst ,erkioonbanen FoLgen 'Und AJUs'W,ilr.kun.­
g·en in einern größeren ZUISammenhang zu 
sehen. Hier, Herr Bundeskanzler, möcht'e .ich 
nur unsere Bereitschaft ausdrücken, so wie 
eh und je Fragen der Währungs ordnung und 
der Währungspolitik jenseits des tagespoliti­
schen Klimas zu halten. Das Isetzt allerdings 
'- und darüber möchte ich keinen Zweifel 
lassen - die Bereitschaft voraUIS - auch von 
Ihmr Seite -, die 'g-emei'llJSame BaSiis zu 
SlUchen. 

Ich sage das deshalb, Herr Bundeskanzler, 
weH wir vor wenigen Monaten, aLs die Kdse 
begann, s-ehr wohl zu einer Sitzung und zu 
einer Besprechung der unmittelbaren Lage ein­
geladen wurden. Es ist uns damals von IhI1Jen 
zugesagt worden, daß wir dann wieder zu 
Konsultationen eingeladen würden, wenn die 
damals markierten Punkte nicht mehr gehal­
ten werden können. Die damals gesetzten 
Markierungen sind nach 14 Tagen bereits 
überschl1uUen gewesen, wir wa.rten Cllber bis 
heute auf Ihre Einladung, uns mit dies·er 
Frage beschäftigen zu können. 

9 
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Meine Damen und Herren! Vor uns liegen 
in den nächsten Wochen noch manche Gelegen­
heHen, den Inhalt dieser Regierungserklärung 
dort, wo ,er Aussagen und Konturen vermis­
sen läßt, aufzuhellen und Schein und Sein zu 
trennen. Ab heute aber geht 'es vom Höhen­
flug der Gedanken mehr und mehr hinab in 
d�e fiiluhe Wirkl,ichkeit. 

Für die Abgeordneten dieses HaUJses beginnt 
eine harte ArbeitsphaSie. Wir sind bereit, ernst 
und sachlich zu arbeiten. Wir haben keines­
falls die Absicht, Ihre Arbeit zu verzögern 
oder ' zu blockieren. (Abg. P e t  e r: Beförde­
rung oder Lohnerhöhungen?) Ich muß aber 
feststellen, daß wir heuer unsere Arbeit um 
zwei Women später beginnen als in normalen 
Jahren. Diese Verspätung haben nicht wir 
herbeigeführt! 

Obwohl die Regtierung nahezu ohne Unter­
bredmng und fast unverändert tim Amt war, 
wi,ssen wir heute noch mcht, welcheis Arbeits­
pensum die Regierung.sfraktion in den weni­
gen Wochen vor We'ihnachten noch bewältigen 
will. Obwohl les nicht meine Aufgabe gewesen 
wäre, habe ich schon lang vor dem Zusammen­
tritt des neuen Nationalrates den damaligen 

Den 80 Abgeordneten meiner FrakNon - dCiis 
ist in anderen Fraktionen IsrrcbJerHch nicht bes­
ser - stehen insgesamt 1 8  Schreibtische in 
diesem Haus zur Verfügung. 60 Abgeordnete 
wohnen nicht Jn Wi'en. Für si'e ist der Koffer­
raum des Autos zumeist Arch:iv, Ablage und 
Dokumentation. 

Die Arbeitsbedingungen sind heute die 
gleichen, wie sie zur JahrhundJertwende 
geherrscht haben. Arbeit und Anforderungen 
aber sind auf ein Vielfaches gestiegen. Unter­
lagen, Hilfsmitt:el, w:isseIllschafUiche Dienste, 
Büros mit den notwendigen technischen Ein­
richtungen !Sind ,in uns,erer parlamentarischen 
Organisation nicht vorgeStehen. 

Ohne mich jetzt unnötig über Fragen zu 
verbreitern, di,e jeder hier aus eigener An­
schauung kennt, möchte dch doch ankündigen, 
daß lich nicht ·aufhören werde, für eine z'eit­
gemäße Gestaltung der Arbeitsbedingungen 
einzutreten. Ich glaube, daß dCilS kleine Streit­
frage sein soll und sein darf, lSondern letztlich 
ein gemeinsames Anl1iegen ist, an dem jeder 
intereslsiert sein muß, dem ein arbeitsfähiges 
Parlament am Herzen Liegt. (Beifall bei OVP 
und FPO.) 

Obmann der Regierunglsfraktion gebeten, Erlauben Sie mir bitte zuLetzt ein paar Uber­
einen Uberblick über jene Vorlagen zu geben, legungen zu einem nicht mehr neuen Thema : 
welche neben dem Budget vor Jahresende zur Reform der GeschäftiSordnung. 
unbedingt ,erledigt werden Isollen, weil die zu Alle F kt'onen dl'eses H u h b :h 

d A b ' f "" ll b "  I" ra 1 1 a ses a en , 1  re 
erwarten e r e1ts u ·e nur e1 emer anger- B itsch ft u Refo en b k d t T ' l ' . f ' l' A b 't 1 ch '  kl o h b "" I 

ere a z rm e un e .  e1 welse �l!S Igen r e'l sp anung au WlT IC ewa
, 

-, sind in früheren Jahren auch Anträge dazu 
ttgt werden 

,
kann. Ich bedaure :s, daß d�e gestellt wordJen. Ich möchte gleich voraus-Regierung, due paUJsenlos gearbeItet hat, b1'S ch'ck d ß ' eh 0 e t k . d t' , , , . , , S 1 en, a 1 v r rs e:men ' erar 1gen 

Jetzt mcht m der Lage war, dIesen wue Ich A t ' A f ' l 'ch '" d' . 11 .. , "" n rag InS uge asse, we1 11 praJu IZle 'e taUbe selbstverstandhchen Wunsch zu erful- Festlegungen von der einen oder der anderen 
en. Seite für d�e Erarbeitung einer unvermeidlich 

Ich sage da!S deshalb ,schon heute und hier notwendigen gemeinsamen Lösung nicht für 
in aller Deutlichkeit, weil ich es nicht erleben förderlich halte. 
möchte, daß in den kommenden Wochen der 
Eindruck geweckt und dann ver!Stärkt w1ird, 
.daß ,eine "fleißigle R,egi'eruI19" von ,einem 
"langsamen oder arbeitiSunlustigen Parlament" 

Ich möchte aber doch einige Fragenkomplexe 
anschneiden, wo mir auf Grund der funktio­
nalen Entwicklung des Parlamentarismus ein 
Umdenken und Reformen mehr als diskus-

oder einer "bremsenden Opposition" an der sioIll5JwÜJrddg eTlSdleiiIlJen. 
Arbeit behindert werde. Wir werden keines­
falls - das sage ich Ihnen ebenfalls - unter 
dem Druck des Terminkalenders unsere Auf­
gahen vernachlässigen. (Beifall bei der OVP.) 

Ich muß bei dieser Gelegenheit - auch das 
tst heute schon geschehen - auf die anachro­
nistischen Arbeitsbedingung'en hinweisen, 
unter welchen die Abgeordneten des Hauses 
ihre Arbeit verrichten müssen. 

Der Prachtbau von Haooen, den der Passant 
vom Ring aus stieht, und -die Pracht der Grün­
derzeit, die der Besucher des Hauses feststellt, 
1st leider nicht gllsich mit den Arbeitsbedin­
gungen, di'e die Abgeordneten vorfinden. 

Wie ich schon edngangls aUJSführen durfte, 
müssen wir im Licht der Entwiicklung der 
Demokratie die Kontrollfunktion des Parla-
menus hJeute alIllders ISle.hen :ailis zur J1ahrhltmdert­
wende. 

Verfassung und Geschäftsordnung bauen 
heute noch auf der Fiktion auf, daß das 
gesamte Parlament die Kontrollfunktion 
gegenüber der Reg,ierung ausübt. Deshalb ste­
hlen nur die ,eher bescheildoo,en KontroUrechti€, 
Idie Alnf!1a.igemöglichktetten, !der MiooeMleiot zur 
Vierfügung . AI,1e lClIl/deren pr:akNsch iIllur !der 
Mehrheit. Wir glauben deshalb, daß man der 
Fr,age, wo eine Umwandlung von Mehrheits-
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rechten in MinderheitsreChte sinnvoll und 
zweckmäßig sein kann, wo sie der Fortent­
wicklung der parlamentarischen 'Demokratie 
dienen kann, nicht ausweichen sollte. Solche 
und neue Möglichkeiten, die zur DiJskusS'ion 
ge,stellt werden könnten, bieten sich vielfach 
an. 

Ich glaube, daß man an die Spitze einer 
Reformarbeit auf aUe Fälle eine Kompilation 
der bestehenden Geschäftsordnung, ihrer 
Widersprüche und ihrer UnzulängLichkeiten, 
stellen sollte und ebenso den V.ensuch einer 
systematischen Gliederung. W,ir werden noch 
eine ganze andere Reihe von Fragen in diesem 
Zusammenhang aufwerfen, das Fragerecht, die 
Frage des AmtsgeheimniS!S8lS hier vor dem 
Hohen Haus , di'e Frage, wie eine Debatte über 
einen Gegenstand geführt werden kann, für 
den ke:ine Vorlage im Haus liegt. Alle diese 
Dinge sollten wJr, weil sie ,sich auch in der 
Vergangenheit immer wi'eder als fehlend 
erwiesen haben, in Diskussion ziehen. 

Meine iSehr geehrten Damen und Herrenl 
Nur diese paar Vorstellungen am Beginn. Wir 
werden aber sicher nicht aufhören, dieiSer 
Frage auch weiter allen Ernst und alle Auf­

merksamkeit zu Wlidmen. 

Für d.ie kommenden Monate, die von diesem 
Parlament sehr viel Arbeit verlangen werden, 
darf :ich noch einmal unSiere ArbeittSbereit­
schaft zum Ausdruck bringen, ebenso aber 
unsere entschlOSIsene Bereitschaft, von dem 
Recht der Kontrolle, von dem Recht der Kritik 
und von dem Recht, unsere Vorstellung·en zu 
präztsieren, ;in einem Umfang Gebrauch zu 
machen, der die Inhaltsleere dler Erklärung, 
die wir vor wenigen Tagen gehört haben, 
sichtbar macht, denn die Aufgabe einer Oppo­
sition ist etS, der österre:ichischen Bevölkerung 
die Mängel, die Schwächen und die Fehler zu 
präsentieren, die von dJenen gemacht werden, 
die regieren. Danke. (Beifall bei der avp.) 

Präsident: Als nächster Redner ist der Herr 
Abgeordnete Czernetz genannt. Ich erteile ihm 
das Wort. 

Abgeordneter Czernetz (SPO) : Hohes Haus ! 
Mein unmittelbarer Vorredner, Herr Professor 
Koren, hat einleitend von der Entwicklung 
der Regierungsform in Osterreich gesprochen, 
nämlich der Entwicklung, von der großen Koali­
tion zu den Alleinregierungen einzelner Par­
teien auf der einen und der großen Opposi­
tion auf der anderen Seite. 

In diesem Zusammenhang soll man nicht 
übersehen, daß die große Koalition von 1945 
bis 1 966 ein Ausdruck eines echten Sicherheits­
bedürfnisses in der Bevölkerung war. Ich muß 
sagen, daß die Vergangenheit in der Zeit nach 

1 966 doch als relativ überwunden angesehen 
werden konnte. Das kann uns freuen. Wir 
sollen nur nicht übersehen, daß die Vergangen­
heit leider weiterleben und sogar tödlich wirk­
sam werden kann. Man kann das in anderen 
LäJndJem EuriOpaJs, besondle["s etw,a in Iflland, 
erleben. Wir können nur froh sein, daß wir 
über diese Phase hinaus sind. 

Die Regierung Klaus H, also die OVP­
Alleinregierung von 1966, hat zweifelsohne 
das KOiaUtJioßls-l1abu ,gebrochen, ,dla.s in Oste.r­
reich bis dahin bestand. Ich erinnere hier ein 
zweitesmal - ich habe es einmal in der vori­
gen Gesetzgebungsperiode getan - an ein 
persönliches Gespräch mit dem damaligen 
Generalsekretär der OVP, Herrn Dr. Withalm. 
Ich hatte damals viel größere Sorgen als er, 
aber ich bin nicht sicher, ob er so sorglos war, 
wie er getan hat. Jedenfalls können wir sagen, 
wir haben die Ubergangsphase überstanden. 
Wir Isind nach dem Durchbruch - VQll1 dem 
ich offen sagen möchte, daß im ihn als Ver­
dienst der Alleinregierung der OVP betramte 
- in eine neue Situation gekommen : Wir 
hatten die Alleinregierung der OVP mit einer 
parlamentarismen Mehrheit, dann die erste 
sozialistisme Alleinregierung ohne eigene par­
lamentarische Mehrheit, und jetzt haben wir 
die erste Alleinregierung einer Partei nicht 
nur mit einer parlamentarischen Mehrheit, 
sondern auch mit einer Wählermehrheit. 

In diesem Zusammenhang ist es natürlich 
von besonderer Bedeutung, die ungeheure 
Wichtigkeit der Opposition zu erkennen. Die 
Opposition wird nicht nur durch ihre Größe 
besser wirken können, als es einer kleinen 
Opposition etwa im Zeichen der großen Koali­
tion möglich war. Die Funktion der Opposition 
ist im Rahmen der demokratischen Entwick­
lung gewachsen. Wir wissen, daß in allen 
demokratischen Ländern der Welt starke Ten­
denzen zu einer Verstärkung der Macht der 
Exekutive bestehen. In allen demokratischen 
Ländern der Welt nimmt die Einflußmöglich­
keit des Parlaments im Verhältnis ab. Um so 
wichtiger ist es - wenn man das weiß -, 
das demokratische Korrektiv, das Parlament 
zu verstärken und dabei natürlimerweise die 
Rolle der Opposition entsprechend zu betonen. 

Professor Koren hat in seiner Rede Skepsis 
und Mißtrauen gegenüber der Erklärung des 
Bundeskanzlers in bezug auf die Anerkennung 
der demokratischen Kontrollrechte ausgedrückt 
und hat dies besonders damit begründet, daß 
er sagte, Dr. Kreisky habe von einer Kontrolle 
durch die Parteien gesprochen. Professor 
Koren hat auch ein Beispiel angeführt, nämlich 
dile .ALnf.ra.gebea�1Jwortung des B1mdJeskan�leIIS 
über seine Reise zum SPD-Parteitag in Saar­
brücken, bei der er vom Finanzminister be-
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gleitet war. Herr Professor, wenn Sie sich 
bemühen, finden Sie sicher bessere Beispiele. 
Dieses war nicht gut, denn Dr. Kreisky hat 
seinen Besuch beim Parteitag der SPD nicht 
als Bundeskanzler gemacht, sondern als Partei­
obmann der Sozialistischen Partei Osterreichs. 
Ein anderes ParteivonstClJnldsnütgl,i,ed hat ihn 
begleitet. Die Anfrage, die an ihn gerichtet 
worden ist, bezog sich nicht auf die Vollzie­
hung der Bundesregierung, sondern auf eine 
Parteiveranstaltung, und es konnte von seiten 
der Regierung keine andere Antwort gegeben 
werden. Aber ich sage nochmals, ich zweifle 
nicht, daß Sie bessere Beispiele finden können, 
wo wirklich eine Antwort auch meiner Partei­
freunde in der Regierung nicht voll befriedi­
gend sein wird. Dieses Beispiel ist j edenfalls 
nicht zutreffend gewesen. 

Aber wichtig scheint mir ein Gedankengang, 
den Dr. Koren ausgesprochen hat. Er hat näm­
lich die Frage aufgeworfen, wie es damit steht, 
wenn man "Kontrolle der Parteien" sagt -
dabei hat er Dr. Kreisky zitiert. Was ist damit 
gemeint? H�er wellden Siich di'e Aibtgeordneten, 
dile schon früher im Hohen Hause Isaßen, seihr 
wohl an h1bZitg,e Debatten ,enlImern, d!ile hiler 
,geführt wunden. Der sozi'alist:iJschlen Opposi­
tion wllude nämlich 'Z1eitwlelilse eIlltgle:geng,ehal­
ten: Die padamlental11sche Kontrolll,e 1st eJiiIlle 
Kontrolle dies ganZlen P,arlamen1ls, die na'türlich 
auf Grund von Mehrheitsbeschlüssen laUSige übt 
wird. - DieSle Auffassung, di,e in der nedt 
der AHeinregierung der OVP mehdach Ig!e­
äuß'ent wurde, haben Wli.r ,mf dClJS entschi,e­
dens'te zurück!gewielsen. Ich möchte sehr deut­
!lich s.al91en : Wir si:nd j<etzt labs Mehrhedttspartei 
,ganz der 'gleichen AuHaJSiSWng, d1e wir damals 
als Opposition haUen. 

ParLamentarische Kontrolle heißt ruicht Kon­
troUe der Regdlellli'ng durch diClJS IglanZie ParI.a­
ment, diJe durch Mehrooitsheschlüsse des Palr­
l,ameruts 'Zlum Ausdruck. kommt, Isondern Isi'e 
besteht in dem Kontrol1necht Jedes ei,ruZielnen 
Abg,eordnet,en und natüfibich ,auch im Kontroll­
r:echt, das die Opposition aLs Partei benützen 
k.ann. Wir stehen ,also tals SozLa'llisben, heute 
als Regdierung,spartei 'g,anz ,auf Idem .gleichen 
Standpunkt, den wir damals ,eingenommen 
haben. 

Wir sind in bezwg auf ni,e ,diemokratischen 
KOIlitrollr,echte ,des Parlaments ,arußlerondenHich 
wachsam, und wiir ,sirnd der MeinJUng, ,daß man 
nicht da:s ,g,eningste pI1eiJsgeben dalff. Niemand 
hat e ine Sicherheilt, daß 'er immer Rlegierull1Jg 
1st, und ni:emand ist dazu verurteilt, immer 
Opposition zu sein. Kein Ger.ingerer als der 
spätere Bundespräsident Dr. AdoI.f Schärf hat 
in der Zeit der großen Koa�itJion immer w.i.eder 
dararuf Igepocht, dile Kontrollrechte der Oppolsi­
bion fest und .st'ark ZiU 'erhalten :und ,ClJUSZlU-

bauen. Die Kontrolhechte des Par,llam�ts g,e­
hören ZiU den wes'entlichen LeberusbedingungJen 
der DemokraUe. Hier wi.rd Id1e OpPosli:tion von 
heute looinerl,ei Schwilooi,gkieiten Ibei der sOZlila­
liJsUschen Mehrheit tdi'es,es Hauses filnden . Wir 
werden jeden Ausbau idemokl1atismer Kon­
troUmölgJtichk,eliten lim RJahmen des par.Lamen­
tarischen Systems föndem und dahei mitwli,r­
kien. 

Profiessor Koren hat ,aruch von IdJeIß. ClJna­
chronistischen Arbe.itSibedi.ng·U!IlIg,en in uns,erem 
P,arlamenrt ,g,esprochen ; ler findet dahei die 
volle ZustimmurrlJg ,aller }ener Kollegen, idJi,e 
schon läruger ,im HasUJSle slinJd illiIl!d die nicht 
er,st Jetzt überr,ascht sind von der Schönheit 
dJeJ' InnenräJume di:es€ts h1storischen Gebäudels. 
Wir ,S!ind durchaus ,ei'lller Mein'lllIlig ;  gr1.llIldsätrz­
vieh gibt es keine Stneittfr,a,glen. Das list ,ein 
g,emelinsamels Anl'i'egen. Bs wti.lTd wahrschelm­
lieh Investitionen notwentdi'g machen, nicht 
für den Umbau der ,gtroßien Hallen und Ver­
handlungsräume , ,aber für idiIe Schaffung vieler 
Arbeitsräume, die lin Id1eSter 1hJ1storLsdren Hülle 
g,eschaff,en wellden könruen. Zu den Arbei,ts­
bedingllJIlJ9ien ,gehönen ;in e,inem modernen P:ClJr� 
lament natürlrich ,auch HdlfJskräfte, vor ,aUem 
wlsSle.1liSchafitli che Mi taflble iter. 

DiJe Mitgli:eder tdi'e'ses Hmsers, dliie G e}egen­
heit hatten, hei dir,ekten Besuchen ,im Deut­
schen Bundestag oder Ülber den Europar,at mit 
dem deutschen ParJament lin VerMrudl\llng zu 
h:eteu, können .nur IStalglen: nie Ideutschlen P,ar­
l,amentalli'er isIrud uns in leinem Isolmen Maß'e 
voraus, daß wir l,cmge bmtuchen wenden, die 
gleichen Mittel aubrubr,1ngIßIl, um in der glei­
chen W,e1S1e wi SiSIenscha.fUiche HiUskräfte her­
aillzuziehen. (Abg. Dr. K a r  a s e  k: Das ist ein 
Programm tür die Enkelkinder!) Wir sinrl a:ber 
j,edenfal1s einer Meinung, daß di,e 'größten 
AnstIlengungen 'g,emeinsam iU'1l!ternommen wer­
:den Isoll�en. 

Das gleiche ,gilt ,ClJUch für düe Geschäftsom­
nun91srefm:m. Ich k<ann ,ruicht VODaUSs.agoo oder 
vOI<aus,sehen, ob wir lin aUen Detail:f:ragen 
einer MeinUlng Isein weI1dJen. Ich bin nicht ein­
ma,l .imstande zu sag,en, ob wir iJnlIlJenoolb UIl!Se­
Der Eraktion aUe ,ei.ner Meinung Stein wierden 
und ob Süe untereiInander vollkommene Ein­
mütitgIDeit haben wieliden. Aber wir Iso.nen an 
diJe Sache her,angehen, 'Und :zw,ar ,sehr bald. 
,Es handelt sich dahei wahrlschletiJlll�ich weniger 
um di,e ProZiedur ,im Plenum Ides Hohen Haru'Sles 
laIs um die Arbeitsmöglichikei,ten der Aus­
,schÜJSS'e. Bei dieser ,aL1g,emeinen Deblatte möchrte 
ich IJ1UI schüchtern 'erwähIllen : Wilr haben ,schon 
o:ft von den SchWli'er.ilg,keiten des Außenpold­
bilschen Ausschiusses ,gesprochen; e,r wi'lld :niCht 
Ziuletzt dr,ankommen müssen, werun man ,die 
Arbeiitsmö'9lichkeiten zu reformieren halben 
Wilid. 
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Hohes Haus ! Die R,edner deli Opposit.ion 
h'aJben an der RIegierungslelrklärung der 
1 4.000 Wol1te KI1itik Igeübt. S,1e haben die 
Reg.ienmg,serklär:UIl!g ,alls "unkonkret" , "Ge­
meinplätze, V1ag<e Phrasen ,enthaltend" be,ze ich­
net. Zuletzt hat Pro�eSlsor Kor'en dlLoe fehl,ende 
RlClIIlgordnung be m ämJgelt, d�e fehlenden 
Schw:erpunk,te und so weiter. Ich möchte hier 
nicht Vergleiche anstellen. Es würde zuweit 
fühI1en, wenn man Regiemngiserklärungen der 
V:englangenheit direkt .in Vlerglleich ise12en 
würde zur 'g,egeIlJStändlichen Reg-i,eI1ungserklä­
l1UJI1Jg, mn festzusteHen, wo mehr nichbsSla'gende 
Formeln zu finden Sli'nd. Aber :eines möchte 
ich jedenfalls feststelLen: 

Eine Regierungserklär,UiIllg kcann ndchts ,ande­
res Isein als die Absichts'errkllärurug ,ei!ner RIe.gdle­
DUIIlg für die kommende Gesetzg,elbUJIlIglsperiode. 
Ni,emanJd kann von einer RegLemmg ,erwar,ten, 
daß slie in der R'e'gi,erungserklärung so'Z'Usa.:gen 
einen Vor,abdruck ,aHer kommerud.'elll RJegile­
nung!svOTllagen dem HaiUse vorloe'gt. Das wäJre 
unseriÖls, das ,gibt es ruing,ends in dler 'Wielt. 
Bilne Re!glieflUngser'klämmg muß in allgemeinen 
Formen die Absichten der Regierung aus­
drücken. SLe körnnen dazu Slagen : Di,e Absich­
ten lsillld f,alsch - ,w.enn S1e dJileser MetiuJUng 
siJnd -, aber Ste können nicht !bemäng,eln, 
daß nicht ,auch sdlOn di'e nurchfühJI;UI1Jgsbe­
stimmungen in der Reg,i,eJ:1Ungs,erklärulß:g ent­
haUen sinld. 

Ich möchte mich j etzt insoesonder,e mit lem 
paar Punkten be faJssen , di,e die AJUßelllpolitik 
betreffen. Nwtüdich enthält di'e R'egierungs­
erklärurug da,s Bek,enntIllrs zur FriedenspoUtik 
der Republik Osterreich und zur Neutralität. 
Die Redner der Opposition, besonders Hierr 
Dr. Schleinzer, haben einleitend von. der Kon­
tmuität der österreichischien Außenpolitik ige­
sproch'en. Mit Recht. Ich würde Isagen, 'es hat 
nur eine einzige Unterhr,echlIDg der KonUnui­
tät ,in der neH der OVP-A1lieinI1egierung ,g,eg,e­
ben. Nicht durch die Ig,anze RoegLerung und 
aUe 'ihre Miibg.liieder - rin der Europapolitik 
hat es keine Änderung in der Kontinuität 
bei TonNe, Waldheim oder Mitteiier 9ege­
ben -, wohl aber bei Burudeskanz1er Klaus 
und Viizek,alllzler Bock. J)ws ,waren die Brüche 
in der Kontinuität. Aber wenn Dr. Sch},ei'llizer 
sagte, j etzt trete die SPO außenpolitisch in 
dli'e Fußstapfen der OVP, dann muß ich hinzu­
fügen: Entschuldig,en S�e, die OVP-Allelin­
reg,ierung ist 'außenpoldtisch in dliJe Fußsoopfen 
von Dr. Kreisky Igetrleren - Ihis lauf dd,e paar 
"Bock" -Sprünge, die es gi€geben hat, die sind 
daneben gegangen. (Beiiall bei der SPtJ.) 

In der Regte'rungiserklärung dst von lder euro­
päilSchen Sicherheitskon�eI1enz di'e Roede. Selbst­
verstäIlldl!ich hat Dr. Sch1e�nzer ,aLs Sprecher 
der OppositioIliSpartei den Vor'DereitJungen für 

eine europäiscbJe SichierheitJskonferenz ,zuge­
stimmt. Das war j,a schUeßlich 'auch ,eme,s 
der Anliegen der OVP-Arl1e,irrloogterung. 5e,lbst­
V1eretänJdlich muß eine europäische Slicherhei,tJs­
konf,erenz für aUe ,europäLschen Stwaiten off,elIl­
stehlen, ISO wie für di,e VleI1eäniJgten StaJaten 
,und Kjanad,a. Selbstve'DStällldlich muß man 
trachten, ISI�e gut vonzlJlbeI1ed,ten. 

Wenn Dr. ScMeinzer lSagtJe : DLe ausgewo­
ge>l1Je Truppenv'enm�nd:eI1UI1Jg muß behandelt 
weI1den ! ,  dann hüfft ,er ,ahsollUt das, W,aJS die 
BumdesrlegileflUIlig in 'ihrem Memofla.Jlid:um vom 
Juli 1 970 ,ausgesprochen hat u'nd w,as dJile Zu­
stimmUlIlig .ai,es,es Hauses !land. Gegenwärtig 
d,st e.s nicht galll'z geklärt, wiewei't ,arudelre Auf­
fas:sungleIl und Einsprüche der Sowjletliegi,e­
ITUng Igooen. Es schei.nrt: so, .(1ILs ob man dO,l1t dli,e 
Behandlung 'einer TruppenvermindeTlunJg llileber 
lin einsr :ander,en K onferenz vornehmen wÜllde , 
Aber ich glaube , die Frage ist nicht entschile­

den. 

Jedenftaills bin ich der MeinUlll'9, daß dier 
Sta,ndpunkt ,der Burudesr,e,gierung in diesem 
Fall wahrscheinlich von ,aHen Mitglliedern des 
Hauses unterstützt wenden wiJrd. Von 11nserem 
Standpun..1d s oll man aJUf eine baldige und 
,sorgfällbigle VorbeI1eitung leiner solchen leuro­
päiJschen SicherheitskonferelIl'Z dfiingen, Idabei 
iJl!atüfllich 1m Sinne dies Memoranooms vom 
JuLi 1 970 die Fr,a,ge der Behandlung emelr afllS­
.gewogenen Truppenvemrui:nde.rung ,einzube­
zLehen hat. 

Dr. Schleinzer hat in ,seiill!er Rede 'auch die 
Bunde.sheerreform behaoo€llot, dliie nicht mein 
Thema ist, und er hat im Zusammenh'ang 
damit di'e Gl,aubwürdiJg.ke�t runs,eI1er Neutrali­
täJt hereufbeschwor,en. 1ch möchte Isagen, wenn 
das firn .A:usl,aillid <g<escbJileht - da ffiJUß man 
j<edesmal schauen, welches Ausla·nd -, damrn 
dürfte das wahrscheinLich rweniger ernlst zu 
nehmen ,sle.in, als wenn dias hier Igeschi.eht. 
(Abg. Dr. K a r a s e  k: Das Ausland auch, Herr 
Abgeordneter Czernetz! Sie kennen die Presse­
stimmen!) Ich komme dallauf zurück. 

Ich möcht'e a'ber zur Frage der BUnldeslheer­
reform sagen : Wir haben die ersen Schritte 
gesetzt. Das letzte ParLament hat die Hierab­
s'etzu'llJg der DLeIllst2leH von l11!eun Monate 'auf 
'Slechs Monate beschlossen. Ich darf da eine 
kleine Ralndbeme.rkung machen, Herr PräJs'i ­
dent. In dier W,ahlbewegung haben ,es 'UoIliSIere 
KoHegoo von der OSiterreichischen Volkspartei 
für :Il.otwteIlidiJg befunden, der Offentlichkeit 
zu sagen: Die Sozialisten haben eine Heralb­
setzung von ne,un auf ,sechs ·Monate ve.I1spro­
ehen, herausgekommen ist aher IlIUr eine. Her- . 

absetzung auf acht Monate. (Abg. K i n  z 1: 
Richtig! Genau!) Bitte, tun Sie nicht so, ,als 
ob Sie nicht r,echnen könnten. Wenn Sie ,sagen, 
sechs Monate Präsenzdienstzeit plus 60 Tage 
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W,affienüb'UJng,en sind acht Monate - ibttt,e sehr. 
Aber dann hat es früher neun Monalte pros 
124 Tage Waffenübungen gegeben, das sind 
13 Monate und 4 Tag,e ! (Zustimmung bei der 
SPO.) Wenn Si'e von ,acht Monaten r,eden, 
dann ha,fJlJen wir �rüher 13 Monate. (Beifall bei 
der SPO.) Man soH die Bevö]JkJerung nicht irre­
führen !  (Abg. 0 f e n b  ö c k: Aber irreführen 
tun Sie sie doch jetz t! 10 Prozent der Präsenz­
diener haben diese Waffenübungen gemachtl) 
Die 1 24 TClige sind vorher rruicht konsumilert 
wordelIl. - Es ,ist nicht meilIle Aiuflg,ahe :zru 
sagen, daß S�e d81s Wort nJehmen k�en, 
das mÜlssen Sie in Ihmr FrakrtJion ausmachen. 
Aber S�e halben ,es 'bHhl,g,er lU!Ilid müssen meht 
so schnei,en, wenn Sie den LalUtsprecbler hier 
aLs Redner henÜl�en . (Abg. 0 f e n b ö  c k: Sie 
haben den Lautsprecher! Ich nichtI) 

Ich möchte .noch einmall k:lar und tdelUthlch 
ZlUf BeLehruIlig jleIller KoUeg,en, dJile ISlich offienhar 
weigern �u l.1edlnen, w,iied:erhol,en: Wiir habe'll 
nach der aUen OesebJesl,ag-e 1I1Jßu:n Monate 
Präs'enzldlienst I pl'l1ls 1 24 T,ag,e Igehabt. Wenn 
man ,das zusammenl1echIl!et; dann walien. 'es 
1 3  Monate und 4 TIClIge. W,eIllIl Sile tdaJS machen, 

,da,nu kÖ'IliIlien Si,e Jetzrt ,auch ISIBlg,en: acht Mo.nate. 
Ode,r Si'e saglen: Heralbsetzun:g von llIe1Un 
Monaten 'auf ,sechs Monate. Das liiSt erfüllt 
worden. Man ,so.U nicht Ischwindeln l (Beifall 
bei der SPO.) Die wei1JeI1e HJeform dies Bundes­
heeres wird firn Landesv;el1teirligunglsrat lUIIlId 
im LanJd.esv,ert-ei�dj.gungg.alusschJuß behillILdelt 
w,erden. 

A'ber jetzt wi'edJer 2lU der Fr,ag,e der GLauh­
wÜlrldi.gk.tedt :zurück. (Abg. Dr. Z i t t m  a y r: Ist 
besser! Vom Bundesheer hat er keine 
Ahnung!) Hohes Haus I Sehr ernsthaft dlie 
Fr.a.ge : VVienn in Wien ,l,auf,end tLntJe,rnalbionale 
A.!brü,shlJlJgskon�el.1en'Z'en de:r beiden Supe.r­
mächte ,sua:ttfinden, weil heide Seiten Oster­
Deich für neutnal hal,ten, dann :mein.en Si'e , daß 
es ,gut -1st, wenn ffiClJIl dile GLatl'bwÜJndJi.gkleit 
uIliSle.rer Neutr'alität lin Fl1age fS'tellt? Wenn ldiie 
R1eg,ieruTIg dier V'erei:nhgrten Staaten ibei delI' 
ös,teTl.1eichi.schen Bundesr:e'9l1el.1ung ,anfrlagt, ob 
s1e als neutI1aler Staat hereit wäI1e, Kr,1e,gls­
Igeflangene ,81US ViiJetnam so ,Lange :mI liIlJbernie­
I1en, Ib.Ls ,II1!aJn sie 'aJUstausmen Ulnd .I1epatriJilere!Il 
k.a'lltll - ID'a!n fr,agt uns das, 'Weili man 'Unsere 
Neutrlalittät 'aIIlJerkennt -, daJIlIl ,g1auhen Sile, 
daß es Igut ,ist, wenn S1i,e ,an ,dilleSier GlaubwÜT­
dIDgkeit 'zw,eHeln? Ich bin ,der Meinnmg, daß 
Sie dI1e1Sie:m Lande ,aHein .schon milt oder FI1aJg,e­

stJellung einen sehr schlechten Di'eThst ·erwei­
sen. 

Ich darf zu dem ZusammeruhaJl1lg !Zwischen 
Neut'I1a1lität :und Militär ,eiines neutI1aLen Stalates 
- lU'll!d lich hoffe , ich wende jetzt nicht miß­
verstanden weI1den - 's,a:g,en: Unser,e .nelU'brallen 
Freunde haben in den letzten Kriegen UlThend-

Lich vi,el Glück '9'Efu,abt , daß man idJ�e Wiirksam­
kei,t ihr,er Landesv,erteidJtgung 11:icht 'erproben 
mußte. VVii.r .sind froh" -daß sioe das Glück ,g,e­
haht haben, und wir wÜllliScben das gleidre 
Glück fÜir (llIIllS .  A.!ber niJemailid IklaJnll 'etwas ütber 
dJie Wlirksamkieit im Ern.sUalil sCltgen. Ich wÜfide 
nUir vOI1schl,ag,en , daß man lalle 'Fragen der 
LaIlldlesVlerbeirlliJgung ernsthaft berät, mit 'aUen 
Rlechte.n, di:e PalihamentaDi'er und tllCl!türllim ,auch 
dile Opposition !haben. Aher hitt,e : Werfen Si,e 
die GI'aubwüDdi'gkeiit der Neutralität ,nicht ,in 
diese Dehatte ! (Beifall bei der SPO.) 

Zu IdelIl FDaJgen. dler Außenpolli'biJk. 'glaube :ich, 
daß IDtaiIl dlUch ,eine Bemerkung darüber machen 
soll, daß die voriye BundesDe,gi'enulllJg in de.r 
An91ellegeiliheit China ,eme Slehr lerfoLgr,eiche 
Pohbik beträ'eben hat, daß der Henr Aiuß,en­
mimi.ster peiflsöJ1�ich und diJe Rlegi'erung zur 
nicht1gen Ze'H die entsprechelooen Schritte 
unterIllom:men haben, da:s P,arl,ament 'CliUJsI'lei­
cband dJnformiert ,und ,ennspliechende Vorbe­
reitung,en 'g,etroffien hahen. Ich bi,n froh, daß 
wir bei dieser Abstimmung 'bei den Vler,emten 
Natione'll - vi!elledcht darf ich Idazu saglen -
ohne Jubel lUIIlId Begeiste.rung, ,aher doch !die 
Sbimme für ,dli'e Aufinahme der Volksr,epublik 
Ghina .ahgegeben haben. WdT waDen mit der 
überg:roßen MehIfhe1t der wlestJe11ropäJiJsch!en 
demokr,atilsmen Sta,a1ben bei diileSiem BeschliUß 
dialhei. 

Ich 91,aube, daß die Ahstimmungs'erJdäJrung, 
di:e von Botschaf.ter Waldheim iim Aluftl11l1g,e 
des Außlenministers :z;ur Abstimmung ahg,e,ge­

ben w:unde, durchaus dem ,entsp.rochen hat, WalS 
WliT hier im Hohen Hause vorher .ctislmtiler,t 
hatbelIl. Di,e Brklärung iootsprach UlnseDer Sorlge 
darüber, daß hei der Aiufnahme der Volks­
fiepubllik ChinJa ,einf.ach über ,em kJleines Land 
hJiJnw.e,g,gegan:gen wird, nämlich über d�e Be­
völkerung von 1Iaiw,an. 

Ich darf .alber rui,t Er.lau'bnbs des Heliffi P,räSii­
denten ,aus der China'erkläI1UlI1lg Dr. WaLdheims 
bei den Velie1nt-en Nationen di,esen Teil ,in 
Erinnerung bningen, :aLs ler in der Gene ra 1-
v.ersammmng ,saJgte : 

"Was Taiwan betrifft, so beziehe ,ich mich 
auf di,e Erklärung meiner DeLegation vom 
20. November 1970. Die dortige Regierung 
Ülbt ZWlCltr dile leff,ektiv,e Rleg.ileJTllJIlIgsgew,alt über 
die I!�sel laus, reprä'senJt�eIll aher nicht Chi,na. 
Die ösberreicb1sche R,e,gi,erUiIllg Dichtet 'aiUJS dJie­
Is'em knlaß einen Appell, daß eine Lösumg 
dieselS Problems als Ergebnis einer friedlichen" 
- ich wiederhole : friedlichen - "Entw.icklung 
gefunden w,eroe. Hinsichtlich lder ltesolubioills­
anträge in bezug alUf die Verf,aweilisabstim­
mung wird sich Osterreich ;in heiliden Fällen 
der Stimme enthalten. Wiir Slelh:en 'UIIlIS nicht 
lin deT Lage, Anträge odler Vorschläge zu IlIDter­
stüt:z;en, welche ein:e Verzögerung des Ein-
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tnitbes der Deleg,ation Ider VolkJSrepubldk Ohin'a daß vielleicht die Kommission bei den Ver­
zur Folge haben könnten." handlungen nicht zu starr an feste Regeln 

Dile ChimaJabstimmung fund g.e'f1ade ,in der 
Zeit der Wahlen 'llIlId der Neueinherufmltg delS 
P,arlaments statt. W1r könIlJen jtetzt 'SiagelIl, daß 
sich di'e R,egilerung ulllid das Außenamt durch­
aus lim Sinne der Haltung dies'es Hausles, des 
voriJgen P,arlaments, verhalten hat, und w,1r 
könIlJen laJUch tin bezrllJg ,auf die ArußelIlpolitik der 
RregtellUng UIlJse:r;e UbeI1einSitimmung aJUsspJ.1e­
ehen. 

Ein ander,er, sehr Igroßler Kompl,ex, der m 
der Regierungserklärung enthalten ist, wurde, 
wi'e Dr. Schletnzer sagte, nrur mit 1 7  Zeilen 
und 1 23 Worten bedacht. - Heute , beim An­
hören dJileser DebattenJ.1ooIl!er, hahe ich mir 
g,edacht : Ein glroßer T,eil der Kol1egen hat 
lSIedne Zeilt damit v,erbr:acht, die Worte rund 
ZeHen ZiU zählten, di,e 'm der R!eg,�eDUnglg,erklä­
Dung Istehen. BHte, das 1st leilne �nt'el1e.slSante 
,sbat1sbische BeschäfUgung. Ich .g.laube, lin mei­
ner F[1akbion hat das kJeilJlJer ,gemacbt. Das tilst 
dJiJ.1ekt ,eme Unter.lasSlllJI1Jgssünde. Wir hättJen 
�eststellen können, ob ·es immer .gestimmt hat. 

Her,r Dr. SchleinZIer hat ·aJusdrück.lich '91esClJgt, 
die ,sozLal:i.stisme Rel91i,erung halbe di,ese FJ1ag,e 
nicht lernst 'g,enug Igenommen, di,e Minilst,er 
seilen nicht in Brüsslel 'g,ewesen, d�e R!eg�enulllig 
hätte kei-ne eiooruCkJsvoll.eren Schrit'te unter­
nommen. 

Aber, meine Damen und HeliJ1en, j-et:ot list 
eine .geWlisse Aussicht ,auf Erfolg !da. ne.r ehe­
maHge Vi'Z'ek,a'Il!zler Bock Wlar dau.eroo hoch 
ZJU Roß und mit fUegenlden Flalmen auf dem 
RJiU nach BrÜJssel, Er ist laher iIlI]e hingekom­
men. Es kommt Ida'r:auf an, ,daß man den Ver­
trag enreicht, IlIicht daß man 'e�:nJdJ1UcklSlvollere 
Schritte erz1eH. (Zwischenrufe bei der avp.) 

W,as wir Ischon ei,ne Lang,e Zeit nicht mehr 
glauben konnt,en - 'So uIl!günsHg ,w,ar die 
Llage -, ,scbeint j ,et;zt WliedJerr ·in den BeI1eich 
der Mö,ghlchkeilt zu 'rücken. [)d,e InterimslösilllJg 
eiIller 30prozentLgen ZollsenkJu'Thg wdrd vi'el­
leicht j etzt lak�li'ell i vi!elleicht idaI'Uffi, Wleil man 
in der EWG Uster.J.1eich a1s ,ein bJ.1arudlJbaI1es 
V,enrtil iim Z.eichen etner verscMechooDten Kon­
j unkrur ansteht. A:ber .sei :es wlile lauch immer.  
Jedenfalls liSlt daJs mög�ich. Wir IsilJlJd ISO weit, 
daß ein T,eilmaIlJctat aruslg,esprochJen 'Wlumde. Die 
KommiJssion hat also vom RJa't dler Mi'This1:ier 
w,eni.gste:rrs teilweiJse die Mög�ichktedt, Ver­
haIlJdlungen milt ,den dr,ei Neutr,aLen IZlU fühiien. 
Ich .g1aJUbe, wir können darüber GeIlJUgtuu'lllg 
aJusdrücken, weil es 'e.ndlich eiJn Schritt list. Wie 
langle WaJDten wir iibeDhaupt Ischon auf letin 
Mandatl und es 1st [}lile Ig·ekommen. 

gebunen ist. Jedenfalls wird verhandelt wer­
den können. 

Die Sorgen in bezug auf die Landwirtschaft 
sind berechtigt. Wenn Dr. Schleinzer sagte, die 
Landwirtschaft muß in den Vertrag einge­
schlossen werden, dann bin ich der Meinung, 
daß die Regierung durchaus der gleichen 
Meinung sein wird. Es stellt sich nur die 
Frage, ob wir es durchsetzen werden - be­
sonders j etzt gegen die amerikanische Inter­
vention bei der EWG, was die Dinge ja er­
schWler.t. Es <sind .aLso nichrt nur protek1:JiOIlliJsbi­
sche Interessen innerhalb der EWG selbst. 

Dr. Schl.eitllZJer hat gemeint, IGile Demarche 
der Vereinigten Staaten bringe Zweifel an 
der GATT-Konformität der von uns beab­
sichtigten Lösungen. Bitte, es ist ja überhaupt 
problematisch, was GATT-konform ist. Es ist 
die große Frage, ob die EWG vollständig 
GATT -konform ist. Das ist ja auch noch nicht 
endgültig gelöst. Es wagt ja niemand diese 
Frage ernsthaft anzupacken, weil wahrschein­
lich der GATT-Vertrag reformbedürftig ist, da 
er j a  in der alten Form nicht mehr funk­
tioniert. Aber entscheidend dabei ist, daß 
Ausnahmen von den allgemeinen Zollsenkun­
gen oder der Zollaufhebung die GATT -Kon­
formität in Frage stellen können. 

Hier ist noch vieles offen, hier muß ver­
handelt werden. 

Wenn der Obmann der Osterreichischen 
Vo�:kJspartei meinte, Osterreich mÜS1se IClJuf das 
Handelsbilanzdefizit aufmerksam machen, und 
zwar insbesondere im Handel mit den EWG­
Staaten, dann ist das richtig. Das wird in den 
Verhandlungen zu geschehen haben. Aber ich 
möchte dabei besonders auf eine ernste Seite 
hinweisen, daß wir nämlich international unter 
Termindruck stehen. Denn es sind ja die 
Verhandlungen mit den anderen Beitritts­
kandidaten noch nicht geführt, es ist ja mit 
der Grundsatzabstimmung im britischen Unter­
haus noch nicht grünes Licht gegeben für alle 
Durchführungsgesetze. Das wird annähernd 
ein Jahr dauern. Ich nehme an, es wird gehen, 
aber ,es wiDd Schwierigkeiten geben. Es müs­
sen aber auch Verhandlungen mit den anderen 
drei Beitrittskandidaten geführt werden. 
Wir hoffen, es werden bald wirksame 
und zielführende Verhandlungen mit den drei 
Neutralen geführt werden. 

Aber, meine Damen und Herren, das alles 
müßte so geführt werden, daß es zur Gänze 
bis zum 1 .  Jänner 1973 in Kraft treten kann. 

Sidl:eI1�ich, TeUmaillld!at iheißt :  Es ,gi1bt unbe- Das wird aber nicht leicht sein. Wir stehen 
stimmte offene Stellen. Es bedeutet aber auch, zweifelsohne unter Termindruck. 
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Ich hoffe, man verzeiht mir, wenn ich der 

Meinung bin, daß man in diesen Tagen an 
der amerikanischen Demarche nicht vorbei­
gehen kann. Selbstverständlich hat der Regie­
rungschef in diploma.tischer Weise gesagt : Wir 
wollen das nicht dramatisieren. - Natürlich 
muß man anerkennen, daß die Amerikaner 
ihre eigenen Interessen haben. Ich möchte 
darauf aufmerksam machen, daß ich persön­
lich hier in diesem Hohen Hause immer 
wieder Verständnis für Amerika gehabt und 
gepredigt habe. Ich muß sagen, ich habe mich 
sehr gegen den französischen Druck gegen 
die Amerikaner gewehrt. Ich erinnere mich 
noch dar an, wie ich in diesem Hause eine 
sehr positive Haltung zu dem neugewählten 
Präsidenten Nixon ausgesprochen habe, mit 
einer Hoffnung auf eine freundlichere Haltung 
gegenüber der EFTA. Das hat bei den Kolle­
gen der OVP Staunen ausgelöst. Aber gerade 
darum halte ich mich für berechtigt zu sagen 
- und zwar als Abgeordneter, der nicht die 
Regierungsverantwortung hat -: Die gegen­
wärtige Haltung der Amerikaner, die amerika­
nische Demarche ist einfach unbegreiflich.. 

Man muß in Rechnung stellen, daß die 
Amerikaner Jahre hindurch sagten: Wir wis­
sen, daß die Europäische Wirtsch.aftsgemein­
schaft uns Amerikaner diskriminiert; wir 
nehmen die Diskriminierung hin, weil wir die 
politische Einheit Europas fördern wollen. 
Dann waren sie gegen die EFT A, weil sie 
sagten : Das führt nicht zur politischen Ein­
heit Europas. Sie haben die EFT A behindert, 
wo sie nur konnten. Sie haben die Zusammen­
arbeit zwisChen EFTA und EWG behindert 
und sind in Wirklichkeit damit gegen ihre 
besten und verläßlichsten Freunde aufgetre<: 
ten. 

Aber nun tritt der größte EFTA-Staat, näm­
lich Großbritannien, der EWG bei. Damit wird 
zweifelsohne die Diskriminierung Amerikas 
auf dem europäischen Markt wesentlich ver­
stärkt werden. Das nimmt man hin. Aber j etzt 
kommt die amerikanische Demarche gegen die 
Rest-EFTA, gegen die Kleinen, gegen uns. 

Meine Damen und Herren! Ln Ame'Tikia be­
trägt der A!U1Je.il der Imporbe am Brutto­
natdonalprOidukt 3,8 ProZient, der Anteil der 
Exporte 4 Prozent. Ich herbe die ZlaMoo nicht, 
aber ich wage die Behauptung, daß der Anteil 
der amertkiaJlltschen Exporte in dli.Je drei EFTA­
Staaten Pro:mil1esäiflZle lerlgeblOO wlirtd od-er noch 
Wleruilger. Das ilst für Ameni!kta vo.llkommen 
ul]wichttg, vollkommen ruruillltereStS:ant. Es han­
delt Stich hiler, ich wÜlde iSraJgen, .um 'ein doktni­
näres Wlei,teI11'aufen ,eilIlier 'fieindts'eliyen Po1itik, 
bei der wir k1ar und offen ,alLs FuelUI1Joo der 
amemilkiantsmen DemokIiabiie lTIJieht llIDifler.La,sSlen 
sollten, den Amer.ikarI1iem 'ZlU :sagen: Da,s soll 
crnan doch besser ,bLeiJben lassen I OeTiadJe weH 

man dJieser drei lI1Jffil'tJ1aLen St'ClJat,en sichler ist, 
daß :si!e zWlischlen ·den Laqern Istehen 'IJJIlJd nicht 
eilnseitiJg PaJrtei nehmen IsollJen, deswelgJen muß 
man ·sie nicht unbedingt schädigen und treten. 
Ich glaube, das soll man schon in aller Klar­
ihJeit und DeutLichlreit ,atUSlspI1echen. 

Hohies Haus! Ein pClJaJr Bemerkulligen zu dJelll 
i,I1Jll!enpolittschen und iZ'U ldien sozial- ,und wliTt­
ISchaftJspoli tismen Problemen. 

Dr. SchLeinzer meinte, daß der K,ampf gegen 
ddJe Armut nicht erst jiet2l1: begollJIlJen um nicht 
von den Sozi,aL�s,ten erruooen wor,dJen list. 
Sicher. Eine der interessanten Erscheinungen 
ist ja etwas ganz anderes : daß der Wohlfahrts­
sba,at, W!iie ,er sich entWlickJe.llt hat - nidtt mI­
Letzt durch die kräf.tL9Ie Artbeit ullid durch dile 
Kämpfe oder Gewerkschiaftshew,egulI1Jg ilmd der 
Sozialisten -, nadt einer internationalen Be­
rechnung des englischen Professors Titmuss 
IUnge,fähr 1 0  Prozent HäIltefälle mit sich :bI1ingt. 
Das si'nd -immer dJiJe GJ1ellzfäJLe, di:e durch di:e 
Gesetzgebung nicht gedeckt sind. Also gar 
nicht zu reden von dem, was in der Regie­
.ruuglserklärung ,a1s Gruppien von AImeIl 
dIÜiru1JetI1JSbeht, haben wir es ü'be,rhaupt dm 
Wohlfahrtsstaat außerdem noch mit diesem 
Problem der Härtefälle zu tun. 

Und w,ernn Dr. Schl,eim.zer !salgbe, InfLabiorus­
polHJik macht ,ooe Ärmsten ä,r:mer, darum 
glrößere Geldwertsba'bilJität wunderharl 
Wem sagen Sie dias, Herr Doktor? Gedrosselte 
InflaltiOl11JSlbendenzen 'in einer Hoch:konjunkrtur 
bei Wi.rtschaftswams1Jum und VoUbeschäfti­
Q1lID9, dar'auf kommt les lan. Denn die illlflatorli­
sehen Tendenzen ,sind nirge'llIds IDn der WieH 
vermeidb.ar, si,e sm nli� ,zu veliII1eiden. 
Man muß si,e droSlsel,n, man muß sie beherr­
sdten, man muß sie im Griff behalten. Das 
1st hei -uns tin einem hohlen Maße 'geschehen . 

Es 'gibt ei(l.1Jen Fall ,in der westlichelIl breilen 
Welt, wo lein Land fast labsolute Sta-bi1ität hat, 
nämllich bloß 1 Pr07Jent TeUJerung pro Jahr : 
das ist Klam:ooa. Die �aDladie'r beZlalhlen mit 
einJeT MilldOln ArbeitJslosle in dlem nur ,räumlich 
großelIl, a,ber hevöllcerungsmäß1g keinJeswegs 
S.o machtvollen Land. 

Eine Politik der Bal1aJIloe zu führen, nicht 
für ,absolute Geldwertsta'OOhi,tätt :mit Massen­
a!r:beitslosilgkieit zu zahl,en, Lst lei[)Je dler großen 
erntscbeidenden Au�glC\Jblen, diJe die �egiJef.UJng 
hat, und dem entspmcht taJUch !das, was die 
BUJooesIiegieru-ng 'in ihrer Erklärullllg vOlr91eIIE:�gt 
halt. 

Der Parteiobmanfl der OVIP hat ,auch die 
Frage ge'ste.llt, lIlach welcbJen kLeen denn 
Dr. Kreäsky dJie OetselLsmaftsI1eform hetre�ben 
wHl - nach soziaJHsmschen OId,er sozira1demo­
kJratJismen ade.r TlIach lseinen ,eilgernen Ideen? 
Dr. Kohlmaier ist weiter gegangen und hat 
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gesagt : Was sind ,aliso jle.tzt d1e Sozi,a�i.g1en 
- So'z:iJa�i.sten odler So�ia1demokI1a1:Jen? Dann 
sagte er in einer originellen Formulierung, 
die kh noch nie glehört hahe : Sile ISlind weder 
Fisch lIloch Fletsch. 

Nun, ich k!ann ,di'e KoLlegen der OVP be­
IiUlhiige:n: Di,e S02li,aliJstisme Partei Osterreichs 
ist 1 945 wiederbegründet worden. Sie ent­
stand damals aus den alten Sozialdemokraten 
dlelr Zeit vor d1em P,ebruar 1 934 und den 
Gruppen der Itevolutionäflen Soz-i.a'1isten, die 
den W.iJdel1stanc1s:kJampf gleführt halben. Man 
hat dann dien Namen "SozLaHstLsche Parrtei" 
gewählt, um weder .dars 'eime noch da,s andere 
einseitig zu betoIlJen. 

Abler, meine Damen und Herren, 'es 1st 
immerhin ·aus der polliti:schJen Litematfur ersicht­
Lich, rdJaß demokratischer SozLaliJsInlUls und 
Soz'ialdemokI1aUe zwei ·arustaU!schbaT;e Begriffe 
slilIld. Es ,geht j,etzt nicht um di'e FD1JJg,e des 
Flarteinamoos in der S07JiJaUSlllischJen Inter­
nationale von heutle. In der S07Ji,alirstLsdren 
AJrbeiterunt:el1Ilationale vor dem Krile,g,s,afus­
bl1Uch Ihat ,es soziJaldemokr,at:iJsch,e, sozta1ilsti­
Isme UJIlid AIIbetiterpartei!en ,gegehen. Es w,al1en 
·aUe s07Jilakllemokr.atisme Flarterilen. Es 'sind 
bleute ,aUe sO'ziaLdemokmtisme oder demo­
kratisch-sozialistische Parteien. Ich halte es 
,auch fÜlr nützlich, WeIlJIl ,pOt�it:bsme Gegner wils­
sen, womit .si'e es 2lU tun haben. Lassen Slioe 
'sich dadurch nicht beinen: Das liiSt absolut 
daSSIelbe ! 

Meine Herren von der UVP, da haben wir 
es v.iel iSchw,erer, wenn man uns f,mgt, 'wofür 
rdJioe UstJel1l1eichi:sche Vol:kJsparbei ,eLg,entlich lilst. 
list Slie iS01i1daristisch? Das walr Slie nach dem 
Krie.g. Dars sargt man heute ,micht mehr. In 
eiIllem Buch -cl.er OVP Isteht, ,daß man das g.ar 
nicht ISiagen ,soll. - Lst Sl1e ,eine ,forbschnüttlid1e 
chri,stlich�;mokTlatiJsche P,artJei? Es Igibt leinen 
Flügel bei Ihnen, der es will. - Oder ist 
SI�e eine konSiervau,Vle Pra:r1:lei? Der fortsch.riU­
�ichoe chr.isUich-idemokIla'UschJe Flügle I macht Ja 
den Vorwurf, daß die führenden Kräfte der 
VolklspalT'tieti konservativ sind. 

Das iJSt ja hei LImen IlIidlt leIlltsdüeKlren! Sie 
rill1gen jletzt im "Trockrendock" um Ihre 
Ideologie, nicht nur um das GebäUlde des 
Schitfus, nicht lIlJur um den AJU fb au , ,sondern 
auch um den Inhalt. Und !ich hirn der Meinung: 
Da,s diS'1: gut so. Der .Ausdruck "Trodre,ndock" 
1st ja nicht Vion WlS ,gekommen. Man ikiaun 
es auch woanders mach!oo, ,aber w:enn Sile 
das vorz1ehien, bitte Slehr. W,icht'ig ist mir D1Ur, 
dJaß die OVP erkannt hat: Dile Entideolog:iJsie­
l1ung, d1i,e beI'eHs vol1eooet WlUI'd,e ,  muß M,eder 
rückgänJglig .giemacht wendJen. 

haben am Beginn der IsechZl:bgelr J·ahre rauch 
in Osteueich di,e Mode gehabt, die Ent­
ddeologisterung ,alls !etWlas besondJers D.emo­
kratisches zu empfehlen. Es ,ist Ill!ns auch in 
meiner P,a,rbei 'empfohlen wOl1den, und wir 
.haben ,UIlIS damit aus'€.inaooerlgeSietzt. 

Ich darf daran ,erunnel1I1, daß di'eSle Ent­
i1deologilsiJel1Ung j<a :in Amerikia perf,ekt i.st. Ich 
habe ,es bereits an a;ndJel1en SteLLen :erzählt. 
Bei meiner e.rsten Stll.lIdienTle1S1e ,nach Ameililka 
,als �a:r.lamenbalri,er halbe 'ich ldi,e lJeiden Haupt­
quartri.lere ,c1er groß,en �arteien .in Walshington 
besucht. Ich habe mit den heiden Geilieral­
sekretären ge'spro chen. Jleder hat mir di,e 
W'ahlstl1ategi,e an Hemd ei,ner Landkarte ler­
klärt. Ich habe ,dann jeden Igefr.agt : Sage.n Si:e, 
WclJS .ist der Unter,schied Ihrer Partei 'Zur 
'arnlderen? J'etzt werde ich di'e PaIlte'i'en nicht 
,dirSlill'iminiJen:!ll. Der eJne hat 'eine Antwort 
gegeben, di1e sehr wortr:eich war, a!ber 'lllichts 
beinhaltet hat. Der :�eit;e Mann Ihat illtt ,einer 
überrachsenden und erquickenden Naivität ge­
sa,gt : Ich bin ÜlbeTfl1agt ; ich 'oon el1st Isems 
Monate bei di,eSler P,artJei , frühler war ich hei 
'der ,anderen. Jetzt organlisüere .ich da 'den 
Wahlkiampf. Aber den Inlhalt kenne ich nicht. 
- Das ist voLlendet:e Entidieologti,si'eIiung I 

In Los AIlJg'eles linsenierbe eilIlJe Rleldame­
firma in Zeitungen : Si,e sucht Kla'nc1Waten für 
'die Funktion eiuetS Se'natoTis. Sie l1ichtet Semi­
nare ·ein über di'e T,echIllik eilIlIes ,erf01gVler­
spl1echenden Wahlk!ampfies. DiJe Klll11Ste hlnoo­

mer bnauchen IlJicht mehr aLs lei'ne durchschnitt­
liche Intellig'enz oder etw,ars, WClß 'so aJUrssieht. 
Sie halben pro Ta,g 1 00 Donar zu beZlahlen. 
Sie zahlen rdti:e vonen Kosten des WaM­
kampfes ,  uilid si'e haben 'blei ,eimer KlandLdatur 
7)UID Staatsseiliator, al,so lim eirn:7JeLn:en T-eil­
sta.aten der Union, 60.000 :Dollar .an diJe F,irma 
7JU Zlahlen, für ,eimen Sitz im KOII1!glreß der 
Vereinig·ten Sta,aten 1 00.000 DoLllar. Das lust 
ein ga:nz schönes Geschärt. 

Und dti,erse Reklamefirma ,ha t tasächlich 
Wahlkämpf.e 'g,ewonlßlen, mit hiervorl1a'genden 
Losungen. Si.e Ihat ·einen K,alJlJdirdaten Ig,elwacht 
und gesagt, er darf micht ein W Ol't ,neiden. 
Aber dlie PlarkiatJe 7Jeigten zWiei KinrlJer lauf 
eriner grünen Wliese, und dars ie!ine Kind sa,gte : 
"Ich. mag Jer.ry Pettis" ,  uilid dias ;a'llid'Eme Slayte : 
"Er malg !UIliS Kliooer." Das genügt. (Abg. 
Dr. Z i t t m  a Y I: Wie bei deI SP01) Steigen 
Sile nicht ZlU wel auf .grüne Wiles:en l (Heiter­
keit und Beifall bei der SPO.) 

Meine Damen und Henr,enl Die langesehene 
"Nerw York Tlimes" hat ,sehr kLar Ig,esargt :  Der 
kalte Professionalismus der Operationen die­
sier Rlekl,amefirmen in dler ka�ifor,IlIischJe.n Poli­
tik ,läßt .edlnen erst.anen. Wenn e.ine Fi,rma vor 

Die Bntideologd.si'€ilUng ilSt nämlich ebw,a,s, zwei. J.ahren ihr Honoflar von Go1dwate.r Ibe­
was ,der Demokratie nicht �ul1;räglich d,gt. Wir zogen hat und nun die "Goldwater-PhlilolSo-
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phi'e" auf den Kandd,dabelIl R1e.ag,am heftet, dann 
heißt Idas, daß ,ihr Geschäft da,rin bes'teht, 
"li:mages", ,aLso Leitbilder, für Profit 'ZlU ent­
werfen, und zwar j,edes ImCl!Qle , dias !sich ,eben 
belJahlt macht. Die "New YoOrk Tlimes" warnt 

da.vor, ,daß damit in Wirklichkiei't die Demo­
kliatJi!e lentwertJet und ,a.'UJsg,ehöhlt wird. 

Wiir begrüßen les, daß sich die OVP bemüht, 
eilIl!e IdJeologioe 'Zu finden. Vtel Glück bei Ihrer 
Suche! Wir haben iUIlisoere. Und iUlIlSlel1e Regie­
rung, die sozialistische Mehrheitsregierung, 
will 'WlId w!i[1d im k1assdJschen SinJnJe ,eine 
ReglieI1UTIig des Volkes, eine Regilerun'g für das 
Volk i\}lIl!d 'eline R2egieI'UIlJg ldurch IdJas Volk. 
sein. (Beifall bei der SPtJ.) 

Präsident: Als nächster Redner 1st Herr Ab­
geordneter Dr. Scrinzi zum Wort gemeldet. 
Ich erteile es ihm. (Ruf bei der SPO: Jetzt 
kommt die "blaue" Wiese!) 

Abgeordneter Dr. Scrinzi (SPO) : Herr Präsi­
dent ! Meine Damen und Herren I Da dd,ßses 

Hohe Haus ,ein P,adamoot ist und ,slich se:ilIl!e 
Tätigk!eit nicht darin ,erschöpten k,an:n, daß 
wir hi:e,r Monologe aneintlinderr.eJ.hen, müssen 
die Ispäoter,en SpI1echer lauf Idile Ausführungen 
der Vorredner eingehen . Das möchte ich, be­
ginnend mdt Herrn CZJernetz, Ig1e!ich tun. 

Herr Czernetz l Nur Ig,anz k:ur·z ,ein paar 
A<dflessen. Sie haben davor Ig'aw:amt, das 
Thema der GI,aUibwündi,gkleit unsere,r Neutrali­
tät .mer liln der Ofie:ntlichk,eit in Diskussion 
zu zli,eh.en. Ich tene Ihre Auffassung nicht, 
denn ich glaube, daß das außerordentlich 
inter.ess1erte Ausl'aJIlJd, vor ,a1J1em laber unsene 
Nachfbarstaatoen dve Er,ag,e, ob unsere Neutrali­
tM g1aubwüI11dig i,st, nicht ;an un.seren Detbat:'Ilen, 
sondern 'atIl den ö5'fJerI1eichismen Fakten orien­
tieren wefiden. (Ruf bei der avp: Genau!) 
Daran wenden UIlJseI1e De:baUen mchts ändern. 

Ich muß sagen: Im Augenblick IDIachien die,se 
Fakten unsere Neutramtät zumind'est nicht 
'glaubwüfidilger, ,als Slie f.rüber w.ar. 'Slie w,ar 
für R.oealistJen Ischon früher nicht sehr gLaub­
wünd1g, zwar nichrt: in Richtung der Fr,age , 
o:b wir ·es mit der Neutralität ernst mednen. 
Das kann, Wl�e ich gl·aulbe , .ruhig von .der 
Mehrhedt der OS'1Jerfieicher bejaht w,emen. Si'e 
alkIZ'etptJileren diJese Neutlialität, laber damit 
aUeim ilst ,es joa nicht '9'etaJIl. Die lJippenbekennt­

nislse aHein, die Beteuerungen, daß wdr nur 
fdedl!ime Absichten haben, Is�nd alIl!gIßSJichts des 
weltWieiven strategischen, politi.schen ulIl!d 
militärischen Konzeptes leider nicht ausrei­
chend . 

Wenn Wlir ,etwas idaZlu heitr'agen wolLen 
- iUIIl!d wlir müssen das l -, die Gllaubwürdig­

kleit tUnseller Neuhialdtät zu ,erhöhen, dann 
müssen Wlir UIIliS sehr wohl !in \allie,r Offenhieli.t 
und Offentlichkteiil m1t diesen Fakten ausein-

andelliset2len. Denn über di'e,se F,akten sind 
wahrscheinlich die im Laufe der letzten 
Wocben abgeschoibeilien SpiOIlie eli;ner ösNdchen 
Militärmacht sehr v:i1el hesser !im Bilde als 
di!e meisten Osterfleichier ISielber. 

Zum P,Ulnkt 2, zur Sttuation in BrüSlSlel : Ich 
hJi.elte es für �a1sch, Stich in dem Aug,enblick , 
dn dem ,ein 1Ieilmandalt zu VlenhandluI1g1en mit 
den IlIeutr.a1en IStaaben erroeicht 'zu ,Slein smei'IlJt 
- lich hoffe, daß nun lreilne Plarrl.:Il!e mehr pas­
\Si:ert -, hi,er im Hohen lHalUiSe iiIl Spekula­
tionen IUnd lin Prognosen zu eryehen. 

Das Schwergewicht der EntwiCklung liegt, 
soweit wir diese Entwicklung von Oster­
r,eich .aUlS beeinflussen kÖlmen. - 'WIir müssen 
dias ffilehr mH mehr KOIliSleqUienz und Nach­
druck, als dies bisher geschah, tun -, derzeit 
bei dler .BuJIltdesIieogtefUlIlJg. 

Ich kann lim Zusammenhang damit nur noch 
einmall den Ischon vom Haup1r'edtner meiner 
Fmktion vOIigebroachten Appell WliJederholen: 
Es muß ,al1es u:n'llemom1IllelIl we.nden, um zu 
VlerhJi:ndern, daß unsefle La�dwir,ts(hoa,tit Wleiter 
diskriminiert 'bleibt. oDar.an muß ioobesoooer,e 
tim Rahmen ,eines iIlJS Arugle Iglefaßben HandeLs­

,abkommeilis '9'edJacht weflden. Es muß lein be­
,sonde,f1es .AJnLieg'en UIlJSlerer Vlerhalndle.r, 
unSlefier Experten, ,dJüe jla lin ,den rnächsten 
Wornen hoftientlich in V,erhandl'lllIligern ein­
tlr,etJen wer,den, ,sei.n, dun 'IntereSiSe der ösber­
:r:eichilscnen La,IlJdw1ntscnaf,t noch !eliIlJen Durch­
bfiuch zu ;erneimen. 

Daß Wlir, ,goer'Cllde um das tun zu können , 
UJIlSlene Bezi'ehungen zu F;rankreich mehr 
pflegen müss'en, ,als Wlir es in deill letz'ben 
J,ahI1en VlieHeicht Ig,etlan haben, hallte :ich fÜlr 
richtig . Ein Vorredner hat j a schon darauf 
hingewi,esren. 

Bedenken, Herr Abgeordneter Czernetz, 
habe ,ich aber Ig,egen d�e unüberhörlbar,en <anti� 

amerikan:i!schen Töne, die Si,e im ZUJs:ammen­
hang m1t den EWG-Problemen anklmgen 
,Lteßen. Ich gehöfle selber zu dJen Kfiitdk,em 
,der amenik,amtscben Politik. Ich OOIll durchaus 
dafür lilJUf,g,eschloSiSen, Idaß wir nich1 .aDes 
,gläubitg entgeg,eIliIlJoomen ,solLen, was \Uns von 
j enseits des Ozeans in den letzten Jahren 
und J'ahr2'JehnJten impo;rtiert wurde lIlIlid was 
u:ns vi,eHelicht noch imporlli,ent wenden wird. 

Aber !ich habe - ,ich :S1ag,e das, um hier 
auf ÄquildtsotalJllz zu kommen - doch etwals 
v.e:rmißot : Wenn Sie das schon tun - da,s 
ist zum T'eiol auch mit Rückb,1icklen in .die Ver­
g·angenbeit g,esmeh'en -, d1aml. hät1:oen Sie 
'etw,a ,am Vrerha1tJen des nun IsmeiJdendJen 
EFTA-Landes Engl/and mit Rücksicht ,auf die 
Erfüllung seiner EWG-VlenpfHchtUJD.g,en, 'als es 
miot der EinfühIiuIlIg der Surcblar.g€ gegen die 
V,ereiIlJbaI1UJlJg·en Osterr<eich schwer .dJislknimi-
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niert hat, ebeI1Jso harte Kritik übern mi1ssen. 
(Abg. C z e I n  e t z: Das habe ich getan!) Sie 
hätten auch etwa die Haltung des damals 
sozilaHsl1:ischen ,Dänemarks, dills Isich als Part­
ner a,e.r EFTA glleichtiaILs üoe,r erine 'g:aIIlze 
Reihe von EFTA-Vorschrif.ten hiillweggesetrzt 
hat, 'in Ihre Kiribik llll1teinbe:ziJehen müssen. Sie 
hätten eigentlich - da:s wäne Ihnern ,a1s Partei­
fneund dler lenglischen Labour-Pal1te i doch zu­
glestandJen - auch ,einJ1g,els :zum VIerhalten der 
Labour-Par1Je:i im ZusammelIliha'Illg mit dem 
ErweiterungssmI1iU, den diJe iEWG nun zu tun 
entschlOlSlSien ist, saJgen mÜSSlen. Sonst Ig,er.aten 
Ste - lich will Ilmen das aJber mrn.lt unbedilllg,t 
unterstellen - zu:mindest ttn dem. Schein eIDes 
Verdachtes, daß nur laJntiamerikanismen Ge­
fühlten AilliSdlf/uck. vediJehen Wird. 

Nun noch ein Wor,t '-- nicht Isehr ,ausführ­
lJich, Wleil wir uns ,darüber lIloch bei ,anderer 
Ge1egenbJeit mit der Re9l1erung, mit dem Herrn 
Auß,eJlJIIlinister a us'einalJlJderzu,setzen haben 
werden - zum P,roblem iUnseIie,s VerhaUens 
in der FIiage Volksl1epublik China UI1Jd 1iatwan. 
Wtir hahen uns b'eli ,der Chiruadeba'tte :rrui.t 
unserer Zustimmung Izur Aufnahm!e diploma­
tischer Bezilebung:en mH 'allen illlnel1en VOl1be­
haMen 2lU ,einer Realitätspoldtik bekannt. W.ir 
sind der Meim.mg, daß diJe MitgliJedschaft der 
Volksr,epubldk China im InooreslSe des UniV1er­
salitätsprinzips durchaus zu befürworten, zu­
mindest aber n:icht :zu verhindern war, weil 
man sonst unglaubwürdig geworden wäre. Wir 
glauben ,auch, daß bei IU/a:l1Jspruch:ruahme 
völkerrechUicher Uberlegl.lJllgen ,der Zeitpunkt 
gekommen ,w,ar, in Idem man idJi,e Volksr,epuiblik 
China ,al,s j enes Land ,anerkJeIlJIllen muß, das 
das F'esHand CbJina ·vli,a f.acti zu Riecht zu v,er­
treten :bedtnsprucht. 

Ich iglalU!be, eijfi ,ganz aIl!deres Problem tist 
e.s, daß wli,r uns 1m Stre'it um den von heiden 
Seiten ,erhobenen AUeinVierlrtet:uIliglscl!nspruch 
- hiler ·g,eht 'es um ein atbstralktes Problem -
einseiti:g ,auf dile SeitJe der Stärkisnen g,esteHt 
haben. Dazu sehe ich l1Illn kJeiuJe NotwendJig­
kl€iit. 

Dieses Faktum, das ich insgesamt und von 
unse�er österr-e:ichilschen Ha.ltU!ng abg.esehen 
als ein moralisches Harakiri betrachte, das 
die UNO h�er beg,ang,en halt, fällt meines 
Eracht'ens als Schatten auf Ida..s neutrale Oste,r­
reich. Wir werden die Fragen der Motive zu 
diesem Verhalten -bei ,emer la,naeflen Gelegen­
heit ,erör,ter,n. Di,esbezüg,Mch ,gLaube ich, daß 
uns der lfie:in ,abstmktJe V,ertnetiUIlJglscrnspl1Uch 
in dieser Fr,ag'e rumiIlleLest zu ,einer neutr,allen 
Haltung v,erpflicht�t häHe. Es ist ,aher im 
Zuge des Erdrutsches 'in der UNO ,ZiU ,einer 
eindeutigen und einseitigen Stellungnahme ge­
kommen. Es '1st ei,ne miJlv1erständl'iche Auf­
fa'SlSlung von dler Funktion der Mehnheit, daß 

dite Mehrheit Igrundsätzlich .auch imme,r recht 
hat. - Das a!1so zu IhIien Exkurlsen. 

Ich kann nicht dlaI1auf eing,ehelll, WiiJS Sie 
zum Prob1em des Demokl1ai1everstänldniSiSle,s 
'ges.agt naben. Ich ballte mich hiie,r ,an leL1e Mah­
nUI1!Q1en Ihl1es KlIubobmaIliIlies - an dieSle 
Mahm.mgen scheint sich :alber die eigene Parte,i 
nicht 7lU halten -, daß man die al1g,emeirien 
Fragen der DemokIpati.e Illicht in di'esem Haus 
id�slrntiter'en soll. Ich möchte Is:agen: Nicht prin­
zip1el1.  Ich bin Jüer durcha'us der Auffassung, 
daß )Quch FIlCLg1en dler Demokl1atie hJie,r lim 
Ha'liJs e.rörtent werden moosen und erörtert 
werden ,soLlten ; durchaus lZum Vorteil der 
Demokratie . Ich darf damuf v:erweislen, daß 
jla ,auch die Regilerungiserkläl1ung ,auf SeLbe 1 3  
bis 1 5  sich sehr theol1etJisch und hypothetisch 
mit ProMemen .der Demokratie auseilIl:aJnder­
:setzt. 

Da:mit komme lieh '2Iur Ausein!aJlidelisetZJung 
mit der Regierungserklärung. Zu begrüßen 
ist daJS k:ng,ebot Ia:uf msalinmenal1beit. W1e von 
seiten der Opposition dieses Angebot genutzt 
werden kaJIliIl, ohne dJi,e wich:ttge FUnlktdon von 
Kontrolle und Kri,tik zu beeinträchtig.en, das 
wimd ,e.im!e Fr,age der kommeooen Pr,aXlLs sein. 

Aber, Herr Bundeskanzler, Ibei di.eser Ge­
Legenhieiot darf ich ,ein Wort auch ,unmittellball" 
CIln Sie richten. Ich bin dafür, Idaß 'wir vor 
alLem lin jtenen BemichJen, wo ProbLeme tat­
sächlich nur überZJeug,end UIIlid ,auf Dauer durch 
d1e Zusammena.rbei,t 'aller P,a:rtetien in .dies·em 
HaJUse ,gelöst wel1den können, ,dtese Zusam­
menarbeit OIh:nJe RÜOOSlicht darauf pmktizi,eren , 
welche Partei oder welche PartJei,en jeweils 
'auf der Riegi'em.linglsbillnk lSli1:J2len. >Das aiber Ise,tzt 
voraus , -daß dann dl1e En91ebTIlilSse dileSJer Zu­
,sammeIlla,r1beit l]icht - rieh formuliiere mer sehr 
höflich - durch höchst ,e1g,enwilili'gie Inter­
pr:etJationen der Er,gebnis.se der Zusammen­
,aJöbeit 'e1nsleiUg au:sg.elegt w,el1den. Ich da,rf 
also s'agen, daß Wltr äm ,dJi'elslem Zusammenhang 
etwla Ihr,e Interpretation der Heeresg,esetz­
Novene ,nicht untel1schrleriben können, Ja, daß 
wir d:iese Interpretation Je1glentlich ,als ,eine 
VierletZiung 'des Geilstes u.nd Ider Su!bstanz ,einer 
in 'e1nem tbrßstimmten BeIleich konikiI'et g,etrof­
f,enen Vepelinbarung ICI!uHass:en. [)as al1e,rdi.ngs 
dürfte ·nicht passi'enen, denn -das ward di,e 
Oppositionsparteien du Zukunft nicht koopel1a­
tlionsber,eil1: machen. Diese Koopembion haUe 
ich aber ·g;eIiCllde ,auf leinem Gebiebe für not­
weooitg, dem lich mich jletzt /i:m JspelZiellen zu­
weIl!den möchbe. Auch fÜlr dieses Gebiet gilt, 
daß dile Riegi,efiunglserklärung 'eher zur Vler­
wischung der Gren21en, zrur Verlschleilerung d,es 
konk,reten Lnhaltes , heigletllagien hat. 

Ich komme ,auf das Kapitel "Gesundheits­
poliitik, Umw.el'tsdmtz und F,amHienpolitik" 'zu 
'l1eden. 

3. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 75 von 115

www.parlament.gv.at



112  Nationalrat XIII. GP - 3 .  Sitzung - 10. November 1971  

Dr. Scrinzi 
Sehr geehrter Herr Bundesk'anzle,r ! Ich muß macht, vor dem ler mit s'ehr klaren Worten 

sagen, daß die Entwicklung von 1 400 Experten gewarnt hat und dessen negative Folgen er 
zu 1 4.000 Worten der Substanz Ider Erklärung damals aLs sehr bedeutend eilllige,schätZit hat. 
nidü zuträglich war. Ich könnte polemisch 
sagen, dadurch, daß man hinter j edem dieser 
Expterten eitne Null ,g,eSietzt hat ,und daraus 
ldii'e Metamorphose von 1 4.000 WOITuen 'erz'eugt 
bat, lhat man .manches ,an Präzilsion, ,an K;llar­
heit eingebüßt . D�esle PräZlision 'Und Klarheli:t 
habe ich auch dort beg,rüßt, rwo lieh 'zum Bei­
spiel mit Ihrem s·ehr präzisen Humanplfo-
19r,amm lIlicht über.aU e�ner Meillliung sedn k.ann. 
Aber immerhin mußte man diesem Programm 
nachsa;gen, .daß les iSlehr konkretle, sehr Isach­
hezogfme, sehr detailli1erte AUlSsaglen entlllal­
ten hai - lich 's'ehe 'ein, daß ,man nlicht das 
ganze Humanprogramm in dem Rahmen einer 
R egileI1lIl9ls'erkläITUng untIerbringen kann -, 
daß ,a'ber doch IdI�e Henii!UJS/1l!athme jener kon­
kreten Schwerpunkte in ,sebr konkJ1eter Form 
auch von uns,er,er  Sei,te begrüß{ wondelIl wäre , 
was uns in die La,ge VIersetzt hättle, uns mi,t 
den AtbstichtJen der Reg.ielliung, mit delIl Plänen 
der Regierung, ,sei Jes lim Sinne Ider Zust1m­
mUrI1g, seli leis im Sinne der Abltehnung, aus­
e�nandersetren 'zu könlllen. Hiiler fielhlt les an 
klaren StgnahlsieIiUngen, IUJIlid das macht eis uns 
mindels{sns im RJahmen der SteHtmJgnahme zur 
Regierungserklärung sehr schwer, etwas Kon­
kretes da2JU zu sagen. Zumall, illIlId das muß 
ich ,aus einem ,anderen konkreten Dilsk.uSlslions­
eliglebn:iiS der heu ttgen Debatte no9h einmal 
�ns Treffien fühnen, wir UIlJS IlJichit damuf Vler­
laJssen können, daß Sie :das, w,as Sile heute 
,sagen, morglen auch noch meinen und über­
mOl1gen auch tUin. 

Und damit noch ,einmal ein Wort rz.ur Süd­
·tiroldebatte. Hi'er hat nicht nur Goethe, son­
dern Gr.atz vor aHem Ig,eirrt, denn seine Dar­
Sttellung ist lin kl,aliem Widelrspruch zu den 
Ausführungen des Bundeskanzlers zu dem 
Thema "P1ak'et, Operationskia1eooer und Durch­
führung des OpeliationskJallenderls". Ganz klar 
hat der Herr Bundesk.anzle,r .alls Oppositions­
sprecher gesa!gt:  Natünldch, pacta sunt 
seIiVianda, Verträge sind zu halten. Ich 'erspare 
es mir aus Zeitgründen, ihn hier wörtlich zu 
2'JitWeren, es steht in dien Stenogr.aphischen 
P1rotokoHen der 1 68. SiltzU'ng ,auf den Seiten 
1 4 .425 bis 1 4.427. Aber ebenso klar hat der 
dama1ige OppositionsspI1ecbier iund ,heutige 
Bundes�anz1er IgeS:atgt : Hi,er handelt ,es sich 
um ;g,ar keinen P.akt, Iden man halt-en müßte. 
Also der Berufung da.Iiauf, ffiatn müßte ,sich 
jletzt zum EXiskutor dieses Paktes machen , weil 
,es sich eben tUm ,eÜlIen IPakt zwliscben Hahien 
und Oster:r:eich bandie, dileSer Auffassung hat 
der Herr Dr. Krteisky damaLs le:indeutig und 
UJIliDlißvleIständlich wlideI1sprochen, 'aber später 
sich stHtlschweig,e,oo offenSlichtlich Izum Durch­
führungsorgan dieses Operationskalenders ge-

Nun, meine Damen lund Herren des Hohen 
Hauses, die Regterungslerklärung hat ,eines, 
W,CllS für uns nicht neu {wa'r, Ia:b'er lich möcht'e 
Slag,en, offiziell, amtlich :te:stg·estellt : Wer 
Osterreich!er list, muß früher s·terben, in Ab­
w,andluIlig ,eines nicht ·unbekannten Buchmte1s. 
'Das Ii,st IdClJS Rei9Ultat dle,r Feststellung, di'e Si,e 
im EiI1lle:itungskiapitel zur GesUITlidhie:itspoJitik 
machen. J,a, aber meine Damen und Herren 
der Sozi,aUS'mschen Pa1rt!ei, .dJi,eSle Einlleitung he­
:iJllJhal:bet damirt: das Bi:nge:ständ,lllis delr Pl<elite 
von 22 J,ahr,en der sOlZ'ilalistlilscbten GeslUnd­
hieitsv'erw,aHung in tdtesem Llande, mindestens 
auf dem Gebi'ete der Gelsundheitspolitlik. 

Ich wunderle mich, daß der Her:r ViZiekalllz1er 
und SOZli,alminist:er HälUJs,er, IdierZieit Illoch mr 
tdve Gesunrlhe!itsa.genden zuständig :und, wie 
Wlir der ,g,estrig:en Pressle entnehmen können, 
'Schon in die etsten Kompteten:Zlausleinanlde.r­
ISietzung'en mit :el�ner noch nicht !exisUe:rlenden 
Ressortministerin verwickelt, es für notwen­
dig hält, zu Fragen der Steuerpolitik hier das 
Wort zu 'erlgreifen, mich ,aber vor JlIicht .aHzu 
langtet!' Zeit, l(1Ills ich Fr,algan Idelr Gesundheits­
politik, :UlIld �w,ar zweimal in Form von münrl­
Lichen Anfr'ClIgen, angeschlllitten halbe, mlilt tdlem 
V,erwleß.ls lauf ,seine Nichtkompetenz einf,ach hat 
abfia!hI1en l,assen. 

Meine Damen und Herren I W,as Sie Mer 
in Ide,r Relgi:erunglserklärung flesbgestellt finden, 
hat 1UiI1Jd halbe im besondelrlen ich laIs der ,einzige 
Arzt Idi,ese,s Hausles immer Wliledler behauptet 
und monileI1t. (Bundesminister Dr. W e i h s, 
von der Regierungsbank aus: Und jetzt eine 
Arztin!) Ich rede vorlerst von mese:m HaUls, 
ich bitte um EntscbJuldi.gung, tich heg,rüae es , 
daß ,auf der Re,gierun,gisba'nk nun Verlstärkung 
gekommen ist, ich hoffe, es wird Verstärkung. 
Si,e hahen j.a leider 'eine Laudatio· jetm vor­
weggenommen, die ich noch anbringen wollte, 
ich IWleroe :sli'e Ispäter a·nbr1i,ngloo. Ich bin aJUch 
in Idi,esem Flalle lal,s .un�erbe·slSerldcher Optimist 
bereit, gewisse Vorschußlorbeeren zu ertei­
llien, .al1erdlilIllgls nicht auf Grund der Flemsleh­
auftritte .der noch nicht KompebeniZlen besitzen­
den Frlau M:iJnister Dr. LeodoltJer, sondern ,aus 
.ganz ,andel1en Uberl:egu'lllgen. 

Geringere Lebenserwartung: Der Osterrei­
cher muß im Sdmitt vier bis sechs Jahre früher 
sterben. Und das, obwohl wir noch - Gott 
sei Dank - in einer Landschaft leben, die 
von einem G roßteil unserer Nachbarländer als 
ein europäischer Erholungsraum gewertet 
wird. Trotzdem - und wir kennen die signi­
fikanten Zusammenhänge etwa zwischen Luft­
verschmutzung und Lebenserwartung - stirbt 
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dieser Osterreicher im Schnitt vier bis sechs 
Jahre früher. 

Wir halten einen Rekord bei der Krebssterb­
lichkeit, bei der Selbstmordhäufigkeit, wobei 
ich auch dazu sagen möchte, ohne mich in eine 
fachliche Auseinandersetzung einlassen zu 
wollen, daß in bezug auf die Frage der Ur­
sachen gerade dieses Rekordes die Gründe, 
die der Herr Bundeskanzler anführte - ich 
nehme an, daß er sie aus Kreisen meiner 
Kollegenschaft bezogen hat -, nicht ganz 
stichhältig sind. Das wird aber bei anderer 
Gelegenheit zu erörtern sein. 

Wir führen - weit an der Spitze - bei 
der Säuglings- und Kindersterblichkeit. 

Wir liegen im Spitzenfeld, wenn es um den 
gewaltsamen Tod auf der Straße und bei den 
Arbeitsunfällen geht. Dazu möchte ich sagen : 
Erschreckend eine Mentalität in diesem Lande, 
die den Mord auf der Straße allmählich nur 
mehr als ein Kavaliersdelikt hetJr,achtet ! 

Wär sind das Land mit dem durchschiliittlich 
längiSltJen Kl\ankenhafUls,aufenthalt. 

Wir haben mit leiner Irapid .an:steigrenden 
Frühinvalidität ztU kämpfen. 

Meine Damen UIIlId Hermn! . Das alLels sind 
a!llarmiJer,ende SI�91l1!ale. Wen.n wlir daJzu feISt­
steHen, daß diese Situation ISO list, obwohl Wlir 
das Land mit ,einer maximal'en BeLastung mit 
SoZ'i,alsueuem 'neben Schweden ;sind, e,tw,a der;. 
Zleit ' mit A;bgänglell dn dler Spita'ls'verwal:t'tllD..g, 
und ZWlatr nur mit Betni'ebs.abgängen von vier 
MiUiaI1dJen SchiHi:IlJg konfwntiert Isind WlId ,daß 
wir trotz Laufend vor.g,enommener ErhöhUln.gen 
de'r KnankenlmssenbeiträJg,e ZIl1IlJehmend und 
beinahe ,alLe Kr,ankenk:atssen in rote ZJiffiern 
schHtJtsrn ISiehen, dann IgI,aube <ich, daß ALarm­
stU'�e 3 das mindeste ist, W<1liS man !bei diesem 
Zustand behaupten kann. 

Wlals hat ,d1e Regier,UlIlIg ,aLs Thellapile VOI'�­
,schLagen? Einen sehr, s'ehr VleI1dünnten Auflguß 
dessen, was etwa das sozialistisme Humanpro­
gramm ,enthält. W,as ,schlägt man uns vor? 
Ein mitteUI1istiges FLnalnZliJenllIlJgSlkon:Zlept. Dies 
ist ,auch nicht .g:eliatde ,ein überwällUgend I1Ieuer 
Gedanke - um das anzlUmerken -, wals laber 
der Güte di,esoes Getdankiens noch keinen Ab­
bruch tut. Es muß alber la'IlIgernerkt w,erden, 

insbesondere weil diese ganze Regierungs­
erklä!1ung doch 'U!nüberhörbar .e1ne T,endenz 
Vlerfol,gt : Allgemeine Progr.amm vOl1smau mit 
der Mö.glichke'it, ,aum noch .im Jahr,e 2 1 00 
s'a'gen zu können: dals ihaben wir Sozi,al1sten 
schon im J'ahne 1971 iJn 'illllserem RJe91i,erIUIlJgs­
prognamm 'entha1ten ,gehabt; la,1so muß man 
bLe'r schon 'ein hißcnen ifiach dem Rechten 
seihen. 

MitteUniJstu'9,e FiTIla�i'el'ung bei SimerUtng 
des Leis tungsr,e ch:tes. Nur wie diiese Quadna­
tur d:es Kreises ohne 'empfindliche Erhöhung 
der sozlila1en AJbgaben o!drer der Istaatlichen 
Zuschüsse ,gelöst wenden ISOn, das wunde 
·leider nicht Ig,esagt. HiJer sah ich mich dn 
mein'em Optimismus 'enHäruscht. Denn aus 
einer Diskussion, �n dli,e sich leinmal der Abge­
olldnete Sek;a:nina als lein limmer.hJin !g,ewichti­
g,er Mann ·auf dem Gebiete iCLer Kl1anklenver­
sicherung eling,elsc:haltet hatte, habe ich ange­
nommJeu, aLe Id,amaLs 'Z'agle ,a'IlJ9Ie.schl:agenen 
Töne Iseit,ens des ,sozialliJstiscrnen Ahg,eordneten 
würden weni'g,stens lin Spur,en lin der Regie­
rungserklänung 1JU fiIlJden Ise�n. K'e'in Wort 
davon! K,ein WOI1t von der e!inzig mÖIgIIJichen 
Alternatliv,e, wenn Si,e ,dieses KonZ'ept durch­
führ.en wollen, nämLich ,der Reform des 
Systems der KrankBnvlersicrnerung. 

Uilid noch ,einmal ha'be im ,ganz zage Hoff­
nung 19eschöpft, als IlIUn offielnsidltlich in Er-. 
gänzUlIllg und lin EI1kienntniiS, daß hiJer ,eine 
Dundamentalle Lücke in dler Regi1el1UJ1Jgs­
erklärung enthalten ist, der Herr Abgeordnete 
Sekal1lina zumilndelSt !in Slehr liIlldlimlder Form 
es '9,ewagt hat, ,hiJer ,anZUIschneiJden, daß wi,r 
nunmehr doch beim Stadium der konkreten 
RJeformvorschläJgle lacr1Jg:elangt ,sind. Denn der 
bloße Hinw,eus auf diJe Notw€IlId,tgkeit der 
Reform 11st eine Le'erfor.meI, mIi't der man leider 
,in 'einer R,egierunglseIiklärung nicht sehr vi,el 
anfa'ngen kJa.nn. 

Die Reform nach welchJon Grunds ätz·en? Und 
di,e Ant:wort dar,a!Uf - wE:!n1gsoons im Kern -
hätte ,die RJegi,emng,slerkläruIllg g,eben müssen. 
Sie hat es nücht ,g,eban. Im hoffe noch immer, 
daß dtile RegiJerunglspr,axlis diJesles VeIisäumn�s 
nachholen und di'es,e Lücke Cl!uffüUen :wiIid. 

Es k<ann zu diles,em P.unkt l1Iatüldich k,eine 
glBner,eHe DebaUe über die ProbLeme der 
Reform der Klia,nlkenVleI1SiicheruDJg !Und des 
Spitallwese.ns ,a.ng'6SchniittJen wenden; laher die 
Feststellung aHein, daß das ,gtgalJltische Mittel 
koste,t, liJst zu wenig. 

Ich ,glaube auch, daß di,e SaJnlerung der 
Spitäler, dJie BewältLgung oder Autgaben der 
Oesundheitspolitik ·nicht ·alLein dien R,auchem 
<UOO TI1inkern dilesl6s LaIlJdes ü'berliassen wer­
den kann. Es wäre sehr ve.r.lockJend, ,auf das 
Be iJspi:el des H:errn Klubabmanns Gf1atz von 
den Sch:l1JapstI1inkiern ,eiJnzugiehen. Ich folJg,e 
,ihm. In .emelr Demokliati'e �l1eliler ·Menschen ge­
hört mi,t 'Zu den Freiooiitell, daß sich der eme 
am Vollant Ulnd am nächsten Baum und de,r 
a,nder;e mit Hilfe von Schnaps UlffibI1ingt. Aber 
natürlich - IUnd da Istimme ich GIiatz bei -
nicht unter Gefährdu'llig von la'IlIderen iUil1Id. ,aum 
nicht auf Kosten ,anderer. Biller, muß ich Isag'en, 
ISli:ehlt leLder di,e Pl1axis g,anz ,atnders aus, ,aLs 
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man auf Grund düeSle,s GrundslatzibekleTI.llltI1liSises 
aIllIl:ehmen müßte. 

Wenn ich IJlJUr 'daJS lieHgebiJet etwa odelr 
Schiedsgerichtsbarkeit herausnehme und in 
dem .großen Kata!log de.s Henrn JustilzmiIl!isters 
Dr. Brodla 'auch dJ1e Roeform des Schi'oos'gJerichts­
wesens sehe, ISO begrüße lich odalS, ,hoff,e aber, 
daß di.e Rleform g,e,mde dn j'enJe Richtung geht, 
den heute ,amtltich ,g,efördleI'ten, mit öffientldchen 
Mitteln !gestütz'ten Mißhmuch laller dieser 
,sozialen IIlIstiJtutionen ,ein:�dämmen, ruIl!d nich,t 
dahin ,geht, durch die He Ilaus1l18hIIl!e der 
Schiedsgerichtsbarkeit aus der allgemeinen 
GeIlichtshar�eit eine oß'eue Domäine polil:Jischen 
ProporZies zu eröffIl!en. 

Meine Damen und Henren! Auch in di'eser 

Rlichtung hat uns dte RegieI1UlllJgls,erklär.urug 
ILeider kleinJe konklDeten VOIlschlä9'e unter,brei­
tet. 

D1es g:eschlah ,gena'llsowenJi,g Ibeim nächsten 
Wlichtigen 'KJapitel, dem ich mich zuwenden 
möchte, und zw,(3J! bei der Umwelts drutZiP 0 litiik. 
Ges'llllKiheitspoli1lik ItSt 'ei.nle ,Slinrulose Sisyphus­
arbeit, weilill 'Wlir ,auf Ider emen .seite durch 
kostspi.eH9Ie lIDd mübseLi'9I€ Anrtr,engung,en 
vorbeugen uißld dort beih'a'llJdleln, !Wo w.k nicht 
vorbeugen konnten, und auf der anderen Seite 
durch ,die fOI'tsmIlertelßlde ll1Il'ei'I1Ig:eschränkte 
nenstöru,ng der Umw.elt ,alLes ,dla.s wrueder IZU­

IlIichte machen. 

W,e'IlIll les der sozi,aUsUschien Re,gli,eru,ng lernst 
is,t, h'ier etinen ,echten ,DJeuen SchWierpunkt zu 
setren, so kJann ich namem.s rnemer FDaktion 
'erkläI1en, daß si.e uI1Isene Unterstüt:zm'llig findIen 
wimd, wobei lich durchaUJs Idlem �usbimmen 
möchte , W,aJS vOIlglßstem ,in Rom Igeäuß:errt 
wurde : Eine solche Politik sol'l ohllJe Hy,sterie 
gemadlt Wienden. Aber, ich möch1:le hliler ,an­
knüpfen, sie soll auch ohne klassenkämpfe­
rische lteSisoo.timents 'gtemacht wlerdJen. (Beifall 
bei der FPO.) 

Im Zugle ,des Wiah1.kJampf,es blahen wlir diie 
slehr te1nf.ach'e Formel glehört, d�e Verursacher 
soHen 'z.ahLen. Das w,ar e,inle FormuHerung, 
die zumindest mißverstanden werden kann. 

Wenn der Herr Bundeskanzler aber damit 
'g,emeint hiat, zu ,den VerunSlachern gehö.ren wi,r 
,alle, 'Zum Be1sp1el letwa wenn Wlir gtefährliche 
.A!bwäStSer prodJuzi'er:en, WeIßIll Wlir aLs Auto­
tiahrer dd,e 'Luft Vler,giften, wlenn ler runs laliso 
mlteinbezog,en hat, tdaIliIl bin ,auch ich sedner 
Meinung. In .dJiJesem lmivleIls.aLen SiIllIlie silIld 
WJiJr lalLe Vierurs,achel 1liIlId WleI1den, WlenIl wir 
IlIicht noch früher, ,aIs uns jetzt schOtIl als 
Osterrei.cher ZIU isteI1ben .bestimmt �st, 'sterben 
wollen, ,auch ,alLe Zahler Isein mÜlSlsen, natürHch 
unter Berücksichtigung der Zahlungsfähigkeit 
des leiIWelnen. 

Vor iUtIlJS IHeg,en doch zwei Igroß:e Etappen 
der Umweltschutzpolitik, einmal zu versuchen, 
schon e1i,ng,etiietene Schäden zu :behehen - das 
wtiDd 'großer und, wte ich gl,a\Ube , ÜlberWii'ege'DJd 
öffentlicher Milttel bedürften, Idloo.n mit · di,es,en 
Kosten könn!en wir ziweitiellos nicht die Wirt­
schaft a posteriori belasten -, und die zweite 
PbaJse wird ;sein, ,neue Schätden du�ch eiIlle 
umfaslsende, kool1diinterte, w,eitgehend ,a\Uf den 
Bund übertrlaglene Gesenz9lebung zu vermet�den 
und di,e Kosrten Mefür ,ang'eIIl!essen \Und nach 
sozJiJalen Gesichtspunkten 'zu VlerteHen. 

Leider ist in der Regierungserklärung kein 
.Am:satz einer Kostenlblelrlech:nung. Ich hoffte, daß 
das ·ehestellis nachJg:eholt wird, denn tda,s list 
j a  eine der Voraussetzungen, daß wir über 
Umweltschutzprobleme nicht auch noch in 
den nächls·ten vi-er J.ClJhren redien, Isoooern idaß 
wir möglichst schon .in :dien nächsten vier 
Wochen hand.etlifl. 

Solche Kostenbe,I1echnu.ngen. sind in V1ielen 
Ländern dlUrchtgteführt. Si,e ,li,egen ,auch in Vle:r­
gleichbaren Ländlern vor. W,ir können dile 
Technik d�eg,er Beroemnung durchaus ülbte,r­
nehmen. Es süJJd !glew,altU.g:e Beträtgte. 

Wli,r hätten es seihr he,g,rüßt, w:enn ,außler 
dem a�lgeme.iDJe'Il 'liOO unbefr�edJi,ge[)jdien Htin­
weils ,auf dClJS Verursacherprinzip und (auf dile 
j1elßlSei,ts dte&es Pf.i.IlJZ'ips 2'JUr tKOtstenbedeckung 
Vratgte larr1gedeutete Mög1ich�eit, da.ß ma,n lunter 
Umständen auch mit öffentltichen IMittel,n nicht 
Zlurückhalten wird, 'et'W,a ,ein HinWlel1s ,elIllthaU,en 
,glew,esen wäre, daß man ,auf dem Gehilete !der 
Steue1rpolitik Ig;anz 'entsmeidend e.mgrteifien 
kJaonn. 

Es sind groß'e EimJIllahmenVlerzlichte, die Wlir 
in Kauf nehmen müßten. Wenn ich auf eine 
Kos'tenber,ecbmmg Ider BiU,ooeSl!1epu:blifk. 
DeutschLatIlId lIlJur ,auf Idem Sektor, w,as ko.s'ben 
'UlIIl!Wreltfr.eundlliche srtleuerpoLi tirsche MaßllJah­
men, V1erwetSien darf, ISO ,gibt es mer leinlen 
mittelf,nitstJ�gen KostenbelI1echinunQlsplan lauf 
Vliter J,aihfle Iherech,net - 30 Mmi,aJrden Schimng. 
SeIhst !die I1eiche Bunde,s,I1epublik mußte von 
vor:nhel1ein ,ein Drittel ldJites'es Erfor·dern1ss€ls 
mit Rücksicht ,auf die Finanzl,a9le sü,eichen. 
Aher I1echnen wir das ,auf lunsere V,erhältn1SiSe 
um , so w�sSien Wlir, WiClJS lauf UIllS 'zukoID'mt. 

KjeilIl Hinweis leider ,auch dn dter :Rlegieru'ngts­
'erkläl'UJIlg, daß man bei gtewi,Sisoo. AJUf.g,aben 
deT UmWJeltJschutzpolitik, mit denen heute die 
Gememen beLastet ISIimd, 'WliJJens wäI1e, tim 
W,egte des F.ionan:zausgleiches den Gemeinden 
'einen 1ieil tdi,eSi€T Lasten ,aJbzuuehmen. Die 
AbWlasserb:esleliti.gung kann von den me�srten 
GeIntelmK};en in einer modeI1l1Je'll \Und, ,W'ClJS not­
wendJtg '�st, ,auf Icliie nächsten 30 JlaMe l1lillge-
11egten Form n.icht Iffiehr bewäl1Jigt werden. 
Hi'er wird 'es unUlngänglich sein, daß 'WIi.[' die 
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Komm'Ul11en ,enUasten, ,SOIlJS{ werden wü es 11 Alufgabe vor 'slich haben. Ich dlCHf Ihnen aber 
erLelben, daß, bts die Fmg'Em der Kompetenz v,errsichem, daß lich di,ese V,er,stärkiunig begrüß,e, 
und der Hnauzte'Ilung ,geklärt sli:nd, so V1iel dJi,e ,ich <llUJIl alLs Vtertr,eter ,elines, gLaube ich, 
Flooliinvestdt:iOl1JeTI ,erfoLgt ,si'nd, di,e :das !Q",anze wichUglen Benufssta.ndJes in lditesem Lande ler­
Unter:n:ehmen noch Isehr vriel kosflSlpieli,ger halben habe, daß 'e.in 'zw€ltter Arzt, Wlenn auch 
machen, aLs 'es .heute laJIl ,sich SChon LSt. vorerst beschränkt auf die Regierungstribüne, 

ALso auch dort groß'e LückJen, wo es darauf 
,ang,ekammen wäre, minlCiJes,teIllS Ansät:zre zu 
Lösungen fiJIl lCiJer R,egteI1UJlig,seTklä,r.ung antönen 
z'u '1asSOO. 

Aber ,ein Ansatz dn dileser Erklärung is-t 
unübe,I1hör:b.ar. Es wurde lein ne'U!els M�IlJi.g:te­
,ni'U!m für Gesundheit und UmweltschJutz ,ge­
schaffen. 

Ich darf iIl!aJIllens meiner Plarllei fdie 9rrund­
sätzlidle Erklärung abgeben, daß wir dieser 
NeUischaffurrlig durchaus pOSlitiv gegenüber­
stehen, daß ,a;ber uns,ere !enrlJgültJilge Zustim­
mung s,e�bstv,enSltändlich davon ,abhängen 
wird, ob erstens dieses Ministerium echte, 
lausI1eicheneLe 'lind umfassende Kompef!enren 
'e,rhäU und ob zWleit'eIlis - lieh b.in mir darüber 
fim kLalren, daß im fensten J'ahr keine WuneLer 
,geschehen können - mindestens für das An­
l,auflen 'einer ,erfol,greichJen Arbeit di,e notwen­
digen Mittel im Budget für die Initialzündung 
berei:tgestellt Wlerden. 

Ich nehme Zlur Kjenntnis, dlaß das vorlfi,e­
,gende Budglet di'esbezüglich nichts ,enthält, 
WleH ,es ,aus Gründen ,des forma!l'elll Haushalts­
rechtes nichts enthalten kann. Aber hier wird 
die sam,allistJischJe Regilernmg bdnnen kurZIem 
FaJ10e hekenIlJen müssen, :und unsere Haltung 
w,erden wir darnach or.ilenUeren, ab dli,e von 
mir 'gefordel11Joo VoraussetZlU/IlJg,en terfünt Ischei­
nen oder nicht. 

Es fi,st Ig,anz inteI1essant - das ITl/Uß dch zum 
Lohe der Fr.c�uen, laber 'auch für JUns Männer 
anmerk'ern -, daß man Ln den letZIten Jahren 
in OstJeueich zur AuftassUlIlig IgeLangt list, 
Pionierarbeit können nur Frauen leisten. Denn 
:dIile lbeirlJern neugeschaffenen Mi!IüsberiJelll sillld 
in den Händen von FJ1auen. BetteLe haben aLso 
eiJI1le glffiVl�S:Sle DurchJbruchs:a:rbe�t IZJU 1,eist'en . 
Daß diese Durchbruchsarbeit zugleich mit 
,einem .männ�ichen T,abu 'zu br,echJen beginnt, 
,dJalS merke ich vor laUem zum Ldbe von uns 
MäJnnern hier an. (Beifall bei der FPO und 
bei Abgeordneten der SPO.) Ich hoffe, 'daß 
eLie ,soziQ,llistiJsche R,e91iJerung lan alle Männer 
dilesres Ha'Uises UJnd 1Illidlt nur an jlene Igedacht 
hat, die eiillIlJal fim J:ahr rote Nelken trugen. 

Di'e Aufgabe, dti'e d1ile Fr,au MiniJSt'er Dokto.r 
Leod0'1ter - di,e Fr.aiU Kollegin, Wlie lich slagen 
darf - übernommen hat, ist nicht ganz ein­
f,ach. Ob malIl :iihr lihr,e völbilg,e Unbefaing,enheirt 
in politischen ningen la1s plus oder rnJinUIS ,an­
rechnen muß , Wlind Isich oon1ll!en kurzem her­
aussteHen. Sie wenden ,eine ISlehr sch,wi,erige 

in dliooern Hohen HaUiSIe ,aiktiv !se1in kann. 
Rreu Mrnister ! Ich hoHe ,  daß S�e Ischon im 

Zuge der Kompetenzauseinandersetzung mit 
Ihrem KolleJgen HäJuser Standf,esbtg.kieit be­
weisen (Heiterkeit und Beifall bei FPO und 
bei Abgeordneten der SPO) und daß Sie sich 
nicht auf etw,a,s ,begmenzelll lassen, wlas auf 
Seite 8 der RJe9li,eI1Ul1ligslerklä,nUing steht und 
was, kUl'Z Zlllfs'ammeDlg,etaßt, fo1gendermaßen 
lautet: Sie haben KoordlnatiOlIlJS'auf,g,al>en zu 
bewältigen, ISO 'aLs Pos1JiI.lon d'lamour IZwiJschen 
den sechs beteilltgten MirusteniJen hin- und 
herzulaufen - h1tte, PostiJIon d',amour j:etzt 
im p-oI.itllischJen Sinne -gemeint - und durch 
gutes Zureden, durch Goodwill-Touren sozu­
sagen e'ndHch den Kompetenzwimiwarr, lin dem 
wiT immer noch ,hängen, obwohl wir schon 
lange über UmweltschutzpoUtik r,eden, :zru Ibe­
seitigen. Denn lich Vie.rlasse mich hi'er ,nicht 
aussch1ießl'ich - oder ich würde ,es nicht 
truJn - auf Ihnen W!eliblid1:en Charme. 

Was ich bedaure - hi,er hahen Si'e ,eILgent­
lieh die e'nst'e Rundie in meinen AliJg,en schon 
verloren -, ist, daß Ihrem Ministerlium, offen­
süchJtlich im Zuge von I1e91i,erurn91siIllternen Aus­
eina,ncLeuetzungen , ein wdchtiJger ISektor nicht 
zugeordnet wunde, der rneilnler Mei,nuDig ,nach 
sachgemäß dazug:ehör,en wünde, das i'st I(He 
FlarnUiJenpol'itlik. Denn Gesundheits- U1Il.d Um­
WleHpolitik hat eooIlJSoJsoor das IndivriJduum 
wie die F amihl.e im AIUig,e 'nU hehalren, und 
zur Frage dier Igesunden Umwelt, möchte 
ich laiS Arzt 'Sla-glen, ist di'e erste Umwelt , mit 
der der Mensch konfrontLert w.i,oo ,und dn der 
unter Umstäind,em tdli,e Wleiche!Il für iSIe\ine 
physische und psychische GelSllllI1dheit fürs 
ganze Leben ,gestellt WJerden, ,die FamiHe. 
Nach IDeilIl!en VorstJellung'e!ll hätte die FamiliJe 
in Ihr Ressort ,gehört. 

Das ist aber nicht 'eilIl!e Albsag,e !an die neue 
StaatSSlekretänim, der ich bei lihrer Aufgehe 
Vl�el Erfol'g wünsche. AUerdings ,'hoffe ich . . . 
(Zwischenrufe und Heiterkeit.) Idl muß Ihnen 
aber ISlaJge:n: Wenn sich Ider Herr So'lli,alminislter 
Ihnen Ig·egenüber so hartnäddg ,wi,e 'etwa uns, 
der Opposttion, .g·eg,enüber verhält, We<Il!Il W1ir 
uns in Samf,rag,en mit liJhm ,aJllJseinandJe,rzu­
s.etzen haben, well1ll. er bei Ihnen so säu:rrutg 
in der Er.1edJiJgtmg von A1ng,e!,eg,enheite<ll list, 
wie er ,es bei uns war, dann darf ich von 
vornheI1e.1n ,sdlon korudoJi.erlen. (Zwischenrufe 
bei der SPO.) Beweise kön.n:t1e ich antreten 
dafür, und lieh würde mich hier lauch lauf T,at­
zeugen a'U!S Ihren 'eigenen Rleihen berufen 
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könn.en, Herr KoUeg,e Dr. Fischer. ' (Abg. fürchte ich, wir könnten binnen kur21em ,auch 
S u p p a n: Fragen wir den Vizekanzler, ob noch unter de[' "Sbe'UJer-GulillotJiJne" t1iJe.gHn. 
er noch Kompetenzen hatl) Bitte fl1a!geiIl Sie Meine Damen und HerDen I Wir aher sdrnid 
.ihn 'I1Iicht, Isonst würde er wJi,edter v,eranlaßt der Meilnung : W,eder mit der SteUJer- tIloch 
Wlerden, von der Reg�erungsha,nk auf etwas mit der bisher 'ei'Thg,escMag,enen Pliedlsp01itik 
'zu antworten, wofür er nicht kompetent ist. k.arun man lin Osterr.eich Wohlfahrt Vlerbt11eiten, 
(Heiterkeit bei FPO und OVP.) man k,ann dam1t die Armut nur iSO al1glemein 

Meine Damen und Herl1ßn! W,as tSIind .di,e Vlert'e1i1en, daß man j.edem temneden kta1nn, ditese 
SchlJußfol<gterungJen, ,d!]e wir ,allS flieihedtliche Form von Armut sei WoMstand. (Beifall bei 
opposdtionelle Fraikrtion 1n d:i.elS€m 'HiaJuJSie aIUJS der FPo') 
di'estelr Rlegierung,serklärung alltgeme.in, a'ber 
anIch ,allllS den ,spe2l1elIen von mir Ibehaoolelten 
�api,te,ln zLeh€tfi? 

Präsident: Als nächster Redner ist der Herr 
Abgeordnete Dr. Mussil gemeldet. Ich erteile 
es ihm, 

VOlienst betrachten wü tsi'e .nur ·als eine sehr Ab d t MussI'} (OVP) ·. Herr . 
1 Ab ' cht kl" H fti . ,tl ' h . t !  geor ne er Dr. u:llv.e.r,stat ,e . SI seT arung. � en IlC 118 Präsident! Hohes Ha,us l Meine sehr ,geehrten tSil!e .mcht dal1Ci1uf ,angelegt, nur .em Wahlrpro- D d H 1 I h " cht ueIst auf " ,  . . ' .  amen UIli erren. c ,mo e IZ ' gl1Ci1mm tur das Jahr 1 975 od.er, Wlie P€,SISlmltstJen . . W. t .. ..J ... k d' der " bge . .. .. elnljge ,or e .zurULl\i ommen, ' 1e .M: . -dIJe'se� H�u�es t���� ,�rorte�t h:en, fur . 1�74 ordinete Czernetz gesagt 'hat _ er ist leider zu �e��. . 0 leIli l
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·schehen ·soH !ll'Ilid 'g,escheben muß. 

Wilr wellden diese F.m.ge b.iillIlien 'Wteni,ger 
Ta,g,e sehr viel konkl1eter heantwoliten kön­
nen, wo j,a die RegierungserkläI'UJIlJg mit dem 
ersten sozial!�süschen - .oder sozilaWemokra­
bLschen, wenn Si'e wOIUen; das über1Ci1sse lich 
Ihr,ern Geschmack ; Wlir W1etfidJe.n luns !in dieSle 
ideolog,�sche Dehatte zu Ig,eglshener Zeit noch 
,einschalten , . .  (Heiterkeit.) Das wellden. Wlir 
also dann bei dileser Konfrontation ,sehen. 

Meine Damen und Hermn! Das Thema 
"Wohlf.ahrt oder Wohlstand?" ist schon VOill 
meinem Partei:fl1etUnd Peter ,ClIIlJgeschrnJitten wor­
den. Ich möme noch einmal tauf dliles·es Thema 
zurückkommen, welil Iger,ade di,e Fl1ilige "Wohl­
stand oder Wohl:DahrH" sehr viel mit der 
FI1�ge " iSoziralltstisch oder ,sozllialdtemokr.a tisch?" 
zu ,tun ha t. 

Erlau.ben Sie �ir ,a1s NichthistollikJer nur 
.einen kurzen Ausflug. Das Wort "Wohlf.ahrt" 
haben Wlir lin einem dliamatilsroen Aug,e>I1bllck 
der europäischen Geschiehe leriStmalls hei dler 
Fr:anzösilschen Revor1ution kenIlieIligte1eI1llt. DOI1t 
gab 'es 'einen "WohUahrtsausschuß" .  Es wa.r 
jene'r "WohlfahrtSlausschJuß" ,  der ,dlallllIl l'et21ten 
Endes WohHahrt mit HiUe der Guillotine ver­
breitet hat. 

VOIl.erst müssen S�e llJns 'einräumen, meine 
Hiepl1en - uoo Damen - von der ,sozi,alis·tJi­
schen aegLerung, daß wir ,2lUmindeste'IllS fürch­
ten müssen, der von Ihnen Vlerkü.nrleben Wohl­
�ahlt könnte eine landerte GuiLlotme-Polirtik fol­
gen. Denn unter einer Guillotine liegt der eine 
zitternde Ost'err:eicher schon, das 1st dli,e Pireis­
GuilllotilIlJe. Und nachdem Sile uns bisher 'so 
wleIlitg KonkIletes .darÜiber 'gleSiagt /haben, Wlre 
Ste Ihrte 'große Vonseharu nnalIlzilelien wollen, 

en orS1 z. 

Der Herr BUJIlIdeskanzler ist Gott sei Dank 
wieder herinnen. Wir Ihaben Sie sehr lange 
vermißt, Herr Bundeskanzler (der Redner wen­
det sich vom Mikrophon ab und der Regie­
rungsbank zu - Rufe: Mikrophon!), rwirkHch, 
wir halben das Geflühl ,gelhalbt, Sie interessi,eren 
sich nicht, Herr Bunde'skamzJler, für die  Debatte 
in diesem Haus, und haben das als .eine Art 
Mißachtung des Horben Hause:s .aufgefaßt. Ich 
würde Sie aber bitten, tn ZukuI1lft, insbeson­
dere bei der Regierungsdebatte, häufiger und 
länger anwesend tZU sein. ,(Beif.a.l1 und Bravo­
rufe bei der OVP.) 

Meine Damen und Herren! kh möchte zur 
sogenannten Fußstapfentheorie 'folgendes 
'Slagen, 'lNlJd 2\w.ar SÜidtJirol betr:eff.enJd : Ich kanlll 
mich erinnern, wie der damalige Oppositions­
führer Kreisfky an die.s-em lRednerpult gestan­
den ist und das "Ra:ket" und ,den OperatioD!s­
kalender und alles, was damit zusammen­
gethangen ist, in GmI1ld und Boden verurteilt 
hat, sich in eine Ekstase hineing,eredet hat. 
(Zwischenrufe bei der Sp.O.) Ich halbe fast 
An!g1st um seinen ,gesundheitlichen Zustand 
gehabt. (Ruf bei der SPO: Nur nicht über­
treiben!) Meine verehrten Damen und Herren! 
Jetzt schaut es so aus in der 'Fußstapfen­
theorie, daß Lhrle Partei in uns,ere Fußstapfen 
hundertprozentig hineing,etreten ist. (Wider­
spruch des Abgeordneten L u  k a s.) Herr Kol­
lege Lukas ! Es ist jebzt so ,  daß Siog.ar der ver­
ehrte Herr Bundespräsi'dHnt nach Italien fä'hrt, 
- sichrer nicht, ohne vorher das Einvernelhmen 
mit der Regierung hergestellt zu 'h�ben -, 
ohne daß die Streitibeendigungsk!lausel unter­
f,ertigt ist, meine Damen und Herrenl Das ist 
eine sehr, 'sethr ternste Angelegenheit, und ich 
würde Sie bitten, dieses Thema in Zukunft 
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nicht mehr anzuschneiden, denn aUlf dem Ge­
biete Hegen Sie sicher schief. 

Ich möchte Z'UIf BUJl!deslheerrefoI!ID noch fol­
gendes sagen: Ich habe damals die Stellung­
nahmen in den ausländi'schen Zeitungen ,g,enau 
verfolgt. Herr Dr. Czernetz hat recht, man 
soN das Ihier in di,esem Haus nicht wieder­
geben, was d1e ausländischen Zeitungen 
geschrieben haben. A'ber ich dar,f Ihnen eines 
sagen : Ich habe mich damals ,al,s Osterreicher 
geschämt , was die ausländischen Zeitung,eu 
über die österreichische WehI1bereitschaft ge­
s'chrieben halben. Ich kann mich ,ganz gen au 
erinnern, als es hier in diesem Saal um die 
Frage der Waffenübungen gegangen ist. 

60 Tage sind von ,allen Vertretern als eine 
Sellbstverständlichkeit ang,esehen worden , 

,auch vom KoHegen Mondl, rund dailln tst in dler 
KonfrontaUon im Fernsehen zwischen dem 
Bunde'sparteioobmann ISchleinzer und dem 
Herrn Bundeskanzler plötzlich die neue These 
auf,getaucht, daß man das G esetz anders aus­
le,gen könnte. Bitte, das Gesetz ist schllecht, 
so wie alle Gesetze, die ohne uns g emacht 
worden sind. (Heiterkeit bei der SPO, - Bei­
fall bei der OVP.) 

Meine Dalmen und Herren ! lOas ist eine 
Selbstverständlichkeit, Hier sind Auslegungs­
schwierigkeiten gegelben. ( Abg. S e k a n j n a: 
Kollege Mussil! Das war "Simpl"-reiff) �ber 
ich hätte zumi:ndest angenOtmmen ,( Abg. 
L i  b a 1: Noch nie soviel gelacht/), daß dier 
Herr Bundeskan:z!ler in ,seiner Regierungs­
erklärung da7)u SteIlung ,geIl!ommen \hätte, ob 
es j etzt wirklich 30 Tage Waffenübungen sein 
sallen oder 60 Ta.g,e . Aber er !hat sich i n  
dieser Angel�genheit aus.geschwie,gen , an­
scheinend weiß er es j letzt noch irrnmer nicht , 

oder die Situation ist in Ihrer ei'genen Part,ei 
'so 'UlIibe re iIlJigt, daß Si,e hJirer keine AmsroUlllH 
geben können. (Abg. S e  k a n  i n  a: War das 
Ernst oder Spaß, Herr Kollege?) 

Meine Damen und Herroen! Ich möchte dann 
noch ein Wort zur Frage ,EWe sagen, weil 
auch hier Knlle,ge Czerne�z ,einige Bemer­
kungen ,gemacht hat. Er hat ,gesa,gt, das wäne 
der Stein der W,etsen und es ist aHes richtig , 
was läUlft, UlIld wir hätten schon wesentlich 
früher den Vertl1a,g oder ,ein Arra'IlIgement 
oder wie man das immer nennen mag., halben 
können, wenn .wir auf die Intentionen der 
Sozi,alistischen Partei damals eingeschwenkt 
wären. (Abg. S e  k a n  i n  a: Das war doch Ihr 
Fehler, daß Sie auf unsere Intentionen nicht 
eingegangen sind! Ihre Wirtschaftspolitik war 
verfehlt! Hätten Sie auf unseren Rat gehört, 
wären wir schon viel weiter/) Herr Kollege 
Sekanina, die Intentionen der Sozialistischen 
Partei hat damals Altvi�ekianzll€r Pibtermann 
se'hr ,eindeuUg vertreten I( Abg. S e k a n i n  a: 

Sie waren für die Wirtschaftspolitik zustän­
dig!) mit den Bemerkungen vom kapitaltsti­
schen Bür,geI1bLock , und das war Ilhre Ein­
ste l lung , die Sie bis ganz v,or kurzem nicht 
ahge'legt haben. (Beifall bei der OVP.) 

Ich glaube , es war im "Spiegel" ,  wo ich d,as 
g,elesen hafbe, wo der Herr Bundeskanzler in 
dem Zusarrnmenhang . . .  .(Abg. S e  k a n  i n a: 
Konkret, Herr Mussil: Was haben Sie für 
einen Beitrag zur EWG-Politik Osterreichs 
geleistet?) Einen positiven , Herr Kollege, 
einen positiven! Was denn sonst? (Abg. 
S e  k a n  i n  a: Uberhaupt keinen!) Herr KQl­
legel Wir haben die .ganzen Vor,arbeiten .ge­
führt. (Abg. S e k a n i n a: Phrasen haben Sie 
gedroschen! Nichts haben Sie geleistetf) 

Prä'sident iDr. Maleta: Meine Damen und 
Herren! Ich 'bitte Sie, sich etwas zurück­
zuhalten! 

A!bgeordneter Dr. Mussil ,(fortsetzend) : Ich 
kann nur eines sag'en, der Herr Bunde'skanzler 
hat im einem Interview, ich ,glaube es war im 
"Spiegel" , die Erklärung aJhge.geben, daß die 
Einstellung der Sozialistischen P,artei zur EWG 
jetzt schon de'swegen eine andere ist, weH die 
skandinavischen Staaten in die HWG 'herein­
kommen und weil dadurch die ,fortschrittliche 
Einstellung in dieser EWG stäIiker rzum Durch­
Ibrom gelangen 'wird. 

Meine Damen ,und Herren! Was der Herr 
BundeskaIlZller unter "fortschrittlich" verstelht, 
ist mir voll'lwmmen klar. Das ist rein 
sozialistisch. Und das ist der wiI1kiliche Grund, 
warum Sie j e�zt diese SchrweIl!kufilg einge­
schlagen haiben. 

Zur Regierungserklärung se1ber darf ich fiol­
gendes sagen : IEs ist schon mehrnnals von der 
wirklich iunponterenden Quantität an Worten 
und an Seiten - 1 4.000 Worte UI1d 33 Seiten ­

gesprochen worden. Und es gibt eine These, 
die besagt, daß d ann, 'W,enn die Quantität 

'entspnechend vermehrt wlind, der Punkt klOmmt, 
wo die Qualität l angsam beginnt die Quantität 
umzuschlagen. 

Ich möchte darrnit nicht sa.gen, daß die Länge 
des Traktats der Grund war, daß die Regie­
rungserkl'ärung zuwenig Qualität aufweist. Sie 
hat i'hr,e Qualitäten durchaus, aber aUJf anderen 
Ge:bieten, Qualitäten a,uf dem Geb1et, das nicht 
zu' sagen, 'Was eLgentlich 'gesagt werden sollte. 
Aber iI1 den wirklichen IFragen, in den Fra,gen 
grundsätzlicher Art, in der Frage : Wie steht 
es w.irklich mit dem Sozialismus?, W.ie steht 
es mit der Gesellschaftsordnung? , Wie steht 
'es mit rder wirtschaf.bspoU,tischen Sloo'Illdort­
bestimmung Ehrer Partei ?, darÜlber sagt die 
Regierungserklärung kein einzi.ges W,ort. Der 
SO'zialismus ist also noch immer in einer 
reinen Warte stellung nach dem Regierungs-

10 
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pra,gratrnID, nur da und dart (werden ,grell:r.ote ab2l1.liglIienzen, 'aiber hier hüllt Isich trotz der aJIl­
GlaIWlichter aufgesetzt, damit die Radikalen gekmdti:gten Tr,anspanenz dli,e Rieglilernm9loorkclä­
in der Partei nicht veroessen, daß sie Sozia- rung in ein :bedeutungsvolle.s SchweLgen. 
li.sten sind. (Abg. S e k Q n i n Q: Stimmt nichtl) 

Meine Damen >und Hie:rren! Genade dJue 
Frage :der Standortbestimmung der R,egierung 
wäre außerordentlich wichtig gewesen. schan 
einmal desweg,en. M'"eH der Herr Bundes­
kanzller ständig V'an der Transparenz spricht 
und wir auch etwas datiür :ülbfi.g halben, daß in 
der R,egierungserklärun.g wirklich das P,rinzip 
der Transparenz verfolgt 'wird. 

In der Sozialistischen P,artei ,gilt nach wie 
var das P,arteiprogramm aus :dem Jahre 1 958, 
das in der Erage der Ver,gesellschaftung sehr 
harte Formulierungen enthält. Vizekanzler 
Häuser hat sich 'Viar den Walhlen in dieser 
Frage mehrmaLs :bemerkbar gemacht. Der Herr 
Bundeskanzler 'hat das als einen Verbal­
radikalismus ,bezeichnet ; ich glaulbe, das w,ar 
der Ausdruck, den Sie da:für 'geJunden haben. 
Alber mit diesem Ausdruck lassen wir uns, 
Herr Bundesk>anzler, ,nicht lab finden. 

Ein maßgeblicher sazialistischer Funktionär 
des Gewerikschaftshundes hat am Gewerk­
schafts·kcmgTleß erklärt. daß es lIlotw:eooiJg 
wäre, " die Uiberwindun,g der Teilung der 
Gesellscha:ft in Eigentümer van Produktions­
mitteln und Lahnabhängige durchzuführen" . 
Herr B)l.ndesikanzler, das lWar nicht der Wall­
raff. ich möchte den Namen nicht nennen. 
aber er war es sicher nicht. DClIZu ist zu sagen. 
das ist die Ikllassenlose GeseUschaft, die hier 
g,epredigt wird. Und ,gJ1eichzeiUg ist ,gesagt 
worden. ibeim Ei.g,entum muß man nicht so. 
genau sein. Amf odas formale Recht. das sog,e­
nannte jus Il!udum, wenn man das so bezeich­
nen kann, auf das kommt es nicht .an. Maß­
geblich ist die Frage, wer Ü!ber rwa's bestimmen 
kann. 

Meine Damen und Henen ! Das ist ,eine seihr 
weitgehende Aussage, das i.st eine gesell­
schaftspolitisch ,gravierende Auss.age, da 
woll-en wir :wissen: Wte steht die Regierung 
kamret zu diesen P.rtdblemen? 

Im Pressedienst des Alibeiterkammertages, 
in den ..  Facts" , ist Vlor eini.gen Tagen, das 
war lange nach den Walhlen, eine Aussendung 
erschien-en. die genüßlich. möchte ich fast 
s,agen. darauf hiTIiWeist, daß der Schweizerische 
GewerkschaftS/bund Intentionen hat. die Auto­
haftpflichtversicherung 'zu verstaatlichen. Sie 
haben das vom AIibeiterkailIlIInertag ja nicht 
deswegen in die Welt ihinausp'Osaunt, daß es 
die Welt weiß, sandern weil Sie damit kon­
krete Ziele 'vertfoLgen. 

Wir sind aJlsa der Meinung. daß die Regie­
rUtngserklärung da·ro da wäre, den Standart 
der Regierung und der Sozialisti'Schen Partei 

'Präsident Sallinger hat V'ar kurzem die Zi,el­
setzungen. :die wir uns in der Wirtschafts­
polit:i!k varstellen, farmuliert und that sie der 
Offentlichkeit unterbreitet. Das ist in erster 
Linie die Förderung des Leistung,sprinz�ps in 
Staat und Wirtschaft. dte freie Entfaltung des 
Unterne!hmers in der soziaLen Marktwirtschaft. 
die Sicherung des persönlichen Eigentums vor 
ungerechtfertitgten staatlichen Eingriffen. 

Ich darf mit aller tDeutlichkeit in diesem 
ZusaJIIllII1enhang fo,lgend,es s,a,g·en :  Diese Dinge 
hängen mit der WirtschaftsiQ,rldnung unmittel­
bar 'zusammen. Es wird uns immer vorge­
warfen, daß wir gegen Planen :sind. und immer 
wieder habe ich im W,aihilikampf diese Vor­
wünfe in Zeitungen lesen müssen. 

Ich darf mit aller Deutlichikeit feststellen, 
daß niemand in der .osterreichischen Vo]ks­
partei gegen Planen -ist. aber gegen jede Form 
der ·Zlentralen Planwirtschaft. Der Staat soll 
für sich planen, und die Unternehmer ebenfalls 
für sich, alber ein Hineilliplanen 'des Sta,ates 
in die Unternethnmngen lehnen wir ab. Wir 
belkennen uns zum Wettlbewerb, weil wir 
genau wissen. daß nur in einer WettJbewer:bs­
wirtsch1l!ft staatlicher nwang rweitgelhend ver­
mieden werden kann. 

Meine Damen und Herren! Die Regierungs­
erklärung bekennt sich auch zum Leistungs­
wettlbeweIlb. Aber 'nach dem ailther.gelbrachten 
Muster: W,ettJbewetb ja, aber nur bei den 
anderen, nicht dort, wo. es eig,ene Positianen 
betrifft, wie etwa das GastarheitergesetJz: 
wtederholt besprochen, versprochen Utnd nie 
,eiJIlJgJehaihten. In der Regiel1UJIliglS,erkläru'llg 
herrscht ,gnädiges Schrweigen über dieses 
Thema. 

Dann heißt es in der Regierungserklärung 
weiter:  Dte Wirtschaft soll von protektionisti­
schen und ,büJ1ok.ratischen iBürden /befreit wer­
den, GeweI1beordnurng, Kartellgesetz, und so 
weiter. 

Ich möchte eines sagen: Wir stehen auf dem 
Standpunkt einer liiber1l!len Gewerbeordnung. 
alber nicht nur :beim Antritt, sandern auch bei 

der Ausülrung. Aber das, Wlas in i1e�tJer ZIeH 
auf uns zukoIIlJffit, nicht nur !bei der Gewerbe­
ardnung, ist so. .geartet. daß ein ununter­
brochenes Hineinregieren der Bürokratie in 
die Betriebe damit verbunden wär,e ; es sollen 
eine Reihe von anderen Viorschritften einge­
führt werden. verschäI1fte neklarations­
varschrilften, unpraktikable tDienstnehmer­
vorschrift-en.  
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IEs iheißt in der Regierungserklärung, es 

sollen Vorschriften über "fairere Konditionen 
bei Pflege und S ervke von Konsum­
gütern" eingeführt werden. Ich frage, Herr 
BUl1!deSikanzler, iheißt das, daß j etzt unfaire 
Konditionen herrschen? Wenn Sie dieser Mei­
nung sind, dann würde ich Sie ibitten, es zu 
saglen. Aber dann m.üßten wir uns mit allem 
Nachdruck :gegen derartige Pauschalverdächti­
gunlgen zur Welhr setzen. 

Meine Damen und Herren! Das, was jetzt 
g·eschieht, in der Re,gierungs erklärung und in 
den GeseWesentwürfen, die ich kenne, ist kein 
Albbau !bümkratischer <Bürden, sondern eine 
Einengung der Entscheidungsfreiheit des 
Unternehmers durch )bÜI1okratische ,Bürden. Es 
steht ·also das, was in der Re'gierungserklärung 
gesa.gt iWird, in vollkomme;nem Gegensatz zu 
dem, was die praktische Wirtschaftspolitik 
oder die Gewerbepolitik tatsächlich bringt. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren I 
In der R€gierungserklärunlg 'Wird mehI1IDals 
der Ausdruck "Europareife" ,gebracht. IEs wird 
nicht genau ,gesagt, welche Reife damit 
gemeint ist, Herr Bundeskan�ler. Es gibt ver­
sdliedene Reifestadien und Reifeart,en im 
Leben. Ich nehme an, Sie meinen d,amit 
EUI'opawohlstand, Europaeinkommen, und da 
in erster Linie die Europav,erdienste, ,also die 
Europal,öhne. 

Ich habe schon 'vor Jahren in diesem Hause 
erfklärt, daß wir auch systematisch und auf 
lä'ngere Frist diese EuropaloÖhne anstreben 
müssen. Grundrvloraussetzung daflür, meine 
Damen und HeIiren, ist, daß der vo:r1handene 
LohnerlhÖlhungsspi€lraum - das !habe ich 
mehrmals 'hier wiederiholt - 'weitestgehend 
zur Erhöhung der Direkt1Ö1hne und nicht zur 
EI1höhun.g der Lohnnebenikosten verwendet 
wird, die nach den letzten Berechnungen 
bereits 80 Rrozent .ausmachen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herrenl 
Zwischen der Kapitalausstattung der Betriebe, 
der ProdJukt:Lvität iUIlId dem ILohnn;Lveau hestelht 
ein 'Untrennbarer Zusammenhang. Wenn Sie 
sich die internationalen Vergleiche richtig 
anselhen, so erkennen Sie, daß ein aus­
(gesprochener maflhematiscner Zusammenhang 
zwisch€n diesen Größen vo:r1handen ist. 

Man kann also die Europalöhne nur errei­
chen, lWenn man schrittwei.se und langfristig 
auch die Europ,aprodUiktivität erzielen will, 
das heißt a,lso, daß wir eine Europakapital­
ausstattung erreichen müssen. Primäres An­
liegen der österreichischen Wirtschaftspolitik 
wäre es daher, .diese ·Europaproduktivität 
anzustreben, weil das die Voraussetzung ifür 
die Europaverdienste darstellt. (Beifall bei der 
OVP.) 

Die Regierungserklärung spricht alber nur 
von der Fremdfinanzierung. Gewiß, man 
braucht die Fremdfinanzierung. Die Instru­
mente der 'Fremdfinanzierung, die wir 
geschaffen ihahen - die �egierung Kreisky I 
hat sich j a  durch eine 'wirtschaJftspolitische 
Abstinenz ,arusgeZJeidIDet -, soUJem ,ausgebaut 
und erweitert werden. Aber das Wesentlichste 
sehen wir in der Frag,e der Erhöhung d€r 
Eigenk.apitatbildung, was ich zuerst gesagt 
habe, oder wenn .man es anders ausdrriickt : die 
Beseitigung der UnteJikapitalisierung oder die 
Beseiti.gung der zu starken Verschuldung. In 
der Zeit ,eines Booms und einer Hausse spielt 
das keine RoHe. Wenn aber die Krisensteine 
od.er die Hungersteine, 'Wie man es so zu 
nennen pflegt, ,wieder .auftauchen, !Weil das 
Niveau des Wachstums heruntergebt, dann ist 
das Verhältnis Eigenkapital zu Fremdkapi.tal 
der Schlüssel dafür, OIb .die Betriebe die Durst­
strecke durchhalten k<önnen oder nicht. 

Meine Damen und Hellren! Die wirtschafts­
politischen Berichte aus unS€ren Nachbar­
ländern sind nicht sehr rosig. In der Bundes­
republik Deutschland sind die Kapazitäten der 
Industrie nur mehr ibis zu 80 Protzent aus­
genutzt. Die Inflationsrate ist mit üiber 5 Pro­
zent, das Wachstum im nächsten Jahr mit 
1 Prozent prognostiziert. Die Bundesrepublik 
steuert daher unter dem Su,p eI1IDinister 
Schiller, ,einem Parteifreund von Iihnen, einer 
Situation zu, die man di€ sChlechteste alle,r 
Welten nennt, und das ist die Stagflation, die 
Mischung von Stagnation und Inflation. Bei 
uns sind aU!f dern Eisen- und iSta.hJlseiktor, in 
der Hol�ranche und so wei·ter .bereits 
BeschäftigungtSrückgänge zu verzeichnen. Es 
ist nur eine Frage der Zeit, wann. dLe inter­
nati.onale Entwicklung auf Osterreich 
zukommen wird. Darum halten wir die Frage 
einer Forcierung der Ei.genk,apitalibildung, 
nicht nur !für die Privatindustrie, Herr Kollege 
Sekanina, auch frür die verstaatlichoo Industrie 
- das gilt für alle -, für das Um und Auf 
der künftigen Wirtschalftspolitik. 

Völlig vergessen in der Regierungs­
erklärung scheint mir - vielleicht habe ich es 
uber,lesen - das smöne Wort vom moder­
nen Industrie,staat !ZU S€in. Das habe ich nicht 
gefunden. Ich habe es dreimall durchgelesen, 
Herr Bundeskanzler. VieUeicht können Sie das 
über.prüfen lassen. Aber das ,war doch Ihr 
Hauptslo,gan, das Wort mit dem modernen 
Industdes·taat. ,(Zwi:schenrufe.) Nein, nein. Sie 
haben vor alwei Jahren in .diesem Hause 
gesagt, ,als wir den Fremdenverkehr fördern 
woHten: Was ist Fr,emdenvefkeihr? Wir wollen 
in Osterreich kein Land von Kellnern, StUiben­
mädchen, :Köchen, Bergführern, Schilehrern 
und Heuri:gensängern. Das ist fal.sch. Wir 
woHen nur Produktion. 
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Das ist eine urmarxistische Einstellung, wie S e  k a n  i n a: Das ist wieder ein Mißverständ-
Sie glauben, so wie beim Handeil. (Ruf bei nis!) 

, 

der SPO: Das hat niemand gesagtl) Von der 'großen Steuerreform ist überhaupt 

Ja, j etzt Ihaben Sie es üiber:wunden. Ich keine Rede mehr. Daß der Steuerdsdmnge'l 

hoffe, das hält an. Alber das war j a unsere beseiUgt und die Lohnverrechnung vereinfacht 

Erziehungsar.beit, meine sehr geehrt,en Damen werden soll, das scheint also nicht mehr 

und Helmen. (Beifall und Heiterkeit  bei der aktuell 'Zu s,ein. 

avp.) Zum 1 .  Jänner 1 973 will die Regierung eine 

'Meine Damen und Herren! Beilm Fremden- Milderung der Progression [bei der Lohn- und 

vel1kehr kann man nicht allein mit Förderungs- Einkommens,teuer durchführen. Es ist  schon 

aktionen arbeiten. Der FremdenvIerkehr in gesa,gt worden : wahrscheinlich mit den Mehr­

Osterreich ist rnternatilonal ,gesehen von der einnahmen aus der MehIiwertsteuer. 

ganzen Welt am meisten hesteuert. Ich 'gLaube, Alber ich darf in dem Zus,ammen:hang eine 
er wird von 16 oder 17 verschiedenen Steuern bes,onders interessante Feststellung machen. 
betroffen. Es hat keinen Sinn, den Fremden- In der Re,gierungserklärung heißt es,  daß die 
verkehrsbetrieben zuerst die Gewinne weg- Bundesregierung sobald wie möglich mit dem 
zunehmen durch diese Unsumme von Steuern Gewerkschaftsbund rüber die Milderung der 
und ihnen dann so in Art Gnadenakten Lolhn- und Einkommensteuer verhandeln wird. 
gewisse Förderungsmaßna'hmen :zuteil werden Die Einkommensteuer ,zahlen die Selb ­
zu l,assen. Sicher, die Förderungsmaßnahmen ständi,gen, das zahlen die Unternehmer,  die 
sind notwendig, a'ber in erster Linie sollte eine Ang,ethöri.gen der freien Berufe und so weiter, 
Entsteuerung des FremdenveI1kehrs er,f.olgen. die Landwirte. Die LOhnsteuer 'Z,ahlen also die 
Das müssen wir hier :ganz deutlich und ener- Lohnabihän,gi,gen. 

' 

gisch fordern. 

Sie haben, meine verehrten Freunde von 
der Sozialistischen Partei, wenn ich den Aus­
druck "Freunde" gebrauchen darf . . .  (Abg. 
S e  k a n i n  a: Also, das geht zu weitJ) Ich 
sa'ge ja nicht "Freundschan" , ich sage nur 
"Freunde". (Abg. S e  k a n  i n  a: Schön langsam 
lernen Sie es!) Nein, nein, neinl Mit "Freund­
s chaft" hat das nichts .zu tun. 

Sie haben vor den Wahllen d a;v on 
gesprochen und es vor ,allerrn ver,sprochen, 
keine neuen Steuern eiI1'zuführen und keine 
SteuererhÖlhuIl!gen v.orzunelhmen. Und j etzt 
lassen Sie nicht eilliffial die AlkOlbJolsbeuer aus­
laufen, aowohl es der Gesetzgeber ver­
s'prochen hat. Sie rwoUen sie ,erhöhen, ebenso 
die T.aJbaksteuer in ir,gendeiner versteckten 
Form, damit die neue Frau Minister - si,e ist 
leider nicht hier -, die der KoLle,ge ScriI1Zi 
mit so schmeichelhaften Worten bedacht hat, 
auch Mittel hekommt, um ihr R,essort zu 
fühI1en. In VleDschlei'er,ter Form lust da wlileder 
di,es'e altbeiroannbe Um1ClJg'e lenthalten, di,elsle 
aTtibekannten Steuern in Form eines Gesund­
heitsJSchillings und ähnlicher Sachen, die Sie 
immer wieder aufwäliIIlen. AUJf dem G ebiet 
der forschung - die Frau Minister IFirniberg 
ist auch nicht da - wollen Sie die Forschungs­
umla,ge ei ll!f.ühren , auch in versteckter Form. 
(Abg., S k r  i t e  k: Sie haben anscheinend bei 
den Frauen kein Glück! - Abg. S e k a n i n a: 
Kollege Mussil, eine Frau haben wir noch! 
Wenn bei Ihnen eine weggeht, wäre keine 
mehr da! Aber wir haben noch eine zu bieten!) 

. Herr Kollege, also bitte, es ist verboten das 
Anbieten. (Lebhafte Heiterkeit .  Abg. 

Bitte, lieh weiß nicht, list das e:iJn Viel100hen 
oder list daJs Ahsicht : Im beiJdJen FäLLen ist elilI1le 
derarti,ge Vorgang,sweiSie ,außerordentlich Q;U 
verurteilen. Ich nehme nicht an, daß die Regie­
rung beabsichtigt, dem hohen Gewer1kschafts­
bund d i e  totale Interessenver.tretung für sämt­
liche in der ,pluralistischen Gesellschaft vor­
handenen Gruppen zu Ülberanbworten. A!ber 
wenn iffian das so liest, könnte man dieser 
Meinung sein. 

Man wird in der Meinung beruglich des 
Re,gierungsstils IbestäI1kt, wenn man If.olgendes 
weiß : Si,e haben sich in diesem Haus wieder­
holt mit Recht beschwert, daß die Begut­
achtungsfristen nicht eingehalten worden sind, 
daß Be.gutachtungen überhaupt nicht durch­
geführt worden sind und so weiter. Was 
spielt sich also Ij etzt ab ? Wir bekommen mit 
Eingangs,stempel vom 8. Novemher die N 0-
velle Izur Verlängerung der AJ1kioholsteuer. 
Das ist zu einem ZeitpunJkt ibei uns eingelang.t, 
wo der Hohe Ministerrat 'bereits den Beschluß 
geJaßt hat, daß dies,e Steuer unbefristet ver­
längert wird. 

Ich 'frage, Herr Bundeskanzler :  Ist das der 
Stil der neuen Regierung? Wenn das der SUI 
der neuen Regierung sein sollte, müßten wir 
uns mit allem Nachdruck dagegen verwahren. 

Meine sehr ,geehrten Damen und Herren! 
Zwei W,orte !Zur verstaatlichten Industrie. 

Auf den ,ganzen 33 Seiten - Kolle'ge 
Sekanina, j etzt müssen Sie aufpass,enl - sind 
der verstaatlichten Industrie insgesamt 
1 51/2 .Zeilen ,gewidmet. Uabei ist ein Zitat aus 
dem Gesetz ,enthalten ; wenn man das abzieht, 
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sind es 41/2 Zeilen, und in den 41/2 Zeilen steht 
nichts anderes ·als eine Entschuldigung der 
Rlegienmg .unJd 'ein HilnWleis rlaIlaJUf, daß der 
vierj ährige Auftrag zur Zusammenfassung, 
also zur Fusionierung, an die Gesellschaft erst 
am 1 .  Jänner 1 970 erteilt worden wäre -
stimmt - und daß die Regi,e·rung also noch 
zwei Jahre Zeit ,hat. Soweit, so gut, meine 
Damen und Herren, aber ich darf eines hier 
feststellen: Es ist vollkommen richtig, daß die 
Bundesregierung keine Zusammenfassungs-,  
kJe,irne Fusioni'eI1ullJ91skompeflenz halt. Das steht 
dler Geselll:schaft zu. Aller gena'uso weIlJig hat 
die Bundesre.gierung, vor allem der Herr 
Bundeskanzler, ,eine Verhinderull,gskompetenz 
von Beschlüssen des Aufsichtsrates der OIAG, 
wie es seinerzeit bei den Stickstoffwerken und 
bei der OMV stattgefunden hat. I(Zustimmung 
bei oder OVP.) Seit d am als, meine Damen und 
Herren, ist die Autorität de,r Gesellschaft 
"etwas",  sa,ge ich hi,er in voHer Ver­
antwortung, etwas ,gesunken. Daraus ist die 
Forderung nach formalrechtlichen Maßnahmen 
erklärlich, wie etwa eine Änderung des 
Gesetzes über die OIAG, luber die rEinräumung 
eines Weisungsrechtes. Das Weisungsrecht, 
meine Damen und Herren, ist kein Instrument 
einer Konzernpolitik. Das W,eisungsrecht ist 
ein Instrument der Politik in den Oststa·aten, 
das paßt zu uns nicht herein. Darum lehnen 
wir diese Dinge r·estlos ab. 

IMeine Damen und Herren! Ober die EWG 
halbe idI schon kurz gesprochen. IdI mödIte 
noch eines sagen: Wir unterstütlzen die 
j etzi.ge Politik der Re,gierun'g in dies·er Frage, 
allerdings nur, Iwenn wivklich ein Aus.gleich 
der !beiderseitig eingeräumten Vorteile 
gesichert ist, wenn die Landwirtscha:ftsfrage 
geklärt ist, die uns sehr am Herzen .liegt, 
und audI wenn dile Frage der sogenannten 
sensiblen Waren in entsrpredIendem Sinne ab­
gestimmt .wird. 

Bitte, dieses Prinz1p der Gegenseitigkeit, 
das man in der Handelspolitik aUff der ganzen 
Welt ihoch!hält und 'heute noch mehr hoch­
halten muß, wo sich die anderen Länder ent­
schließen, ihre Grenzen a'bzusdIirrmen, ist bei 
uns leider in der let'zten Zeit im Verhältnis 
zu den Oststa,aten sehr wenig eingehalten 
worden. Wir haben die HandelspolitiJk ,gegen­
Ülber dem Osten und .ge,genUber Japan ständig 
als konjunktul1politische Maßnahme einge­
setzt. Es ist nun soweit, daß wir in diesen 
Relationen ausgespwdIene Rück.gänge unserer 
Zuwachsraten bei den ,Exporten 'haben. Das, 
was jetzt nottut, sind keine neuen Import­
stöße, Herr Handelsminister, sondern Export­
stöße, die durchgeführt werden müssen. 

-------------------------

Passagen ihrer Erfolge auf dem. Gebiete der 
Wirtscharftspolitiik : 7 PrOizent WadIstum und 
so weiter. Ich darrf dazu sagen: Die A:bsenz 
der Regierung auf dem Gebiete der Wirt­
schaftspolitik ist schon !herausgestridIen 
worden. Wenn Sie mir einen positiven Beitrag 
in der Wachstumspolitik sagen könnten, den 
di,e Regierung Kreisky I getroffen hat, so 
wäre ich Ihnen danklbar. 

Das einzige, was Sie gemaCht 'harben, waren 
negative Maßnahmen wie die Erhöhung der 
Dieselölsteuer, di,e insbesondere den VeI1krehr, 
alber auch eine Reihe von anderen Berufs­
gruppen in außerordentliche Schwierigkeiten 
bringt. 

,Meine 'Damen und Herren! Ich dad zum 
VeI1k·ehr mit allem Nachdruck sagen: ICh habe 
den Eindruck, in der ,Bundesregierung weiß 
man auf dem Gebiete des privaten Güter- und 
Personenverkehrs nicht, was man will oder 
was man wollen soll, wenn man das so aus­
drücken kann. Es Iwerden ununterbrodIen 
andere Erklärungen abgegeben i einmal V'OiIll 
Verikehrsminister, einmal vom Handels­
minister. Der ordnungspolitische Stand dieses 
Beruf,es ist V1öllig ungeklärt, und die Konkurs­
ziffern in diesen Berufen steigen dazu. In 
diesem Berufsstand ist wirklich Atarmstufe 3 ,  
meine Damen und Herren! Wenn Sie sich 
nidIt ibald entschHeßen, auf diesem Gebiet 
initiativ zu w1erden, so wird die gesamte 
österreichische Wirtscha1ft darunter Schaden 
leiden. Und den Ausweg zu suchen, daß man, 
wenn man nicht weiß, was man tun soll, ein­
fadI die Kompetenz verschiebt, diesen Ausweg 
nehmen wir Ihnen nicht ab. 

A:ußer der Erhöhung des Straßengiiter­
baI1ifis ,Heg,en eine Rletihe von AnträJgen auf 
Preiser1h!öhungen bei den zuständigen Stellen. 
Durch den WahlrückJstau list Ida,s a,},Les mlJrück­
gedrän'gt worden, und jetzt kommt der 
berühlIIlte RückstauzackJen in der Preisindex­
kurve, der alLgemein wirtschaftlich anerkannt 
ist. 

Ich frage Sie, meine Damen und Herren, 
wie Sie j etzt zu diesen Dingen stehen. Mit 
der einfachen :Erklärung des Kollegen 
Sekanina, daß ich ,hier einmal sage, daß .die 
Inflation in Osteneich zu hoch ist, und auf der 
anderen Seite Preiserhö'hungsanträge in der 
Paritätischen Kommissi:on .steHen muß, ist das 
Problem, Herr Kolleg;e 'Sekanina, nicht albge­
tan. r{ Abg. S e k a n i n a: Ich habe von anderen 
Dingen geredet! - Abg. L i  b a 1: Das hat er 
nicht gesagtl) 

Kollege Sekanina, schauen Sie sich im Aus­
land um. Fahren Sie hinaus, aber nicht zu 

Meine sehr geehrten Damen und Herrenl SazialversicherungslmIl!gressen, sondern 
Die Bundesregierung rülhmt siCh in I,angen schauen Sie sich die WirtsChaft ,an. Uberall, 
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wo Preisregelungen, wo Preisstoppmaß­
IlIahmen ulTIId Lolmstoppmaß11lahimen feing:eführt 
sind, slind die höchsten Lnf1atiOlIlJSIlaten ,aruf der 
ganzen Welt. Das kölllllJelll. Sie nicht wreg,llellllg­
nen. 

Jetzt kommen Sie mit dem Preisr,egelün,gs­
gesetz, und der Herr Bundeskanzler hat in 
einer Press�onferenz wieder eine neue Idee 
geha;bt. Die Idee besteht darin, daß sämtliche 
Betriebe mit särrntlichen Waren durch Gesetz 
verpflichtet werden sollen - das geht ja nur 
durch Gesetz -, vor die Paritätische Kommis­
sion zu kommen. Das bedeutet de facto nichts 
anderes als eine Umwandlung der Pari­
täUschen Kommissiorn ,tn einJe PmeIDsbehörd,e, 
eine Institutionalisierung der Paritätischen 
Kommission mit , allem Drum und Dran. 

Wir haben immer erklärt, wir stehen auf 
dem Hoden der Sozialpartnerscha:ft. Wir ver­
teidig,en diese Sozialpartnerschaft, alber mit 
einer derartigen Zielsetzung könnten wir uns 
nie einverstanden erklären. Ich kann mir schon 
vorstellen, daß es dem Herrn Bundeskanzler 
und der Regierung angenehm ,wäIie, wenn er 
die Verantwortung ,flür Preis,erhöhungen, für 
die Inflationsraten auf die Sozialpartner 
abschieben könnte. Aber diesen Ge.fallen 
werden :wir ilhm nicht tun l (Zu.stimmung bei 
der OVP.) 

Meine Damen und Herren ! Ich möchte hier 
noch eines mit aller Deutlichkeit sagen: Die 
Weiterentwicklung der Sozialpartnerscha.ft ist 
in erster Linie und hauptsächlich Angele,gen­
heit der Sozi.alpartner und von sonst nieman­
dem - einschließlich des Herrn Bundes­
kanzlers ! (Neuerliche Zustimmung bei der 
OVP.) 

Zum Schluß ein W.ort als A!bgeordneter des 
Waldviertels. Ich tiühle mich trotz der Wahl­
rechtsre1form noch immer als WaldvierUer 
Abgeordneter. 

Wir haben während der OVP-Regierung 
eine Re�he von Maßnahmen gesetzt, die für 
diesen Landstrich von sehr großer Bedeutung 
sind. Allerdings noch nicht genügend, darum 
sind wir der Meinung, daß auf diesem Ge!hiete 
die Bundesregierung aktiv :werden müßte, daß 
sie nicht nur Programme aufstellt und Kom­
missionen einberuft, sondern effektiv zei,gt, 
was sie bereit ist zu tun. Bisher hat ,sie keinen 
Finger ,gerührt. Ich halbe den Eindruck und 
meine Parteifreunde im Waldviertel auch, daß 
die Bundesregierung auf der Basis der soge­
nannten passiven Sanierung steht, auf der 
Basis der Sanierung durch Abwanderung. 

> 

W,a:s Wlir brauchen, .ist ,ein Enbwliddungs­
hilfegesetz so ähnlich wie in Bayern, wie in 
den Zonenrandgebi,eten in Schottland und so 
weiter, wo 30, 40 oder 50 Prozent Gründungs-

prämien gez,afhlt werden. Das ist kei,ne wirt­
schaftliche Frage allein, sondern eine eminent 
staatspolitische Frage. Daher halte ich ,es auch 
für nicht verantwortlich, wenn der Herr Ver­
ke'hrsminister - er ist leider auch nicht 
hier - ununterbrochen von der Einstellung 
der Ne'benbalhnen, die in diese Entwicklungs­
gelbiete 'führen, spricht. Da nimmt man der 
Bevölkerung doch das Vertrauen, IBetriebe zu 
errichten. (Abg. Ing. S c  h e  i b e n  g r a  f: 
Sagen Sie das dem Herrn Generaldirektor 
Ka1z auch!) Herr �oHege, ich habe das allen 
gesagt und werde es ohne Rücksicht auf die 
Partei zugehörigkeit j edem sagen, der diese 
Intentionen vertritt. Darauf kiönnen Sie sich 
verlassen! (Neuerliche Zwischenrufe bei der 
SPO.) 

Ich daI'lf zum Schluß eines sagen . . . (Abg. 
Ing. H o b  1: Ihre WaldviertJer Freunde haben 
sich doch darüber aufgehalten, daß Ihr 
Ministerkollege Dr. Weiß seinerzeit das 
wollte!) Da war ich draußen und halbe 
Minister Weiß überzeugt, ,wie die Dinge 
liegen. Er hat sich überzeugen lassen. Ich 
hoffe, daß Minister Frühbauer demnächst auch 
in das Waldviertel kommt. Ich werde ihm die 
Situation genauso darlegen. Wenn er so ent­
scheidet wie Minister Weiß, dann bin ich 
frdh und in dieser .Frage henlihigt. (Zustim­
mung bei der O VP.) 

Meine Damen und Herren I Ich ,dad 
a'bsmließend ,zur Regierungserklärung sagen : 
Es steht sehr viel in dieser Re,gierungs­
erklärung. Worauf es uns ankäme, also auf die 
Standortfestlegung der Regierung in ord­
nungspolitischen Fragen, darüber steht leider 
nichts drinnen. 

Wir werden Ehnen bei der Verwirklichung 
aller Intentionen, die ,geseUschaftspolitisch mit 
unseren Gedanlkengängen in Widerspruch 
stehen, den aller:größten Widerstand ent­
ge,gensetzen. Wir sind aber dort ber,eit, positiv 
mitzuarbe'iten, wo Sie im Einklang mit unseren 
allgemeinen Vorstellungen die rRegierungs­
politik durchführen. (Beifall bei der OVP.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Erich Hofstetter. Ich 
erteile es ihm. 

Abgeordneter Erich Hofstetter (SPO) : Herr 
Präsident! Hohes Haus l Meine Damen und 
Herren! Herr Generalsekretär Dr. Mussil hat 
jetzt vor mir eineIiseits ein Klagelied ange­
stimmt und sich andererseits mit Problemen 
befaßt, bei denen ich versuchen werde, das 
eine oder andere richtigzustellen. 

Er hat iimmer davon 'gesprochen, welch nega­
tive Politik von der R!egi'erung Kreisky 
gemacht wurde, daß auf handelspolitischem 
Gebiet praktisch üb.erhaupt nichts geschehen ' 
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sei und daß alles, was geschehen sei, negativ I auf eines hinweisen - weil Sie gar 150 krJtisch 
wäre. . waren -: Es war nämliCh in der Legislatur-

Dies ist ein Klagelied, das eigentliCh :im per�ode Ihrer Pa�t
.
ei, in der Sie

. 
die Uber­

Widerspruch zu der Entwicklung steht, die wir sdlUsse des Fam'l11enlastenausglelches ohne 

in den letzten eineinhalb Jahren zu verzeich- BegutachtunglsVlerfahren und ohne den AUJs­

nen hatten, und zur Entwicklung, die voraus- SdlU
.
ß zu befassen, gleich in das Budget inka: 

sichtlich auch im Jahre 1 972 noch günstig sein menert haben. Ich glaube also, man soll bel 

wird. der Sache bleiben und nicht vielleicht irgend-
wie Dinge hier im Hohen Hause der Galel1ie 

Er sprach von der Qualität dler Gesetz·e. Ich und der Presse sagen, die den Fakten und den 
möchte dals Hohe Haus vielleicht nur daran Tatsachen nicht so ganz entsprechen. 
erinnern, daß wir uns doch gerade in den 
Sommermonaten mit den Ubel1stundenzuschlä­
gen und dem Bewertungsgesetz beschäftigen 
mußten, Gesetze, die Sie damals als Opposi­
tionsparteien OVP/FPO hier durchgedrückt 
haben. 

Hohes Haus ! Dj'e Regierungserklärung, dJe 
heute Gegenstand unserer Beratungen ist, ent­
hält unserer Meinung nach eine Fülle neuer 
Pe:vspektiven und Aussagen, die uns alle 
angehen. Um nur einiges herauszugreifen, ver­
weise ich, wie schon erwähnt, auf die 

Es wird immer wieder die Frage gestellt : Bekämpfung der Armut, auf dre Gesundheits-
Was will die Regierung, was will die Sozia- politik, auf den Umweltschutz, auf die Bil­
listische Partei? Ich glaube nicht, meine dungs-, die Wohnbaupolitik. Es ist wohl jedem 
Damen und Herren, daß Sie so vergeBlich von uns im Haus klar, daß diese Aufgaben 
sind. Wlir haben hi'er von diesem Platz aus nicht lediglich durch eine Umschichtung in der 
sehr oft unsere Zielvorstellungen in unseren bestehenden Verwendung unsler,es Volksein-
Programmen zum Ausdruck gebracht. Das war kommens bewältigt werden können. Es wird 
mehr oder weniger auch unser Wahlpro- vielmehr darauf ankommen, durch eine größt­
gramm. Das wurde der österreichischen Bevöl- mögliche Steigerung des Volkiseinkommens 
kerung mitgeteilt, und die österreichische . dafür zu sorgen, daß die österreichilsche Volk:s­
Bevölkerung hat Is:idl. auch auf Grund der wirtschaft jene Leistungsfähigkeit erreidl.t, die 
Stimmabgabe dazu geäußert und hat meiner die Grundvoraussetzung für die Erfüllung 
Partei das Vertrauen ausgesprochen. unserer weitgesteckten Pläne ist. Aus diesem 

Die Frage Gastarbeiter. Herr Generalsekre- Grund hatte lSich die Regierung zur Aufgabe 
tärl Sie wissen das doch am besten. Man soll gemacht, die österreich1sche Wirtschaft an das 
doch nidl.t etwClJs in den Raum stellen, was westeuropäische Niveau heranzuführen. Das 
den Tatsachen nicht entspricht. Es ist richtig : ist mit der Erklärung, ein modernes Oster­
Wir sind im Gespräch. Aber die ösoorreimi- leich europareif zu machen, gemeint. 
·sche WdrtiSchaft kann nicht sagen, daß ;gie 
irgendwie an der Hereinnahme von auslän­
ditschen Arbeitern gehindert ist, weil sie jetzt 
schon einen Vorschuß hat, der so groß wst, 
daß sie dazu prakti:sch im vergangenen Jahr 
nicht in der Lage war. 

Zu einer weiteren Frage : S�e Isprachen von 
den Preisen. Ich werde darauf noch zurück­
kommen. Sie sprachen von dem Preisstopp. 
Richtig. Ich möchte aber doch hier dem Hohen 
Haus auch sagen, daß es überwi'egend kon­
servative Regierungen war,en, die mehr oOOr 
minder die Verfügungen und die Gesetze 
bezügltich des Preisstopps erlassen haben. Wir 
haben uns e,indeutig gegen die·se Maßnahme 
- PreiSiStopp - ausg'esprochen, weil wir glau­
ben, daß wir le�n anderes Instrument oder ein 
anderes Instrumentarium haben, was uns die­
ser Sorge enthebt. 

Die Frage betreffend die Begutadltungsfr.i­

ZweHellos können wir gerade in den letzten 
Jahren auf eine sehr erfolgreiche Wirtschafts­
entwicklung zurückblicken. Unser Wärtschafts­
wachstum war nicht nur, gemes!sen an den 
Ergebnissen der sechziger Jahre, überdurch­
schnittlich groß, sondern auch im VIergleich 
mit den anderen Industriesta·aten Europas. Sie 
haben schon darauf hingewiesen, Herr Gene­
ralsekretär. Aber wir sollen das aussagen. 
1970 lagen wir mit einem Wachstum de,s 
Bruttonationalproduktes von 7 , 1  Prozent an 
der Spitze der europäischen IndUJstr,iestaaten. 
1 97 1  werden wir mit eiI1lem Wachstum von 
etwa 51/2 Prozent eine ähnlich günstige Posi­
tion erreichen. Auch für das Jahr 1 972 wird 
vom Osterreichischen Institut für WirtsChafts­
forschung ein Wütschaftswachstum von mehr 
als 4 Prozent vorhergesagt, womit Osterreich 
abermals in der Spitzengruppe der europä­
ischen Industriestaaten zu finden wäre. 

steno Es ist von Ihnen, Herr Generalsekretär, Allerdings darf man rudl.t übersehen, daß 
das Wort "genüßlich" gefallen. Sie haben i diJe Methode der Konjunkturprognose noch 
direkt gewartet, das hier dem Hohen HaUlSle 1' lange nicht so entwickelt ist, daß nicht da 
mitzuteilen. Das ist flichtig. Aber ich möchte oder dort irgendWiie Korrekturen eintreten 
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könnten. Nach nie waren nämhlch - und das 
ist uns allen bekannt - die Kanjunkturvor­
hersa·gen mit sO' großen UnsicherheitsmO'men­
ten belastet wie gerade in diesem Jahr. Wir 
stehen vor Veränderungen der bisherigen 
WeltwährungsO'rdnung. Immerhin hat ein 50' 
grüßes, mächtiges und wirtschaftlich einfluß­
reiches Land wie die USA es für nO'twendig 
befunden, zur Lösung seiner wirtschaftlichen 
PrO'bleme prO'tektion:istiJSche, den Welthandel 
gefährdende Maßnahmen zu ergrteif,en, und mit 
Dänemark 1st beI1e'its .das ,erste kleine leUlro­
pä�scbe Land d�eSlem Beispiel ,ge,faltgt. Und 
immerhin schei,nt ISlich ,auch d1e kons,erVlative 
Riegü:ffiUilllg in Graßbl'itamIlli,en nicht vO'n einer 
Politik 'lösen zu kÖIl:nen, di,e leüne'rsleibs rzur 
Bekämpfung dies in di'eSiem La,nd besonders 
starken Prei,sauftmi'elbes nur we1ll1g heibräJgt, 
dnder,erseits aber -die Igrößte AnbeHslosi,gk€it 
sei,t der Wle}twirtschafts�dse �e'fbetilg'eführt 
hat. 

Jlede Prognose Ider östeu,eichtsch!en Wirt­
schafts entwicklung für die kommenden J,ahre 
muß daher von zw,ei we·sentLichen F,aktoflen 
aJUsiQelhen: Einerseits sche.int es doch offen­
skhtlich lZlU Isein, daß die binIlienwirtscha:ßtlJichle 
KonjUlIlkturlag,e, d1e vorhande!Ile Nachtrage 
und das Angebot auf dem Arbeitsmarkt durch­
aus für ein weiteres günstiges Wif.tschaHs­
wachstum ausreichen. Arulerer.seit,s darf man 
nichJt über,sehen, daß ,eiI1!e V,eflschlech1Jer.ung 
der lintJernatJional'ell WirtsmaftsslituahO'n vO'r 
aUem auf .dem Wiege des AußIEmhianJdeLs unan­
,g'enehrne RückWlirknmgen .auch ,auf di1e ösoor­
reichische Konjunktur haben könnte, j a  waht:­
,sche'inlich sogar haben müßte. Eine neue W,elle 
des intemationa!1e.n Protektionismus wÜI1de 
sich ohne Zwei!Jel ,außerordentlich UIl!günsbilg 
für die kbeillien Industni1esta,at,en und iCl:ami,t 
natüdich ,auch für Osterreich Ia;uswlirk,en.. 

Osterreich ,g,ehört sicherl'ich Jllicht ru j1en.en 
Läm!dlern, von denen Idjie Lösung der Weltwäh­
r:ungs- und damit der Wlelthandelsprobl'eme 
a1bhän'gt. Wir walLen aber doch festhaUen, daß 
unser Land durch ,di'e im Mai vOTgenammene 
kufiwertung des Schillings, !die :wtLr gemeinsam 
beschlossen haben, und .durch dlie im AlUgust 
eIig1Iliff:eoon Maßnahmen sücherlich einen Bei­
tI1a,g zur Lösung dJileser Probleme bereits - 150 
,gl,eichsam ,aLs VO'flschuß - lQieLeiStoot hat. So 
darf ,als hesOl1!ders ,erfir'e1\.llich f,estgestellt we'I'­
den, daß dn der ·Riegi.erungserkläru'ßIQ keILnIe 
wi:e W1IlJer 'glearteten pratektionistischen 
Gedanken anklingen, sondern daß im Gegen­
teil die östernelichische B:urnde,g'liegielfurug mit 
ailler Deutli�eilt lihiien WiHen zu 'edne,r V'er­
tJiefung und Int,ensiVlterung !des Wielthandels 
auf der Basts ,e!iIIlleS neuen Welltwährungs­
systems ZUilIl Aru.sdruck gebracht hat. 

Dieser .gute WilLe entb.indet IUns aJOer nicht 
von der Aufigahe, für ,den Fall vor:zusorg'en, 
daß durch Schritte und Maßnahmen a'ndener 
Länder, die sich uns,erer Eilnfluß.flIahme natür­
lich völli.g lent1Ji'ehJen, konjililllktur,elle Schwie­
r�gkeiten entgegen ,al·Len Erwartung,en in 
Osterr,eich entstehen könnten. 

In der Rlegi,erung,serkläIUtnJg wmldJe ber,eits 
daoouf hü.ng'81w:1ese:n, daß für di,es'en F,all das 
am kommenden Rrei,tag hi,er vor.Z1l!lelgende 
Budge,t der Bundesregiierung 'einen Konjunk­
tJuIiausgleichs,etat vOI1s'ehen wird. WILr beg.rüßIen. 
di,ese Vorsorg,e. Ich darf ,a'bler ,auch äJn diesem 
Zusarn:menhang danan elli1nnern, ·daß .auch das 
Budget für das 1auflellllde Jahr einen solchen 
KonjunktuI1ausgl'elichs'etat beinhaltet hat, wel­
che,r dann lilingl8lSiichts der übeI>a/Us günsttgen 
KonjiUIl!kturentwic:xlulllg 'IlJicht zum Einsatz 
gebllacht worden ist. 

Der Herr BundeismirristJer für FlinaJIlzen hat 
im hieun1gen Jahre in mehreren Slitzung,en mit 

den Ver.tret8lrn der Wlirbschaftspartner die 
KOJl!j tlJIlktUlrJ.ag,e lanaly:si€I1t und dde FiT,alge des 
Einsa't�e,s des Konjrunktur,ausgleichsbudg,ets 
besprochJen. Wir :sind dabei jedes ,Mal ein­
helbig zur AuffiasSiung Igekommen, daß diJe kOill­
j unkturelle Lagle Iden Einsatz dieses konjlUnk­
tunbelebenden mstru'lllenties all,s nJicht 'zwleck­
mäßig ·ensmeinen l!assen würde. Es wäpe s,ehr 
zu begrüßen Il1nd liegt .auch sichJedich in der 
Absicht des Herrn Flinanzminig.tJeTls - unQ. I8r 
hiat jla die Zusage ,gegeben -, wenn di1ese 
Aussprachen auch im kommende!Il J1ahr fort:. 
gesetzt Uind fwe"irt:el'lgeführt wenden könnten. 

In dJileSiem Zus,arnmenhang erscheint mir das 
Bekenntnis zur Fortsetzung der Vollbeschäf­
tJi.glUnJgspoUtik von. besO'nderer ,BedeutlUlIlig. 
V�el1eicht, meine Damen und Hellr,en, nimmt 
man .das ,a1s eine Sel'bstverständlüchkei,t 'an. 
Ich gelbe ,gerne ru, daß ,auch Idlile Unter,flIehmer­
oflganisationen in OsterIleich keilIle grundsätz­
.uichen Binwendungen 'g,e,gen Ielille solche PO'li­
tik enhOlben haben. Wenn ,wLr aber ,an dias 
Beispiel Großbnitannilen dookJen oder · an Idie 
inzwüsc:hen von der R:egi'erung NixO'n w'1eder 
f,all1engelass'ene Polit�k ihre,r ier,sten &egtie­
runglsj.ahre, dann. WliIld sehr deutlüch, daß ,es 
in UJI1S1eI1er modemen Industnilelg'eSiellsc:haH 
noch immer Kräfte und Gruppen gibt, die die 
ArbieitslO'IS'ilgk!eit w,eiter Schlichten dl8r BevöLke­
rung für ein durchaus vlertnetbares Milttel delr 
Wirtschaftspolitik .ilins.ehen. ,oer Hem Abge­
ordnete C�erIl!etz hat mit dem Belispiel KanaJdta 
d,arauf hilntgewiesen. Der Binsatz dieses Mit­
te.1s - W[ir 1eooen. es miot EntschJiedenhe'it .ab -
wird von 'Seimen BefürwartJe.rn vor 'alLem dann 
empfoMen, 'Wlenn es .darum .geht, den Pil'ei:s­
auftri,eb iZU Ibekämpfen. 

Nun wäJr,e ,es ,ger,adeZIU .absurd, wenn ich als 
Soz1aldst '1lIIld GewleIikischafter die recht un.an-
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genehmen Auswirkungen des Preisauftrieioos Forderußlg,en WliI1d les Idamauf ankommen, einen 
b(ijga1leUisiefieIl /Würde. Immerhin 'i,st es den tragbamen Komprorniß zwischen diesen beliden 
g,emeinsamen Bemülhung1en dler RegLerung und wirtschaf,tspoliUschen Zlielset:zung,en zu finden. 
,auch der WiirtschaftSlpaI1tner ,gelUing,en, den Was :b}eibt nun ,alber batsächlich Zlll tun? Wie 
Pr,e'isauf.trteb in OstJerJieich ,zumtnde,g,t 'in den 
beiden Let21ten J.ahJ1en spürbar unter jenem 
dler I(lnderen Länder Wles'teuropas zu halten. 
Das ilst zw.ar, wenn Si,e ,so woUen, !l1!Uf ein 
relativer ErfoLg, aher amg,e,s'ichts des groß;en 
AnteUe.s .der importierten 11nflation - etwa 
30 ProZl€nt - an UIlJSiwer PI1€Iis'entWJiddunog 
doch ,eiIlie 'gletW1a.lt:i.g,e Lei,sbung. Was für den 
,einzelnen Osteneicher aber WJichtJilg.e'r ,ist, ist 
ddiS, ,daß ,sich >die Realeinkommen der Oster­
l,'IeicheI11nnen und Osterreiche:r in diJesellIl Joor 
wesentbich :besser ,entwickelt haben als im 
J,ahll2l00nt vorher, daß LöhIl!e 'und Gehäilter 
und auch PtenSliorlien ,erhe:blich stärker als der 
P,reis:aufbI1i,€'b gestiegen Isind. 

D.amilt soll aber keinesw:egs gesagt werden, 
daß wir mH der Preise:ntwicklung in unserem 
Land zufl1ieden ,sein können. Es ·wäre falsch, 
.die Häooe in den Schoß zu Legen und die 
DiIIlJge ganz etnf,ach tI1ei'ben zu l,a,ssen. Im 
G egenteil : Unsere bisherigen Erfolge auf die­
Stern Gebi,et waDen nur möglich, weil die Rlegie­
rung Maßnahmen setzte - ich denke an die 
pIleisdämp�enden Maßnahmen -, den Pred.s­
auftrieb, so gut es nur irgendwie ging, zu 
dämp�en. 

Nun sagt uns das Ost,erreichisme Instiltut 
für WlirtschaftsfoIlscl1iung für das kommende 
Jahr ,abermals einen relatirv ,starken PretiJSia'll'f­
trieb voraus : ohne allfällige Erhöhung öffent­
licher T,a'rife immerhin 4 Prozent, ,wobei .auch 
dem Institut durdlaus bewußt 1st, daß hei 
ei:nJer Reihe dIieser T,arifle Ibewelii5 Erhöhung:s­
wÜlnSche I(l,ng'emeldet wordell1 stind. Selbst wenn 
man iatnnimmt - und ,ich hin zUV1€rsichtlich, 
daß diese Annahme berechtigt ist -, daß diese 
Erhöhungswiinschie nur I2lUffi Teil verwirklächt 
WEnden, el'gäJb:e sich damit lein Preisauftrteb 
von 'etwa 5 P,rozent. 

DaIIlJit .stellt sich ,aber mit ,aHer Härte die 

könn:en W1ir nun WlirkJsa:m ei.ngr,eH,en? Herr 
Rrofessor Nemschaik. vom Wlif.tsmafbsfor­
schungsü'Dlstitut halt li,n ,ei'ner ,seitlher ok rzitielr­
ten RundfUlI1Jkdiskussion mit rdem Herrn Bun­
deskanzler di,e MeLnung Vlertreten, daß <He 
Bundesregi,erung ohnedi'es ,schOll1 aUes auf 
Grund der g,eSletz�ichien MögLichkieti!ten lin ihrer 
Macht Stehende getan hat. Mit dieser Fest­
stellung dürEen wJir IUllJs aber ,auch Illidlt wfl1ie­
dengeben. Nicht zuletzt aus diesen Erwägun­
gen hat der WirtschiaftJsbeina't der P,ari,tätischen 
Kommi,ssion .den Auf,tra,g bekomIIlJen, eine 
StudJi'e über tdli,e UIisamen des Pl1eis- und 
K oste nauftIlil€bes aUSIzual'bei'ben und Vor­
schläge fi.i,r weitene MaßIl!ahmen zu '€I1statben. 
Die Arbeliten an dieser Studi,e ,sind illl voUem 
Gange, man kann sogar sagen, weit fort­
geschritten, es wälle 'a1ber ,sicherlich falsch und 
den Ar:beiten im Beimt ,albträJgbich, !WoHte man 

j etzt <schon auf diese Analysen eingehen. 

Da es Stich aber be:i dem Preis,a'uftri'eb nicht 
nur um ein ös,teneich1schJe,s Probl,em thandetlt, 
sondern d�eSles Probliem im Gegenteil in lande­
ren Lä,ncl!ern noch Vli.el Is.tärker zum Ausdruck 
kommt, hahen ,sich ·alUch inteJinaticmale WdlTt­
schaftsorg.anJi.satioIlJ€1ll sehr in1lensirv mit d,er 
Bekämpfung des Pretsauftl1ilelbes befaßt. Eine 

der dnteressdillhesben Arlbeiben ,auf d�es'em 
Gebtet .ist zweifiellos dile ,Studie Ider OECD in 
Panis. Es wäre ,siche.rlich 'gut, wenn manche 
der Hte!rIien, die in Ostermetich lall zu gern über 
die Pr,elispoldtik spr,echien, zumindest diese 
Studi'e 'eirunal mit der 'llo1rw1enddtgen Gew1ssen­
haftigkeit und AufimerkSiamke:i:t durchlesen 
würden. Slite wÜI1d1en .nämLich nich1 zul,etzt \Zu 
der Feststellung gelangen, daß ein sehr großer 
l1eil der EmprehlfulIlJg,eu, di,e ,s,ei'tJens der OE CD 
gemacht werd'oo, ,in Usterneich von der derZle,i­
tilgen Bundesre,gi:eIUlIlig berei,ts Vlerwi-rklicht 
wOI1d'en ,sind. Und das ist sicherlich kielin Zufall. 
Denn bei .dIer OECD Ln Paris studiert man dri.e 

EnCljge, Wlas ,glegen dtile,S'en Pl'ei,g·auftrLelb IUnter- Pr:eiJs- IUnd WliIlbschaHsentWlicklung in O5t'er­
nommen werden k,ann. Voners't ein Wort zu I1eich 'g,eJllauso wile lin ,alIlJderen. Lä'nde,ru, und .in 

den amtlichen Tarifen. Eine ganze Reihe dieser Os'terre:ich besoJllder.s '91enau. Man spricht dort 
Ttarif.e sind seit vier, fünf und noch mehr teilweise isog·ar von ,einem ös,terr.eichismen 
Jlahreill 'DJich·t mehr 'dIIl:g,ehoben wOIlden. Der Modell. Und man i.st zu dem Schluß gekom­
Wir,tschafts- \Und So:zial1bei:r.at ,der P:arHätischten men, daß vi'eles von dem, WldS wlir in Oster­
KommisSlion hat immer ,wi.eder dar,auf hin- reich machen, den 'aJnderen Ländern n.Ull' zur 
g'emrieSlelIl, daß man zwar bei der Ge.staltung Nachahmung empfoMen weI1den k,anill. (Abg. 
amtlkher T,ari�e ,auf dil'e jlewei'Hge Pr€li.Slsitua- S t a u  d i n g e r: Die Paritätische Kommission!) 
tion RückJsicht nehmen s oll, ,er ha,t aber -ebenso Hier verwetise ich - tim komme schon 
dJeutlich g:emacht, daß es weder .sinnvoll noch darauf - auf di,e Paritäti,sche Kommtssion. 
zweckrrnäßtg ,sei, die Erhöhung ,amtlticher Tarife Sehr llichtig . Auch AmenikJa V1eT,SUcht, eIDe ähn­
'so lange ihtinauszUJscl1iireben, daß dann allzu liehe Itnsbi'bution €IiIT�uJnichten, wlilll aber nur 
große UDJd für Wirtschaft und KOllSlliIllenten noch andere, zusätzliche Maßnahmen mit ein­
schwer zu verkraftende Erhöhungen vorg·e- gliedern; ,aber dte sollten. dort ,selig tmd ·glück­
nommen werden müssen. B ei den j etzigen lich werden. 
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Schon :in seilDJer ·er.sten StellungIlJahme ZlUr 
R;e9luerungserklärung halt ,der Herr Bundles­
obmann der Osterreichischen Volkspartei, 
Her.r Dr. Schlein1ler - heUlte ,halben Wlir les 
wieder gehört -, die von der Regierung VOI­
.g'eschllag·ene Ver.schärfung dies Pre1smgeLungs­
'gMet'reS rundweg .a:bgiellelmt, Illnd ler v.erlangt, 
daß man des PPeiisauftrtebJes a.uch ohne den 
EilnSiatz sogenannter diri,gistiscber M'aßnahmen 
Herr wlwc1en mÜsse . 

Ich möchte noch einmal betonen: Vom Ein­
satz dirigistischer Maßnahmen - ich komme 
noch darauf zurück: - ist nicht die Rede, 
sondern vom Einsatz von Maßnahmen, die die 
Möglichkeit geben, undiszipliniertes Verhalten 
einzelner irgendwie in den Griff zu bekommen. 

Nun, interessanterweise sind auch die 
Experten der OECD zu dem Schluß gekommen, 
daß es zwei große Gruppen von Maßnahmen 
gibt, die man gegen den Preis auftrieb ein­
setzen kann : einerseits generell nachfrage­
dämpfende Maßnahmen und anderenseits Maß­
nahmen, die sich eben auf einzelne Wirt­
schaftszweige, einzelne Produkte konzentrie­
ren und die daher vielfach als dirigistisch be­
zeichnet werden. Wenden wir uns vielleicht 

hat, diesen Weg zu gehen (Zwischenruf des 
Abg. Dr. M u s  s i 1) - jtetzt kommen Si!e 
dran! -, und wenn maln dteI1lIloch Idlen Pre1s­
auftriteb bekämpfen will, lda:nn Wlird man slich 
zur 'eiIllen oder zur .anderoen Form des dLfiekten 
Emgniffles in Bin1Jelrrnärkifle und !in dile Preis­
,g,estJaltung bei Ein�ellproduk!ten hek,em;nen 
mÜssloo. 1m biesondeI1en dort, wo sich .ei'llJ2'Jelne 
P,rodu2lenben :und Händler nicht nach den 
Spi!elregeln der PaI'itätischen Kommission Vler­
halten. (Zustimmung bei der SPO. 
Neuerlicher Zwischenruf des Abg. Doktor 
M u s s i  1.) 

Sicherlich gibt es auch hier graduelle Ab­
stufungen. Man ,kia:nn 'zum Betspiel :durch 
LibemHsi,enmgen und Zollsenkung.en V1er­
suchen, di,e PI1eis·e von Lmpo!'ltWJaren UllIter 
Kontroll1e zu IbIli,ngen be1Ji1etlmng,swlelliSie Zu 
dämpf,oo. Diesen Wreg haben Wlir Ja ,g.emein­
sam auch in Osterreidl in der Vergangenheit 
mit einem gewisSien Er.f01g dank. dem Ver­
ständnis und der Mithilfe aller eingeschlagen. 
8me andere Maßnahme, die di,e OECD vor­
schlägt, :ist der I,a.dtk<ale Abhau ,aUer Sub­
ventionen für ,a.gI1autsche ProouktfJe. Auch d1ese 
FIla.ge 1st ul1Jd1sk.ubaibel. 

der ersten Gruppe vorerst zu: Was heißt eine Weitel'1e MaßIlIahmen, die von der OECD 
generelle Nachfragedämpfung? Generelle vor,geschlag,en wur.den, silllid von der öster­
Nachfmg,edämpfumg bedeutet VerJ,angsamtmg neichiischen BundesmgiJerung hetI1ei>ts vor­
des WirtschJaftswlachstums, Dämpfiung der bereitet worden, und das Hohe Haus wird sich 
KonjiUIlktur. Das bedetUtet dn den Wor,ten de,r in lIlächs1Jer Zeit mit ,eilllltg'Bn di,eser Fr,alg'eIl zu 
OECD eiIl!e nächt ISO vollstämld�ge Aus.lastung belassen haben. Da/ZU Igehört die BleSlei,tilg1mg 
der K'apamtäten wli'e blsher. Man k.ann ·es auch von WetthewerbshemmIllLsSlen, wile 'SiJe ,etwa 
elinf,achJer formulieren: Generelle Nachfr,age- durch dJie neue GeWlerbeo,I1dnung, ,aber auch 
dämpfung heißt leine geWli.ssle Arbeiltslos1gkieit durch das von der RJegieI1Ung ,ang,ekündigte 
toLerieren, j1a bewußt herbeiführen, um den neue Kartellgesetz vorgesehen ist. Daß Sie, 
P,r.e1S1auftnieb :ou hekämp�en. Solche Gedanken Herr Genel1a1S1ekretär, mit dieSier V0II1ag,e de,!' 
sind leider von einigen Wirtschaftstheoreti- IlIeuen Gewlerbeordnung nächt .ganz elimver­
kern auch in letzter Zeit immer wieder geäu- s,tanden sd.nd, ka1nn !ich VlefiSltJooen, .alber les wird 
ßert worden. (Zwischenruf des Abg. Doktor vleIlhandelt weIden müss'elIl. «Zwischenruf des 
M u s  s i 1.) Die Parteien im Hohen Haus wer- Abg. Dr. M u s  s i 1.) Weil Sie ,ein 'SolcheiS 
den sich aber dazu durchringen müssen, in Klalgtelied aJngeSltJimmt nahen, daß Sä,e Pflak­di�ser Frage Fa�be zu. bekennen. (Abg. S t a u- tisch j etzt schon zugrunde gehen, bevor noch 
d 1 n g e r: Es smd nie solche Behauptungen ir,g;end etw.as Ig,eschJehen i�St. .(Abg. S t a  u­
ge:lacht und 

,
solc:ze �mpfeh1ungen au.sgespr�- d i n g e r: Das hat niemand gesagt, Herr 

ch n w.or�en. )  SIe ,smd dan� n�ch e,�ner �elt I Kollege Holstet ter! - Abg. Dr. M u s  s i 1: abgeschwacht worden. Das 1st
. 

m DISkUSSIon Sie sind ein Hellseher und ein Dunkelseher! _ gestanden, Herr K?llege Staudmger. Ich habe Abg. G r a t  Z :  Der Kollege Mussil hat eh eine nur gesagt, daß dIese Vorstellungen da und Stunde gesprochen!) dort bestehen, .und da können Sie mir j a nicht 
widersprechen. ,. 

Die P;arteluen !im Hohen Ha.us werd!en s�ch 
daheiI dazu durchrin.gen müssen, in dieser 
Frage F·arbe zu be�ennen: Betrachten Sie die 
ArbeitsloSli'gkiei,t .aLs le�n <taugliches Mittel �ur 
BekämpfiuIlJg des Preisauftri,ebes? (Abg. Doktor 
M u s  s i 1: Nein!) RJich1lig. - Wenn Si1e es 
tun, dann müsSlen wir lihnen von vornherein 
sagen, daß wir von der SO!ZJ1alliSitismen P:ar,tei 
nicht bereit sind, Ihnen auf diesem Weg zu 
foLgen. W·erm man laiber 'auch ([)Jicht d:i,e AJbs:icht 

WichUg ler.sdreint ,auch der OECD 'etLne Vl€r­
beSiSIeflU[)jg und VeIistärkung des K<mSumenten­
schutz'es und der KOIlJSlUIIlIent,eIllilIlfoI1IDatioill, 
PrQgmmmpunkte, d1e Wlir ,ebenfall:s Jn der 
Regier'U'Illgserklär,uIllg finden. 

Große Bedeutung mißt die OECD ebenso 
wie die R;e,gi,erungISlerklärung einer koordi­
rui'el1ben und mittelfristig ,g,eplanten Ausga.ben­
politik der öffientliichen Hand, liIIlS1oosondere 
auch !in Idem so .wichtig,en BeI1edch der Sau­
wirtschaft, ibei. Aber .auch ,m der OECD w.ar 
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man sich schon Aniiang 191 1  darüber :im 
klaI1en, daß man in kO'I1kJretJen Situationen um 
ei,ne direkte Einflußnahme de.s Sbaates auf die 
Preise leinzeliIlier Wanen und DiJenstleiSltl.mgen 
nicht herumkommen wird. Ger,ade OOS aber 
wlir.d in tr,aJUtem EinverIllehmen ,sowohl der 
Ostem·,eidüsmen Volkspartei ,als lauch von den 
UIl!bel1Il!ehmerorglantsatiOIlJen ,immer wieder 
k,ategollisch ,ahgelelmt und Isomit der Dini1gis­
mus in j!eder FOml ,autge�eti.gt. 

Meine Damen um Her,lIen von .der OVP, 
schauen Si'e sich doch ein bißchen �n der Wellt: 
um! Der Herr Generalsekretär war so lieb und 
hJa t Idlen KOIUeg1elIl Sekalllina dazu auiigefordert. 
(Abg. Dr. M u s  s i  1: Ich bin immer lieb, Herr 
Kollege!) Und jetzt list das die geg'efIliseit�e 
AuUorderung. Ich will Ihnen Igar nicht - und 
Sie wissen es genausogut - die USA als 
BeiJSpi,el ziti:eI1en, deIlin erfI1eu�icheI'W1etse hat es 
UllJSelle Regi'erung ,gar nicht so weilt kommen 
Lassen, wli:e es dJ�e Regi,enung Ntixon in den 
USA tat. Aber dn f,ast allen Ländlern Europa5, 
Ln Fr:aJI1kr,eich, in der Schweiz, in den NiedJer­
landen, über,all .balben die ,staatlichen Behörden 
heute dä,e 'eliIlJe oder a,nldere Mö,gHchkeit, in di'e 
Preis:ges1aHung ein�elner Untemehmen no.t­
falls einzugreifen. Nur die österreidJ.ische 
Buooe'sflegierung hat diese Mijglichlreit 
bedaUJerlicherweiJsle nicht. 

Wenn der Herr Generalsekretär den Herrn 
Bundeskanzler zitiert hat, er möchte die Pari­
tätische Kommission in ein Gesetz eingliedern, 
so bin ich überzeugt, daß das nicht die Aus­
sage des Herrn Bundeskanzlers ist, nicht die 
Meinung des Herrn Bundeskanzlers, sondern 
daß es nur das ist, was Sie auch gesagt haben : 
Sie werden praktisch Ihre Mitgliedsfirmen auf­
fordern, daß die Mitgliedsfirmen ihre Preis­
wünsche in die Paritätisme Kommission ein­
bringen, ohne die gesetzliche Eingliederung, 
weil das eine freiwillige Vereinbarung ist. 
(Abg. Dr. M u s  s i 1: Aber die Zeitungen 
schreiben das!) Was die Zeitungen sm reiben 
und g,eschrielben halben, muß nicht immer ganz 
richtig sein. Sie werden doch nicht nur danach 
gehen, Herr Generalsekretär, idl smätze Sie 
doch ,ein hißchen anders ein. Hier sprechen 
Sie manchmal so, und woanders reden wir 
ehen doch so , wie es für die Wirtschaft und 
auch für die österreichische BevöLkerung und 
damit f.ür den Staat notwendig erscheint. 

Sicherlich, man kann mit solchen Hand­
haben allein den Preisauftri·eb nicht rlUJffi Ver­
schwinden bringen. Das wissen wir auch. Denn 
ein solcher Glaube :wäre eine Illusion und eine 
gefährliche Illusion dazu. Aber man soll sich 
darüber im klaren sein, daß man ohne ent­
sprechende Handhaben den Preisauftrieb 
auch nicht bekämpfen kann. ,( Abg. Doktor 
M u s  s i 1: Der Index der preisgeregelten 

Waren ist höher gestiegen als der Index der 
nichtprei.sgeregelten Waren!) Und es ist 
sicherlich kein Zufall, daß wir in Osterreich 
auf preispolitischem Gebiet dort besonders 
erfolgreich waren, wo uns entsprechende 
Handhaben zur Verlügung standen, zum Teil 
die Paritätische Kommission. 

Darf ich das vielleicht - weil Sie sargen : 
falsch - an einem Beispiel erläutern, was ich 
sagte : Wenn man Handihalben hat. Ich meine 
den in Diskussion stehenden Benzinpreis. Und 
vielleicht kann man gerade an diesem Beispiel 
eine gewisse WidersprüchliChkeit auch in der 
Argumentation der OVP besonders deutlich 
aufzeLgen: Der dafür zuständi.ge Herr HandeIs­
minister Ihat 'bisher den Pr,eisantrag der großen 
internationalen · Mineral'ölkonzerne schon 
monatelang hinausschieben !können. Ich sage 
absichtlich hinausschiehen können, ,weil es uns 
allen klar ist, daß es frülher oder später doch 
zu einer gewissen Preiserhöhung kommen 
wird, auch in Verbindung mit dem geringeren 
Bleigehalt des BeIl!zins. Für die österreichi­
smen Autofa'hrer ist es aber durchaus nicht 
gleichgültig, ob sie schon Anfang 1911 oder 
eben wesentlich später einen höheren Benzin­
preis zahlen müssen. Für die Mineralölfirmen 
scheint das auch nicht gleichgültig zu sein, 
und ihre Interessensv,ertretung, die Bundes­
wirtschaftskammer, hat auch wiederholt die 
ErledLgung dieses Preisantrages urgiert. .Ich 
glaube, niemandem in diesem Hohen Hause 
brauche ich eine gewisse Verbindung zur OVP 
zu erläutern. 

Darf ich vielleicht auch ein weiteres Beispiel 
für die OVP�Politik ·auf preispolitischem 
G ebiet .ziHeren : Im Juni dieses J.ahres ist der 
Preis für Milch und 'Milchprodukte deswegen 
errhöht 'worden, iweil sich diese Bundes­
regierung Kreisky entschlossen hat, den B au­
ern einen höheren Milchpreis zuzugestehen; 
richtig. Auch unter d,er OVP-Regierung wurde 
der Milchpreis erhöht, allerdings !bekamen 
damals die Bauern keinen Groschen von 
diesen Erhöhungen, die im Jahre 1967 1 S 
pro Liter für die Konsumenten betragen haben. 

Nun aher hat die Präsidentenkonfererrz der 
Landwirtschaftskammern einen neuerlichen 
Antrag auf PreiseDhöhung für Milch gestellt, 
und 7lWar nur vier Monate nach Erledigung 
�hres vorherigen Antrages. Die iBegründung 
für diesen Antra.g : Die Bauern hätten so viele 
J alhre keine Preiserihöhung zugestanden 
bekorrumen, daß si,e die PreiserhöhuIl!g vom 
Juni dieses Jahres nur als ersten SChritt 
betrachten kJönnten. Die Mitglieder der Prä­
sidentenkonferenz der Landlwirtschafts­
kammern Osterreichs sind durchwegs p.uf 
Parteilisten des Osterreichischen Bauern­
bundes gewäihlt, also einer Gliederung der 
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Osterreichischen Volkspartei. Weil  ihnen die 
Osterreichische Volkspartei zur Zeit ihrer 
Alleinregierung, Herr Präsident, keine Preis­
erhöhungen zugestanden hat, soll nun die 
sozialistische Re,gierung all das in möglichst 
kurzer Zeit nachhÜ'len. Sie soll von dem 
bewährten Prinzip bitte, hier auf­
zupassen ! - der Wirtschaftspartner - lies : 
Paritätische Kommission -, Preis- und Lohn­
ellhöhungen niemals 'in Abständen von unter 
einem Jahr zu genehmi'gen, abgehen. Aber 
man will uns einreden, daß der Preis auftrieb 
zu bekämpfen sei, man ,aber auf der anderen 
Seite wieder von Haus aus, 'Wie der Herr 
Generalsekretär s agt, auch die Preise der 
preisgere.gelten Waren hinauftreibt. 

So einfach ist es eben nicht, meine Damen 
und Herren ! Man kann nicht so argumen­
tieren. <Daher wird es ,gut sein, daß man sich 
auch in Ihren Reihen ülberlegt, was zu tun 
w äre. Persönlich bin ich der Al.lJ�f.assung und 
Uberzeugung, daß eines der Er,geibnisse dieser 
Uberlegungen sein wird, daß man sich endlich 
auch in der OVP dazu bereit findet, der 
Bundesregierung entsprechende Handhaben 
zur Bekämpfung des Preisauftrieibes bei ein­
zelnen Waren in die Hand ·zu ,gehen. 

Ich möchte hier nicht wiederholen, was der 
fliühere Herr Innenminister Ihrer Allein­
regierung einmal hier zu meiner Anfrage 
erklärt hat : Ich kann gegen diese Erhöhungen 
nichts machen, mir fehlen die ,g,esetzlichen 
Maßnahmen. Hier, meine Heuen, müssen Sie 
es sich praktisch überlegen, 'Welcher Weg 
gegangen iwerden s·Ü'l1. 

Hohes Haus ! In der ·ltegierungserklärung 
wird auch aus'�ührlich zu den Fragen der 
SteuerpoliUk Stellung genommen. Als b eson­
ders enfreulich möchte ich, es bezeichnen, daß 
das im Wahlikampf a:bgegebene Versprechen 
nach Einfülhrung einer Hausstandsgriindungs­
prämie von 1 5.000 S schon mit 1 .  Jänner des 
kommenden Jahr·es verwirklicht werden soll. 
Dies freut mich umso mehr, ·als diese ,Maß­
nalhme einem schon lang,e 'vorgetr·agenen 
Wunsch auch des Gewerkschaftsbundes ent­
spricht. Ebenso erfreulich ist die Zusage, daß 
die Bundesregierung sobald wie möglich 
Verhandlungen mit dem Osterreichischen 
Gew.erkschCLftsbund ülber eine Milderung der 
Ldhn- und Einkommensteuerprogression auf­
nehmen wird. Der OGB wird bei diesen Ver­
handlungen keine unmöglichen oder unenfuU­
baren Forderungen stellen. Er muß aber darauf 
bestehen, daß die bes,onders in der zweiten 
Hälfte der sechzig er Jahre vorgenommene Um­
verteilung der Steuedasten zum Nachteil der 
Arbeitnehmer nicht weiter .andauert. 

Hier komme ich auch 'zu dem Ent­
schließungsantra:g des Herrn Kollegen Kohl­
maier. Der Herr Kolle,ge Sekanina hat schon 
darauf hingewiesen. Ich möchte hier nun doch 
eine Feststellung machen : Es nimmt Ihnen 
niemand ab, daß Sie heute eine Lizitation 
begehen, denn wir haben als Gewerkschafter 
und auch infolye der Zusa,ge des Herrn 
Bundeskanzlers di,ese Forderung nach Ände­
rung und MHderung der Lohnsteuerprogres­
sion schon er,hoben. In der Regierun.gs­
erklärung ist eben auch enthalten . . .  (Abg. 
Dr. K 0 h 1 m a i  e r: Die Absage!) Nicht die 
Absa,ge, sondern die IF,eststellung, daß ent­
sprechende Verhandlungen durchgeführt 
werden. 

Sind Sie, Herr Generalsekretär, so vergeß­
lich, daß Sie nicht wissen, daß wir praktisch 
im Jahre 1 966, ·also zur Zeit der Allein­
regierung der Osterreichischen Volkspartei, 
Forderungen angemeldet haben? Diese For­
derun.gen wurden erst im Jahre 1968 erfüllt. 
Wissen Sie nicht, daß praktisch die Bundes­
regierung Kreisky mit 1 .  1 .  1 97 1  eine Lohn­
steuersenkung durchgeführt hat? Wir Gewerk­
schafter erklärten, daß das ein erster Schritt 
ist. Daß die Durchführung des ,größeren 
Steuerreformkonzeptes .für 1 973 vorgesehen ist 
und daß wir nunmehr die Möglichkeit bezie­
hungsweise di,e Verhandlungsbereitschaft für 
1972 vorfinden, das wird für uns genügen. 
(Abg. Dr. M u s  s i 1: Haben Sie einen Allein­
vertretungsanspruch des Gewerkschafts­
bundes?) Aber nein, Herr Generalsekretär, Sie 
wissen das doch genausogut. Ich gehe gar 
nicht darauf näher ein, daß ülber die Ein­
kommensteuer praktisch analog zur Lohn­
steuer veJ1handelt Iwird. Ich spreche hier im 
Interesse der Unselbständigen, die die Lohn­
steuer:zahler sind. Aus der Antw.ort, die der 
Herr Vize'kanzler auf Ihre Anfrage ,ge.geben 
hat, geht im Zusammenhang mit dem Auf­
kÜ'mmen der Lohnsteuer sehr eindeutig hervor, 
wie sich in den Jahren 1 96 1  bis 1 9 7 1  die 
SteueIibelastungen praktisch verschoben 
halben. 

Die sozialistische Regierung wird 'bei Wah­
rung aller Notwendigkeiten eine ger�chte Lö­
sung suchen. Ich möchte hier offen aus­
sprechen : Wir wissen, daß wir vom Staat, von 
den Ländern und Gemeinden ,Leistungen ver­
langen, wir wissen aber auch, daß wir für 
diese ,Leistungen Steuern zu erbringen haben. 
Aber es muß eine möglichst gerechte Vertei­
lung eintreten. Das ist in der Zeit Ihrer Politik 
leider Gottes nicht der -Fall gewesen. Da wird 
eine �orrektur auf Sicht ,gesehen efifolgen 
müssen. '(Abg. Dr. K 0 h 1 m a i  e r: Wie machen 
Sie das?) 
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Schon am Anfang meiner AUSifÜlhrungen 

I
' industrie in den Vordergrund des allgemeinen 

habe ich auch auf die ,große Bedeutung der Interesses gerückt. Herr Generalsekretär! Hier 
Wachstumspolitik für die Erf,üllung dieses sind die Wörtchen "Planung" , "Abstimmung" , 
Regierungspr.ogramms hingewiesen. Das not- "Koordinierung" notwendig. Was andere 
wendi,ge Wirtschaftswachstum kann aber nicht Staaten schon längst durchführen, werden auch 
nur durch eine zie]bewußte Konjunkturpolitik wir in Osterreich auf Grund der Notwendig­
gewährleistet werden, dafür ist es lIIlindestens keit, die KonkurrenZlfähig.keit zu erhalten, um 
ebenso wichtig, daß die Strukturpolitik - Herr uns praktisch Ibehaupten zu können, durch­
Ge�eralsekr�tär, da �ind wir wieder

. 
einer 

I 
führen müssen. 

Memung - m Osterrelch, deren ,Erfolg m den . G ,1. � f d eh . b ' t h t . 
.

. Die ewer�sLlla t er ermear el er a letzten J alhren Joffimer offenSIchtlIcher .gewor- . . , .. .. 
den ist, kons equent weitergeführt wird. Es hIer nchtungwels�nde Vorschlage zur Losung 
geht dabei vor allem darum, unser Arbeits- dieses ProblemkreIses ,erstellt. 
kräfte- und Produktionspotential kontinuier- Was der Gewerkschaft der Chemiearbeiter, 
lieh, aber 5'0 rasch als möglich aus Wirtschafts- aber auch mir essentiell erscheint, ist, daß bei 
bereichen mit geringen Zukunftsaussichten in der Lösung s,olcher Probl,eme im Einvernehmen 
solche mit besseren ZukuIllftsaussichten Uoffi- zwischen öffentlicher Hand, der Industrie, aber 
zu schichten. Es geht also um die Stärkung der auch unter Wahrung der Mitbestimmungs-
sog.enannten Wachstumshranchen. rechte der Arbeitnehmer vongegangen wird. 

Vor einigen J�hren wurde gerade uns in 
der Gewe rkschaftsbewegung der Vorwurf 
gemacht - idl denke hier an die der Regie­
rung Klaus Ülbermittelten Beschlüsse des 
Bundeskongresses 1 967 -, daß es solche 
WachstumSibranchen gar nicht gebe, daß man 
sie nicht nachweisen könne. 

Wir haben damals ,als Beispiel ,für Wachs­
tumsbranchen vor allem drei Sparten genannt : 
die chemische Industrie, hier vor allem Kunst­
stoffchemie und die Pharmazie, die Elektro­
industrie, hier vor allem die ELektronik und 
die elektrischen Haushaltsgeräte, sOlWie alle 
jene Industriebereiche, die sich mit Produkten 
der freizeitlichen ,Betätigung der Menschen 
befassen. 

Der 7. Bundeskongreß des OGIB hat sich 
auch ausführlich mit den ,Fr,agen der verstaat­
lichten Industrie befaßt. Neben der grund­
sätzlichen Bej ahung der konzentrations­
poHtischen Ziele der OIAG hat der Bundes­
kongreß dabei darauf hingewiesen, daß es in 
Anbetradlt der ' wirtschaftlichen und betrieb­
lichen Entwicklung sinnvoll wäre, lfür eine 
engere Zusammenarlbeit der verstaatlichten 
BaD!ken und �hrer Konzernlbetrielbe mit den 
verstaatlichten Unternehmungen und auch der 
Privatwirtschaft Sorge zu tragen. Ich darf hier 
diesen Wunsch ·auch der Bundesregierung 
ebenso ans Herz legen 'wie die von Präsident 
Benya in seinem Schlußreterat am Bundes­
kongreß vorgetragenen Vorschläge für eine 
engere Koordinierung im Bereich der Elektri­
zi tä tswirtschaft. 

Blicken wir ,heute auf die Wirtschaftsent­
wicklung der ver.gangenen J.ahre zurück, dann 
kann man, ohne unbescheiden :zu sein, doch Dieser letzt,ere Problernkreis ist vor allem feststellen, daß 'gerade diese Branchen einen 
besonders erfreulichen Aufschwung genom- deswegen wichtig, weH nur eine optimal . arbeitende Elektrizitätswirtschaft in der Lage men haben. Es gibt also Wach!stumsbranchen 
und Wachstumsprodukte, man kann sie sein wird, der österreichischen Industrie den 
erkennen und man kann daher die Umschich- Strom zu j enen Pr,eisen 'Zur VeI1fügung zu 
tung der Kapazitäten in diesen Bereichen för- stellen, die erst ihre internationale Kon-
dern. kurrenzfähigkeit sichern können. 

Dazu stehen eine ganze Reihe von Mitteln Hohes Haus! Die -Bundesregierung hat rhr 
und Wegen offen, die in der Regierungs- Amt im Zeichen großer Reformpläne ange­
erlklärung .ausführlich dargelegt sind : Das treten. Sie ist sich - und das geht aus der 
Spektrum reicht von der a,ktiVien Arbeits- Regierungsevklärung eindeutig he I'V'O r 
marktpolittk über die Forschung und Investi- durchaus bewußt, daß die ,gesteckten Ziele nur 
tions.politik, dem Sektor der Verbesserung des auf der Basis ,einer ,gesunden, wachsenden, 
Fremdenverkehrs bis zur Regional- und starken Wirtscha.ft realisiert werden können. 
Infrastrukturpolitik. Das Modell Murboden- Sie hat 'bereits in der abgelaufenen Legis­
Aichfeld ist sicherlich ein Beispiel tür di,e laturperiode bewiesen, daß sie durchaus in der 
möglichen Lösungen strukturpolitischer Lage ist, eine erfolgreiche Wirtschaftspolitik 
Pwbleme. Darf ich aJber noch aUlf eini,ge andere zu ibetreiben. niese WirtschCi!ftspolitik hat 
SchrwerpuThkte hinweisen : durdl die re'ge Investitionstätigkeit der Unter-

Durch die Schließung einer Zel1stoffa:brik nehmer und die re,ge Spartätig'keit der brei­
sind di.e seit langem den Fachleuten bekannten testen Schichten der BeVlölkerung auch ent­
Schwieri'gkeiten der Zellstoff- und Papi·er- sprechende Anerkennung gefunden. 
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Die kommenden vier J.ahre werden, schon 
von der internationalen Situation her gesehen, 
sicher nicht leicht sein. Die Bundesregierung 
hat aber mit dem dem Hohen Haus vor­
gelegten Programm 'bewiesen, daß sie bereit 
ist, was aber noch 'wichtiger ist, daß sie Wege 
aufzeigt - die Wege, die Lhnen ,auf Grund 
der Komeptionen, die schon vor der Wahl 
era:rbeHet wurden, be�annt sind -, Wege , 
um die Schwierigkeiten erfolgreich zu mei­
stern und damit auch Osterreich, wie es in 
einem Punkt des Progr,amms steht, europareH 
zu machen. (Beifall bei der SPO.) 

Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete Dr. Broesigke. Ich erteile 
es ihm . 

Abgeordneter Dr. Broesigke (FPO) : Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren l ,Im Laufe 
der heuti'gen Debatte ist ,bereits die Frage 
autgeworofen worden, iIllwieweit OVIP-Gedan­
kengut Ibei dieser Regierungserklärung ver­
wertet wurde. In diesen Urh�berrechtsstreit 
will ich mich nicht 'einmischen, wohl aber 
möchte auch ich die Auffassung -vertreten, daß 
die RegierungseI1klärung eher den C'har-akter 
,einer Aufgabensammlung insofern trägt, als 
sie eine lange Reihe von Pro�blemen, die 
zweifellos bestehen, ,aneinanderreiht, ohne zu 
sagen, in welcher Form sich die Bundes­
regi,erung die Lösung vorstellt und welche 
konkreten Ziele sie verfolgt. 

Dane'ben gibt es eine Reihe von Dingen, 
die in der Regierungserklärung ülberhaupt 
nicht erwähnt sind, sodaß sich derj enige, der 
di'e Regierungserklärung aufmerksaJID. durch­
lie:st,  die Frage vorlegen muß, ob das nun 
Versehen oder .Nbsicht ist. 

So ,wird zunächst einmal dargele,gt, daß ibe­
absichtigt ist, mit Italien und der Vereinigten 
Arabischen Republik und in der 'Folge auch 
mit der Tschechoslowakischen RJepublik einen 
Vermögensvertrag abzuschließen. Auf letzte­
ren Vermögensvertr,ag warten (b�kanntlich 
verhältnismäßi'g sehr viele, und es besteht die 
Besorgnis, daß Osterreich hier genauso 
schlecht abschneidet :wie bei dem Fiasko im 
Falle der anderen Vermögensverträge mit 
Bulgarien, Rumänien, Ungarn und Polen. Es 
besteht weiters die Gefa1hr, daß ,auch �üer 
die Absicht besteht, die Konkursmasse des 
österreichischen Vermögens nach kridamäßi­
gen GesichtspuIlikten auf die Anspruchsberech­
tigten zu verteilen, sodaß also der j eweils Ge­
schädigte gerade einen winzigen Anteil 'von 
dem bekommt, was der hetreffende <Staat an 
Osterreich zu 'zahle n  sich nerlbeiläßt. 

Wir haben stets zum Ausdruck ge'bracht, 
daß wir der Meinung sind, daß diese Form 
einer Entschädigungsgesetzg8lbung unrichtig 

ist, ,weil sie nicht gerecht auf die Geschädigten 
verteilt. Wir wissen sehr ,genau, daß der 
österreichische Staat finanziell nicht in der 
Lage ist, alle Ansprüche zu hefriedLgen, aber 
aU!f der anderen Seite ist die Forderung nicht 
urubillig, daß das, was nun einmal zur Ver­
teilung zur Verfügung steht, auch gerecht ver­
teilt wird. 

Der Herr Bundeskanzler hat Anfang dieses 
Jahres eine Kommission mit dem Ziel einge­
setzt, die noch offenen Entschädigungsforde;. 
rungen zu überprüfen. Wir wollen nun hoffen, 
daß die Einsetzung dieser Kommission nicht 
nur ein Bestandteil der 'Wahlv.orbereitung,en 
gewes,en ist und daß ungeachtet der Tatsache, 
daß in der Regierungserklärung alber schon 
gar nichts über diese Frage gesagt ist, auf 
Grund der Ar:beit dieser Kommission eine Art 
EntschädLgungsschlußgesetz, das eine gerechte 
V,erteilung bringt, verabschie det werden kann. 
Das ist der erste Punkt, zu dem ich sprechen 
wollte. 

Das zweite ist die Frage der Preise, die 
heute sehr ausfÜlhrlich diskutiert wird. Ich 
möchte hier an die Spitze einen Ausspruch 
des 'Ministers Schiller der Bundesrepubli'k 
Deutschland stenen, der da lautet: "Wir müs­
sen die Fesseln der inflationären Mentalität 
sprengen." Er bezeichnet dies damit als eine 
Notwendigkeit. Ich glaube, daß das die ent­
scheidende Notwendigkeit ist und daß dann 
erst alles übrige k-ornmt. Die "inflationäre 
Mentalität" ist darin zu erblicken, daß man 

-bei irgendwelchen Maßnahmen, welcher Art 
immer, die Einwände vom Tisch ,fegt und auf 
die Fra,ge, ob dadurch die Inflation weiter 
angeheizt wird, keine Rücksicht nimmt. 

Ich erinnere mich sogar eineis Ausspruches, 
der in der Presse zu lesen war und der da 
lautete : "WaChstum geht vor Stabilität." Das 
ist natürlich ,ein Teil der "inflationären Menta­
lität" ,  von der Minister ISchiller spricht. Ich 
,glaube dalher, daß am Anfang der Bekämp­
fung des Preisauftriebes der Wille stehen muß, 
tatsächlich alles zu vermeiden, 'Was diesen 
PreisaUlftrieb weiter anlheizen könnte. 

Es gilbt hierzu im übrigen ein reiches volks­
'wirtschaftliches 'Instrument.arium. Wir balben 
niemals !bestritten, daß zu diesem Instrumen­
tarium auch eine amtliche Preisregelung ge­
!hört. Sie ist in der Lage, in ganz bescheidenem 
Umfang auch 'Zur Verhinderung eines Preis­
auftriebes beizutragen . IEs ist aber ein ver­
hängnisvoller Irrtum oder - man kann sich 
das aussuchen - reine Propaganda, wenn man 
sagt: Weil wir kein entsprechendes Preis­
regelungsgesetz haben, deswegen können wir 
den Preisauftrieb nicht hemmen. 
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,Es zeigt schon eine Aufzälhlung der bevor- I für uns allein nicht 
stehenden Teuerungen, daß diese Argumen- system schaffen. 

ein neues Währungs-

tation nicht stimmen kann, denn nach den 
Nachrichten, die in der .letzten Zeit durch 
die Zeitungen verbreitet :wurden, handelt es 
sich im wesentlichen um folg:ende Dinge : 
Strom, Treibstoff, Bahn, Wiener Straßenlbahn, 
Mehl, Zucker, Margarine, Milch und Tabak. 
Das sind entweder solche Waren, die ohnehin 
vom Staat vertrieben werden, wo a.lso der 
Staat preistreiibend, wenn Sie wollen, vor,an­
geht, oder solche, die nach dem �geltenden 
Preisre.gelungsgesetz ohnehin preis,geregelt 
sind. Es hat sich auch gezeigt, daß in den 
verg,angenen Jahren die preisgeregelten 
Waren im 'Preis stänker ,gestiegen sind als 
die übrigen. !Dies würde aber noch nicht - und 
das habe ich j a  eingangs festgesteHt - gegen 
ein Preisre.gelungsg,esetz ibezie'hungsweise 
ge,gen eine Novellierung des Preisregelungs­
gesetzes s'prechen. 

Die rechtliche Situation auf diesem Gebiet 
ist par,adox, und es ist im übrigen auch die 
derzeitige KonstrU!ktion paradox. Sie würde 
noch viel verschlimmert ,werden, wenn man 
die Paritätische Kommission linstitutionalisie­
ren würde, wie das so schön heißt. Im 
Gegenteil, eine Preisregelung kann ja nur in 
der Form durchgefüihrt werden, daß im Gesetz 
eine Liste der Waren enthalten ist, die preis­
geregelt sind, und eine bestimmte Behörde 
kompetenzmäßig dazu Ibestimmt 'w,ird, unter 
gewissen Voraussetzungen Preise !festzuset­
zen; nicht aber in der ,Form, daß auf Antrag 
irgendeines Sozialpartners erst die Zuständig­
keit der betreffenden Instanz b egründet w.ird, 
ein Vorg,ang, der ein verfassungsr,echtliches 
Kuriosum darstellen würde. 

Die Bundesregierung hat ,weiters in ihrer 
RegierungserMärung ,zu der Währungsfrage 
Stellung .genommen, auch in diesem Fall ohne 
das Hohe Haus üb er thre Albsichten auf 
diesem Gebiet zu informieren. 

Am 15. August dieses Jahres ist bekannt­
lich das Währungssystem, das am Ende des 
zwe.iten Weltkrieges in Bretton Woods be­
,gründet wurde, zusammengebrochen ; nebenbei 
bemeflkt, nachdem trotz unserer 1Warnungen 
und gegen unsere Stimme das Hohe Haus 
mit den Stimmen der großen P,arteien ibe­
schlossen hat, noch Hunderte Millionen Schil­
ling in das ibisherige System hine1inzustecken. 
,Alber davon abgesehen. ,Es ist Ijeden:falls mit 
dem 15.  August 1 971 ein 'entscheidender Ab­
schnitt in der 'Wälhrungsgeschichte zu Ende 
gegangen. 

Es ist nun o'hneweiters einzusehen, daß die 
Bundesregierung sagt, daß man bei dieser 
Sachlage !ZU/warten muß, denn ,wir können j a  

Was aber dem Hohen Haus gesagt werden 
müßte, ist, welches Währungssystem nun die 
Bundesregierung anstrebt, wofür sie sich in 
den Besprechungen, in den Verhandlun:gen mit 
den anderen Staaten einzusetzen :bereit ist. 
Was will . sie auf diesem Gebiete? WiU sie 
die Sonderziehungsrechte, das berühmte 
Papiergeld? Will sie ein ewiges Floating, oder 
was ist beabsichtigt, was wird angestrebt? 
Hierüber sagt die Regierungserklärung gar 
nichts, obwohl hier wirklich nicht bestritten 
werden kann, daß es sich um eines der wich­
tiglSten Probleme für Osterreich, insbesondere 
für den österreichischen Export, handelt. 

Nicht viel anders ist es bei der Steuer­
poEtik. naß ein Entwurf ,für die Einführung 
der sogenannten MehflWertsteuer am 1 .  Jänner 
1 973 vorhanden ist, das ist ja schon lange 
bekannt und nicht notwendiger Bestandteil 
eines Regierungsprograrrnms. Daß die 1 5.000 S, 
die .im Wahlkampf versprochen wurden, v,er­
wirklicht werden sollen, das ist nun ,wirklich 
nicht iirgendwie mit einer Steuerreform in Zu­
sammenhang zu Ibringen. ,Es muß a'lso schon 
die 'Frage aufgeworfen werden, was eigentlich 
auf dem Gebiete der Steuerreform beabsichtigt 
,ist. Mit anderen Worten : nicht eine, nicht 
irgendeine Sleuerreform - sondern in welche 
Richtung soll sie gehen? 

Daß die MehflWertsteuer kommen soll, das 
Wrissen wir, das ,ergibt sich auch als eine 
Notwendigkeit der europäischen Zusammen­
arbeit. Daß die Bundesregierung :beabsichUgt, 
nach den Harmonisierungsrichtlinien der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft vorzu­
gehen, um zu einer Angleichung zu ikommen, 
das woUen wir Ihoffen, obwohl es auch hier 
keine deZlidierte Erklärung gibt. 

Wenn g·esagt rwurde, daß eine Steuer­
senkung nicht möglich ist, so ist das, wie ich 
glaube, nur eine halbe Wahrheit. Denn wenn 
man den derzeitig,en Steuertarif mit steigenden 
Einkommen, und zwar steigenden Nominal­
einkommen, aufrechterhält, dann ist das in 
Wirklichkeit infolge der Progression nicht ein 
Beibehalten der bisherigen Steuer, sondern 
,eine Steuererhöhung, weil natürltich die Be­
völkerung im kommenden Jahr mehr Ein­
kommen- und Lohnsteuer bezahlen muß, als 
sie '9S im heurtgen Jahr bezcrnlen mußte. 

Hier, glaube ich, ist die Forderung schon 
berechtigt, daß .bei der Pr.ogression eine 
Korrektur heI1beigeführt werden s'oll, und 
zwar nicht nur und nicht erst ab 1 .  Jänner 
1973, sondern ehestens, weil Jener T,arM, der 
Ende 1 970 festgelegt wurde, für ganz andere 
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Einkommensverhältnisse aller Bevölkerungs­
gruppen ,gedacht war. 

Es ist im Zusammenhang mit der Steuer­
reform die Fra,ge der Haushaltsbesteuerung 
durchaus offen. Hier gibt es bekanntlich ver­
schiedene Ideen, die 'bereits an allen mö,g­
lichen Ecken und Enden, in Vorträgen, in 
DiskussJünen von Mitgl1ie de rn der Bundes­
r egierung mitgeteilt 'Wurden. A:ber s1e hätten 
eigentlich in der Regierungsefklärung enthal­
ten sein sollen, denn wOiher sollen wir wissen, 
ob das nun die Ideen der betreffenden Bundes­
regierung sind und in ihrer Gelsamtheit ver­
treten werden. Gerade auf dem Gebiet der 
Haushaltslbesteuerung iQlrbt es ja einen sehr 
bekannten Vorschlag des F.inanzministers, 
aber nicht hier im H ause ; und auch in der 
Regierungsenklärung ist davon nichts enthal­
ten. 

Es ist" auch die Fra.ge offen, ob die ver­
alteten Steuern, die nur mehr ein österreichi­
sches Kuriosum darstellen, wie etwa die 
Gewerbesteuer, wie etwa das Gebührengesetz, 
noch weitet aufrechterhalten werden sollen, 
auch über die Refürm hinaus. Wir wissen 
natürlich, daß sich das nicht !im Jahre 1 912 
vol'l:ziehen kann. kber 'wenn nun die Bundes­
re.gierung verkündet : Wir wollen eine Steuer­
reform machen!,  dann ist es verständlich, daß 
das P.arlaanent auch wissen 'will, in welche 
�ichtung sich diese Steuerreform bewegen 
wird;  umsomehr, als in der Reg;ierungs­
erklärung auch davon die Rede ist, daß der 
Staatshaushalt in Ordnung ,gebracht werden 
soll. Die formale Seite ist daV'On das Haus­
haltsrecht. 

Ein neues Haushaltsrecht wurde aLso 
versprochen. Aber wie es bewerkstelligt 
werden soll, um im Staatshaushalt einen ent­
sprechenden Ausgleich ,in A:bänderung des bis­
herigen Zustandes herbeizufüJhren, daIiü'ber 
fehlt j edes Wort. Es ifehlt auch eine Angabe 
darüher, oh wir wenigstens damit rechnen 
können, daß es in Zukunft Grundsatz ist, daß 
die wachstumswirksamen Ausgaben im Haus­
halt des Bundes den Vorrang hahen. Ein Ver­
gleich ZiWischen den Regierungserklärungen 
1 970 und 1 97 1  läßt erkennen, daß 197 1  ein 
unserer Meinung nach sehr ,entscheidendes 
Wort im Zusammenhang mit der Besteuerung 
fehlt, und das ist das Wort "Le,istungsförde­
rung". 

Beabsichtigt man also auch künfUg, ein 
Steuerrecht aufrechtzuerhalten, das nicht auf 
die Förderung der Leistung abg:estellt ist, 
sondern im Gegenteil dazu angetan ist, noch 
weitere Teile, und �war :wertvolle Teile -der 
österreichischen BevölJkerung in ,Di,enststeHun­
gen ins Ausland zu vertreiben? 

Im Zusammenhang mit der Frage der Be­
steuerung darf ich auch ein Wort zu einem 

Punkt sagen, der in der Regierungserklärung 
enthalten ist: die Polihkerbesteuerung. Ich 
war se]bst Mitglied der PrivHegienkomm;is­
sion. Ich habe den Vorschla,g der Privoile.gien­
kommission mit aus.geallbeitet, und ich !be­
kenne mich zu diesem Vorschlag. Ich muß 
aber feststellen, daß die Formulierung, wie 
sie in der Regierungserklärung enthalten ist, 
nur einen Teil, Herr Bundeskanzler, der Emp­
fehlungen der PrivHe.gienkommi sion enthält. 
Denn diese Empfehlungen gingen Ibeikanntlich 
auch dahin, die Fra.ge der Pension von Politi­
kern zu überprüfen und eine möglichst gleich­
artige Regelung bei Bund und Ländern herbei­
zufÜlhren. Nun ist mir natürlich klar,  daß 
hier verfassungsmäßige Schwieri,gkeiten 'be­
stehen. Aber wer sagt denn, daß nicht in 
·diesem Hohen Hause eine verfassungs­
ändernde Mehrheit 'f.ür die Vorschläge der 
Privilegienkommission zu finden wär·e, eine 
Mehrheit, die es etwa ausschlösse, daß in 
eine.m Land - (}ber schon garrz ohne Trans­
parenz ! - eine Pensionsregelung stattfindet, 
bei der die Aktiven weniger Ibekommen als 
die Pensionisten? Ich bin der letzte, der an 
der Höhe von Bezügen und an der ganzen 
Art dieser lDinge Kl1itik rubt. .Es gibt aber 
Dinge, die geei.gnet sind, die :Politiker an sich 
in Mißkredit zu bringen, und die natürlich 
von weiten Kreisen der 'Bevöl1kerung 'Ohne 
Berücksichtigung der 'Parteizugehöri.gikeit ibe­
anstandet werden, und zu diesen Dingen ge­
hört die Pensionsregelung in Wien. 

Ich hätte es daher seihr be,grüßt, we.nn diese 
Frage, d a  sie schon in die Regierungs­
erklärung aufgenommen wurde, so aUf,genom­
men worden wäre, wie es die Privilegien­
kommission in ihrem Gutachten ausgeaflbeitet 
hat, und nicht in j ener verkürzten Form, wie 
sie ,in der Regierungserklärung aufscheint, und 
:zwar nicht verkürzt 'zur V,ereinfachungr s'On­
dern durch Weglassung bestimmter Teile . 

Nun zu einem anderen 11hema. Es wird 
in der Regierungseliklärung v.on .gew:issen 
Änderung,en bei der Polizei ,gespmchen, von 
Änderungen technischer Natur, von verwal­
tungstechnischen Vereinfachungen und der­
.gleichen. Es w,ird leider in der Regüerungs­
erklärung nicht davon gesprochen, was die 
Bundesregierung zu tun ,gedenkt, um die 
SichepheitSrveflhältnisse in Osterreich zu ver­
bessern. 

Es wird am Freitag ü'ber die 'Prage dieser 
drei Ausbrecher eine De'batte stattfinden, so­
daß ich mich hier mit diesem Thema nicht 
beschäftigen will. Ich darf aber nur das eine 
.feststellen: Die BeVlöl'kerung hat mit Recht 
ernste Besorgnis hezüglich der weiteren Ent­
wicklung auf diesem Gebiete. Wdr hätten es 
daher begrüßt, wenn alle Anstrengungen 
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unternommen und ,auch in der Regierungs­
erIklärung angekündi.gt worden wären, um auf 
diesem Gebiet eine Besserung herbeizuführen. 

Das hat nun nichts mit dem zu tun, was 
der Herr Justizminister in seiner ·Erklärung 
eine Law-and-order-Ideologie genannt hat, 
obwohl ich dem Sinn nach eine Law-and-order­
Ideologie ja nicht für ne.gativ ansehe. Ich 
bin keineswe,gs {ür den Obrigkeitsstaat, aiber 
sehr wohl .für den Rechtsst.aat, zu dem ja 
auch gehört, daß das Recht in der Off.entIrich­
,keit, in der öffentlichen Meinung !h:oChgehalten 
wird und daß IlJicht, wie seinerzeit im Märchen 
der kühne Räuber, nun der kühne Verbrecher 
bewundert und verherrlicht wird. lDenn ein 
guter Teil der ideellen Schwierigkeiten ist 
wahrscheinlich auch darauf zurückzUlfüihren, 
daß wir 'immer wieder beobaChten müssen, 
daß j ene, die in Usterreich berufsmäßig ,be­
rufen sind, die ,gesetzliche Ordnung zu ver­
teidigen, nicht entsprechend ge.gen Anwürfe 
in Schutz 'genommen werden, die immer 
wieder g,egen sie erhoben werden. (Abg. 
K e r n : Sehr richtig!) Denn wie kann man 
von dem iBeamten verlangen, daß er in einer 
gewiß nicht angenehmen Situation seine 
Pflicht erfüllt, .wenn er nicht damit rechnen 
kann, von seinen V'orgesetzten Dienststellen 
gegen Anwürfe entsprechend in Schutz ge­
nommen und verteidigt zu werden. 

Ich weiß natürlich, daß ein T,eil dieses Pro­
blems nicht nur in den Händen einer Bundes­
regierung .liegt, sondern auch in jenen der 
Massenmewen, die die Meinung bilden und 
die .oft auf diesem Gebiete - das sei hier 
festgestellt - sündigen, aber ein Beitrag von 
seiten der Regierung muß auch auf diesem 
Gebiete .geleistet werden, und hier sehen wir 
eine entscheidende Lücke in der Eriklärung 
der ,Bundesregierung. 

Zum Albschluß noch einige Worte zu dem, 
was auch den Abschluß der Regierungs­
erklärung bildet: das sind die Ausführungen 
zum Problem der Macht. Wir ,glauben nicht, 
daß die Verteilung in der gesellschaftlichen 
Entwicklung auf veIlSchiedene Institutionen für 
sich alleiin schon ,eine Förderung der Demo­
kratie bedeutet. Sie kann dies se'in, es muß 
dies aber nicht so !Sein. Wir 'glauben, daß 
das Problem des Miß'brauchs der Macht auf 
j eden Fan auch in der Demokratie gegeben 
ist und ,gesehen werden muß. Wir sind nicht 
der Meinung einer besttmmten politischen 
Richtung der Vergangenheit, die den Stand­
punkt auf wissenschaftlich- und praktisch-poli­
tischem Gehiet vertreten hat, daß die Macht 
von sich aus bös'e ist. Das ist sicher nicht 
.der Fall. Alber daß es einen Mißbrauch der 
iMacht ,gibt, darin 'besteht nicht der mindeste 
Zweifel. Wenn dieser Mißhraudl der Macht 

dadurch erfoLgt, daß die Verfassung und die 
bestehenden Gesetze übertreten werden, hat 
unsere Rechtsordnung datür vorgesorgt, da­
gegen gibt es HandhClJben. 

Es gibt aber heute mehr denn j e  etwas, was 
man als .gesetzesfr.eien Raum hezeichnen 
könnte, 'juristisch das weite Reich des Er­
messens. IEs ,gibt die Privatwirtschaftsverwal­
tung des Staates, es .gilbt .gr.oße und einfluß­
reiche Körperschaften öff,entlichen Rechtes, 
a'ber auch, juristisch .gesehen, priv.ate Institu­
tionen, der·en Kontrolle schon viel schwietiger 
ist als die Kontrolle des Sta,ates, weil es hier 
keinen Rechnungshof .gi:bt und nur zu einem 
kleinen Teil die ,Möglichkeit des Anrufens 
der Gerichtsba:r1keit. 

Sch1i,eßlich gi'bt ,es - auch auf das muß 
hier verwiesen werden - einen Mißhrauch 
der Macht in der F'orm, daß der Zweck völlig 
legal unter Wahrung le.galer Formen ver­
fälscht wird. na ßlIÖchte ich als Beispiel neh­
men: Re,gieren als pmpagandistische Tätigkeit, 
also das, was gut ankommt, aber niCht das, 
was das eigentlich Erforderliche tst. Aber auch 
GesetzeSibeschlüsse als propagandistische 
Tätigtkeit. Auch das ist ein Problem der 
modernen nemokratie, weil hier die Interessen 
des Staates mit den Interessen der Träger 
der Macht kollidieren. 

,Ich ,glaube,  das zeigt, daß j ene Kontrolle 
der Macht, zu der sich die Reg:ierungserklä­
rung hekennt - und wir .begrußen das -, 
eine Notwendi.gkeit darstellt. 

IEs ist !in dies-em Zusammenhang zu be­
.grüßen, wenn hier das Problem der Volks­
anwaltschaft, wie immer sie im ,einzelnen ge­
staltet sein möge, neuerlich aufgeworfen 
wird. Wir Ibedauern, daß in der Regierungs­
erklärung nidlts enthalten ist. Auch das ist 
.wieder ein Untersdlied zu 1970 {Abg. L u  k a S: 

Das ist dasselbe!) - lich haibe nicht ges.agt, 
daß das dassel'be ist, sondern ich vergleiche 

�ei Regierungserklärungen miteinander -
:bezüglidl des Ausbaues der Verfassungs- und 
Verwaltungsgecichts'bar·k<eit - :Z!Weifellos eine 

Notwendigkeit - und bezüglich der Newfas­
sung der Grund- und Freiheitsrechte des 
Staatsbürgers. Wir ,glauben, daß di·e General­
klauseI, die in der Regierungserklärung 197 1  
enthalten ist, nicht genügt, um das als Ulber­
nahme dieser Dinge aus der alten Regierungs­
erklärung anzusehen: Jedenfalls, und ich 
wi:ederhole das, /begrüßen wir aber die Er­

klärung, daß -die Bundesregierung jede 
IIlJitiative, so ist es auszulegen, zur Kontrolle 

unterstützen wird, und wir werden auf diesem 

Gebiete die Bundesregierung !beim Worte 

nehmen. (Beifall bei der FPO.) 

1 1  
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Präsident Dr. Maleta: Zum Wort gemeldet 
ist der Abgeordnete pölz. leb. erteile es ihm. 

Abgeordneter Pölz (SPO) : Herr Präsident I 
Meine Damen und Herren! Es ,ist das ,gute 
Recht der Opposition und j edes ednzelnen, 
die Regierungserklärung als zu kurz, als zu 
lang, als zu ,ausführlich und nichtssagend zu 
'bezeichnen. Und trotzdem möchte ich s agen: 
Irgendwo wird hier die gute Mitte, die Wahr­
heit liegen. Ich bitte den Herrn Bundeskanzler, 
aus Mitteln des so�ialistischen Klu1bs diese 
Regierungserklärung noch einmal drucken zu 
lassen und ,gleichzeiUg dann den Artikel, der 
im "Kurier" von Ohefredakteur Portisch er­
schienen 'ist, als "Erläuternde Bemerkungen" 
zu dieser Regierungserklärung beizulegen. 
Dann wird es manchem Opposibionspolitiker 
mö,glich sein, diese Regierungserklärung zu 
lesen und 'Zu verstehen. (Abg. S u p p a n: Wir 
brauchen keine Belehrung!) 

Mit Genehmigung des Herrn Präsidenten 
möchte ich nur eintge Sätz'e ,zitieren, falls Sie 
Portisehs Artikel nicht gelesen haben. Er äst 
doch ohne Zwei,fel einer der hesten Kommen­
tatoren in unserem Land. Er hat die Welt 
gesehen, er hat über Riesenreiche geschrieben 
und erfaßt, was dort vor sich geht, und 
er wird doch auch verstehen, was wir hier 
in Osterreich tun. 

"Was Sruno Kreisky dem Nationalrat und 
damit dem österreichischen Volk in zwei­
stündrger Rede vorgelegt hat , war weniger 
,eine Regierungserklärung für vier Jahre, son­
dern eine sehr umf,assende Bestandsaufnahme 
der Gesamtlage unseres Landes. Es hat in 
der G esch:ichte der Zweiten RepUJbli:k noch 
keine Regierungserklärung von dieser Länge, 
in solcher Breite und mit einer derarbigen 
Mischung von Rückblick, Vorschau und auch 
Einsicht ,gegeben. Mit allen damit ver:bun­
denen Vor- und Nachteilen." 

Wirtschaft und für dieses Land in sein 
Kalbinett holen wollte. 

Wenn ich zu den Ausführungen meines 
lieben Freundes Dr. Mussil, der leider ab­
wesend ist - wahrscheinlich wird er das 
Abendessen einnehmen, denn er hat ja recht 
nett für seine Interessenten geredet -, ein 
paar Worte sagen darf: Eine der schlimmsten 
Bürokratien ist jene, der er selbst angehört: 
die Handelskammerbürokratie. Wenn dort ein 
Mann oder e:ine Fr,au nur eine Erweiterung 
seines G ewerbes, eine ,gan'Z kleine Konz,ession 
braucht, dann kommt eine Prozession Vlon 
Bedenken und Leuten, die sich inter,essieren, 
die das Privatleben durchforschen und die 
dann ihr Urteil abgeben. Das ,geht dann über 
ein halbes Dutzend von Instanzen, :bis es 
vielleicht meute durch einen anderen Minister 
möglich ist, über die Bezirkshauptmannschaft, 
über das Land hinaus, diese manchmal sehr 
engstirnigen Einstellungen und aihge,gebenen 
Urteile wied'er aufzuheben und ,einem armen 
Verfolgten zu einer neuen Konzessi'On zu ver­
helfen. 

. G astaI1beiter : V:ielleicht �ist es dem Herrn 
Generalsekretär einmal mö.glich zu ,Über­
denken, was man tun könnte, damit wir die 
über hunderttausend Usterre.icher, die in der 
Schweiz und Deutschland arbeiten, und wie 
wir glaUBen, sind das SpeziaHachkräfte, denen 
in diesen Ländern ja nichts ,geschenkt wird, 
die eine besondere ,Leistung für das Geld, 
das sie dort verdienen, hervorbringen, wieder 
zurückbekommen können. Oder wollen Sie 
den bequemeren Weg gehen, den G astarbei­
tern, die nichts verstehen, die erst etwas 
lernen müssen, niedrige Löhne zu ,g,eben, 
dajIlit hier in Usterreich das Lohnniveau j a  
nicht zu moch wird? Das ist Viiel bequemer, 
und die tüchtigen Usterreicher sollen im Aus­
land bleiben. (Abg. S e k a n i  n a: Das meint 
der Mussi1!) 

Es könnte ,aber auch sein, daß von den 
Herren Unternehmern einige, da sich bei ihnen 
die Spreu vom Weizen scheiden würde, wenn 
sie seLbst -in Leistungskategor�en denken und 
dann Arbeitsentlohnungen schaffen müßten, 
die für Leistungslöhne ausreichen, unter die 
Räder kommen würden. Sie gehen daher den 
viel bequemeren Weg, die Osterreicher ziehen 
und Ersatz aus dem Süden kommen zu lassen. 

Noch ein Wort als Sozialist zum Gast­
arlbeiterproblem. Es ist eine Schande, unter 
welchen Bedingungen ein Teil dieser Gast­
arbeiter in unserem Lande l'e�ben muß. Es 

Dann sagt er noch: "Dennoch ist nicht zu 
übersehen, daß Bruno Kreisky hier in theore­
tischer Grundsätzl:ichkeit ein gesellschaftlich­
wirtschaftliches Modell aufgestellt hat, das 
sich mit keinem bisherigen sozialdemokrati­
schen Programm im Ausland vergleichen läßt. 
Kreisky geht weder den schwedischen Weg 
der überexpandierten Wohlfahrt auf Kosten 
einer geschröpften Wirtschaft noch folgt er 
dem völlig undogmatischen Weg Willy 
Br.andts. Er trägt mit seinen Vorstellungen 
durchaus der österreichischen WirkLichkeit 
Rechnung, die weder 70 Jahre wirtschaftlicher 
StaJbilität wie Schweden noch die enorme 
Wirtschaftskraft Deutschlands hinter sich hat." 

gibt Unternehmer, die für ;ihre Gastarbeiter 
Das sind die Worte eines Mannes, den sich in vorbildLicher Art und Weise sorgen. In 

der Ex-Bundesk.anzl'er auf Grund seiner Fahig- meiner Stadt habe ich eine ,ganze Reihe. Aber 
keiten und seines Verständnisses für die was man von anderen hört, sog,ar von Gast-
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arbeitern bei Konsuln, das ist eine Schande 
und gereicht unserem Osterreich, dem Wohl­
fahrtsstaat, nicht :zur Ehre. Auch darüber 
müßte man reden. Wenn man hört, w,as der 
Herr Generalsekretär hier alles gefordert hat, 
immer wieder in liebliche Worte verkleidet 
und vel1packt, und wenn man dann die Bilanz 
zieht, was das kostet, da kommt der Abge­
ordnete schon ins Staunen, der andere Oster­
reicher kann ja das gar nicht übenblicken und 
kann keine Bilanz ziehen. 

Die Entsteuerung des Fremdenverkehrs : ein 
lietbes Wort. Man ,}(;önnte auch sagen : Die 
Steuern senken für den Fremdenverkehr, Aber 
das ist zu deutlich. Wenn man heute weiß, 
daß der Fremdenverkehr über 30 Milliarden 
Schilling an BruttonationalprodU!kt schöpft, 
dann kann man ermessen - wenn man im 
Budgetausschuß war -, wieviel dieser Wirt­
schaJftszweig in Form von Steuern an den 
Staat, an uns alle, weiter,giht. Die Entsteue­
rung Ibedeutet d,och den Verlust von Milliar­
den Steuereinna'hmen, denn mit einer MilLiarde 
ist es nicht getan, das nützt doch niemandem, 
das werden Sie doch se�bst auch nicht glauben. 

Mehr Eigenkapitalbildung bei den B etrieben, 
Verstaatlichte nicht ausgenommen. Mit Hun­
derten von Millionen wird man Ihier nicht 
das Auslangen finden. Auch d:ieser Begriff 
"mehr Eigenkapital" bedeutet wenig'er Steuern 
bezahlen. Das ,ist ein 'Entfall, den wir uns 
im Augenblick. Ja gar nicht leisten i}{,önnen. 

Oder die von der OVP eingeführten be­
fristeten Steuern. Sie hat j,a ,gewußt, warum 
sie es nur behistet gemacht hat. Damals war 
ihr bereits klar, daß sie ja nicht mehr gewählt 
wird. Daher ,ist auch mit Ende der Regierungs­
periode das Auslaufen der Steuern vmgesehen 
,gewesen. I(Zustimmung bei der .sPO.) 

Wenn Sie jetzt aU diese Summen zusammen­
zählen und dann noch die Forderung des 
Initiativantrages Ihres Herrn Generalsekretärs 
aufrechterhalten, die ,Lohnsteuer mit 1 .  Jänner 
1 972 zu senken, dann kommen Sie auf eine 
Summe von 1 5  bis 20 Milliarden Schilling, 
die Sie hier in wenigen Stunden von dieser 
Regierung fordern. Glaubwürdig, meine 
Damen und Herren der großen Oppositions­
partei, können Sie mit di,esen Argumenten 
auf keinen Fall werden. 

Wir werden in wenigen Wochen die Budget­
debatte haben. Sie wollen nicht nur die 
Steuern seiliken und Milliarden v,erschenken, 
sondern ISie werden dann überall wieder wei­
nen : Zuwenig Milliarden für das Bundesheer, 
zuwenig Milliarden für die Schulen und so 
weiter. Da wird dann ein and,eres Dutzend 
Milliarden Schilling, die Sie nicht haben, von 
Ihnen wieder gefordert werden. (Zwischenruf 

bei der OVP.) Selbstverständlich! Du brauchst 
keine Angst zu haben. Mir ,genügt das, was 
ich bin. Weder j etzt noch morgen werde ich 
etwas werden wollen. Mir genügt es, wenn 
ich meine Meinung sagen darf, und lich werde 
mir das von niemandem, am ,allel'weni-gsten 
von der Osterr,eichischen Volkspartei, ver­
bieten lassen. I(Zustimmung bei der SPO. -
Heiterkeit bei der OVP.) 

, 

Sie haben heute einige Male die , , 1 01 Vor­
schläge für Osterreich" zitiert. I ch  weiß, daß 
diese Broschüre eine Sammlung von Wün­
sch'en ist. Sie sind j a  dabei, sich jetzt ein 
neues Programm zu geben, die Fronten abzu­
klären, ob Sie dann rechts oder links stehen 
werden. Ich bin der Meinung, daß Sie ,große 
Schwienigkeiten haben 'Werden. Sie werden 
wahrscheinLich dann überhaupt "nehen den 
Socken stehen", weil  Ihre Pr.ogrammgebung 
nicht so einfach sein wird wie diese 
1 01 Punkte : 

"Menschliche Städte. Jeder B aum, der iIIIl 
dichtbebauten Stadtgebi,et 'gefällt wird, muß 
durrn zwei neue im dichtJbebauten Stadtgebiet 
ersetzt werden." 

Da ,gibt es eine ganze Reihe von Punkten, 
die ähnlich humorvoll und humoristisch in 
dieser Broschüre aufgestellt worden sind. Zum 
Beispiel : "Groß,zügige Erneuerung abgewohn­
ter Stadtviertel unter Wahrung der Eigentums­
rernte und Schaffung einer modemen B:oden­
ordnung." 

Kollege Hel'bich, mit dem .mich schon viele 
Jahre gemeinsamer Arbeit vef\binden 
- manchmal haben ,wir auch gemeinsam im 
Mist ,wühlen müss,en, zum IBeis'Piel in Sachen 
Strengberg, wo j etzt wieder etwas eriSchienen 
ist -, hat im Fernsehen über dieses Kapitel 
gesprochen. Da gab es einen ganz besonders 
böswilligen und hartnäckigen Fragesteller, der 
sagte : "Herr Angeordneter! Wollen Sie also 
unter keinen Umständen zu Maßnahmen ,grei­
fen, die irgend jemanden unter ,Zwang set­
zen?" - Darauf antwortete Kollege Helbich : 
"Nein, nein! Zureden muß man diesen Men­
schen ! "  - Weiters sagte er: "Und wenn sie 
dann trotzdem noch nicht 'wollen, dann muß 
man ihnen wieder zureden. " 

Ich :bin Bürgermeister einer kl,einen Stadt. 
Ich habe manchmal jahrelang zugeredet. Die 
beste Methode, die sich der Bund allerdings 
nicht leisten 'kann, ist, diese Leute, die nicht 
wollen, im eigenen Morast - sprich Straßen, 
Neubau und so weiter - schmoren ,zu lassen. 
Einmal kommen sie von seIhst. Aber der 
Bund kann sich das nicht erlauben. Mit Zu­
reden allein wird niemand Steuern zahlen 
wollen, wird niemand von seinen Rechten, 
die er · hat, überhaupt ir:gend etwas preis-

12 
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gehen wollen. (Präsident P l o b  s t übernimmt 
den Vorsitz .) 

Mit Erlaubnis des Herrn Präsidenten dar,f 
ich hier wiederum zitieren, aus der "Kleinen 
Zeitung" vom 9. November 1 971 : 

"Als die OVP relativ reformfreudig war" 
- also noch vor wenigen Jahren -, "hatten 
Fachleute aller Richtungen im ·Rahmen der 
Aktion 20 Gelegenheit, Ideen und Konzept.e 
zu entw,iCkeln, die dem damaligen Partei­
obmann Josef Klaus für die politische 
AI1beit zur Verfügung st·anden." 

Hier sind einige Kostproben dieser Ar:beit 
zitiert. Hier steht eine Kostprobe über das 
Eigentum : 

"Die totale Liquidierung des privaten 'Be­
s.itzes ist heute" - so sagte das A-20-Team -
"ebenso utopisch wie ein völlig freies Ver­
fügungsrecht uber den Besitz. InneI'halb dieser 
extremen Formulierungen ist nun die .einer 
Gesellschaftsordnung und einer Epoche 
adäquate Ordnung des Eigentumsbegriffes zu 
suchen." 

Oder: "Es scheint nun, daß die konven­
tionellen (ßestimmungsstü�e des Ei.!gentums­
begriffes für die heutige Gesellschaft nicht 
mehr anwendbar sind. Auf den Gebieten der 
Architektur, des Städtebaues, der Stadt- und 
Regionalplanung wird diese Tatsache, vor 
allem in der sogenannten westlichen Welt, 
immer wieder off.enkundig. "  

Damit komme ich :zu den 'zwei Problemen, 
die mich ,ganz tbesonders interessier,en, weil 
wtir als A:bgeordnete und V·erwalter in 
größeren Städten tägliCh in unseren Sprech­
stunden mit diesen Pmhlemen konfrontiert 
sind und Iweil wir in der Vergangenlheit, zum 
Teil ohnmächtig, keine HHfe bringen ikonnt.en . 

Das W.ohnbau�örderungs.gesetz 1968 - ich 
will es nicht leugnen - hat lin verschiedenen 
Punkten Verbesserungen 'gebr.acht. A:ber eines 
ist diesem Gesetz nicht gelungen: Wohnungen, 
die ein familienger,echtes Ausmaß haben, zu 
,familiengerechten Preisen bauen 'Zu lassen. 

Wir wollen ein neues Wohn!baugesetz 
schaffen, noch verbessert gegenüber dem 
Regierungsentwurf, der nicht mehr durchge­
führt werden konnte. Wir . w.oUen das pri:vate 
Eigentum, die Zinswohnungen und alles 

. andere gleichgest.ellt Wiissen. 

Aber dar<f ich Ihnen 'einen Teil Ihrer 
Heuchelei vor Augen führen? Ein Privathaus 
für eine Familie kostet heute mindestens 
400.000 bis 450.000 S. Beim Amt der Nieder­
österreichischen Landesregierung und bei den 
anderen Landesre'g;ierungen wird es nicht 
besser sein. Bekommt ein altes Ehepaar laut 

Wohnbauförderungs,gesetz 1 968 für eine 
W-ohneinheit, die über 80 Quadratmeter groß 
sein muß, nur 90.000 S, so werden diese 
90.000 S für Jungverheiratete auf 120.000 S 
aufgestockt; für jedes Kind kommt dann noch 
ein Zuschlag - bis zu drei Kindern -, sodaß 
man nach dem Wohnbauförderungsgesetz 1968 
einen Höchsthetrag von 1 50.000 S zur Förde­
rung eines Eigenhaushaues bekommen -kann. 

Sie sagen, daß Wlir SoziaLis,en eigentums­
feindlich gewesen wären, weil wir 'verlangt 
haben, daß man 20 Pr'ozent an Eigenmitteln 
beim iEigentumshaus oder bei der Eigentums­
wohnung aUifbring-en muß. Ich erwidere Ihnen, 
daß diese Leute, die sich Eigentum .geschaffen 
haben, bis heute 80 Prozent aller Mittel haben 
selbst aufbringen müssen, und umgekehrt 
haben sie nur 20 Prozent an Mitteln 
bekommen. 

Jetzt ist das ein IbißChen geändert worden. 
In der Zwischenzeit sind die Baupreise davon­
geklettert, sodaß wir in unserem Bezirlk in 
keiner einzig-en Gemeinde mit keiner einzigen 
Wohnbaugenossenschaft überhaupt mehr ans 
Bauen deniken dÜI'f.en, weil wir die ge·förderte 
Summe, die mit 3800 S in unserem iBundesland 
festgele.gt ist, wOlbei man sie mit 20 Prozent 
übersteigen kann, übel'haupt nicht mehr ein­
halten können. 

Hier muß eine Wdlmbauförderung geschaf­
fen werden, so wie wir sie vorgeschlagen 
haben. Wir Sozialisten haben, weil wir die 
Budgetlage kennen - und hier beginne ich 
nochmals, es Wort für Wort deutlich zu sagen, 
damit es keine Irrtümer geben kann -, bereits 
im März 1 970 in unserem Wohnbauprogramm 
darauf hingewiesen, daß zur Erhöhung der 
Wohnbauleistung in Osterreich neue We,ge 
. in der Wohnbaufinanzlerung beschritten wer­
den müssen. Dementsprechend hat die Bundes­
regierung bereis in der ab.gelaufenen Periode 
einen Gesetzentwurf zur NOIVellierung des 
Wohnbauförderungsgesetzes dem Nationalrat 
vorgelegt. Er konnte jedoch nicht mehr ver­
absChiedet werden. Sie werden sich daran er­
innern, daß es im Unterausschuß keine Eini­
gung über die Fiinanzierung 'gegeben hat. 
Später kam die Auflösung des Nationalrates 
dazwischen. 

Die Bundesregierung wird dem Parlament 
neuerlich einen Gesetzesvorschlag unterbrei­
ten, der es ·ermöglichen ,wird, daß, auf di·e 
gegebene finanzielle Lage des Bundes BedaCht 
genommen, trotzdem eine höhere Anzahl von 
Wohnungen gefördert werden kann. Damit 
woUen wlir vorerst einmal der rückläufigen 
Tendenz :Einhalt g,ehieten. Wir bauen nämlich 
heute, siCh seit 1 967 abwärts entwickelnd, 
immer weniger Wohnung·en als im Jahre 1967, 
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wo wir den höchsten Punkt der Wohnbau- Regierung der Repulbli'k Osterreich, für aUe 
täUgkeit erreicht hatten. Bürger zu erfüllen 'hat. Sie ist heute auch eine 

Dazu möchte ich Ihnen, meine Damen und Regierung, die sich auf ·eine parlamentarische 

Herren der Osterreichischen Volkspartei, noch Mehrheit stütz-en kann und deren Existenz 

etwas sagen. Sagen Sie nicht, daß das sich somit zum Unt,erschied von den ver,gange­

Arroganz oder Uberheblichk.eH der Sieger nen eineinhalb Jahren auch mit den unge­

wäre. Hier werden wir zum ersten Mal von schriebenen, aher allg,emein aneDkannten 

unserer Mehrheit im Parlament Gebrauch Grundsätzen einer parlamentarischen Demo­

machen müssen, wenn wir zu keinem neuen kratie durchaus im Einklang befindet. 

Wohnlbau�örderungsgesetz in Zusammenarbeit Wir ,haben auch die v·erbalen Bekenntnisse 
mit Ihnen kommen werden. Wir haben alles 
ausgeräumt, was Sie hätten 'bemängeln kön­
nen. 

Nur eines müssen Sie akz.eptieren, daß wir 
Sozialisten darauf bestehen, daß unsere jun­
gen Mensch,en in Osterreich und auch 'Zum 
Teil Menschen mit ,geringeren Eirrkommen 
nicht von Vertröstungen leben k!önnen, son­
dern daß es di,ese IMehrheit im Haus ihnen 
schuldig ist, die Gesetze zu schaUen, die wir 
brauchen, um Wohnung,en zu bauen, die die 
arbeitenden Menschen dann auch bezahlen 
können. (Lebhaiter Beifall bei der SPO.) 

Präsident Probst: Der nächste Redner ist 
der Herr Abgeordnete Dr. Haider. Er hat das 
Wort. 

Abgeordneter Dr. Haider (OVP) : Herr Präsi­
dent l Hohes Haus l Sehr g·eehrte Damen und 
Herren! Der Herr Abgeordnete Pölz hat den 
größten T,eil seiner Rede mit Zeitungsaus­
schnitten Ibestritten. Ich darf :mich aber mit der 
RegierungseI1klärung selbst befass·en, die heute 
bereits ausführlich �behandelt worden ist, so­
wohl in i:hren erkennbaren Tendenzen und 
Ziehlichtungen als auch in ihren Unzulänglich­
keiti:m und ihren Verspr.echung,en. Es ist aber 
auch ber.eits darauf hingewi.esen worden, 
welche wichUgen Dinge der Herr Bundeskanz­
ler nicht zu sagen wußte, nicht sagen wollte 
oder auch nicht zu sagen hatte. 

Nach den vielen Dingen, die heute bereits 
hervorgehoben wurden, und nach den noch 
zahlreicheren Dingen, welche die Regierungs­
erklärung behandelt, anschneidet, übergeht 
oder mit Gemeinplätzen bedenkt, kann man als 
Gesamturteil voranstellen: Mit di.eser Regie­
rungserklärung verhält es sich ungefähr so 
wie mit Maggis ISuppenWiürze. Man kann sie 
nicht essen, man kann a'ber gar viele Suppen 
damit zubereiten, und mit ihr wird man nach 
Bedar.f einmal alles begründen können. (Bei­
fall bei der O VP.) 

des Herrn 'Bundeskanzlers 'zur Komprorruiß­

hereitschaft und zur parlamentarisch·en Zu­

sammenarheit gerne angehört. Leider wurden 

aber diese Bekenntnisse in der Zwischenzeit 
durch parteipolitische EI1klärungen des glei­
chen Bundeskanzlers unglaubwürdig, ins Ge­
genteil verkehrt und offenbar zu einer Politik 
des Kuhhandels a'bg,ewertet - ein Begriff aus 
dem Wortschatze des Herrn Bundeskanzlers. 

W:ie sollen wir es anders verst,ehen, wenn 
der H.err Bundeskanzler ein Bekenntnis zur 
Agrarpolitik abgibt und mit staatsmännischer 
Miene erklärt, die Regierung wolle eine Ver­
längerung des -Landwirtschafts- und Markt­
ordnungsgesetz,es 'vorschlagen, einige Stunden 
später aher auf einer Parteikonferenz bekannt­
gibt, daß ihm an diesen so wichtiogen Dingen 
eigentlich nichts g,eleg,en ist, wenn er nicht 
auch das Bodenbeschaffungs- und Assanie­
rungsges'etz Ibewältigen kann. Ich ,glaube, man 
kann es nicht so mach·en wie auf ·einem Jahr­
markt: Gebe ein bisserl Bergbauernhilfe, be­
schneide .aber dwfür den Lebensfaden des Ab­
satzes; gebe ein paar schöne Worte mehr für 
die Bauern und nehme 'i'hnen dafür mehr von 
ihrem Arheits·ertr,ag. 

Ich darf den Herrn Bundeskanzler darauf 
aufmerksam machen, daß er und seine Regie­
rung die Verantwortung auch hi,erur tragen 
,(Zustimmung bei der OVP), die Verantwor­
tung !für da,s Geschehen in Osterreich, 'beson­
ders im wirtschaftlichen und öffentlichen 
Leben. Die Regierung ist dafür v.erantwortlich, 
daß in allen Bereich·en, denen sie nach der ver­
fassungsmäßig:en Ubernahme des Amtes ihre 
Obsorge schenken muß, die Existenz gesichert, 
die Entwicklung g,efördert wird und die Be­
vülkerung ihre 'Heimat wissen kann. 

Sie werden sich !immer wieder für j ede 
einzelne ihrer Bestrebungen die erforderliche 
parlamentarische Mehrheit suchen müssen, so­
fern Sie diese in der erforderlichen qualifizier-: 

Ich darf zur heutigen Debatte eini'ge agrar- ten Form nicht besitzen. Wir ,werden jeden 

politische und aum allgemein gesellschafts- einzelnen Fall für sich prüfen, ob wir unsere 

po.litische Gesichts·punkte beitragen. Zustimmung gehen können. 

Zunächst mödlte ich test,halten und aner- Sie und Ihre Mehrheit ·sind auch für die 
kennen, daß diese Bundesr·e.gierung ihre Pflich- Gesetzgebung im Bereiche der Land- und Forst­
ten als österreichisme Bundesr'egi,erung, als wirtscha,ft verantwortlich, und wir werden Sie 
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aus dieser Verantwortlich!keit nicht entlassen, 
solang,e Sie dieses Amt ausüben. (Zustimmung 
bei der avp.) 

Meine Damen und Herren und Mitglieder 
der Bundesre,gierung! Unsererseits dürfen wir 
aber ,eine aufrichtige und zielstrehige Zusam­
menarbeit anbieten, und 'zwar immer und 
überall, wo es um echte Anliegen unserer 
Gesellschaft, der Wirtschaft, des ganzen öffent­
lichen Lebens, aber natürlich auch der Land­
wirtschaH geht. 

Sie sellbst werden dar aufkommen - und 
ich iglaUJbe, Sie sind es schon -, daß auch Sie 
ohne Marktordnung nicht auskommen können. 
Spielen Sie daher nicht mit diesem ,wichtig,en 
Element unserer Wirtschaft und Ernährung ! 

langer Zeit eine Lebensweisheit g·esa,gt hat, 
die ich auch dem Herrn Bundeskanzler sagen 
möchte : "AUe Leute kann man einig·e Zeit, 
eini'ge Leute kann man auch allezeit, aber man 
kann nicht alle Leute allezeit zum besten hal­
ten." '(Beifall bei der avp.) 

Ich darf jedenfalls erklären, daß wir in aUen 
Sachfmgen, hier ,besonders als Sprecher der 
Landwirtschaft in diesen Bereichen, zu einer 
konstruktiv.en Mitwirkung Ibereit sind mit der 
ZielsetzuIl!g, uns,eren Bauernstand wlirtscha,ft­
lieh gesund und leistungsfähig weiterzuent­
wickeln, seiner gesellschaftlichen Stellung ge­
mäß zu stärken und in allen oßereichen an den 
Standard der anderen Bev,ölkerungsgruppen 
heranzuführ.en. 'Wir woUen ,auch gerne bei 
der Anwendung und beim Ausbau des ,g,eeig­
neten Instrumentariums mitwirken. Der Herr Bundeskanzler hat di'e Frage der 

Marktordnung und des Landwirtschaftsgeset­
zes zu einer Kuhhandels:frage erklärt. Außer- Ich halbe mir erst erlaubt, wie es bereits 

dem will ·er diese Gesetze nur um ein Jahr mehrere Redner getan herben, auch darauf 

verlängern, damit sie dann auch sicher wieder zu verwei's,en, daß die Regi,erungserklärung 

zu einem Handelsob}ekt g,emacht werden kön- auf weiten Strecken anstelle einer klaren Aus­
sage nur abg,enützte GemeiIl!plätze zu bieten 
hat. Ein kleines BUikett davon darf ich wörtlich 

nen. 

Welch tiefe Unaufrichtig,kieit s,pr:icht doch 
aus dieser Haltung, Gehen Sie uns eine edn­
deutig,e Antwort darauf, ob Ihnen an 'einer 
echten und daueflhalften Lösung dieser Fra.ge 
.gelegen ist. Oder wollen ISie vielleicht auch 
ein Bodenbeschaffungs- und ein Assanierungs­
gesetz nur .für ein Jathr in Kraft setz,en? 

Oder was sollen wir von der Argumentation 
halten, daß das 'MaI1ktordnungs- und Land­
wirtscha,ftsges·etz "wegen ihr,es Zusammen­
hanges mit dem Bundesfinanzg,esebz " ,  wie Säe 
wörtlich sagten, wieder nur auf ein Jahr be­
fristet werden sollen? Stehen nicht zum Bei­
spiel unsere ganzen Sozialgesetz·e, überhaupt 
fast alle unsere Gelsetze,  beispielsweise auch 
das Wehr,ges,etz, in noch ·engerem Zusammen­
hang mit dem Budg,et? All dies sind aber 
unbefr:istete Gesetze. Wie kann da Ihre Be­
gründung 'glaubhaft sein? 

Es ist um e.ine Demokratie schlecht :bestellt , 
wenn die Glaubwürdigk:eit staatlicher Organe 
so zweifelhaft ,erscheint. Sie haben schon bei 
den Regierungsverhandlungen im April 1 970 
die Offentlichkeit ,g·etäuscht. Sie halben im 
Juli 1 97 1  zu Verhandlungen über das Budget 
eingeladen und schließlich nur Scheiruverhand­
lungen geführt. Si,e haben in der W·ehrgesetz­
hage den guten Glauihen des AJbgeordneten 
Zeillinger getäuscht und den 'harten Kern Ihrer 
dieS:bezüglichen V,er,einbarung·en burschikos 
weggewischt, und Sie haben, worauf Sie in 
Ihrer Regi.erungserklärung natürlich gerne hin­
weisen, trotzdem gute Wahlen gehabt. 

Ich dar'f Sie aber an di,e Worte eines ameri­
kanischen Präsidenten ·erinnern, der uns vor 

zitier,en. 

Zum Beispi,el : , ,'Wir haben dem Grundsatz 
der mod,ernen SozialpolitIk Rechnung 'getra­
gen",  und wir brauchen ein "Gesamtkonzept 
für alle Zweig·e der Sozialversrcherung" . Bei 
der Ass ani,erung ist der Herr Bundeskanzler 
für die Berücksichtigung "g·erechter An­
sprüche" und di,e Abweisung "ungerechtfer­
tigten Widerstandes", W·as ,g,erecht und was 
ungerechtfertigt ist , hat er uns aUerdings nicht 
g,esagt. W,ahrscheinlich will der Herr Bundes­
kanzler das selbst bestimmen. Er spricht wei­
ters von "neuen Formen der Betreuung alter 
Mitbürger", von den , ,'großen Traditionen 
österreichischer WdhLfahrtspolitik" , von der 
"Qualität einer gesellschaftlich,en Ordnung" 
- lauter Leerformeln -, er verlangt, das 
Spitalswesen "auf ·eine neue Grundlage" zu 
stellen - und sagt nicht, welche -, ,eine 
"optimale Anstaltshehandlung" zu .gewähren, 
weiß ,aber nichts Konkretes darüber auszu­
sagen. Er will "geeignete or,ganisatorische und 
rechtliche Grundla,g,en für Maßnahmen des Um­
weltschutzes" schaffen, er fordert hi,efür die 
".Mobilisierung gigantischer Geldmittel" ,  er 
verlangt die "Verlagerung der wirtschaftlichen 
Initiativen in neue zukunftsträchtige Ber,e iche". 

Hohes Haus ! Meine Damen und Herren I 
Es mag Leute .geben, di'e sich so hochiklingende 
Formulierungen ohne Inhalt eine Zeitlang 
ganz gerne ,anhören, aber ich glaube, bei der 
langen Rede des Herrn Bundeskanzlers wäre 
ein Weniger mehr gewesen; konkretere Aus­
sagen sind aber offenbar nicht drinnen. Und 
der Herr Klubobmann der Sozialistischen Par-
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tei, der Herr Abgeordnete G ratz, hat dieses wörtlich sagten, "den wirtschaftlichen, sozialen 

ganze leere Schmuckwerk heute ausdrücklidl und kulturelLen Standard dies,er Menschen an 
als "Respekt vor dem Parlament" bezeichnet, j enen der and,eren heranzuführ,en und Jed,e 
meine DaJIIlen und Herren! Benachteiligung zu beseitLg,en" . 

Was dJie Aussagen zur Landwirtschaf,tstförde­
rung, zur Bergbauernhilfe, zur Berücksichti­
gung der Voll- , Zu- und N�benerwerbsbetriebe 
betrifft, kann man im allgemeinen dann j a  
sagen, wenn diese Ankündigen aufrichtig ge­
meint sind und als echte Ziele vepfol.gt wer­
den. 

Hohes Haus ! In weiten Teilen unser,er Repu­
Ibli'k haben Länder und Gemeinden durch 
schwierige, aber er,folgreiche Bemühungen eine 
wesentliche Verlbess,erung der kommunalen 
Struktur durch Schaffung leistungsofähigerer 
Gemeinden bewirkt ; sie erwarten als zusätz­
liche ,Förderung des Bundes nichts anderes 
als die Beseitigung j eder Benachteiligung 

Auch die Aussagen zur Politik für den länd- durch den F'inanzausgleich. Viele Probleme des 
lichen Raum geben uns eine gewisse ErmuH- ländlichen Raumes, von denen heute gespro­
gung, sei es hinsichtlich der Verkehrserschlie- chen wurde, könnten auf diese Weise viel 
ßung, der wirtschaftlichen Förderung, der Fern- leichter ,gelöst werden. 
meldeeinnichtung,en. Wir Jr,euen uns, daß die 
Bundesregierung h�er einschwentkt und auch 

Einem berechtigten Anlieg,en der landwirt-

ihrerseits den jahrelang,en Bemühungen unse-
schaftlichen Bevölkerung als ,einem der 

r,er Vertr,eter im agr,anischen und im g,esamten 
wesentlichen Träger der gesellschaftlichen 

ländlichen Bereiche endlich Gehör zu schenken 
Ordnung im ländLichen Raum wurde schon 

verspricht beziehungsweise die von uns bereits unter der Regi,erung Dr. Klaus Redmu:rrg ,ge­

seinerzeit in Angniff genommenen Zielsetzun-
tragen, nämlich dem Problem der Telephon­

,gen weiterverfolgen will. Auch hier werden 
veIibindung·en auf dem Lande. Der V'erkehrs­

Si,e einen weiten Bereich 'vo:rfinden, in dem 
minister Dr. Ludwig Weiß setzte hier wesent­

Sie mit unserer Aktivität und mit unserem 
liehe 'Initiativen. Es ist erfreulich, daß die 

Willen zur ,gemeinsamen 'Arbeit für unsere 
gegenwärtige Bundesregierung e:r1klärt, diese 

Mitbürger :im ländlichen Rau, ch k " _ Bemühung,en ifortzusetz·en und den Ausbau 

nen. 
m re nen on 

d I" dl.' ch  T I h 
.. . '  

I 
es an �l en e ep onnetzes zu gunshgen 

Anschlußkosten weiterfuhr,en zu waUen. 
Sehr v,ermissen wir, Herr Bundeskanzler . .  . 

(der Redner wendet sich zur Regierungsbank 
Hohes Haus l Hmslchthcb der von .der Bun-

und merkt, daß Bundeskanzler Dr. Kreisky desregierun.g angekündi,gten fortg,esetzten Be­

nicht anwesend ist _ Heiterkeit) und sonstige mühungen zur Herstellung geregeUer .Be2'Jie­

Mitglieder der Bundesregierung, eiue AJbsichts-
hungen zum Gemeinsamen Markt hat die 

oder Zielerklärung Ihr,er R,egi,erung über die 
Regierung in Aussicht g,estellt, auf die Berück­

für den ländlic:hen Raum so entscheidende 
siehtigung der "legitimen Interessen", wie si,e 

Frage des kommenden Finanzausgl,eiches. Ge-
sagt, der österre:ichischen Landwirtsc:haft Be­

rade hier möchte ich auf ,Ihre Regi,erungserklä-
dacht �zu nehmen. Der Grundton dieser Erklä­

rung Bezug uehmen und bitten, die Regierung 
rung ma,g erfreulich sein, Konkretes hat der 

möge bier besonders den erklärten Grundsatz 
Herr IBundeskanzler damit aber leider nicht 

virulent machen, die Armen zu kräfti.gen und 
ausgesagt. Vielleicht könnte uns der Herr 

die unger,echtfertigten 'Widerstände der Rei-
Bundeskanzler näher beschr·eiben, was er 

ehen zu überwinden. unter "legitimen Inter,ess,en" der Landwirt­
schaft versteht. Aus dies,er hingestreuten Be­
merkung allein kann man nämlich vieles oder 
auch gar nichts entnehmen. Aber vielle:icht 
ist das Absicht. 

.Der gegenwärtige Finanzausgleich ist zu­
tiefst ungerecht ; er geht von der Annahme 
der Versteinerung j ener Strukturen und 
kommunalen Bedürfnisse aus, wi,e sle vor 
mehr als 50 Jahren geherrscht haben. Inzwi­
schen sind die echten Bedürfnisse und gerecht­
ferUgten Anforderung,en der ländlichen Ge­
meinden hinsichtlich Wasser, Kanalisation, 
Straßen, Ortsbeleuchtung, Wohnkultur, Kin­
dergarten- und Schulwesen, kultureller und 
sportlicher Angelegenheiten, Umweltsdlutz, 
Fremdenverkehrsstandard, um nur einige wich-
11ge Bel'eiche zu nennen, wesentlidl gestiegen. 
Die Regierungsverheißungen hinsichtlich der 
Agrarpolitik Ikönnten Sie 'besond,ers auch auf 
diesem Gebiete als eines der zunächst her,an­
stehenden Pro'Meme erfüllen, nämlich, wie Sie 

Im sozialpolitischen Ber,eich sind die Aus­
sagen der Bundesregierung, wie heute schon 
mehrmals '.bemängelt wurde, sehr dürftig. Was 
der Herr Bundeskanzler sich unter einem "Ge­
samtkonz,ept ,für alle Zweig,e der Sozialver­
sicherung und einem längerfristigen 'Finanzie­
rungsplan" konkr,et 'V1orstellt, 'hat er nicht ein­
mal in nehelhaften Konturen ang,edeutet. 

Es äst zwar heute der Herr Vizekanzler ein­
,gesprung·en, um uns diesen Punkt zu erläutern, 
er konnte uns aber auch nicht mehr mitteilen, 
als daß in dieser Sache 18 ,Monate lang ge­
arbeitet worden sei. Ich darf also sCl,gen: Die 
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Konturen ble�ben hier - für das Hohe Haus 
zumindest - genauso nebeJlhaft , wi'e sie bei 
der Erklärung des Herrn 'Bundeskanzlers dar­
g·elegt-wurden. (Zwischenruf des Vizekanzlers 
Ing. H ä u s e r.) Ich habe gesagt : dem H()hen 
Hause. Und ISie haben dann nur .alLgemeiin auf 
die Enquet,e verwies,en. Ich möchte ,fragen, was 
unter ·einem "Gesamtlkonze.pt" vIerstanden 
wird. Wir sind ,es nämlich langsam schon 
müde, immer von Konzepten zu hören und 
nichts Konkretes zu ,erfahren. 

Eines der Hauptanlieg,en der Landwirtschaft 
ist die Angleichung der Zuschußrente an die 
Bauernpension. Darüber wurde leli.der über­
haupt nichts gesagt. Nach einer parlamentari­
schen Anfragebeantwortung des zuständigen 
Bundesministers hat die Regierung dafür der­
zeit leider auch nichts übrig. 

Gleichermaßen wichtig sind die notwendJi­
gen Vorkehrungen für die landwirtschaftliche 
Unfallversicherung und di'e 'Ermöglichung eines 
ersten Schrittes in der Annäherung zwischen 
Bauerlllkrankenkasse und Äf'Zten� Allen diesen 
bedeutsamen Fr,agen ist in der Regli'erungs­
erklärung keine Erwähnung ,getanj auch die 
Re,gd·erungseriklärung vom April 1970 enthält 
darüber nur ,einig,e Nebensätz,e. 

Ich dafif aber, Hohes Haus, und wirklich 
mit vollem lErnst ·eI1klär,en, daß ,es uns sehr 
freuen würd,e, wenn auch ,auf dem wichtigen 
Gebiete der 'bäuerlichen 'S ozi alp ollitilk , wo es 
zwischen den ,großen iParteien immer eine gute 
und daher auch ,eine fruchtbare Zus.ammen­
arbeit 'gegeben hat, die Möglich'"k!eit -eines ge­
meinsamen WeiteI1bauens gefunden werden 
könnte. Unsere :Mi1wil1kung wär,e Ihnen hier 
si'cher. 

Mit ,großer Sorge beobachten wir die Ent­
wicklung auf dem Gebi,ete der Mehrwert­
steuer, wo wir naCh. den uns bekannten Auf­
fassungen des Pinanzministers auf ,gar kein 
Verständnis ,für di,e g,egebenen Verhältniss·e 
in der Landwirtschaft warten dür,fen. Wir wer­
den uns hier ,auf ,eine schwerwli'egende Kon­
frontation vorzubereiten haben. 

Das .gleiche ,gilt für die Alkoholsondemb­
gabe, womit die Regierung eine ,gesetzlich 
auslaufende Sonderabgabe neu einführ,en will. 
Uber die merkwürdigen Begleiterscheinung·en, 
unter denen miese Viorlag,e ins Haus gekom­
men ist, wurde Ija heute ,schon gesprochen. 
Die Begleiterscheinungen, daß man während 
des Laufes des .ßegutachtungs�erfahrens die 
Vorlag,e bereits ins Haus bringt, stehen in 
merkwürdigem Widerspruch zu den Deklama­
tionen des :Herrn Bundeskanzlers über die 
Achtung der VellfassuI1g, -der Gesetze und des 
Hauses. 

Mit der sehr merkwürdigen Handha:bung 
d·es Bewertungsgesetz·es durch den Finanz­
minister werden wär uns sicher auch noch zu 
befassen ha'ben. 

In der Frage des Di'eseltre�bstoftpreis'es weiß 
die Regierung nichts anderes, als der Land­
wirtschaft ·eine untragbar,e ,ß·elastung zuzu­
muten und diese aufrechtzuerhalten. Wir 
w:�sg.en, daß auch Abg,eordneten der Soziali­
stischen Partei dü'ßse völlig unbe.friedigende 
Situation auf dem landwirtscha'ftlich'en Treib­
stoffsektor Sorge macht, und dürfen vorschla­
.g,en, tunlichst bald ,eine Lösung zu suchen. 

Eine Menge anderer hedeutungsvoHer Fra­
.gen ist in der Regierungserklärung nicht oder 
·ganz unbefriedigend erwä:hnt. Die Itegierung 
Wlrrd sich sehr bemühen müssen, im Bereiche 
der Land- und Forstwirtschaftspolitik ein 
Klima zu ermöglichen, das einer rverantwor­
tungshewußten und für die ganze Gemein­
schalft unseres Volkes nützlichen ILösung �ör­
derlich ist. 

Diesem Klilma sich·er nicht di,enlich wäre di'e 
Rückkcehr des Bundeskanzlers zu jenen 'Metho­
den des Vorjahres, die in der tOffentlichk'eit 
die Vorstellung einer Räterepublik wachge­
ruf,en haben. Ich weiß nicht, ob der Herr 
Bundeskanzler und die ,Bundesr,egi,erung in 
di,esem Zusammenhang ihre Störa'ktionen mit 
der 'Einschleusung ,eines räterepu'blilkanischen 
Fremdkörpers von sogenannten ißauernräten 
oder Beschwerdekommissionen fortsetz·en will. 
Ich möchte den Herrn BundeSikanzloer nur g,anz 
schlicht aufmerksam mamen, daß er damit 
der demokratischen Grund!haltung unserer 
RepubHk 'einen s,ehr üblen Dienst erweist. 
I(Zustimmung bei .der avp.) Wir werd.en, g,e­
tr,eu den Gesetzen des :Bundes und der Länder, 
,getreu uns'erem Auftrage, di'e demokratJi'sche 
Vertretung uns,eres BerUifsstand·es mit Festig­
k.eit wahren und ausüben. I(Neuerliche Zu­
stimmung bei der UVP.) Wir dürfen hielbei 
auf die gleiche Gesinnung Jener verantwort­
lichen Persönlichkeiten Ibauen, die in glelicher 
W,eise in ander,en Bereichen :ihre gesetzliche 
und statutarische V'erpflichtung ,erfüllen, die 
Anliegen ihrer Vertretungsbefohlenen wahr­
zunehmen. Wir glauben ,auch nicht, daß je­
mand seine Hand dazu her'gliht, die Zusammen­
arbeit der Interessenvertretungen, die für 
Osterr-eich so wesentliche Grundsteine gelegt 
und den wirtschaftlichen Aufstieg, den sozia­
len Frieden so fruchbbar mitgestaltet haben, 
so l.eichtsinni,g zu ,g,efährden und in Frage zu 
stellen. 

Auf der gleichen Ebene, Hohes Haus, lJiIegt 
der Umstand, daß sich Dr. Kreisky seit einig.er 
Zeit aus dem landw,irtschaftlichen Bereiche 
einen kleinen, aher stets lärmenden, einen 
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unpolitischen, aber stets politisieiienden soge­
nannten ,BauerDlV,erband beigelegt hat. Ich 
glau'be, der Herr Bundeskanzler wird noch 
erkennen, wenn dies nicht schon geschehen ist, 
was er sich mit diesen Leuten eingekramt hat, 
die als Splittergruppe im rechten Out des 
politischen 'F,eldes Aufenthalt ,genommen 
hahen und sich ,gerne für Jeden Streich und 
für jeden Hinterhalt benützen lassen. 

Desgleichen hat uns verwundert, daß der 
Herr Bundeskanzler sein zur Schau getragenes 
Wissens- und Informationsbedürfnis über 
bäuerliche und bergbäuerliche Fragen weder 
unter seinen 1 400 Fachleuten noch unter den 
Funktionären oder Mandataren de.s sozialisti­
schen Arbeitsbauernbundes zu deck!en vermag. 
Der Arheli'1sbauerIlibund tut brav seine Schul­
digkeit in der Sozialistischen :Partei. Wenn 
es alber ,heißt, zu ,einer höheren Verantwor­
tung berufen zu werden, kann der rote Mohr 
gehen, der Partei'obmann geht in fr,emde Ge­
filde fischen. (Zustimmung bei der OVP.) Wir 
sind hier Zeugen eines makabr'en Spieles, 
das dem soz

"
ialistischen Arbeitsbauernbund 

wahrlich nicht zum Ruhme 'gereicht und s.eine 
Parteiarbeit beschämend diskriminiert. (Zwi­
schenrufe bei der SPO.) Das sei aber nur 
vermerkt, es ist nicht unsere Sorge. 

Bevor ich zum Schlusse komme, dar.f ich 
mich norn an di·e fast 2 Millionen unserer 
Wähler wenden und auch an Jene, die uns 
di'esmal ihr V'ertrauen Illicht gelben konnten. 
Sie können g·ewiß sein, daß d:ie g,esellschafts­
gestaltende Kraft, die in unser,er Gesinnungs­
ge.meinscha.ft wirkt, auch in di,eser Zeit nicht 
erlahmen wird. Aus der Kraft unserer Ge­
meinschaft heraus haben so .bedeut,ende Män­
ner w.ire ,ein Hgl und Raab, -e:in Kunschak 
und rHartrrnann, um nur 'einige zu nennen, 
unendlich vieLes für unser Vaterland geleistet. 
Unser Blick ,geht ,aber in die Zukunft ; wir tun 
dies aus j ener Kraft heraus, die wir über­
nommen haben, die wir }etzt tr.agen und 
w.ieder weiter,geben werden. Wir werden als 
moderne Menschen !immer ein offenes Auge 
halben ,tür die gesellschaftliche Entwicklung 
und der,en Förderung in einem freien Gemein­
wesen. 

Es gibt Iheute in Usteneich nicht mehr viele 
Leute, di'e aufschrecken, wenn von gesell­
schaftlichen Bedüfifnissen di,e Rede ist. Ich 
darf Lhnen sa'gen, daß uns und unserer Arbeit 
die echten g,esellschaftlichen Sedü�fnis,se die 
politische Leitlinie s'ein werden. Auch die 
Fragen der Assani,erung und Soderrbeschaf­
fung, 'besonders für di·e Si,edlungsräume und 
deren ,Entwiddung bedeutsam, werden von uns 
grundsätzlich hej.aht. Wir <bedauern nur, daß 

Herrn 'Bundeskanzler zu einem taktischen 
Handelso:bj ekt degradiert werden soll. Ich bin 
überzeugt, daß wir auch hier zu ,einer gemein­
samen Lösung kommen 'könnten, wenn wir in 
österreicbi'scher Art sowohl das Recht d,er 
Mensch,en, die ihr Eirgentum r,edlich ,erwor.ben 
haben, als auch die vordringlich,en Sorgen 
unserer 'Mitbürger um eine ordentliche Heim­
stätte in iEinkl.ang zu bring,en trachten und die 
re alen Erfordernisse €liner vernünftigen Raum­
ordnung :besonders in den Siedlungsg,ebi,eten 
bej ahen. 

Hohes Haus ! Wo immer wir sehen, daß 
Ülberkommene Rechtsformen und Strukturen 
der gesellschaftlichen Entwicklung �m Wege 
stehen, wird man uns g,esprächsbereit finden. 
Jede Ordnung, auch die Rechtsordnung, steht 
schließlich im Dienste der Gemeinschaft. Wir 
sind rfür jede Reform offen und sehen nur 
dort die Grenze, wo sie uns von den Grund­
sätzen des christlich-abendländischen Kultur-
kreises und von den jed-em Menschen unver­
äußerlichen ,Rechten gesetzt ist. Wir wissen, 
daß .in der chr.istlichen Gesellschaftsidee e:ine 
Kraft wirkt, welche Jahrhunderte 9,estaUet hat. 
Wir wissen, daß diese Kran zum Teil wieder 
neu entdeckt werden muß. Seit mehr als 
1 00 Jahr,en hat es der etablierte Liberalismus 
verstanden, die echten christlichen Soz:ialideen 
überall dort, wo sie an Bestehendem rühren, 
als mancistisch anzuschwärzen und sie so zu 
diskriminieren. Wer Zeit und Verständnis hat, 
wird finden, daß di,e Kraft dieser Ideen :in 
ihrer Aufg,eschlossenheit und in ihr,er ausge­
prägten Betonung des selbstlosen menschen­
freundlichen Lebens .in der Gemeinschaft ge­
eignet wär,e, auch uns den W,eg 'Zu weis,en 
für die im Gange befindliche Umgestaltung 
unserer Gesellscha.ft zu einer hesser,en Ges-ell­
schaft. 

Wo :immer es darum gleht, in Osterreich 
Sirnerheit und inneren Frieden zu vereinen 
mit Fortschr.itt, AufsUeg und notwendigen 
gesellschaftlichen Re'formen, darf das äster­
reichische Vo�k mit uns rechnen ; wir w,erden 
auch in den Jahren der Opposition nie ver­
gessen, daß die in uns,er,er Ges.innungsgemein­
schaft wirkende Kraft uns immer wieder ver­
pflichtet und hefähi.gt, daran mitzuaribeiten 
und das weiterzubilden, was wir den äster­
reichischen Weg in e:ine gute Zukunft nennen. 
Allen, die in der neuen politischen Landschaft 
Sorge um die we:itere Entwicklung Osterreichs 
haben, darf ich sagen: Wir stehen hier, sind 
uns unserer Kraft bewußt, und Sie alle werden 
sich auf uns verlass'en können. (Beifall bei 
der OVP.) 

diese so ernste Frag'e, die man für sirn allein Präsident Probst: Der nächste Redner ist 
und mit Blick auf die Erfordernisse der Ge- der Herr Abgeordnete Dr. Schmidt. Er hat das 
meinschaft verantwortlich beraten muß, vom Wort. 
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Abgeordneter Dr . Schmidt (FPO) : Herr Präsi- Sleit J,ahrzethnten immer wlied:elr iJn der Otrent­
dent! Hohes Haus l Meine Damen! M,eine Her- lächkJeilt erhoben wird, von der BevölkJe:mmg, 
ren! '  Der Bundeskanzler hat in seiner Re,gi,e- von d'en Trägern der öffentlichen Meinung 
rungserklärung ·am ver,gang,enen Fl'e:itag auch und nicht zuletzt von der Verwaltung selbst, 
auf die Notwendigk,eit einer fortschritHichen nämlich dJiJe Ford'erung nach lei[lJer lechten 
und leistungsfähigen V,erw,altung hing'ewie- drwrchigreif<enaen Reform der Staatsverwaltung. 

s,en. Er ,hat in diesem Zusammenhang eine 
Reihe 'von Einzelmaßnahmen ang,ekündigt, von 
denen man sagen kann, daß slie zweifellos 
dazu beitragen können, der Verwaltung neue 
Impulse zu v·erleihen, daß sie aher die wesent­
lichen Dinge, um di'e es geht, doch nur am 
Rande herühr,en. 

Sicherlich ist die Schaffung v'erihesserter 
Möglichkeiten der Ausbildung , der Weiterbil­
dung von ß.eamten durch Errichtung einer 
Verwaltungs akademie zu be.grüß'en, man kann 
j a  bekanntliCh nie genug lernen, und der Staat 
braucht 'gut ausg,ebildete lß.eamte. Sicherlich 
entspricht auch di,e g,eplante Ausschreibung 
öffentlicher Funktionen einem dr,ingenden Be­
dürfnis der lDemokratisierung des ,öffentlichen 
Lehens. Dies'e Ausschl'eibung kann geeignet 
sein, Qualität und Niveau der staatlichen Ver­
waltung zu heben, .slie kann geeignet 'Sein, 
das Viertm'll'oo in di,e Obj ,ekbi;vitä.t der Ver­
waltungstätigkeit zu vergrößern, sofern, 
mletüne Damen und Renen, Gewähr gelg'elben 
'ilSt, daß w.irr=klich nur de'r ,am hesten qJUlaU­
fiz'ioerte Bewerber dJie ausg,eschrtebene FUlIllk.­
tion eIlhält ; denn, Herr Bundesk,anmller, ent­
schte:Ld:end ist nicht so ,sehr, daß jeder StaJats­
bÜIJger, wie SLe in lhner Regierungser�läI1U'llig 
StCiJg1ten, dler d,ile ,aD die Bekleidung ,dteser 
FIU'nktion ,geknüpftJen BedilIllgungen erfü.llt, sich 
um diese Funktion bewerben k,ann, sonde,rn 
entscheLdend wird vli,elmehr s'einj db der 
Sta,atsbüflge:r, ob der Bewerber, der am g,eeig­
'I1letsfJen eI1scheirrt, auch 'tatsächlich dtese Funk­
tion erhalten w.ird. Denn es soll jla SchOlIl vor­
gekommen sein, daß bei Postenausschreibun­
gen sChon vorher f<eststantd, wer de!Il Pos.ten, 
der zur AU1Sschl1e1ihung 'gelangte, e.1I1lIl:ehmen 
w:i.nd. Es ,soll j a  schon vorogekommen Isein, 
daß andere als objektive Kriterien für die 
Viergebung maßlgehend w,aI!en. Bs wird al,so 
Slehr wichbi'g s,ein, nach welchen GesichtsptUnk­
ten ,auch die Beurteil1un9lskommissionetIl ZlU­
sammeng,esetZit sein werden. Aber darüber 
w,ind ja noch ZIU reden s!etin, wenn uns di1e 
Regierungsvorlage vonl]egt. 

Die DiJenstpostenaussdtreibung ist ,aLso 
stimer.lich ein Gebot der Stunde, ulIlJd auch 
das ,amgeküntdigbe ,g.roßle Kompe1leIWg1esetz 
wird V'iel1eicht mit da'Z'U heiotragen, mehr Ucht 
an das Gestrüpp der ,staa:tlichJen VerwalrbuiIllg 
zu boo9len. Aber, Hohes Ha'llS, ich glaube, 
einer Illusion sollte man sich nicht hingeben, 
-nämlich de,r, daß damit die Forderung erfüHt 
!Sei, die seit Jahren, WtaS heißt seH Ja.hrelIl, 

Di:es,e VlerwaltuDIglSnefo.rm, deren InalIlJgriff­
nahme schon Buooesklanz}er F[,gl [n Is'eilller 
Silv;es'teraJnsprarne .im Jlahre 1949 laumsta'rk 
,ankünldtgt'e, um sie ,dann 'ehenJsowetIllig lin de!Il 
Griff zu bekommen wie seine NachfoLger, di,e 
K,an1Jl.er RJaJab und Go:r1bach, ,m'ese Verwal­
tungsr,efor:m, mit deI1en Durchführung dlie 
Regierung Klaus im Jahre 1 966 ei'ne eig,ene 
KommJission be.tr:aut hatte, w,ar ,auch ,nicht V1itel 
wei,ter alls über ,ei'Ille Bestandsaufnahme Mn­
CiJusgekommen. -Diiese Verw,altung.sreform, 'aJn 
der oCiJuch der Herr BundeskanzLer Dr. Ktr,eisky 
zu \Unserem Bedalue,m in Slei,ner �egi,erungs­
erkläru'IlJg nur vorbe�geredelt halt , kJann doch 
nicht da·ri,n bestehen :tl'Illd kann sich nicht darin 
ellschöpf.en, daß man eine Verw,aH:ungiSKLkiaide­
miJe schafft, daß man DienstpOISten ,a'lJlsschreibt 
Ulnd daß man auf dile Mög,hich:kJedtien de's Ein­
,sat1Jes automa'tismer DateilllverarbelitllllI191s­
a:rüagen künfti,g Bedacht nimmt !U:IlJd daß man 
im RJahmen ,eines ,großen Kompeten�ges,etZle,s 
di!e A'llf9Cl'be:n der lei!l1�ellIlJen Bundesmlin:iJsteriien 
klaI1er faßt. 

Hohes Haus ! Ich möchte ,dlilese Maßnahmen 
kJe.ine,swe:gs hagateHisLeren. Alber 'si,e IschJeinen 
nun doch 'Zu Isehr EioIT�elmaßiDlahnren bar j,eden 
Konz·eptes zu sein. Bs ,scheint UIlJS F!reibeH­
lichen eben kein Konzept für die Bewältigung 
der großen Auf,Q1abe, wi,e ,sile die Reform de,r 
StJa,a tS'Vlel'WiaUuIlig IliUln einmal da'rs,teU t, vo:r:zru­
Lieg,en. Und wenn der Her;r Bundeskam:zler lilll 
Is,eilnex Regli:e:rungserkläruIlig e.inen AppeH lan 
aUe öffentlich Bedrensteten ficht'et, ;an der 
Realisierung der Reformbestrebungen tat­
kräftig mit�uwLrken, ISO ,erhebt Isich dile Fnage : 
Wo b�eibt dlile Reform? Wo list das Konz'ept? 

Es sei die w,eJtere Fliaoge ,e,rlaubt : W'fJJS d,st 
lei,glentlich mit 'aB dien VonschJäQ1en geschehen, 
die s;eit J,ahren ,crus dien R!eihen dies öff,entt­
lichen Di:enstes 'immer wLedetr 'zum Thema 
Vierw:atltungsr:efonn ,g,emacbt wuroen? Denn 
,auch früher,e Buooesmnzler .halben die öffie'Illt­
llich Bedli,eIlJSteben laufig,efordert, VorsdlläJge zu 
IBnstatten. Und es 'si,nd Vonsmläge lerstatttet 
worden. 

Gestatlt!en Sie mir, merll11Je Damen 111nd Herren 
des Hohen Hal1lises, daß lich hier als Bul'lJdJelS­
beamter dazu etwas sage, und halten Sie das 
bitte jetZit nicht als eine inaseweise oder vi,el­

leicht naive Äußerung eines Parlamentsneu­
Hngs , der es ,eben noCh n:idlt ISO ,gut lW1edß ·UIIld 
der schon lernen 'WliId, Wlil;S hiler Igelsp'ielt w.ird. 
Erlauben Sie, daß iCh aus 25jähriger Verwal­

tungtsprexis sCiJge, daß meines Hrechtens jede 
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Verw,aIt'li'Thg'sr,eform eine ,grundlegende Vor­
ausset:run:g hiat, die zunächst erfüllt 'werden 
müßte, soll dile Reform nicht wi,eder !im Sande 
v,erla/Ufen. Diese Vierwaltungsneform müßte, ISO 
paradox ,es klingt, bei der Geslet�gebtung be­
g,mnen. Süe müßte hier lim Hohen Hause den 
Anf,ang nehmen mit der Schaffung klarer, 
übersichtlicher und verständlicher Gesetze, und 
das müß,oo inatürlich schon !bei den Re91ie'rungs­
vorll(}lgteIl begimxe'Il. Di,e V1erWla1tuDJg le�det 
unter nichts mehr ,als unber .mer Last der ihr 
aufgebürdeten Aufgaben, einer Last, die natür­
lich noch größer wird, wenn die gesetzlichen 
Vors chrJ Eten , di,e :t)u voll:z1iJeh!en ,sind, micht Igrut 
durchdacht, unv,er,stänldlich, V1era11et, der 
modJernen Entwicklung nicht ,a'!l:91epaßt sind. 
D�e FoLg,en Slilnd dalnm klar: schl,eppendJe Ver­
WlaltUIligstättgkeit, HäufUJng der AktJemück­
s,tände, Velrgrößel1U!IlJg des ßeamtenapparates 
Ulnd schließlich Kopf1ilJsbiJgk,e.it de.r StJaat,s­
finanzen durch Beamtenbesoldung . 

Wir Freiheitlichen glauben daher, daß zur 
Bewältigung der V,erwarlt'lliIllg,sne,form vliel 
mehr gehÖft, ,a.Ls der Her,r BUIlidleSlk'aJIlzler in 
seiner Regierung,serkilä!rung 6ngekÜirudJi,gt lha1. 
Wir 5:ioo der Meinung, !daß Hand /in Hand 
mit eiIl!er 'eintiacheren, V1enständlichenen Ge­
setzgebung auch eine umfassende Rechtsberei­
nigung erfülgen müßte, nicht nur die Neu­
kodifizierung und Modernisierung des Dienst­
llechbes, ISO hegrüß.enswert di:ese in Aussicht 
gestellte Initiative sicherlich ist, sondern dar­
über hinaus müßte ,e LIlIe N or'IIlJeIIliberei,Il!iglUng 
und Neukodifizierung der hesteheooen Rechbs­
ondnuIlig PLatz -greifen, müßtoe leJi,ne Aufhebung 
überflüssigler Gesetz€ ierfoLgen, müßbe ei!IlJe 
Wiederverlautbarung novellierter Gesetze ge­
schehen. Da's wär.e mcht IliUr lein erster SdlIitt 
zur Ve�rwa..Ibungsr,eform, wLe wir sehen, son­
dem darüber hma.u.s müßte auch ein ,echter 
Bei.tna,g zur Hebung der Rechtsslcherhe.it er­
folgen. 

Ich g,Laube, ohIlie dJilesen ersben Scbnitli wiJrd 

j1ede andere Maßnahrne JllUr Stückwerk Ihlei­
bien. Wlir ,enachten es daher ,aIs dni'lll9lend not­
Wieruiig, daß dLe V,erwaUungsIIefOirm in eilner 
Art konzertierten Aktion von politischer 
Wii1LenshihduoIlJg, von Verwalbung untelr Be,i­
zLehUlIlig von Fach}.eutJen :wuf dem Gebi,e1le der 
Organri.lsatJion :m.Lsammen lllIi,t der herufltichen 
In1JeressenViertr:ebulng der BedJi'eDste·fJen ,ehe­
baldtgSit im. Angr.iff genommen Wlerden süll , 
und ,wir betLachtJen leider die vom Her;rn 
Bundeskanzler in Aussicht gestellten Maß­
na!hmen alLs k!eineswegs la UlSl1ei chiend , um die 
VerWlalbung in den von luns 'aUen doch g€­
wÜIllSchben 2Justand zu bringen. Das ZJiJel ,sol1te 
doch eiiIle leilsbungsfäJbJigeI1e VerWialtung !bei 
eiJnem Mi'ndJestmaß von A.ufwaJIlld Isein. 

Hohes Haus I Der Her,r Bundeskanzl,er 
Dr. Kreisky hat den Bundesbediensteten auch 
den Dank der RiegiJerUJIlig B1USig,esprochen. Ich 
glauhe, dieser Dank der R:eglile.rullig list UIlliSO 
angebnachtJer, als die,se Bunde,sibedilensbeten 
V1�elfach heute noch unter BedJinguDJg,en ihren 
DieIlJSit ver,nichten müSlSlen, die ,s!ehr sch�echt 
SliJnd. M1an rnuß sich nur einmal ,anschauen, 
wile ffiilJnme Di8nsts'bellien des Bun.!des räum­
lich unteIigle'bmcht sind, WI�e Bedi,e.nstete, .oft 
zu dritt rund ZlU v.ileJ"t ,im. lei'Illem Zimmer ZIU­
sammeIligepfiercht, ihren Par1JelirenveIlkoenr ,ab­
wickeln müssen . Es si,nd manchJmall AJrbe:1ts­
bediI1lgllllI1lglen tim BundJesdienst lanzutI1effien, die, 
wär,e ein PI1iv,atunt:ernehmen Idafür VJeralIlt­
wortlich, zWieHellOis das EliJlJSchfieimen des 
Arhe.itsjnspektonalles nach sich Zli:ehen Iwürden. 
Aber BUllidesldlienstJsteUen lunterUeg,e'll ledlder 
nicht der Arufsichlt dies ArbeitSJinspektor,ates. 
Das igot auch ein MaJI1Jg1€I, der, gl,aulbe lich, im 
Interesse der öffe.nHich Bedilensteten heiSleib1gt 
gehört. 

Wenn die Re,g.i,e'DUngJSlerk.lärung da,vün 
spr.icht, den koofidJiniie,rten und lentsmeidlUlngls­
onienti,erten Ei,ns'alt'z von elektronischen naten­
v:eta·rbei,tungsrnaschii'llen ermögliichen zu wol­
Len, so ist das Slicherlich 'ClJUch :sehr beg:rüßens­
wert, fiaUs ,ein :dJeIiartJi'91er EilllJsabz ISOil1gfälti'g 
vOI1bereitlet und überlegt wind. 

Aber dieser Ausblick in die tedmische 
m]millfit Ulnserer VoerwaltJunJg soll IUIIlld kcmn 
doch nicht Vienglessen machen, daß die Ong,a,rui­
ISIation in Vli'e,Len V,eIiWlal·tungszwei,gen beut·e 
noch immer lIlJach albehrwündigen K,arrz1ei­
ondiliungiell ,ab läuft, daß ,es !Iliüch !Slehr vieLe 
Duenstsbell�en gibt, die mit vö;llig unrumeichen­

den unld über,al'terben ,uechniilsmen BinIlich!tun­

gen V'ersehen ,sund . 

Die Rleg1el1t1Il.giSlerkoläDUlIlig spricht von eilIlle'r 
dem modernen Industriestaat adäquaten Ver­
waltung , während heute noch Tausende 
Beamte i1hI1e Bescheide mit der Hand ,a,us­
fertigen müssen, wofür sie im Jahr, glaube 
ich, zwei Kugelschreiber und einen Tintenblei­
stift zugeteilt bekommen. (Abg. Dr. G a s p e r­
s c  h i t z: So arg ist es nicht! Zu drastisch ge­
schildert!) Es si,nd .zw.e,i GI1aphitble�sltif1le auch 
noch dabei. Di'e Bedilensibeten ISlind dah'er viIel­
flach nicht lil1l der LaJge, den Sch,I1iftVierikieihr mit 
dJen P,a,r,teilen maschri'Iliell vOf2'lUlIliehmen, Wleil 
das erfonder,lichie Schiieibpersonall reMt , W,ilJS 
'CliIlideIieflS!e.L1ls B1Uch kiein W'11ndeor ilst bei dBr 
K!Iliauserilgkteit IUnd der K,leinllichkeit, dlie ,der 
Sbcuat bei der Bezahlung dels Schre!ibpe;DSonaLs 
,an den TlaJg legt. 

Meiine Damen ,und HefIienl Derselbe Staat, 
in dem IIlIichts dalnan 'gefiunlden wird, daß man 
Sekbiorusch,efis e,rn Körber1gJeld VOlIl 3000 S !Zu­
schanzt ,  derSielbe Staat ,gibt !S;einen vertra.gs­
bediensteben Schreibkräften in. <leT d-Stufe mit 
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Ach und Kmch ,eiJne Schne:i'bzu1ClJ91e von 1 00 S. 
Werun hervorJlageIllde Leis1:rUJngen Jerbracht ,wler­
den, dann g.ilbt les, um Gottes wlillen, lIloch 
50 S .dJazJU, lund das lauch lellst ISieit 1. Juli 1 97 1 .  

Hohes Haus ! Da hr.aucht man Isich iIllicht 
ZlU wundern, wenn der öfrentliche Dilenst 
schwer unter dem M(lIngel ,an Schrei!bpersonal 
ZlU leidoo ,hat, Wie'IllIl tüch1ige Schmibkräfte 
in die Privatwirtschaft abwandern. Hier, 
glaube dch, meine Damen 'Und HeLrreD, wird 
moo Isich mehr laIs bisher leinfuUen }'ClJssen 
müssen, IUm tauf di·esem Sektor wernlligls1Jellls zu 
erträJg1imen Z,ustälnden :zru 191e1aDJgJelll. 

Meine Damen Ilmd Her.I1en ! Es Isoll ,aber 
im übrdtgen .nicht 'bestr.it,ten 'W,eI1den, daß mit 
de,r derzetiHgen Beso.1dunglsllegel'lmg, wie l51i'e 
durch die VoeI1e1nbaJl1UrlJg mit Iden viJer Gewelfk­
schaften des öffiooUichen DiJenstJes :g.egeben �st, 
sich.erlich lein SchrUt ,nach vorne ·getan wlUrde. 
Aber immer noch .gilbt 'es um.genechtfertLgtJe 
BenadItetilhltgIl]lll91en im BundesdliJenst, im Vler­
gleich zum .ße�spiiJel mit iden BediJerIllSteten der 
Ländler lumd der GemeiiIlJdJen. 

Es ,ist 'Zlum Be1spiel nicht ,einzuSlehen, WlaIiUffi 
de'r Bundesbeamte in Iseiner Laufbahn Ischlech­
ter ,gestellt wiI1d ,als der Lailldes- odler 
Gemeinldeooamte. Es iJst ndcht leiIllZ'Uls.ehoo, 
W\a11UIIl die BeföIdel1Un91srichtLiniJen für Bun­
desbeamte unbedingt rtlJIl!günsUger 'se�n müSlSien 
allS die Be:föndemmg,srichtlini'en für die Beam­
telll der Landes- '\.lind der GemetndeVlerwlaltun­
gen. 

Im Vler,g.�eich zu .den Lailldlesbe,amtlen ver­
lI1ert ein BUJllIde.sbeamter info.bge Ider ungünstJi­
gell1en Befönderung,srichHiniJen wähnetDJd seiner 
Lauthoo'll durchschnittlich letwa 'Zloon JlahJre. 
D1es:er Zusband !wind 'na1tüI1lich von den Bun­
dJelSbedilembeben als g:r·oße Ungerechtigkeit 
empIDnden. Hier richte lich ,m Ste, Herr 
Bunooskan'Zller, den Appell, durch Ang,1eich'UlIllg 
der Be.fö.rdlerungsnichtLillliJelIl Ides Bu!I1IeLes laJIl die 
<LeT Lä.nJder IhI1ell Da'nlkesworten ,an die öffienrt­
lich Bediensteten endlich einen konkreten 
Inlhal,t 71U IQleben. 

WleI1D Sie, Herr BUIlieLeskianzler, beabsich­
tigien, dlur� Schaffung ,eIDes n'euen Diloost­
rechtes der SteUUJl1Ig des Beamten lin UThSlel1em 
Staate gerecht zu werden, so muß das sehr be­
grüßt werden. Allerdings muß die Frage auf­
geworfen werden, welche Stellung eigentlich 
diese Regierung den öffentlich Bediensteten im 
Staate zuondnet, ob diese RJegiemmg lauch liJn 
den öffentlich Bediensteben, .in. den Sta,ats­
beam1:ien jene Menschen sieht, die beI1elilt Slind, 
dem StlCllat und s·eiJner .Bevölkerung iZIU dilell1len, 
d!ile in einem TreuJevle.rhä:llm:�s :DU dtiJes.em Staat 
stehe1Il, die ,auch dtiie Pflicht halben, .in und 
ClJußeT DienJSll: ihr StandesaJIlSiehen ZIU wahren, 
d!ie aber ·andeool1s.edbs auch 'erwarten kÖ'll!IlIen, 

eunen e·rhöhben Schutz Ides Staates für ilwe 
Tätiglreit zu erhalten, denn das TlieUieVlerhält­
nis, Hohes Haus, klann k,eine Ei.n!boons1lr.aße 
,sem. 

Ich werfe dJiJese F.J1aqe looswegen ,alUf, Wledl 
doch vor Münaten gewisse Schlagworte vom 
Privdl1egdenabbau 'Und von Ider Amtskiapp,e.I­
mentalität, von RegiJerungsooite IgeäJußert, auf­
hürchen .biJeß!OO.. Moo ierLnillJert sich dClJbei um 
iJn diesem Zusammenihil!IlJg .an das, w,as der 
ehemabig,e ObJefiJdeolog,e dies GeWJeriksch!afbs­
bundes, Herr Protessor Fritz K!lenner, 'gesdlniJe­
ben hat. Ich möchte den Herrn Prä:sdK::l:entelll 
iUm die ErLaubnis bttben, 'zu zitJiel1en. fu.of,eSlsor 
KLenner schri<eIb : "WtaJ1U!ID Isol,l der Staatsange­
stellIte besser g.esichert sein :als lein jledJer 
!ClJDJdelle Arbeiter oder .Ä!Djgles1JeUbe?" Und er 
Isch:nieb !an .alllrnel1er StJel1e : "Auch diJe Idurch 
D.iJenstpDagmatik 'UiIlJd UlIlkündbar}{lei:t ge­
,schützbe S1el1ung des Staatsa!IlJgesteJJlten dJSt 
eitn FoSlSlil der Ve,r.g'ClJIlJgenheit. Solche Vor­
nech:te S'imld für mam.che 'Illichts ·ClJDJdieI1es ,als ein 
R!eserv.at, .in !dem ,sich Unfämg,kJeit ulnd MLnder­
,I,eistUDJg, MißbliaJUch von Kra'nkheilts- uoo 
�e,nSliOlnsbestimmu1llgen, K.ClJs1Jengeiist fUnd IBüro­
knatLsillus 1rumme1n können."  

Ich glaube, wenn ein so. prominenter Sozia­
list eine solche Auffassung über den Stand der 
öffientllich BediJensteten ,an den T,ClJ9 ,legt, ISO 
1st doch die FIIage heI1ecb1JLgt, ·welchJe Atuf­
tiassung die so.ziaLi,stische AlJemreg:Lemlllg hat. 
Lst IsiJe ,alUch dJbeser AuffiassUlIlJg? Hier wird 
wohl leme �nasche Klärung ,nottun, Idenn rne­
mand kia:nn LetlJgnen, meine DClIIIlJen und Helf­
mn, daß IdClJS A,nsebJen Ides öffeIl!tHchJen DieDJstes 
im Sinken begriffen ist. 

Wir erLeben dlClJS doch lam ideutlichsren bei 
IUJnseI1er EXJekutiv,e. Unbeschadet der DLSikJus­
sion, ICbLe ,am FI1eitag hiler !in dJies:em Hohen 
HaU/Sie abgeführt w,eIden soll, dad lich IIlJi.r 
erlauben, doch zu Isagen, daß witr es jla vOlr 
'einigen T'ClJglen bei den ElleiJQiDlLssen lerhebt 
haben, la'Ls Bevöl.kJerulIlJg ,UIIlld IPoHZIei von drei 
SchwefV'erbrecbern in Atem IQlehalten WUJrden, 
daß die öffienthlche Memung ruicht 19ut mit 
der Ex.ekutiVie 'UIDgeg.an.gen dst. K,nitik über 
Kl1ibik WillleLe an dem VlerhaltJen der le�nZle1neiIl 
OI1galIlJe vO'rgebr.a ch t. 

Dabe.i w.tI1d ,(lIber, 'gLaube .ich, übersehen, daß 
,es in UiIliSJeI'le:r PoliZlei noch ni'E! eiJnJe ISO Igroße 
Unsicherooit gegeben hat Wlie Iglerade jetzt. 
Da wird 'Qi8'scbnie.ben, wtie ungeschickt !es von 
dem Obellwachmann WClJr, sich von z�ei 
iSchw..erbew,affneten Gangstern überwältigen :zu 
,Lassen . .Älber niJeman.d beleuchtet ,e.itg:entlich die 
Hintergründe, warum er allein diesen Einsatz 
antreten mußte, W'ClJI'Um es den P1eI1sonalmangiel 
bei de'r Pohlzei ,gibt , w,a,rum überthJaupt der 
Dienst beJi Ide'f Exek.utiv.e ·aJIl .Ä!ttDakbivität ver­
loren hat. 
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Und maJn Ilruß 'es eilglenHich 'eIlschütteI't mit­
erlleben, wenn eIDe IdI'leihulßJdert- bis v�eThun­
dlertköpfitge MffillsmenmeIlJQle vor dem Poliwi­
kommiss,ariat DOIlJaJUstaJd,t ;in "Wiilen ibelootiogt 
ZluSlieht, wi,e SchwefVIerbrecbler dias Gesetz des 
Ha,ooelirus ,aJn slich ,reiß,en und rdlafür dann noch 
aLs GeIl!tlemen belobigt 'wenden. Und die 
Po.LiZlei wird ,ausgeLacht I Lst man der MeinllIDg, 
daß !Unter dilBSIen UmstäIlJden der Be·ruf rde.s 
Polizisten aU:roaktive.r wind? 

DaJs dst doch ,alLes, Hohes HaJUs, rdi,e FoLge 
einer Entwicklung, an der die Regierung nicht 
ganz tlJIlschuLCL1g ,�st , 'e�IlJer Entwiddlung, in 
deren Vel1lauf iil1gendwo 'aJUch dias Wort vom 
Pr1V1Hegienabbau steht, ,an deren Ende ,aber 
der Vler.lrust j eglicher staatlicher Autorität 
stehen k<ann. 

Wenn ffiaJll das V1ermeidJen 'Wli1I, Hohes Haus, 
Wienn man die bestrehendIe Ordnung ISlichern 

will, d'aJIlJIl ist 'es aber notwendig , ,daß von 
der R,egi.er.un:91ssleitJe aJus n.icht TIJUr den öfiieDJt­
lich Bediensteten der Dank ausgesprochen 
wird, IsollJdemn Idaß ihn:en auch 7lU erkJen.nren 
gegeben wird, daß der Staat hinter ihnen 
steht !Und ihnen seinen Schutz ,gewährt. (Bei­
fall bei der FPo.) 

Präsident Probst: Als nächster Redner ge­
langt zum Wort der Herr Abgeordnete Doktor 
Mock. Er hat das Wort. 

Abgeordneter Dr. Mock (OVP) : Herr Präsi­
dent! Ich .btn Slehr f.rOlh, daß ich jetzt noch 
dias Wort :eriglflei:lien kJcmn, delllIl man hiat zeit­
we.Lse so den Eilllldl1uCk. ,gehabt, wälle ffiaJll 'l1IIl 
22 adler 23 Ubr mur Rede ,gekommern, wäre 
die ReglilerUJIlJgsrballl!k Leer ,geW1esen. (Wider­
spruch bei der SPO. - Abg. S k r i t e k: Sie 
ist immer voll, was wollen Sie denn?) Jla, 
mehlJe Damen !Und HeIlIlen, lalls da dI1ei R,e91�e­
rungsmitg1i'eld:er oben IsaßIeID., hatte ich <den Ein­
druck, ,es kommt viiel.Leicht le1IlJe1S T,aJges rdlie 
Shmde , wo mm sich iaJJS Abg,eoI1dnretJer noch 
bedanken wiI1d, wenn j,emaIlJd laJlif ldJer Regi!e­

rungsba.nk Slitzt. (Zustimmung bei der OVP. -
Neuerlicher Widerspruch bei der SPO.) Bitte 
lasse<ll Sire sich nicht ,so leicht drlliUe"I1en., Sie 
wenden ;sich Ihl1e EmpfiIlJdlichkJeit noch ein 
hißchen ,abigewöhnell mÜSSlen. (Abg. L i  b a 1: 
Wir sind eh nicht empfindlich!) 

Fa1f:eIlWie�Sle muß iieh Isagen, daß der Herr 
Hande,Lsminbster rUOO die FI1au StaaJtssekl1etär 
eine be.iJsp.�elbafte Ausnahme ,war,en. (Abg. 
Erich H o f  s t e t t e r: Geben Sie Noten aus? ­
Zwischenruf des Bundeskanzlers Doktor 
K r  e i s  k y.) Ich weiß SchOll, Herr BUIIlldes­
kJanzl:er, daß Sile diese Dinge 'mchit ISiehr lerIlJSt 
n:ehrmen. Süe haben Zlw,ar groß VlerkündJet, Si,e 
nehmen Kri1lik 'BDn:s:t, 'albe.r diJe PraXIis sieht 
etwas ,alndeDs aus . 

Sie haben in IhIler R;egieruIligserklänuIlJg ,eine 
gla,nZle Reihre von Ding,en laufigeZle�g.t, eilIlle 
<gIClnZle !te,me von Aufigaben auflgezählt, dJi'e 
iSichel1lich notWiEmdl1gerwei,se fUnd V1emünftJiJger­
weise in Angriff genommen ' werden müssen. 
Es geht ja nicht daJrum, daß man jleden ein­

zellßJen Vor:schla,g ,der RJegi,eDUngSierklärung 
kiribisliJe'rt, de:nn rgar mmchJes wünde :zw;ei�e.Llos 
aJuch in drer !te,g1erungserkläl1UJIlig eilnes OVP­
Regllierungschefs ;aJUfscheiinen. 

Sie halben ,es Vel1SälUInt - IdalS is't ja vo:rihin 
schon henarutsgearbeiJtet WOl1den, <UIlJd das I1st, 
gLaube ich, :geI1ClJde die Aru.fJgrabe lelinies iRiegire­
rungschetis -, Schwerpunk:te, Pll1iOll1itäten zu 

se'Wen 1IDd mit wenig:en klaren Strichen IClJD.ZU­
zeigern, W1elche LÖ!sUJIlJgsvor,schläge ,Sie Isich für 
elM'elIlJe Probleme vOIlstellern. 

S�e hahen nicht IlJUr leilIlJe Menge von. Pro­
'Memen ,anrgeI1i'SlSen, sondern ISLe haben auch 
zu ei,llJer ga:n7Jen Reihe - VOll F'ffi'gen in sehr 
sL'by,111inlilScher oder diftiuJSler Form StelluIlJg ge­
nommen. DaraJ11f komme ich noch 'etwaJs später 
:ru sprechen. 

Das GITlliIlIdprahLem Ihmr RegiierungSierOOlä­
roog, UIIlld nicht :nur der !tegiler.uIlJgserklä f'li'llJg , 
sO'Didem laJUch Ihrer RegiJenunglspoldrbik, ,1st rdi<e 
Gl'a:ubwümdigkieit Ihl1er Ausführungien. 14.000 
Wor,te, 70 l,egist�scble AnküJllJ(HgulIlJg,en oder 
VOl"lschläge : Schon ,allem lIlJach den ErfahITUJll.­
gen der Letzten leiIlJei'lllhiaLb JlahI1e bin 'ich, wlas 
die VierwirkrlicbuJllJg ,anbeLaIlJgt , ,eben Is'oor 
sk'eptisch, obwohl :es jietzt höchste Zeit list, 
nachdem Sille j a  ,eine ,absolute 'MehrheJ:it ibJaJben, 
"kLaI1e V:erhältn1sse " besi,tZlen, mit der Politik 
der permiiJlleTiiten A!nküllJd1gutIligen, mit dem 
FortschW1ii1lJgien von eillJer Sch1aJg1ieil,e ZI\l'r näch­
sten 'endgültig Schluß � machen. Wiir W1e:oden 
hier aLs 0pPOis,irtion sehr kLar ,a:uf1ieJ:ilgioo, und 

meht lIlur dem p.arl<ament, sonJd:ern ,aJUch der 
OffentLichkieit, wo dil6se 1 4.000 Worte ohne 
jede pIlak,tische KOIlJsequenz bLeiben. (Zustim­
mung bei der OVP.) 

Aber darüber hiinanJis, Her,r BUl1!deskJanzl,e,r, 
enthällt jla IhI1e Reg,iJerungtserkJlä,rung iIlJicht ·IlJUJr 
eine Fülle von Wortlen - lan das sm wi'r 
j a  ,schon lain bißchen ,gewöhnt -, rSOIIlldiem 
sie enthält auch ausgesprochen falsche Daten. 
Es tut mir leid, aber um der Klarheit willen 
muß üch di:es:es War,t !gebmuchen. 

"Das BundesmiIlJllsteriJum für W:issenschaft 
UM FOI'sch:UJIlJg hat weirteI1s Iliach mehrj ähr.Lger 
Sta.gnatian lim .dJi,eg,em Bel1eich 'erstmals I1ich­
bungW1e1sende Impulse 'gegeben und Allbeiten 
vorgenommen." Sie Sp'l1emen von eillJer mehr­
j äffilligen Sba.grlliatLon. Darf dch Ihm leilglenen 
DokJuffilente zilti<BI1en, Herr BUIlldeskJa'll.zler? LaJUt 
Fo:rschullJgshericht 1 97 1 1stiegBn die FOl1schUJngs­
ausgaben des Staates im letzten Jahr der 
OVP-R!egierung um 1 6  p.ro1ient, .m Ihrem 
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ersten Regierungsj ahr um 1 4  Prozent. Solche 
AlliSiSlaJgeIl Ihaben mH G1Cl!U!bhafti,gkJeH ,sehr 
WlentLg ZlU tun. Dile Reg�e:r:tung ,soHt,e �n ihI1en 
AUSlSagen wenig,stens mit den 'eLgenen Doklu­
menten, dile si'e dem P'adament vongel:egt hat, 
übereinstimmen. 

Als Ziel des Schulenentwicklungsprogramms 
g,e,ben Si,e lan, ,�n jteloem politiJschen Bezirk 
Ziumi'I1ldest eiine .Wiei-terführe,noe Sdrulle ZlU 'er­
:nichten. Dals ist j a  schon 'läruglSt 91elschieh.en, 
Herr Bundeskanzler I Hier sind Sie ja hintnach ! 
Dilesie FOil'lderuillJg WlUIlde voo Mini,ste,r Piffl­

Pler6evic auflgestellt fUnd Ischon 1 969 lerud­
gültLg verw.irldicht! (Rufe bei der SPO: Wo?) 
Ich nehme nicht ,an, daß SiJe Ibe,woußt d&e 
Offentlichk-e!i.t older das ParJ,ament ruH einter 
falschen Angabe 'belICllslten. wollten. Alber damm 
war es zumindest €linie ScMampel1ei. Und ,auch 
dJClIS braucht sich ,QaJs P,ClJrliaIlllent runtd die 
Offentlichkeit nicht gefallen zu lassen, vor 
allem nicht in ,eiruer R'egieif11ngrserklä'IlUllJg, 
(Zustimmung bei der OVP.) 

leh hahe schon vOlihin rgleSlCllgt, daß Sliie er­
wähnten:  "Kritik wiI1d ,sehr lemst genommen ! "  
Herr Burrudes�anZiler l  Wrenn lieh mm dile 'e!twClJS 
bHhlge Ironi1e ISO la,nslehe, d�'e reällLgie Rte,gie­
rungsmjtgJi,eder ,anläßlich die,r RJede des Ob­
malmes der :grrüßen OppOislitiO'llspa,I-tei g'e7leilgt 
blahen, iSO kllirnQ1eD di,ese pathebLschien F,etst­
s,teUungen -geg,enüber dem Pladament - auch 
nicht lSelhr 1Q1loobhiaft. Und Wlel1lll Sie ein Gesetz 
beschlließen l,asSlen, Herr Biunldes·klalll'zllex, näm­
Udl die Wehrgesetznovelle, nach eineinhalb­
jähri'ge-r Jamentab.ler Diskursls.ion , ,nach miilh­
seliger FHcka,rbeit, weil dlie RJegwJ1U[)Jgsvor­
l,age mit flast 1 00 Z'UJsatlZ- und A'bändemngs­

anträgen korrig,iert wleI1den mußte, rUnd S!ile 
,dalDlIl spätter festste11len: J,a leiS muß der �­
ständige Minlistter IsehelIl, ob ,er les durchfühmen 
ktatnJn, ansons,ten muß man 'eb.en da,rüber 
I1eden! ,  s o  �eigt dCliS auch lIlJicht von GI,aulb­
hafUgkeit, sOilidem zeLgt das von MClJnge'l ,an 
R!e,spekt ,getg,enuber ,dem ·Badament. (Neuer­
liche Zustimmung bei der OVP.) 

Wenn die ItegtiJeI1tlllllg eill1le RJegi'eI1UngsvOT­
l'a.ge einbr,ingt, ha,t sie vorher zru prü�en, ob 
das realisierbar ist, und hat das Gesetz nach­
her durchzuführen. (Erneute Zustimmung bei 
der OVP.) Danin VierW1ei.sen Sie ,auf das Relichs­
volksschul,gesetz, das lauch nur iUJIlvo.lLständ�g 
rea.Iisiert weI1den konnte. Ich hoffie, Herr 
Bundeskanzler, Sie 1gehen leilrues Tlagtes nicht 
noch weHer zurück. und holleID. fs,ich Lhre Argu­
mente aus dem Mittelalter. 

Am 8. MäI1z 1 91 1  unberz€li.chrueten der Herr 

Bunrlesmi'nister für Auswäiftige AnyelJegen­
hieiten iDr. Kiirchscbläger und id!e[' Henr BtuIlides­
'md,nister Gliatz in Wli/en ednten in1Jern<a,tiOlD!alen 
Vlertmg mit dem Heilligeill Swhl, der es e!r­
möglicbt, daß neben ,ande,I1en konfe5lSlioneHen 

PniVlabschulen ,auch dien kia/ttholitschen P,niv,at­
schrulen die rQ1esamten Lehrerkosten von de r 
öffentl;ichen HClJrud refiuIlldiJert wrenden. Dite 
Volkspa,rtei war ,immer für Ie]ne Hheral,e Rtege­
lung dilese,s Rrobieiffikpelilse/s,  Aruch laus grund­
'Sät�lichtelß Er,wägungen haben wir d1ile Gl!eich­
belhCllnd1ung sämtlicher P/rliv,abschuLen Ischon im 
Jlahl'e 1 962 v.eJ11C11ng11: und dahm rauch IdJi,eoon 
V/erhlag und die diesbezüglichen Vorschlälge 
'begrüßt. 

Delr VlertI1Cllg wllliI1de 'aID B, Mär,z 1911 UlITte/r­
schnileben, Am 15.  Juli 1911 WlUIooe ler d'em 
Na-monal,pat v0I1ge1egt, ebeIllSlo Wlite ei'llle ent­
spr,echende R:egdJenuIIglsvorl.ilJg1e. 1 4  TIClIg:e später 
WlUnde mit dien StJhlnmen .der h'euti'glen RIergite­
I"UIIl!gspar/tei der v.e.rtrag !lliIltd lauch der Gesetz­
ent'wurf ,an Iden Ausschuß 'zurückV1erwilesen. 
Dals GeSietz wurde hti:nfälU,g, wleii,l man ja larm 
Hrud!e der Legisla,turper.iode wa,r, 

Ich f,Page den �rühenen Herlrn Unter:richts­
milruilster IUnd ,auch den Her.rn AußlenlIDi/niiJster , 
was di'eSIe Unterschnift unter dlem inte,r­
rualtiionaJen V€IJ1tr,ttg eLglelIl!t1ich werrt .lIst. Am 
1 .  September · 1 91 1 'soUten l,alUt dem OeSietz­
entwurf den PriVlatschlUlen 1B,5 Mtllionen 

Schilling zukommen. Wo sind diese l B,5 Mil­
lioiIlJOO Schtilling? Sie hahen jla, Herr Bunoos­
�anz,l/e'r (Abg. J u n g w i I t h :  In der 
Kassa!) In der �aSiSia? - Wo lin delI" KtaSisa ? 
Das zru. wissen wäre .ich - sehr IinteneSSli'ert. 
(Abg, J u n g w i r  t h: In der Raiffeisenkasse!) 

Der Her'r BurnldeslmnzLer ;hat j,a noch lim 
WahIrkiampf Vier1kÜindet, daß er dilesie Un:ter­
'stütruntg ,gewählren wind und ZJU Isei,nem Worte 
'steht. Entweder, HeH Butntdesk,aruzl,er, sirud dile 
18,5 Milllioßlen Schi'llli/ng .im Budget 1 970 vor­
,g:esehen Ig,eweseIJl, dann ·kiann Isile der Heil1f 
Unte,rnichtsmiJnig,1Jer jledJerze:it auch [n f[1eiler 
V,erfÜigUing zur AlUsz-ahmng bningen, oder Isile 
WClJpen nil€. in dilesem 'Budget v ong:eselhoo , dann 
war dJi!e g:eSlamtJe Regite11Ull1igsvomlargie :ruUI ein 
Täuschungsmanöver ! (Zustimmung bei der 
OVP.) 

Wir hahen heube 'einen entsprechenden 
Gesetzentwurrf einge:bIiacht, wonach dn Hin­
kunft für sämtliche konfessionelle Privat­
scbJu�en die Lelh.rerkosten, dJile Re:rsO'IlJalkosten 
hThIlldel1tprozentig von der öffentlichen Hand 
übernom,rnen werden, WeIl!l1 Sile, He,r,r BUll1Ides­
kanzler, Ihre Zusagen nicht in der eigenen 
Fraktion durchbringen und nicht realisieren 
könruen, dtalIlJIl ,we,rden WlLr in d�es/em Fall 
dafür Sor,g,e tIleJigen. Wir haben diJe em.t­
IspI1echenden Alnträ.ge glestJellt. (Neuerliche Zu­
stimmung bei der OVP.) 

Bei solchen Aussa,gen, Henr BundJeskJanzl,er, 
bLeibt leben die Gli(llUbwüI1d1itgk,eit immer wie­

der ,auf der Streckte. (Abg. S e k a n i n a: 
Auch Ihrei) 
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Bedauernswert in diIeser RegJilerun9lserklä­
rung ist, trotz ihres großen Umfanges und 
trotz der oft 1Jiti'erten 1 4.000 Wor,oo , daß für 
unsere GemeiJl1smaft iSehr W1ichtLgle Fmgen 
nicht ,er,wähnt wurnen. Ich bringe hi,er bei­
spilelsweiJse nur dJiJe F.I1age des F.iU!aJIl'1Jaus­
g.Lelichies ,ab 1 972, eiJne ,entsche)iJdende Reglelung 
für <ulnslere Gemeinden, für Ulns'ere GemeLnde.n, 
di,e nast 50 P,r02'lent der öffentLichen IIlJV,es'ti­
tionen aufbringen, wobei wir wissen, daß der 
AJufteiLungsschlÜJssle.l neu 'gelieg,elt Wiemen 
muß, weil dli,e M:ehrwertste'liler leliJng,eführt wer­
den W1ird. - Kjein Wort darüber. Wobei Wlir 
wbsSlen, Idaß diJe V,eI1sci!tUl1dung allem lin den 
Letztle.n �ehn J ah'fen um ,pumd 20 PrOizent, w,as 
Idi,e Gemei:nden ,an.l'ilJng:t, gestiieglen 'ist, während 
ble.i den sonstLg,en GeJbiiebskörperschaften diiJe 
V,eIlscllJUlLdung nur um ietwa 1 0  Pro'1Jent g:e­
stiegen ist. Wobei wir wissen, daß die Zu­
'beilung finanziJelLer Mittel lilJIl ,dile Gemeinden 
!entscheidet über die hy,gienLsche Inf'l1astruktUlI', 
über das VeI1k,ehIlSIsyst<em in <de.n Ortschaften, 
über dj'e Maß:Illalhmetn. betI1effiend <den von 
Ihnen vielzitierten Umweltschutz, über die 
MögLichke.it, roindengärten !Zu bauen. - Kein 
Wor:t tdarüber Ln ,der R!egiJerungserk,lärung. Bs 
fiehlt . . . (Abg. L a  n c: Sind Sie Bürger­
meis ter?) Ich war BÜJJg1emneiJster . Ich danke 
'sehr, Herr KolLe'ge, für diJesen HinWleiis. Ich 
bin Isehr froh, daß lich BüI1g,ermeUlst,er walr und 
dadurch lauch mit di!esen Fir,ag,en in Kontakt 
klam. S1e machen s.ich ansmeinend über 'eine 
solche Funkion ja llJUr ,Lusbig. DClIs wälle Lhnen 
zu wenig, Herr Abgeordneter Lanc, Bürger­
meist,er /in leirller klLeiIllen lJa!IlJdgemeiOOe zu 
sein. (Zustimmung bei der avp. - Abg. 
Dr. K 0 h 1 m a i e r .' Lane ist ja der Kaiser 
von Margareten!) 

Es f,ehlt 'alUch, Heur &mdesk,ilJIlZJler, Wlenig­
ste.ns :eine glI1undsätzlicbJe AUSiSIage li,nldustn1e­
politiJscher Natur. Bezüglich der DIAG Vler­
WleilSien iSi,e .nur ,auf den Arb1kJel III Ahs. 1 
des OIAG-Gesletzes . Auch MeT wä:ne ,es riot­
wetnJdi'9 , .zumiooest mit leinilgien StrichJen ,aiIllru­
deuten, wie Sie sich die weitere Entwicklung 
im Vlerstalatlichben BeIleich vorstelLen. Aus­
,�agen über Ar.beitsmarktpolitik IUIlid Struktu'r­
politik sind hier auch nicht enthalten. 

Bevor .ich la,uf ,einzeLne FlId'9!en im Bi,Ldll'ngs­
bielleich eingleh!e, Her:r BundeskJanZJI,er, möchte 
ich hLer 21U lhDem Ang:ebot ,auf Zrus,ammen­
arbeit Stellung nehmen. Sie haben gesagt, Sie 
WlerdeJl 'sich k,einer MögJichk,elilt entsch1aJg'ell, 
dJi,esle Zusammenarbeit mit den Opposi.tions­
paJrtJei,en zu ,suchen. Ich 'g,estehe Ihnen ohne 
wleioo:r:es ,zu, daß es sich ,hLer um 'ei'I1!e poslitive 
AtuslSlaJge handelt. Wenn dieSle ZUiSlammen­
iaJrbeit j;edoch den Oba'fiaktIer zeJigt, wie Sie 
dias in Bnns v0I1glesch1aJg1en haben, nämlich 
diiJe Junktimierullig von nicht zusammeill-

g,ehöreIllden Ffla'gen der AssanJierung IUiDJd dler 
,1andwir,tschaft1ichen Ma.rktordlnung, da.nn bin 
ich !etw,as iskepbilsch. 

WIeIl!n di,e,s,es .A!ßigebot ennst ,gemeint ist 
- was ich lalIl!Il!ehmen mö ch'te , Herr Bundes­
'kanzler -, Idann WlelUoen SlLe lauch <dafür songen 
mÜSisen, daß ZlUffi Be.ispiJel ,im Ber,eJich der ver­
S'.baatlichten Inoostr1e il1Iicht WliJeder j;ene poHtJi­
sche Kopfj ägoerei beginnt, w,ie diJes Isozia1isti­

Ische Flugblätter im BeI1edch ,der Osterreichi­
Ischen MiIl!eI1a'161verw,albung fOlldern. 

Durch di,e VerwirkLichung !dler OIAG 'er­
hielt . . . (Abg. S e  k a n i n  a: Haben Sie das 
Flugblat t  gelesen? Lesen Sie das Flugblatt 
zur Gänze, Herr Kollege!) Ich habe es ZlUf 
Gä,nrre durchJgielesen. W,enn S�e woUen, können 
Si'e es InacMeslen, Herr Ko11egie . (Abg. 
S e  k a n i n a: Lesen Sie es vor! Ich habe 
es gelesen! Aber Sie nichtl) 

Durch die Verwirklichung . . . (Abg. S e  k a­
n i n a: Das ist Demagogie, was Sie hier trei­
ben! Das is t Rufmord an den Bediensteten in 
der aMVl) Nein. Leider ist es kein Rufmord. 
W,as wollen Sie mehr, .aLs daß lich Hmen das 
zeige , Hem KoLLege? I (Der Redner zeigt ein 
Flugblatt vor. - Abg. S e k a n  i n a: Das ist 
Rufmord! Ich kenne das besser als Sie! Sie 
haben keine Ahnung von solchen Betrieben!) 

Durch ,die Vie.rWlirk,liclrung der OIAG 'erohilelt 
di,e vellstaJatlich!e .( Abg. S e k a n i n a: 
Lesen Sie das Flugblatt weiter vor!) Bitbe, 
ich weiß ja,  Herr Kollege Sekanina, daß Sie 
der Zw,isch'euI1Uf<er vom Dienst ,si!IlJd. Ich 
r:espekbi:eI1e Idas lauch. Alber S]e ,sollten Ihr 
parlamentarisches KÖinnen la'ueh 'auf a'ooereTI 
Gebieten 'ZleiJgen, nicht InUT ,a,Ls Zwischenrufer 
vom Di'ens1: ! (Zustimmung bei der avp. 
Abg. S e k a n j n a: Herr Kollege, das ist 
Rufmord an den Bediensteten, was Sie da 
begehen! Außer beleidigenden .Äußerungen 
produzieren Sie hier nichts! Das ist Rufmord! 
Diese Beleidigungen werden wir uns nicht 
gefallen lassen! Lesen Sie das Flugblatt vor!) 

Durch die V,erWiirkLichung . . . (Zwischenruf 
des Abg. L j b a 1.) Hellr Kollegle Ubal ! Sie 
werden noch liang,e bflauchen, Ibis Sie miJr VOf­
schlleiben, w,as ich hiler zu sagen babe l (Zu­
stimmung bei der avp. - Abg. L i  b a I: Ruf­
mordl - Ruf bei der avp: Kritik! - Abg. 
S e k a n  i n a: Das ist eine Arbeitnehmer­
beleidigung!) 

Präsident Probst (das Glockenzeichen 
gebend) : Bitte, meilne Damen IUnd HeI1�en, sich 
im Ton und jm Ausdruck 'etWlaJS zu mäßi'9lenl 

Abgeoroneter Dr. Mock (fortsetzend): Mit 
diesem f,lugb1att Ihaben Sie und Ihre Parten­
kollegen diie Demokmme beJJe!idlitgt, Heflr 
KoUelge SekaiIllina !  Darum geht es ! (Zustim-
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mung bei der OVP. \ Ruf bei der SPO: Vor­
lesen! - Abg. S e k a n i n a: Lesen Sie das 
Flugblatt vor! - Abg. K e r n: Kommt ja 
gar nicht in Frage! - Abg. S e k a n i n a: 
Haben Sie den Mut und lesen Sie das vor! Be­
leidigen Sie nicht Hunderte Arbeitnehmer der 
OMVI Das ist eine glatte Beleidigung, Herr 
Dr. Mock! - Abg. K e r n: Ordnungsruf: "Ruf­
mord"!) 

Präsident Probst: Im bitte den Redner, fort­
zusetzen! Man kann sich noch zur Debatte 
melden! (Ruf bei der OVP: Denken Sie an 
die Dienstpostenbesetzung im Sozialministe­
rium! - Ruf bei der SPO: Ja, in Niederösler­
reich! Denken Sie an Prader!) 

Abgeordneter Dr. MoCk (fortsetzend) : Durch 
die V:erwlir,k�ichulJ1Jg der OIAG, Henr Bll!IlJdieIS­
k'aIIlz1er, erhielt dLe v.erstaatlichte IndlUJstrie 
ei..ne Dilstanz '�um pa,rteipoliitiJschen Wie chSie 1-
spiel (Ruf bei der SPO: Vom Flugblatt redet 
er nicht mehr!), die lihr 'IlIur rum Vorteil g!e­
reichte. (Zwischenruf des Abg. Dr. P r  a d e  r.) 
Die gesamtwirtschaftliche Bedeutung der ver­
staatlichten Industrie ist zu groß (anhaltende 
Rufe und Gegenrufe. - Abg. Dr. P r  a d e  r: Da 
gibt  es gar nichts zum Lachen!) IUnd di:e 
Arb.eitsplätze ,sioo 7JU 'WJeI1tvOlll, laLs daß man 
mIlsehen könnte, Herr BUIIlJelJesk,a11iZI:er, daß do.r.t 
auf diese Weisle w,ieder Unruhe ,ges,tiftet wilnd. 

Ich habe vorhitn IgeslaJg,t, IhI1e AUJSSajgJe ZillID 
notwlefllJdJ1gen Vle:rständms über Plarbei,gI1enmn 
hinweg Lst posil1:iv, ,alber solche DiJI1JgIe dürfen 
nicht einooiß'en, WleIlln srucbe AUS/Slagen 'gLauib­
Ihaft bleihen !SoHen. 

Im AbschI1litt Ü!ber die BiltdlUlllig,spolJitik haben 
Sie wörtlich fol'gerudes bemerkJt : 

"Eine Isolchle VOI1st€lUUIl1g, wOIlJach die Start­
hedi.nJg'ungen ,aUer Ig,�eich Slilnd, was alber aus 
der Gbance Igemacht wind, ,als IQlelSeHscha,ft1ich 
Z'lllätSSlige, ja wÜlIlschbane UlIlig.�eichheit :betrech­
tet Wlird, soll oormalUJs nicht kmi.tiklos ·ak:rep­
,tiJert wemen. · ·  

Am tdJas babe lich gedacht, Herr BlUJDJdes­
roam:zlier, ,als ich miT vormn Id�e BemerkU[}jg 
edaillbte, e:inig:e Lhner AusSlag'eIl !Sm doch 
etw,ClJS Isi bY'lJmis ch. 

Was bei&t das kcmkret? Wienn SLe es Il1icht 
lkI1itiklos akzeptJ�eIlen, halben SLe ,cunsmeinend 

bessere Vorstelll1ltl1gleIl. Wie ,Jlauten ISI�e? Wie 
iJnterpretier.en Sie ChainooIlig,Leichheit, di,e 50 
oft 'Zitiert :Wl1rd? 

Ich gJ'CllUbe, les ist auch der :lei'tpunkit ge­
kommen, wenn ich schon diese Forderung an 
Sre IsteHe, daß wir IStagen, was wir darr:unter 
VleriSoohen. (Anhaltende Unruhe.) 

�räsident Probst (das Glockenzeichen 
gebend) : tDcus eillle K'3pirtel �st smon abge­
schI OSlOOIl! 

Abgeordneter Dr. MoCk (fortsetzend) : Es list 
lein lerklärtes Ziel der BildulIlig5pold,bilk der 
tJsterneichrischen VQllkJSpart'e.i , dile Chcuncen 
,aLLer StClJatSibünger loof weiterJü.hfle:nde B.il­
dUllIglsw.eg'e lanzug1etimen uoo ,zu ,erhöhen. (Ruf 
bei der SPO: Seit wann?) Die angebotene 
Chanoe muß joooch durch dile LJetiJSit.IU.lIlig dies 

ein�elnen verwirkhlcht wel1den. Damit ,�elgen 
wir lauch ,ein. POSdtiVies BekiermbIlJis rum Lei­
ISttlJIliglSpr:Ln.,ziP :1m BiLdun91sweSien ,alb.  Damit 
tI1eten wir geigen IdJile systemattsche Unter­
lhöhlrulIlig der LeLstuIllglSIDotJiV1abion dlUrch Icme 
Unke ,aruf. Wirr wel1I1en uns 'gegen e im!e 
ExklJus1vitäJt des LeiStung,spIli'Il!zips, gegen eine 
,entoomarrrits1e.reIlJd!e AIIlwenJdfUlIlJg. WLr sind jle­
doch der Aufflassu!Illg, daß dars Erbringen leinJer 
l.Ieistu'Illg - tillll SiIlJIlJe 'emer IschöptieniJschJen 
TäUgkeit - tgJeIlJaJUJSo w,ie 'im wirtschaftlichen 
Beneich aruch im w.Lssensmaftllichen Ber,eich 
UIlId im künstl!eIlischien BemidJ. leLfie <BetätitWUlIlf9 
darstellt, die der menschlichen Natur zutiefst 
enbspr.icht. 

Für 'UIIlJS ist auß:erdem Bi�dru:ngspolÜtbik ,und 
die Forderung auf Bildung für alle nicht nur 

,eil1l qUJail1.titativ:es, Isondern lauch ,eil1l quaJiita-
1JiVies Anlileg,en. Auch danilll .untenscheildet Isich 
'lintSle.l1e Bildungspolitik von der sO'ziaUstismoo. 
Bildungspolitik. (Ruf bei der SPO: Gott sei 
Dank! - Abg. J u n g w i r  t h: Nur haben 
Sie versagt!) 

D�e öftetI1ltliche Haoo hat ldien OIbj'ekbiv oder 
s-ubj:ekttv :b'enachreiUgten S1JaatshüI1g,enn zu 
heUen, td1ese NachteiLe 'cuuszrugLedchen, ohmie 
Ideswegelll rdals NiVieau des BLliclJUJngIsweSle.IlJs zu· 
rSrenkien. (Abg. H o  r r: 20 Jahre habt ihr ge­
schlafen!) 

Das l.IeLsbuJIlJgsprdnzip neben laJIlIder,en LeLt­

linJiten, Wl�e 2UJIll Beispilel d1e Hi,UesteJ.lUlIl\g aus 
Isoziallen Gründen, tsteht für JUiliS lauBe,r Zweifiel. 
W müber wir reflekrt1enEm Isollten, isinJd die 
Frege des Leistrung.sinhaltes, die Fest�eguIl19 
des LeisDungszLeles UM d1e Methooen der 
DeisttlJIlJg,smessrung, .(lIber ·Illich1 tdals Le.istungs­
pllinzlip tSlelbst, das 'außer ZWJeif,eI 5teht. 

Was sonst die Wissenschaft, die Forschung 
und den Unterricht anlangt, sind wir bereit 
zur Zusammenarbeit über konzeptive Vor­
schläge, vor allem im Bereich der Schulreform. 
Ich habe das, Herr Bundesminister Sinowatz, 
gegenüber Ihrem Amtsvorgänger betont und 
möchte das auch Ihnen gegenüber wieder­
holen. Wir werden jedoch sehr genau immer 
wieder prüfen, wieweit durch irgend einen Vor­

schlag eine Einschränkung der Freiheit von 
Lehre und Forschung direkt oder indirekt 
herbeigeführt oder audl nur ermöglicht wer­
den könnte und wieweit das Niveau unserer 
Bildungswege gefährdet werden könnte. 

Wir werden die gleiche Aufmerksamkeit 
darauf verwenden, wieweit emte Unterstüt-

3. Sitzung NR XIII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)112 von 115

www.parlament.gv.at



Nationalrat XIII. GP - 3. Sitzung - 10.  November 1971 149 

Dr. Mom 

zung sozial Benachteiligten zukommt und daß 
nicht vielleicht eine Unterstützung, die man 
mit der rechten Hand gibt, mit der linken 
Hand - zum Beispiel durch eine inflationäre 
Politik - wieder weggenommen wird. 

Daß die Bildungspolitik für uns auch eine 
starke soziale Komponente enthält und wir 
möglichst vielen Menschen den Zugang zu 
den Bildungsinstitutionen ermöglichen wollen, 
zeigt j a  schon die Zahl der Mittelschüler in 
den letzten Jahren, die um 50 Prozent gestie­
gen ist, die Zahl der Schüler an den berufs­
bildenden mittleren und höheren Schulen und 
die Zahl der Maturanten. 

Ich möchte betonen, daß für die Osterreichi­
sche Volkspartei neben dem Leistungsprinzip 
unsere Bildungspolitik auCh eine starke soziale 
Komponente enthält. 

Ein Anliegen, das uns sehr stark am Herzen 
liegt, ist die Frage, wie wir den Eltern bei 
der Lösung des Problems helfen: Weldle 
Sdlule soll mein Kind besuchen? Soll ies leIinJe.n 
weiter:fühl1encren BibduJIlJ9I9W89 -beschreiten? Ln 
Wlelcher Form Isoll ,es ,ei'l1len ,w,eiterfoomnden 
B�LdIU:llJgsWleg beschmeiten? Das 'bedeuret die 
Fonderu�g llJach dem .ÄJUJsbau leIDes llhlll�aslSeIl­
den Informationssysre.ms, eilIlies BildJU11igsbera­
'hLIli91SiSy,stems für Ulnser,e Elternschaft. Das ust 
fÜlr .U1lIS ,ein ,wesentlicher Teil des modemen 
B11diulIligswesenJs. 

Herr Bundesminister ! Sile haben vor 'einigen 
T,cugen, wenm. .ich 1n der ZeitullJg .richtiJg 19Ie1esen 
habe, der OffientLichkeit einen BiL<l.Jlmgsfübrer 
ubergeben IUI1id ,damit eimJe AktiVlität fortge­
fühm, die semer2leit von BuIlideSlllüllJister Piffl­
Plercevic e!j.'IlIg,eführrt wonden ist. Aber ich 
gl a!Ulbe , Wlir soLLen ,nicht IJlJUr dieSle IJIlformation 
fortführen, wlir iSoUen ,s�e Dlach Mög,lichkeit 
,aiusdenkien. 

VrLele junge Mensch:en :scheitern bei lihrem 
potentLelllen Interesse, 'bei ilhr.er Beg,abung für 
Wlei berführenrne Bi LdJUJn9lSWleg,e , weil 'sie nicht 
darübe'r Lnformiert wenden, welche MögLich­
ikJe:ilten das BiLdJlmglSlsysf!em ,anbiletlet. 

D�e drei PlaJrteien haben hieuer lim Sommer 
ein Schül,eflbeihiUengesle.tz Ibeschlossen. Die 

Irrlonmation durch dals MilIlliisterium ·Wlar so 
manJgeIh:aftt, daß lein Groß'teil der Eltern das 
Gesetz :nicht dn .ÄJIlispnudl nehmen konnte. Auch 
Mer hat 'es ,an Information Igef,ehlt. 

He.rr Bunooskillnzl'erl Sie ,erktlär.ben laiJlJläß�üch 
dier ErtTichtung des MilJliisrerL'UIIlJS für WiJS5elIl­
!Schaft ,UIlId Fons ch'Wlg , daß dieses MiruisteriJUm 
kleine Mehr,kosten VlerurlSlacben W1eI1de . Sie 
sprechen heute von 13 Posten mehr liJn IdeT 
ZentnalV1eJ1W.alflun.g. Man Wlind sich jlCl lfiorn 
mit! der FJ1age beschäfUgen müssen, wie vlieJ.e 
Menschen dOTit arbeiten, lW'ei.l lSIi'e lauf Grund 

von Mitteln des SamaufWlanides OIdier viellieicht 
DilenstpostenzuteillLIligen .dier TIlachg.eondIlJe1Jen 
D�eIlJStstenen dorrt la:r1beiten können, sOIdaß sich 
ein Mehdaches der nahl 1 3 ,erg.ibt. 

Wenn Sile Iheute ,schon beim Gesuoohe,Hs­
mintiJsteI1ium lda2'JU Stel1unlg gelIlommen fUnd ge­
sagt haben, daß ,es in v:üelT, fünf lanJdeil1elIl Län­
denn lauch lein Ge�undheitsmints,tef1i,UlIl ,gibt, 
so muß man der V.o11sltänJdli,gk.eit Ihallber bleute 
noch immer IStagen, Idlaß ,es kielin Lanld unsere,r 
Größe mit leilll'em ,e�letIlJelIl Unterr.ichts- und 
eilllJem ,g:etJrenlIlllen WissenschafbsmilIliJste:r.1um 
gtibt. Wieder die SmWl€liz, noch SchW1eden, lIloch 
Dä'Iliemark, noch ,di,e BeinJe:wx-StaJat.en haben 

di,e NotwendiJgkteht ,eines Isolchen Mi:nllis1Jel1iu'IDls 
empruIlJdien. Am 25. September hat ldJie Freu 
BundesmtnJsller erklärt, daß dile Al1beitiSver­
hälbniJSIse :im Mi'll]sltleI1i:urrn ,ein 'IlJeues Gebäude 
notweIlidrlJg mamen. Alles list eimJ9Ie1lre1len, Wlas 
prophiezeit wanden !iJst : Mehr V.el'WlaJwIIlJ9JSauf­
w.arul, mehr D.1enstpostl€[l, mehr ScbIleibtJische 

und dUch ein nel.LeS Gebäuide l 

Ich ha'be ja nie behauptet, Herr Bulllldets­
kianzler,  daß man !em neUies Mini,stlenium oone 
Mehrkosten 'errichten kann. Solme WrundJer­
knaben OIrner WIU:rudJer:mäddren Ig�bt es }a lin 
kleiner 'Plartei. (Anhaltende Zwischenrufe.) 
Aber Wlenn man ,ein IlIeues MilIltilstJeI1ium er­
riChtet, /Sollte man dien Mut blahen � lSa'g,el1l, 
daß d� ,auch mehr kostet. Oer SteuerZlahll€r 
entdeckt es ohnehin einmal und fühlt sich 
dann 'eben w.teder getäruscht illlnd lbetrOigen. 
(Zustimmung bei der OVP.) 

W,as dte AktiV'itäten tdJ1eses Minisrteriums 
anlangt, hätten s,ie genauso gut oder genaUJSo 
srn!,echt - Wlile man es ,eben nimmt - Im 
·ei'llem DunidesminiJster,irum für UnternichJt runter 
Milnister Gl1atz ,edediJgt w,e,nden kÖImen. Ich 
trtaJU.€ llmen das ZIU, Herr Abgeo,rrlneterl Der 
Herr BtlJIlJdesk!anzler hat Imen das oftienbar 
.nicht ZiUtgetr,au:t. (Erneute Zustimmung bei der 
OVP. - Ruf bei der SPO: Das war ein 
besserer Minister als Siel) 

Mir fehlt, Herr Bundeskanzler, in diesem 
Zusammenhang ein klares Bekenntnis zur 
Freiheit von Forschung und Lehre an unseren 
Universitäten. Sie würden vielleicht sagen, 
das ist für Sie eine Selbstverständlichkeit. 
ICh mödlte das auch gar nicht in Abrede 
stellen. Aber gerade dort, wo unter sozialisti­
scher Verantwortung Hochschulreformen 
durchgeführt wurden, ist j enen Kräften neu­
linker Herkunft ein Einbruch gelungen, die 
von der Freiheit von Forschung und Lehre 
schon gar niChts halten. 

Die Berliner Homschulreform, von der dor­
tigen regierenden Sozialistischen Partei 
durchgeführt, ist danebengegangen und ist 
nicht nur das bekannteste Beispiel für eine 
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eindeutige Niveausenkung, sondern auch ein 
Beispiel dafür, wie unter dem Mißbrauch 
pseudodemokratischen Vokabulars die In­
toleranz sich breitmacht und unter Forderung 
der Gewalt gegenüber Personen und Sachen 
offen die Geistesfreiheit eingeschränkt wird. 

Wenn Sie mit Professoren, die der 
Sozialistischen Partei Deutschlands angehören, 
sprechen, so sind Sie nicht nur sehr besorgt 
darüber, sondern gestehen zumindest im per­
sönlichen Ge spräch zu, daß diese Hochschul­
reform ein Mißerfolg war. 

Ich begrüße es, Herr Bundeskanzler, daß Sie 
und die sozialistische Regierung die grund­
sätzliche Aussage über die studentische Mit­
bestimmung übernommen haben, die seiner­
zeit zur Zeit der OVP-Alleinregierung, in der 
parlamentarischen Hochschulkommission fest­
gelegt worden Lst, wo die Rede war vom 
Organisationsprinzip der ' nach Qualifikation 
gestuften Mitbestimmung und Mitverant­
wortung aller am Wissenschaftsprozeß Betei­
ligten. 

Aber dazumal wurden nicht nur Grund­
sätze festgelegt, sondern auch konkrete Akte 
gesetzt. Die Mitbestimmung wurde in den 
Studienkommissionen verwirklicht. Sie wurde 
durch das Kunsthochschul-Organisations­
gesetz an den Kunsthochschulen verwirklicht, 
sie wurde im Klagenfurter Hochschulmodell 
verwirklicht, während seit eineinhalb Jahren 
auf dem Gebiete der studentischen Mitbestim-

anderen Vertretung skörpern , begrüße ich es 
auch, wenn die Wissenschaft gesellschafts­
relevante Wirkung entwickelt. 

Wenn dieses Parlament bisher weder einen 
wissenschaftlichen Personalstab noch die 
Abgeordneten die genügende Anzahl qualifi­
zierter Mitarbeiter besitzen, so ist es umso 
dringender, hier die natürliche und notwen­
dige Hilfestellung der Wissenschaft auch in 
unserem Parlament zu verankern und dort, 
wo sie in Ansätzen vorhanden ist, auszubauen, 
aber nicht die Wissenschaft an den Hoch­
schulen und Universitäten politisch zu mani­
pulieren. (Zustimmung bei der OVP.) 

Ich habe das ldeSlWletgien mit laUer DeiUtl.ichlmit 
aUlSIge spro ehen , Herr Bundeskianzber, [licht, 
weH .ich Ihnen !dillS unt1ens1Je1l1en möcht,e, Ison­
denn Wleil Wl�r nicht Wlarten dÜlr.f1en, .bits be:i :uns 
der 'gleiche Schaden lelitntnitt, Ider ISlich .in 
IaJIlIde,I1en LäJndenn Ig,ezeigt hat. (Erneute Zu­
stimmung bei der OVP.) 

Hem BlullicLeskian1Jberl Sile haben 'in Ihrler 
l{iede vom 22. Apri,l 1966, la,Ls Bundeskan:ziJ.:er 
Dr. Klaus IseimJe RJegi'eruI1l9SierkläJrulllJg ,rubge­
gehen hat, hier Igesagt : 

, /Denkien Ste doch" H€rr BUindes-
kia'nzl'er - ,ran 1di1e ischwJilm,�gen ,innerösber­
mich1smen Hrobleme, di,e kommen WIenden. 
Wir WIenden Ia.Ues tun mÜlsslen, um eine 'Wirt­
schJaft�ichie ZWletite.iLullig Osterreichs :ml vler­
hmdern. . .  Denk!en Si'e lan dile IschWl�erJ'91en 
wirtschlaftliiehen VenhältJnissie iUlllld a.n den IstäJn-

mung nichts Neues geschehen ist, sondern d1gsn InflJaJbionsdJl1Uck, >dem wilr il11 d1eill l11ächsten 
höchstens von uns gesetzte Maßnahmen aus- Monaben lund vliel1eicht Jahren ,a'Usgles'etzt Isein 
gedehnt worden sind. wendien . . .  

Im Entwurf des Universitätsorganisations­
gesetzes findet sich dieser Grundsatz zwar 
im Vorwort, aber im Gesetzestext ist eben 
wieder die Drittelparität als eine Art Fetisch 
für diese Probleme der. Mitbestimmung ver­
ankert. 

'Wir verlangen die Fortführung der Hoch­
schulreform, wie sie Minister Piffl-Percevic im 
Allgemeinen Hochschul-Studiengesetz als 
innere Hochschulreform begonnen hat. Wir 
verlangen sie mit der Fortführung einer 
organisatorischen Reform, die die Möglich­
keiten der Lehre und Forsdmng erhöht und 
nicht einschränkt. 

Universitäten sind Einrichtungen, die primär 
der Lehre und Forschung, der Bildung und 
der wissenschaftlichen Berufsbildung dienen, 
und nicht der politischen Auseinandersetzung. 
Die politische Auseinandersetzung benötigt 
die wissenschaftlichen Erkenntnisse und Mit­
arbeiter . .Aber dort, wo sich die politische 
Auseinandersetzung gemäß der Verfassung 
abspielt, nämlich in den Parlamenten und 

Wi,e das Wirtschafbsw,achlstum und dl�e 
Prle,1S1entWli�lullig wähiiend der OVP-.A!ltlein-
11egileOOl1lg 19'ereEgt hat, w,ar man Slieh damals 
dJ1eser P,robleme IbeWlUßt und hia1t Isile laJUch in 

den Gl1iff -bekommen. (Beifall bei der OVP.) 

Was den ständigen Inflationsdruck anlangt, 
den wir j etzt haben, war es Ihrer Regierungs­
zeit überlassen, ihn in Osterreich einzuführen I 
Wir werden ihm nicht ausgesetzt sein, wir sind 
:ihm Ja heute schon ·ausgesetZ't. Es geht Idabe:i 
um das Einkommen der ärmeI1en :Mitbü11ger. 
Es ,geht l\1IIl die InViestitioJlJS/knaft UI1ISer:eir 
UnbeI1I1!ehmu'l1igen. Hs 'geht um dite linter­
nationale Wlettbe.weI1bsfäMgkei't , und es 19Ioot 
n:icht :Z1l11!et�t um die A.:r:beitsplät�e. 

Das �apital ,an GLa'UlbhafUgk!eit leines Polli-
1:.i�el1s !Und StJarutsmarmes list ,nicht lUIIlJenschöpf­
hieh. Herr Bruindeslklanzler, SEe köI1mIen sagen: 
Das 11st me1ne Sache ! Aber lauch Idiie 01a1U!b­
haf'btg,kieit leiJner demokr,abischen StooktUJr :1st 
nicht iUubeg,I'8nzt ,sbfoa:pa:zJi:er:har. Die Oppo­
sition, j,a :e1glenbl1kh 'wir 1(i,1Ie, haben ein 
eminentes Interesse daIlCl'n, daß dieSle demo-
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kmabisme S1lITUktur ;nicht uIllterminilert oder 
glefähl1det, ,sOIlidem ,a'UlSigebanI't würl. 

Wiir WlerdJen Ü'beI1all dort, wo SI1e dem Par­
lament gute Ideen und gute Vorschläge vor-
1egen, :rur Zus.ammEmarbeilt bereit ISI8m. Wdr 
WleDden VOiIldeI1grünJdi'Q1e Popu1ar:itä1lshaJschereli 
und sOllialiJst1sche PoLitik lahlienneIl. Wd.r 
W1e:ndlen MälThg,el kdtiSli,eren, rund die VOIIl Ihnen 
erwäJhn1le ZiUJsa:mmeIlJaJrbeät, Herr BlUIlldes­
Imnzl:eT, Idarf kevne Evnbahn ,Sle,in, Isonde:rn wir 
rechIlJen damit, daß für VOI1Sch1lägle dJer Oppo­
sition auch die Zusammenarbeit milt der R'egie­
rungsfllaktion Igelgehen list. 

.Die V!erf.ClJSSiUIlJg Igibt, wenn auch in dilels:em 
HalUis,e 1ll0ch Inicht mateT�eJ,l VJeliwirkiLicht, al,lleIl 
Rarteien, der ThegieIUngsparbei 'UJl1Jd iden Oppo­
sdtioIlJspal'beti'eln, Chanoengleichhe1t. Seien Sie 
V'eI!sicbJert, Herr Bundelsk,anzlier, wir werdeIl 
diese ChaillC'engleichheit zu nürZien wissen. 
(Anhal tender Beifall bei der avp.) 

Präsident Probst: Zum Wort ist niemand 
mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Wir gelangen nunmehr zur A b  s t i m­
m u n g über den E n t s c h I i e ß u n g s­
a n t r a g der Abgeordneten Dr. Kohlrnaier 
und Genossen betreffend die Milderung der 
Lohn- und Einkommensteuerprogression, 
(S. 81 .) 

Es ist die namentliche Abstimmung begehrt 
worden. Die namentliche Abstimmung ist von 
25 Mitgliedern des Nationalrates verlangt 
worden. Ich habe sie daher durchzuführen. Die 
Stimmzettel, die zu benützen sind, tragen den 
Namen des Abgeordneten und die Bezeich­
nung "Ja" oder "Nein" .  Ich bitte die Abgeord­
neten, ihre Plätze einzunehmen. 

Ich bitte j ene Abgeordneten, die für den 
Antrag der Abgeordneten Dr. Kohlmaier und 
G enossen stimmen, Ja-Stimmzettel, j ene, die 
gegen den Antrag stimmen, Nein-Stimmzettel 
abzugeben. 

Mit ,Ja" s timmten die Abgeordneten 

Bauer, Blenk, Brandstät ter, Breiteneder, 
Broesigke, Brunn er, Burger, Deutschmann, 
Ermacora, Fachleutner, Fiedler, Fischer 
Rudolf, Frauscher, Frodl, Gasperschitz, Gorion, 
Gradinger, Gral, Hagspiel, Hahn, Haider, 
Halder, Hanreich, Harwalik, Helbich, Hietl, 
Holstetter Karl, Huber, Hubinek, Josseck, 
Kammerhofer, Karasek, Kaufmann, Keimel, 
Kern, Kinzl, Kohlmaier, Koller, König, Koren, 
Kotzina, Krainer, Kranzlmayr, Lanner, Let­
maier, Linsbauer, Maleta, Marwan-Schlosser, 
Meißl, Minkowitsch, Mitterer, Mock, Moser 
Eduard, Mussil, Neuner, Ofenböck, Pelikan, 
Peier, Prader, Regensburger, Sallinger, Sand­
meier, Scherrer, Schlager An ton, Schleinzer, 
Schmidt, Schmitzer, Schrot ter, Schwimmer, 
Scrinzi, Staudinger, Steiner, Stix, Stohs, 
Suppan, Tödling, Tschida, Vetter, Wedenig, 
Westreicher, Wieser, Withalm, Zittmayr; 

mit "Nein" stimmten die Abgeordneten 

Albreeht, Androsch, Babanitz, Benya, Blecha, 
Brauneis, Broda, Czernetz, Dobesberger, Egg, 
Firnberg, Fischer Heinz, FIeischmann, Früh­
bauer, Gratz, Haas, Haberl, Hager, Häuser, 
Heinz, Hellwagnec, Hobl, Hofs tetter Erich, 
Horejs, Horr, Jungwirth, Kerstnig, Kittl, 
Kostelecky, Kreisky, Kriz, Kunstätter, Lanc, 
Lehr, Libal, Lukas, Luptowits, Maderthaner, 
Maier Kurt, Marsch, Mayr Hans, Metzker, 
Mondl, Moser Josef, Mühlbacher, Müller, 
Murowatz, Neuhauser, Nittel, Ortner, Pansi, 
Pay, Pichler, Pfeifer, Pölz, Radinger, Reinhart, 
Robak, Rösch, Samwald, Scheibengraf, 
Schieder, Schlager Joset, Schnell, Schranz, 
Seda, Sekanina, Sinowatz, Skritek, S tari­
bacher, S teinhuber, Steininger, Slögner, Ströer, 
Teschl, Thalhammer, Tonn, Treichl, Tull, 
Ulbrich, Veselsky, Weihs Oskar, Weisz 
Robert, Wielandner, Wille, Willinger, Wink­
leT, Wodiea, Wuganigg, Zankl, ZingleT. 

P.räsident Probst: Die Tagesordnung ist 
erschöpft. 

Die Beamten des Hauses ersuche ich, die 
Stimmzettel in den ihnen zugewiesenen Bank­
reihen einzusammeln. (Beamte des Hau.ses 
sammeln die Stimmzettel ein.) 

Die n ä c h s t e Sitzung des Nationalrates 
berufe ich für Freitag, den 1 2 ,  November 

Ich lersuche 1 97 1 ,  um 9 Uhr mit folgender Tagesordnung r>ie Absbimm.rung ,ist helende't. 
diJe Belamten ,des Hauses, j,eder für Isich die ein : 

Sbimmenzähhmg vorzunehmen und mir IdCIJs 1 .  Erklärung des Bundesministers für Finan­
Engeihnis sofOl1t mitZlUbeHen. (Beamte des zen zur Regierungsvorlage betreffend das 
Hauses nehmen die Stimmenzählung vor,) Bundesfinanzgesetz für das Jahr 1 972 (2 der 

Ich 'gehe das AbsttmmUJngs:el1g'Bbnts hekiannt : Beilagen) 

Abgegebene Stimmen 1 74, Davon Ja-Stimmen 2. Debatte üb.er die Erklärung des Bundes-
83, Nein-Stimmen 9 1 .  ministers für Justiz i n  der Sitzung des 

Der AJIÜl1C1Jg der Abg,eordneben Kohlmaier Nationalrates vom 1 0. November 1 97 1  

und GenoS/sen :1st somit lahg,eleihnt. Die Sitzung ist g e  s c  h l o s 5 e n. 

Schluß der Sitzung: 21 Uhr 50 Minuten 
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